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prüfers (Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer – BS WP/
vBP)
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über die Rechte und Pflichten bei der Ausübung der Berufe 

des Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buchprüfers
(Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer –

BS WP/vBP)
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unter Berücksichtigung der Änderung der Berufssatzung 
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Satzung der Wirtschaftsprüferkammer
über die Rechte und Pflichten bei der Ausübung der Berufe 

des Wirtschaftsprüfers und des vereidigten Buchprüfers
(Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer –

BS WP/vBP)

Vom 21. Juni 2016 (BAnz AT 22.07.2016 B1)
in Kraft getreten am 23. September 2016 (BAnz AT 04.10.2016 B2)

unter Berücksichtigung der Änderung der Berufssatzung 

vom 4. Dezember 2019 (BAnz AT 02.01.2020 B2)
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Teil 1: 
Allgemeine Berufspflichten 

§ 1 
Grundsatz 

(1) 1WP/vBP haben ihren Beruf unabhängig, gewissenhaft, verschwiegen und eigenverant-
wortlich auszuüben (§ 43 Absatz 1 Satz 1 WPO). 2Sie haben ihre Pflichten verantwortungs-
bewusst und sorgfältig zu erfüllen (§ 17 Absatz 1 WPO). 3Innerhalb und außerhalb der Be-
rufstätigkeit haben sie sich des Vertrauens und der Achtung würdig zu erweisen, die der Be-
ruf erfordert (§ 43 Absatz 2 Satz 3 WPO). 

(2) 1WP/vBP haben sich jeder Tätigkeit zu enthalten, die mit ihrem Beruf oder mit dem Anse-
hen des Berufes unvereinbar ist. 2Sie haben sich der besonderen Berufspflichten bewusst zu 
sein, die ihnen aus der Befugnis erwachsen, gesetzlich vorgeschriebene Bestätigungsver-
merke zu Abschlüssen oder Prüfungsvermerke über Nachhaltigkeitsberichte zu erteilen (§ 43 
Absatz 2 Satz 1 und 2 WPO) und ein Siegel zu führen (§ 19). 

§ 2 
Unabhängigkeit 

(1) 1WP/vBP dürfen keine Bindungen eingehen, die ihre berufliche Entscheidungsfreiheit be-
einträchtigen oder beeinträchtigen könnten. 2Sie haben ihre persönliche und wirtschaftliche 
Unabhängigkeit gegenüber jedermann zu bewahren. 

(2) Es ist insbesondere berufswidrig,  
1. unbeschadet des Artikels 4 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 für Tätigkeiten nach § 2 Absatz 1 

und 3 Nummer 1 und 3 WPO Vereinbarungen zu schließen, durch welche die Höhe der Vergütung 

vom Ergebnis der Tätigkeit als WP/vBP abhängig gemacht wird (§ 55 Absatz 1 Satz 1 WPO), 

2. für Tätigkeiten nach § 2 Absatz 2 WPO Vereinbarungen zu schließen, durch welche die Höhe der 
Vergütung vom Ausgang der Sache oder vom Erfolg der Tätigkeit des WP/vBP abhängig gemacht 

wird oder nach denen der WP/vBP einen Teil der zu erzielenden Steuerermäßigung, Steuerer-

sparnis oder Steuervergütung als Honorar erhält; dies gilt nicht bei Vereinbarungen im Einzelfall, 
wenn der Auftraggeber bei verständiger Betrachtung ohne die Vereinbarung eines Erfolgshonorars 

von der Rechtsverfolgung abgehalten würde (§ 55a Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 WPO), 

3. die Vergütung für gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen und gesetzlich vorgeschrie-
bene Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten über Nummer 1 hinaus an weitere Bedingungen zu 

knüpfen; diese darf auch nicht von der Erbringung zusätzlicher Leistungen für das geprüfte Unter-

nehmen beeinflusst oder bestimmt sein (§ 55 Absatz 1 Satz 3 WPO), 
4. einen Teil der Vergütung oder sonstige Vorteile für die Vermittlung von Aufträgen, gleichviel ob im 

Verhältnis zu einem WP/vBP oder Dritten, abzugeben oder entgegenzunehmen (§ 55 Absatz 2 

WPO), 
5. Mandantenrisiken zu übernehmen oder 
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6. Versorgungszusagen von Auftraggebern anzunehmen. 

§ 3 
Verbot der Vertretung widerstreitender Interessen 

(1) 1WP/vBP dürfen nicht tätig werden, wenn sie einen anderen Auftraggeber in derselben 
Sache im widerstreitenden Interesse beraten oder vertreten bzw. beraten oder vertreten ha-
ben. 2Das Verbot nach Satz 1 gilt auch für alle mit dem WP/vBP in derselben Sozietät oder 
Berufsgesellschaft oder durch ein Netzwerk verbundenen WP/vBP. 3Satz 2 gilt nicht, wenn 
durch Schutzmaßnahmen sichergestellt ist, dass Interessen der Auftraggeber nicht gefährdet 
sind und diese nach Information über die Art des Interessenkonflikts sowie die getroffenen 
oder zu treffenden Schutzmaßnahmen der Beratung oder Vertretung zugestimmt haben. 4Die 
Auftraggeber sind gesondert zu unterrichten und es ist deren ausdrückliche Zustimmung ein-
zuholen, wenn Art und Bedeutung des Interessenkonflikts dies erfordern. 

(2) 1WP/vBP dürfen im Übrigen mehrere Auftraggeber in derselben Sache nur beraten oder 
vertreten, wenn ihnen ein gemeinsamer Auftrag erteilt ist oder alle Auftraggeber einverstan-
den sind. 2Eine vermittelnde Tätigkeit im Auftrag aller Beteiligten ist zulässig. 

§ 4 
Gewissenhaftigkeit 

(1) WP/vBP sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben an das Gesetz gebunden, haben sich über 
die für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu unterrichten und diese und fachli-
che Regeln zu beachten.  

(2) WP/vBP dürfen Leistungen nur anbieten und Aufträge nur übernehmen, wenn sie über 
die dafür erforderliche Sachkunde und die zur Bearbeitung nötige Zeit verfügen. 

(3) WP/vBP haben durch eine sachgerechte Gesamtplanung aller Aufträge die Vorausset-
zungen dafür zu schaffen, dass die übernommenen und erwarteten Aufträge unter Beach-
tung der Berufsgrundsätze ordnungsgemäß durchgeführt und zeitgerecht abgeschlossen 
werden können.  

(4) Treten nach Auftragsannahme Umstände ein, die zur Ablehnung des Auftrages hätten 
führen müssen, ist das Auftragsverhältnis zu beenden. 

§ 5 
Fachliche Fortbildung 

(1) 1WP/vBP sind verpflichtet, sich fachlich fortzubilden (§ 43 Absatz 2 Satz 4 WPO). 2Die 
Fortbildung soll die Fachkenntnisse, die Fähigkeit zu ihrer Anwendung sowie das Verständ-
nis der Berufspflichten auf einem ausreichend hohen Stand halten. 3WP/vBP erfüllen ihre 
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Fortbildungsverpflichtung durch Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen als Hörer oder als 
Dozent sowie durch Selbststudium. 

(2) 1Zu den Fortbildungsmaßnahmen gehören Fachveranstaltungen (Vorträge, Seminare, 
Diskussionsgruppen oder ähnliche Veranstaltungen). 2Unerheblich ist, ob sie durch Dritte 
oder durch die Praxis selbst organisiert und ob sie der Öffentlichkeit oder nur Mitarbeitern 
der Praxis zugänglich sind. 3Zu den Fortbildungsmaßnahmen gehört auch die Absolvierung 
von IT-gestützten Fachkursen (E-Learning, Web-based Training), wenn die Dauer der Teil-
nahme nachgewiesen werden kann. 4Der Teilnahme an Fortbildungsmaßnahmen gleichge-
stellt sind die schriftstellerische Facharbeit, die Tätigkeit in externen oder praxisinternen 
Fachgremien sowie die Tätigkeit als Dozent an Hochschulen. 

(3) Zum Selbststudium gehört insbesondere das Lesen von Fachschrifttum. 

(4) 1Die Fortbildung muss sich auf die in §§ 2, 129 WPO genannten Tätigkeiten beziehen 
und geeignet sein, die in Absatz 1 Satz 2 genannten Kenntnisse und Fähigkeiten zu verbes-
sern. 2Sie soll ihren Schwerpunkt in der ausgeübten oder beabsichtigten Berufstätigkeit des 
WP/vBP haben. 3Bei WP/vBP, die Abschlussprüfungen vornehmen oder Nachhaltigkeitsbe-
richte prüfen, muss die Fortbildung in angemessenem Umfang die Prüfungstätigkeit (§§ 2 
Absatz 1, 129 Absatz 1 WPO) betreffen. 

(5) 1Die Fortbildung soll einen Umfang von 40 Stunden jährlich nicht unterschreiten. 2Hiervon 
müssen 20 Stunden auf die in Absatz 2 genannten Fortbildungsmaßnahmen entfallen; diese 
sind unter Bezeichnung von Art und Gegenstand für Nachweiszwecke zu dokumentieren. 
3Die Mindeststundenzahl nach Satz 2 kann auch durch Bildungsmaßnahmen nach § 57a Ab-
satz 3 Satz 2 Nummer 2, Absatz 3a Satz 2 Nummer 4 WPO erbracht werden. 

§ 5a  
Spezielle Fortbildung als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichterstattung nach 

§ 13d Absatz 3 WPO 

(1) Der Umfang der speziellen Fortbildungsveranstaltung nach § 13d Absatz 3 WPO muss 
mindestens 40 Stunden umfassen. Die spezielle Fortbildungsverpflichtung kann durch Teil-
nahme an einer Fortbildungsveranstaltung als Hörer oder als Dozent erfüllt werden.  

(2) Zur Form der speziellen Fortbildungsveranstaltung gilt § 5 Absatz 2 entsprechend.  

(3) Die spezielle Fortbildung ist der WPK durch eine Teilnahmebescheinigung des Fortbil-
dungsveranstalters nachzuweisen. Aus der Teilnahmebescheinigung muss der Inhalt und die 
Dauer der Teilnahme an der Fortbildungsveranstaltung zu entnehmen sein.  

(4) Die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstaltung darf im Zeitpunkt des Registrierungs-
antrages nicht länger als zwei Jahre zurückliegen. Für Registrierungen nach § 13d Absatz 3 
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WPO i. V. m. § 140 Absatz 2 WPO gilt, dass die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstal-
tung nicht vor dem 5. Januar 2023 (Inkrafttreten der Richtlinie [EU] 2022/2464) liegen darf.  

(5) Die Teilnahme an einer speziellen Fortbildungsveranstaltung nach § 13d Absatz 3 WPO 
wird einmalig mit 10 Stunden auf die allgemeine Fortbildungsverpflichtung nach § 5 Absatz 5 
Satz 2 angerechnet.  

§ 6 
Qualifikation, Information und Verpflichtung der Mitarbeiter 

(1) WP/vBP haben bei der Einstellung von Mitarbeitern deren fachliche und persönliche Eig-
nung zu prüfen.  

(2) Die Mitarbeiter sind nach Maßgabe ihrer Verantwortlichkeit über die Berufspflichten sowie 
über das in der Praxis eingerichtete Qualitätssicherungssystem zu informieren.  

(3) Sie sind vor Dienstantritt auf die Einhaltung der Vorschriften zur Verschwiegenheit, zum 
Datenschutz und zu den Insider-Regeln sowie der Regelung des Qualitätssicherungssys-
tems zu verpflichten; dies ist zu dokumentieren. 

§ 7 
Ausbildung und Fortbildung der Mitarbeiter  

(1) 1WP/vBP haben für eine angemessene praktische und theoretische Ausbildung des 
Berufsnachwuchses und die Fortbildung der fachlichen Mitarbeiter zu sorgen. 2Die Aus- und 
Fortbildung muss strukturiert sein und inhaltlich die Tätigkeitsbereiche des fachlichen Mitar-
beiters betreffen.  

(2) WP/vBP dürfen Mitarbeitern Verantwortung nur insoweit übertragen, als diese die dafür 
erforderliche Qualifikation besitzen.  

(3) WP/vBP sollen ihre fachlichen Mitarbeiter in angemessenen Abständen beurteilen. 

§ 8 
Sicherung der gewissenhaften Berufsausübung 

(1) 1Zur Sicherung der gewissenhaften Berufsausübung haben WP/vBP in einem angemes-
senen Verhältnis zu Art, Umfang und Komplexität der beruflichen Tätigkeit der Praxis ste-
hende Regelungen zu schaffen, zu überwachen und durchzusetzen (§ 55b Absatz 1 WPO). 
2Sie haben die Einhaltung der Berufspflichten in ihrer Praxis in angemessenen Zeitabstän-
den zu überprüfen und Mängel abzustellen. 

(2) 1Bei Abschlussprüfungen und Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten, die nicht in den 
Anwendungsbereich des Vierten Teils fallen und bei denen ein § 322 HGB nachgebildeter 

#RV0010
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



9 

 

Bestätigungsvermerk oder ein § 324i HGB nachgebildeter Prüfungsvermerk erteilt wird, sind 
die Regelungen des Qualitätssicherungssystems für Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
und Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB entsprechend anzuwenden 
(Teil 4 Abschnitt 2). 2Die Anforderungen an das Qualitätssicherungssystem folgen aus den 
spezifischen Gegebenheiten der Praxis des WP/vBP und sind insbesondere von Art und Um-
fang sowie Komplexität der vom WP/vBP durchgeführten Abschlussprüfungen Prüfungen 
nach Satz 1 abhängig (§ 50 Absatz 1 Satz 2). 3Soweit Bestätigungsvermerke nach ISA 700 
oder Prüfungsvermerke nach ISSA 5000 erteilt werden, sind die hierfür relevanten Qualitäts-
sicherungsregeln einzuhalten. 

§ 9 
Umgang mit fremden Vermögenswerten 

(1) 1WP/vBP haben anvertraute fremde Vermögenswerte von dem eigenen und anderen 
fremden Vermögen getrennt zu halten und gewissenhaft zu verwalten. 2Über fremde Vermö-
genswerte sind gesonderte Rechnungsunterlagen zu führen. 3Geld und Wertpapiere sind bei 
Verwaltung entweder auf den Namen des Treugebers oder auf Anderkonten anzulegen. 
4Durchlaufende fremde Gelder sind unverzüglich an den Empfangsberechtigten weiterzulei-
ten. 

(2) 1WP/vBP dürfen fremde Vermögenswerte, die ihnen zweckgebunden anvertraut worden 
sind, zur Deckung eigener Kostenforderungen (Honorare, Vorschüsse und Auslagenersatz) 
nur verwenden, wenn sie hierzu ausdrücklich ermächtigt worden sind. 2Soweit Aufrechnung 
und Zurückbehaltung zulässig sind, bleiben diese Rechte unberührt. 

§ 10 
Verschwiegenheit 

(1) WP/vBP dürfen Tatsachen und Umstände, die ihnen bei ihrer Berufstätigkeit anvertraut 
oder bekannt werden, nicht unbefugt offenbaren. 

(2) 1WP/vBP haben dafür Sorge zu tragen, dass Tatsachen und Umstände im Sinne von Ab-
satz 1 Unbefugten nicht bekannt werden. 2Sie haben entsprechende Vorkehrungen zu tref-
fen.  

(3) Die Pflichten nach Absatz 1 und 2 bestehen nach Beendigung eines Auftragsverhältnis-
ses fort. 

§ 11 
Verbot der Verwertung von Berufsgeheimnissen 
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1Erhalten WP/vBP bei ihrer Berufsausübung Kenntnis von Tatsachen und Umständen, insbe-
sondere geschäftlichen Entschlüssen oder Transaktionen, die ihre Auftraggeber oder Dritte 
betreffen, so dürfen sie diese Kenntnis weder für sich noch für Dritte unbefugt verwerten. 
2§ 10 Absatz 3 gilt entsprechend. 3Kann für einen verständigen Dritten der Eindruck entste-
hen, dass eine Verwertung zu besorgen ist, dürfen die diese Besorgnis begründenden Um-
stände nur dann herbeigeführt oder aufrecht erhalten werden, wenn die vom Verwertungs-
verbot geschützte Person zustimmt. 

§ 12 
Eigenverantwortlichkeit 

(1) WP/vBP haben unabhängig von der Art der beruflichen Tätigkeit (§ 38 Nummer 1 Buch-
stabe d WPO) ihr Handeln in eigener Verantwortung zu bestimmen, ihr Urteil selbst zu bilden 
und ihre Entscheidungen selbst zu treffen. 

(2) Es ist nicht erlaubt, berufliche Tätigkeiten zu übernehmen, wenn die geforderte berufliche 
Verantwortung nicht getragen werden kann oder nicht getragen werden soll. 

§ 13 
Führung von Mitarbeitern 

WP/vBP müssen in der Lage sein, die Tätigkeit von Mitarbeitern derart zu überblicken und zu 
beurteilen, dass sie sich eine auf Kenntnissen beruhende, eigene Überzeugung bilden kön-
nen. 

§ 14 
Berufswürdiges Verhalten 

(1) WP/vBP haben sich sachlich zu äußern. 

(2) WP/vBP sind verpflichtet, ihre Auftraggeber auf Gesetzesverstöße, die sie bei Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben festgestellt haben, aufmerksam zu machen. 

(3) 1WP/vBP dürfen Zuwendungen von einem Auftraggeber oder von für ihn handelnden Drit-
ten nur annehmen, wenn die Zuwendungen offensichtlich unbedeutend sind und aus Sicht 
eines vernünftigen und über alle relevanten Informationen verfügenden Dritten keinen Ein-
fluss auf die Entscheidungsfindung oder das Ergebnis der Tätigkeit haben. 2Für Zuwendun-
gen des WP/vBP an den Auftraggeber, seine Mitarbeiter oder Dritte im Zusammenhang mit 
einem Auftrag gilt Satz 1 entsprechend; für Provisionen gilt § 55 Absatz 2 WPO. 3WP/vBP 
haben sicherzustellen, dass ihre Mitarbeiter diese Grundsätze ebenfalls beachten, und die 
Einhaltung angemessen zu überwachen. 
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§ 15 
Kriterien zur Beschreibung der Vergütungsgrundlagen  

im Transparenzbericht 
1Die in den Transparenzbericht aufzunehmenden Informationen über die Vergütungsgrundla-
gen der Organmitglieder und leitenden Angestellten sollen erkennen lassen, ob und wie die 
berufliche Tätigkeit durch finanzielle Anreize beeinflusst wird. 2Sie müssen Angaben darüber 
enthalten, 
- ob sich die Vergütung in feste und variable Bestandteile einschließlich erfolgsabhängiger Kompo-

nenten aufgliedert, 

- welcher Anteil der Vergütung auf den variablen Teil entfällt, 

- welcher Art die variable Vergütung und die Bemessungsgrundlage hierfür ist. 

§ 16 
Pflichten gegenüber Gerichten, Behörden,  

der Wirtschaftsprüferkammer und anderen WP/vBP 

(1) WP/vBP haben ordnungsgemäße Zustellungen entgegenzunehmen und das Empfangs-
bekenntnis mit Datum und Unterschrift zu versehen und unverzüglich zurückzusenden. 

(2) Bei der Übertragung einer Praxis oder Teilpraxis gegen Entgelt darf die Notlage eines Be-
rufskollegen, seiner Erben oder Vermächtnisnehmer nicht ausgenutzt werden. 

(3) WP/vBP dürfen Mitarbeiter eines anderen WP/vBP nicht in unlauterer Weise abwerben 
oder abwerben lassen.  

(4) WP/vBP dürfen weder bei Gründung einer eigenen Praxis noch bei Wechsel des Arbeit-
gebers Auftraggeber ihres bisherigen Arbeitgebers in unlauterer Weise veranlassen, ihnen 
Aufträge zu übertragen.  

§ 17 
Mitwirkung bei der Ausbildung 

WP/vBP sollen nach ihren Möglichkeiten an der Ausbildung des Berufsnachwuchses sowie 
an der Ausbildung zum Steuerfachangestellten mitwirken. 

§ 18 
Haftungsbegrenzung 

Eine gesetzliche Haftungsbegrenzung darf nicht abbedungen werden. 

§ 19 
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Siegelführung 

(1) 1WP/vBP sind verpflichtet, ein Siegel zu benutzen, wenn sie Erklärungen abgeben, die 
ihnen gesetzlich vorbehalten sind (§ 48 Absatz 1 Satz 1 WPO). 2Dies gilt auch bei solchen 
gesetzlich vorbehaltenen Erklärungen, denen eine nicht gesetzlich vorgeschriebene Tätigkeit 
zugrunde liegt. 

(2) WP/vBP können ein Siegel führen, wenn sie in ihrer Berufseigenschaft Erklärungen über 
Prüfungsergebnisse abgeben oder Gutachten erstatten, die ihnen nicht gesetzlich vorbehal-
ten sind.  

(3) WP/vBP dürfen das Siegel im Rahmen ihrer sonstigen beruflichen Betätigung nicht füh-
ren. 

(4) WP/vBP dürfen keine siegelimitierenden Rundstempel verwenden. 

§ 20 
Gestaltung des Siegels 

(1) Das Siegel des WP/vBP muss nach Form und Größe dem Muster der Anlage entspre-
chen. 

(2) 1Zur Verwendung sind Prägesiegel (Trockensiegel, Lacksiegel), Siegelmarken und Farb-
druckstempel zugelassen. 2Daneben kann das Siegel elektronisch oder drucktechnisch ge-
führt werden. 

(3) 1Der äußere Kreis des Siegels eines WP/vBP enthält in Umschrift im oberen Teil Vor- und 
Familiennamen des WP/vBP, im unteren Teil die Angabe des Ortes der beruflichen Nieder-
lassung, der innere Kreis in waagerechter Schrift die Berufsbezeichnung „Wirtschaftsprüfer“ 
bzw. „vereidigter Buchprüfer“ und am unteren Rand das Wort „Siegel“. 2Ist der WP/vBP zur 
Führung eines akademischen Grades oder Titels befugt, so kann dieser dem Namen hinzu-
gefügt werden. 3Siegel von WP/vBP, die eine Zweigniederlassung unterhalten, können nach 
oder unter der Angabe des Ortes der Hauptniederlassung die Angabe des Ortes der Zweig-
niederlassung mit dem Zusatz „Zweigniederlassung“ enthalten. 

(4) 1Der äußere Kreis des Siegels einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Buchprüfungs-
gesellschaft enthält in Umschrift im oberen Teil die Firma der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft oder Buchprüfungsgesellschaft, im unteren Teil die Angabe des Sitzes, der innere 
Kreis in waagerechter Schrift die Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ oder „Buch-
prüfungsgesellschaft“ und am unteren Rand das Wort „Siegel“. 2Siegel, die für eine Zweig-
niederlassung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Buchprüfungsgesellschaft benutzt 
werden, können nach oder unter der Angabe des Ortes des Sitzes der Gesellschaft die 
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Angabe des Ortes der Zweigniederlassung mit dem Zusatz „Zweigniederlassung“ enthalten. 
3Wird für die Zweigniederlassung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Buchprüfungs-
gesellschaft ein abweichender Firmenkern verwendet, enthält der äußere Kreis des Siegels 
der Zweigniederlassung in Umschrift im oberen Teil die Firma der Zweigniederlassung, im 
unteren Teil die Angabe des Ortes der Zweigniederlassung sowie danach oder darunter ei-
nen Zusatz, der die Worte „Zweigniederlassung der“ sowie die Firma der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft oder Buchprüfungsgesellschaft enthält. 4Der innere Kreis des Siegels ent-
hält das Wort „Siegel“. 

§ 21 
Sozietät 

(1) Bei gemeinsamer Berufsausübung in einer Sozietät müssen die Sozietätsmitglieder unter 
ihren Namen und Berufsbezeichnungen auftreten.  

(2) Abweichend von Absatz 1 darf eine firmen- oder namensähnliche Bezeichnung für eine 
Sozietät verwendet werden; eine Sozietät kann nur unter einer einheitlichen Bezeichnung 
auftreten.  

(3) 1Alle Sozietätsmitglieder sind mit ihren Berufsbezeichnungen und bei überörtlicher Sozie-
tät darüber hinaus mit ihren beruflichen Niederlassungen auf dem Briefbogen gesondert auf-
zuführen. 2Ist dies technisch unmöglich oder unzumutbar, ist eine Bezeichnung im Sinne des 
Absatzes 2 unter Aufführung aller in der Sozietät vertretenen Berufsbezeichnungen zulässig. 
3In diesem Fall sind die Angaben nach Satz 1 anderweitig zugänglich zu machen. 

(4) Für Praxisschilder gilt Absatz 1 und 2, bei Verwendung einer Bezeichnung im Sinne des 
Absatzes 2 gilt Absatz 3 Satz 2 entsprechend. 

§ 22 
Berufsgesellschaften(weggefallen) 

(1) 1Die Bezeichnungen „Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ oder „Buchprüfungsgesellschaft“ 
sind nach der Rechtsformbezeichnung in die Firmierung oder den Namen der Berufsgesell-
schaft aufzunehmen. 2Wortverbindungen mit anderen Firmierungs- oder Namensbestandtei-
len sind unzulässig. 

(2) Die Firmierung oder der Name darf keine Hinweise auf unvereinbare Tätigkeiten enthal-
ten. 
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Teil 2: 
Berufshaftpflichtversicherung 

§ 23 
Versicherungspflicht 

(1) Die Berufshaftpflichtversicherung, die gemäß § 54 WPO zur Deckung der sich aus der 
Berufstätigkeit (§§ 2, 129 WPO) ergebenden Haftpflichtgefahren zu unterhalten ist, muss bei 
einem im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Versicherungsunternehmen zu den nach 
Maßgabe des Versicherungsaufsichtsgesetzes eingereichten allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen genommen werden. 

(2) 1Erfolgt die Bestellung zum WP auf Grund des Bestehens einer Eignungsprüfung im 
Sinne des § 131g Absatz 1 WPO, so sind die von den Versicherungsunternehmen eines an-
deren Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz ausgestellten Bescheinigungen 
über eine abgeschlossene Berufshaftpflichtversicherung als gleichwertig mit den in Deutsch-
land ausgestellten Bescheinigungen anzuerkennen, sofern sie in Bezug auf Deckungsbedin-
gungen und -umfang den in Deutschland geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge-
nügen. 2Die zum Nachweis vorgelegten Unterlagen sind mit einer beglaubigten Übersetzung 
vorzulegen, wenn sie nicht in deutscher Sprache abgefasst sind. 3Die Bescheinigungen dür-
fen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate sein. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 hat der WP, sofern die Erfüllung der Verpflichtungen des § 26 
durch das Versicherungsunternehmen nicht sichergestellt ist, der Wirtschaftsprüferkammer 
jährlich eine Bescheinigung des Versicherers vorzulegen, aus der sich die Versicherungsbe-
dingungen und der Deckungsumfang ergeben. 

§ 24 
Inhalt des Versicherungsvertrages 

Der Versicherungsvertrag muss neben den in § 54 Absatz 2 Satz 1 WPO geregelten Inhalten 
vorsehen, dass 
1. der Versicherungsschutz während der Dauer eines vorläufigen Tätigkeits- oder Berufsverbotes 

(§ 111 WPO) für einen Vertreter (§ 121 WPO) aufrecht erhalten bleibt, 

2. die Leistungen des Versicherers für das mitversicherte Auslandsrisiko im Inland in Euro zu erbrin-

gen sind. 

§ 25 
Nachweis des Versicherungsabschlusses vor der Bestellung 

(1) 1Bewerber, die ihre Bestellung zum WP beantragen und den Beruf selbstständig im Sinne 
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von § 43a Absatz 1 Nummer 1 WPO ausüben wollen, müssen der Wirtschaftsprüferkammer 
den Abschluss einer § 54 WPO sowie §§ 23 und 24 entsprechenden Berufshaftpflichtversi-
cherung durch eine Bestätigung des Versicherers nachweisen oder eine entsprechende vor-
läufige Deckungszusage vorlegen, in der sich der Versicherer verpflichtet, den Widerruf der 
Deckungszusage unverzüglich der Wirtschaftsprüferkammer mitzuteilen. 2Bei Vorlage einer 
vorläufigen Deckungszusage ist nach der Bestellung der Wirtschaftsprüferkammer unverzüg-
lich der Abschluss der Berufshaftpflichtversicherung durch eine Bestätigung des Versiche-
rers oder eine beglaubigte Abschrift des Versicherungsscheines nachzuweisen. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Anerkennung als Berufsgesellschaft. 

§ 26 
Nachweisverfahren nach der Bestellung 

(1) WP/vBP haben  
1. den Beginn, die Beendigung oder Kündigung des Versicherungsvertrages,  

2. jede Änderung des Versicherungsvertrages, die den nach § 54 WPO sowie §§ 23 und 24 vorge-

schriebenen Versicherungsschutz beeinträchtigt,  

3. den Wechsel des Versicherers,  

4. den Beginn und die Beendigung der Versicherungspflicht infolge einer Änderung der Form der be-

ruflichen Tätigkeit und 

5. den Widerruf einer vorläufigen Deckungszusage  

der Wirtschaftsprüferkammer unverzüglich anzuzeigen. 

(2) 1WP/vBP, die ihren Beruf in Personengesellschaften mit Personen ausüben, die selbst 
nicht als WP/vBP bestellt sind, müssen der Wirtschaftsprüferkammer bei Aufnahme einer 
solchen Tätigkeit nachweisen, dass ihnen auch bei gesamtschuldnerischer Inanspruchnah-
me der nach § 54 WPO vorgeschriebene Versicherungsschutz für jeden Versicherungsfall 
uneingeschränkt zur Verfügung steht (§ 44b Absatz 4 WPO). 2Der Nachweis nach Satz 1 ist 
durch eine Bestätigung der Versicherung oder durch eine beglaubigte Abschrift des Versi-
cherungsscheins zu erbringen. 

(3) Dem Versicherer ist im Versicherungsvertrag eine Absatz 1 und 2 entsprechende Ver-
pflichtung aufzuerlegen. 

§ 27 
Höherversicherung 

Die gemäß § 54 WPO zu unterhaltende Berufshaftpflichtversicherung soll über die Höhe der 
Mindestversicherung hinausgehen, wenn Art und Umfang der Haftungsrisiken des WP/vBP 
dies erfordern. 
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Teil 3: 
Besondere Berufspflichten bei der Durchführung von Prüfungen  

und der Erstattung von Gutachten 

§ 28  
Unparteilichkeit 

(1) 1WP/vBP haben sich insbesondere bei der Erstattung von Prüfungsberichten und Gutach-
ten unparteiisch zu verhalten (§ 43 Absatz 1 Satz 2 WPO), d. h. keinen der Beteiligten zu be-
nachteiligen oder zu bevorzugen. 2Dazu ist es erforderlich, den Sachverhalt vollständig zu 
erfassen, unter Abwägung der wesentlichen Gesichtspunkte fachlich zu beurteilen und bei 
der Berichterstattung alle wesentlichen Gesichtspunkte vollständig wiederzugeben. 

(2) 1Hat der Auftrag eine Darstellung mit argumentativer Funktion zum Gegenstand, muss 
dies in der Bezeichnung des Auftrags und in der Darstellung des Ergebnisses deutlich zum 
Ausdruck kommen. 2Der Begriff „Gutachten“ darf nicht verwendet werden. 

§ 29 
Unbefangenheit und Besorgnis der Befangenheit 

(1) WP/vBP haben ihre Tätigkeit zu versagen, wenn sie bei der Durchführung von Prüfungen 
oder der Erstattung von Gutachten nicht unbefangen sind oder wenn die Besorgnis der Be-
fangenheit besteht. 

(2) 1Unbefangen ist, wer sich sein Urteil unbeeinflusst von unsachgemäßen Erwägungen bil-
det. 2Die Unbefangenheit kann insbesondere durch Eigeninteressen (§ 32), Selbstprüfung 
(§ 33), Interessenvertretung (§ 34), persönliche Vertrautheit (§ 35) sowie Einschüchterung 
(§ 36) beeinträchtigt werden. 3Das Vorliegen solcher Umstände führt nicht zu einer Beein-
trächtigung der Unbefangenheit, wenn die Umstände selbst für die Urteilsbildung offensicht-
lich unwesentlich sind oder zusammen mit Schutzmaßnahmen (§ 30) insgesamt unbedeu-
tend sind. 4Umstände nach Satz 2 können sich insbesondere aus Beziehungen geschäftli-
cher, finanzieller oder persönlicher Art ergeben. 

(3) 1Besorgnis der Befangenheit liegt vor, wenn Umstände im Sinne von Absatz 2 Satz 2 ge-
geben sind, die aus Sicht eines verständigen Dritten geeignet sind, die Urteilsbildung un-
sachgemäß zu beeinflussen. 2Besorgnis der Befangenheit liegt nicht vor, sofern die Gefähr-
dung der Unbefangenheit nach Absatz 2 Satz 3 unbedeutend ist. 

(4) 1Die Besorgnis der Befangenheit kann auch dadurch begründet werden, dass 
1. Personen, mit denen der WP/vBP seinen Beruf gemeinsam ausübt, 

2. Personen, mit denen der WP/vBP in einem Netzwerk verbunden ist, 
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3. Personen, soweit diese bei der Auftragsdurchführung beschäftigt sind, 

4. Ehegatten, Lebenspartner oder Verwandte in gerader Linie des WP/vBP, sonstige Familienmitglie-

der, die seit mindestens einem Jahr mit dem WP/vBP in einem Haushalt leben, oder für eine die-

ser Personen handelnde Vertreter, 

5. Unternehmen, auf die der WP/vBP maßgeblichen Einfluss hat, insbesondere juristische Personen, 

treuhänderisch tätige Einrichtungen oder Personengesellschaften, die direkt oder indirekt von 

dem WP/vBP kontrolliert werden, die zu seinen Gunsten gegründet wurden oder deren wirtschaft-

liche Interessen weitgehend denen des WP/vBP entsprechen, oder 

6. Personen, mit denen der WP/vBP in einem Büro zusammenarbeitet, soweit Leistungen für diesel-

ben Mandanten erbracht werden, 

Sachverhalte nach Absatz 2 verwirklichen. 2Bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 
Buchprüfungsgesellschaften kann die Besorgnis der Befangenheit begründet werden, wenn 
sie selbst, einer ihrer gesetzlichen Vertreter, ein Gesellschafter, der maßgeblichen Einfluss 
ausüben kann oder bei der Prüfung in verantwortlicher Position beschäftigt ist, oder andere 
beschäftigte Personen, die das Ergebnis der Prüfung beeinflussen können, oder Unterneh-
men, auf die die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Buchprüfungsgesellschaft maßgebli-
chen Einfluss hat, oder Personen, mit denen die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Buch-
prüfungsgesellschaft in einem Netzwerk verbunden ist, Sachverhalte nach Absatz 2 verwirkli-
chen. 3Die Zurechnung von solchen Sachverhalten in Netzwerken ist ausgeschlossen, wenn 
das Netzwerkmitglied auf das Ergebnis der Prüfung keinen Einfluss nehmen kann; dies gilt 
nicht für Fälle des Verbots der Selbstprüfung (§ 33). 4Die Zurechnung von Sachverhalten, die 
zu einer übermäßigen Umsatzabhängigkeit (§ 32 Absatz 1 Nummer 3) führen, ist in den Fäl-
len des Satzes 1 Nummer 2 bis 4 ausgeschlossen. 

(5) 1Vor Annahme eines Auftrages sowie während der gesamten Dauer der Auftragsdurch-
führung ist zu prüfen, ob die Unbefangenheit gefährdende Umstände vorliegen. 2Die zur 
Überprüfung getroffenen Maßnahmen und dabei festgestellte kritische Sachverhalte sind in 
den Arbeitspapieren schriftlich zu dokumentieren. 3Wird eine wesentliche Gefährdung der 
Unbefangenheit festgestellt und können Schutzmaßnahmen ergriffen werden, ist der Man-
dant über die Gefährdung und die ergriffenen Maßnahmen zu informieren. 

(6) 1Wird ein geprüftes Unternehmen in dem zu prüfenden Geschäftsjahr oder bis zur Ertei-
lung des Bestätigungs- oder Prüfungsvermerks oder der anderweitigen Berichterstattung 
über das Prüfungsergebnis von einem anderen Unternehmen erworben oder schließt es sich 
mit einem anderen Unternehmen zusammen oder erwirbt ein anderes Unternehmen, ermit-
telt und beurteilt der WP/vBP alle gegenwärtigen oder vor kurzem beendeten Beziehungen 
geschäftlicher, finanzieller oder persönlicher Art zu diesem Unternehmen, die unter Berück-
sichtigung von Schutzmaßnahmen die Unabhängigkeit des WP/vBP nach dem Wirksamwer-
den des Unternehmenskaufs oder des Unternehmenszusammenschlusses gefährden kön-
nen. 2Der WP/vBP leitet unverzüglich, spätestens aber bis zum Ablauf von drei Monaten, 
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sämtliche Maßnahmen ein, die erforderlich sind, um gegenwärtige Beziehungen geschäftli-
cher, finanzieller oder persönlicher Art, die seine Unabhängigkeit gefährden, zu beenden und 
ergreift Schutzmaßnahmen, um Gefährdungen seiner Unabhängigkeit, die sich aus früheren 
oder gegenwärtigen Beziehungen dieser Art ergeben, weitestmöglich abzuschwächen. 

§ 30 
Schutzmaßnahmen 

(1) Schutzmaßnahmen sind solche Maßnahmen oder Verfahren, die geeignet sind, eine Ge-
fährdung der Unbefangenheit der WP/vBP so weit abzuschwächen, dass aus Sicht eines 
verständigen Dritten die Gefährdung insgesamt als unwesentlich zu beurteilen ist.  

(2) Bei der Dokumentation der Gefährdungen und ihrer Prüfung (§ 29 Absatz 5) sind im Ein-
zelfall ergriffene Schutzmaßnahmen ebenfalls zu dokumentieren. 

§ 31 
Bedeutung absoluter Ausschlussgründe  

im Sinne der §§ 319 Absatz 3, 319b Absatz 1 HGB 

(1) 1WP/vBP haben, wenn sie Tatbestände im Sinne der §§ 319 Absatz 3, 319b Absatz 1 
Satz 2 HGB verwirklichen, bei allen gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen nach § 49 Alter-
native 2 WPO ihre Tätigkeit zu versagen. 2Bei nicht gesetzlich vorgeschriebenen Abschluss-
prüfungen, bei denen ein Bestätigungsvermerk erteilt wird, der dem gesetzlichen Bestäti-
gungsvermerk in § 322 HGB nachgebildet wird, sowie bei nicht gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten, bei denen ein Prüfungsvermerk erteilt wird, der dem 
gesetzlichen Prüfungsvermerk in § 324i HGB nachgebildet wird, gilt Satz 1 sinngemäß. 

(2) 1Wenn Tatbestände im Sinne der §§ 319 Absatz 3, 319b Absatz 1 HGB verwirklicht sind, 
wird auch berufsrechtlich die Besorgnis der Befangenheit unwiderleglich vermutet. 2In diesen 
Fällen können Schutzmaßnahmen im Sinne des § 30 nicht berücksichtigt werden. 

(3) Sind Tatbestandsmerkmale des § 319 Absatz 3 HGB nicht vollständig erfüllt, kann Be-
sorgnis der Befangenheit im Sinne des § 29 Absatz 3 nur dann bestehen, wenn zusätzliche 
Umstände eine nicht unbedeutende Gefährdung der Unbefangenheit begründen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auf den Abschlussprüfer des Konzernabschlusses und den Prü-
fer des Konzernnachhaltigkeitsberichts entsprechend anzuwenden. 

§ 32 
Eigeninteressen 

(1) Eigeninteressen finanzieller Art können insbesondere vorliegen bei: 
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1. kapitalmäßigen oder sonstigen finanziellen Bindungen gegenüber dem zu prüfenden, dem zu be-

gutachtenden oder dem den Auftrag erteilenden Unternehmen; 

2. kapitalmäßigen oder sonstigen finanziellen Bindungen gegenüber einem Unternehmen, an dem 

auch das zu prüfende, das zu begutachtende oder das den Auftrag erteilende Unternehmen, einer 

seiner gesetzlichen Vertreter, ein Gesellschafter mit beherrschendem Einfluss oder ein Mitglied 

des Aufsichtsrats ein nicht nur unwesentliches finanzielles Interesse hat; 

3. einer übermäßigen Umsatzabhängigkeit gegenüber einem derartigen Unternehmen; 

4. über normalen Geschäfts- und Lieferverkehr mit Dritten hinausgehenden Leistungsbeziehungen; 

5. Forderungen gegen den Mandanten oder das zu begutachtende Unternehmen aus einem Kredit- 

oder Bürgschaftsverhältnis; 

6. Honorarforderungen, wenn sie über einen längeren Zeitraum offenstehen und einen nicht uner-

heblichen Betrag erreichen. 

(2) Eigeninteressen sonstiger Art können insbesondere vorliegen bei: 
1. Pflichtverletzungen aus vorangegangenen Prüfungen, sofern ein Verdeckungsrisiko besteht; 

2. offenen Rechtsstreitigkeiten über Regress- oder Gewährleistungsfragen aus früheren Aufträgen. 

§ 33 
Selbstprüfung 

(1) Eine Selbstprüfung liegt vor, wenn der WP/vBP einen Sachverhalt zu beurteilen hat, an 
dessen Entstehung er selbst unmittelbar beteiligt und diese Beteiligung nicht von nur unter-
geordneter Bedeutung war. 

(2) Eine Selbstprüfung im Sinne von Absatz 1 ist nicht gegeben, wenn der WP/vBP zwar be-
reits früher mit dem Sachverhalt befasst war, dabei aber, ohne an der Entstehung im Sinne 
von Absatz 1 mitzuwirken, denselben Gegenstand zu prüfen oder sonst zu beurteilen hatte. 

(3) 1Die Mitwirkung an der Führung der Bücher oder an der Aufstellung des zu prüfenden 
Jahresabschlusses oder des zu prüfenden Lageberichts begründet unwiderleglich die Be-
sorgnis der Befangenheit, sofern die Tätigkeit nicht von untergeordneter Bedeutung ist. 2Dies 
gilt nur für die unmittelbare Mitwirkung, grundsätzlich aber nicht für Beratungs- oder sonstige 
Leistungen, die sich nur mittelbar auf den Abschluss oder den Lagebericht auswirken. 3Auch 
eine Mitwirkung im Rahmen der prüferischen Aufgaben etwa durch Vorabbeurteilung von 
Sachverhalten begründet im Regelfall keine Befangenheit. 4Ob weitergehend auch Mitwir-
kungshandlungen von nur untergeordneter Bedeutung schädlich sind, ist nach dem allgemei-
nen Befangenheitstatbestand (§ 29 Absatz 3) unter Abwägung aller Umstände unter Ein-
schluss von Schutzmaßnahmen zu beurteilen. 

(4) 1Die Mitwirkung des WP/vBP bei der Durchführung der internen Revision begründet die 
Besorgnis der Befangenheit, wenn der WP/vBP eine verantwortliche Position übernimmt. 
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2Zulässig ist dagegen die Mitwirkung an einzelnen Bereichen oder Aufgaben sowie insbeson-
dere die Übernahme von Prüfungstätigkeiten. 

(5) 1Besorgnis der Befangenheit besteht immer dann, wenn der WP/vBP Funktionen der Un-
ternehmensleitung übernommen hat, und zwar unabhängig davon, ob sich diese auch auf 
den Bereich der RechnungslegungPrüfungsgegenstand erstrecken. 2Gleiches gilt bei der Er-
bringung von Finanzdienstleistungen, die die Anlage von Vermögenswerten des zu prüfen-
den Unternehmens betreffen oder in der Übernahme oder Vermittlung von Anteilen oder 
sonstigen Finanzinstrumenten des zu prüfenden Unternehmens bestehen. 

(6) 1Versicherungsmathematische Leistungen und Bewertungsleistungen, die sich auf den 
Inhalt des zu prüfenden Jahresabschlusses nicht nur unwesentlich auswirken, können die 
Besorgnis der Befangenheit begründen, wenn es sich um eigenständige Leistungen handelt 
und die Tätigkeit nicht von untergeordneter Bedeutung ist. 2Nicht eigenständig sind solche 
Leistungen, bei denen sich die Mitwirkung des WP/vBP auf technisch-mechanische Hilfeleis-
tungen beschränkt und die wesentlichen Vorgaben für die zu treffenden Annahmen sowie für 
die Methodik von dem Mandanten stammen. 

(7) 1Rechtsdienstleistungen im Sinne des § 2 Absatz 1 RDG, die der WP/vBP für einen Prü-
fungsmandanten außerhalb des Anwendungsbereichs der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 
und des § 43b WPO erbringt, können zur Besorgnis der Befangenheit führen, wenn sie sich 
unmittelbar und nicht nur unwesentlich auf die Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage in dem zu prüfenden Jahresabschlussden Prüfungsgegenstand auswirken. 2Bera-
tungsleistungen, die Hinweise auf die bestehende Rechtslage geben oder die sich auf die 
Beurteilung bereits verwirklichter Sachverhalte beziehen, führen nicht zu einer Gefährdung 
der Unbefangenheit. 

§ 34 
Interessenvertretung 

(1) Die Unbefangenheit kann wegen Interessenvertretung gefährdet sein, wenn der WP/vBP 
in anderer Angelegenheit beauftragt war, Interessen für oder gegen das zu prüfende, das zu 
begutachtende oder das den Auftrag erteilende Unternehmen zu vertreten. 

(2) Eine Interessenvertretung für ein Unternehmen liegt insbesondere vor, wenn der WP/vBP 
einseitig und nachhaltig für dieses Unternehmen eintritt, für das Unternehmen Werbung be-
treibt oder dessen Produkte vertreibt, nicht hingegen bei rechtlicher oder steuerlicher Vertre-
tung. 

(3) Eine Interessenvertretung gegen ein Unternehmen liegt insbesondere vor bei einseitiger 
und nachhaltiger Wahrnehmung von gegen das Unternehmen gerichteten Interessen Dritter 
oder von Treuhandfunktionen im Auftrag von einzelnen Gesellschaftern in einem solchen 
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Unternehmen. 

§ 35 
Persönliche Vertrautheit 

Persönliche Vertrautheit liegt vor, wenn ein WP/vBP enge persönliche Beziehungen zu dem 
zu prüfenden, zu begutachtenden oder den Auftrag erteilenden Unternehmen, den Mitglie-
dern der Unternehmensleitung oder Personen, die auf den Prüfungsgegenstand Einfluss ha-
ben, unterhält. 

§ 36 
Einschüchterung 

1Die Unbefangenheit kann wegen Einschüchterung gefährdet sein, wenn der WP/vBP ver-
meintlichem oder tatsächlichem Druck einschließlich Versuchen einer unangemessenen Ein-
flussnahme ausgesetzt ist, der geeignet ist, ihn von einer sachgerechten Urteilsbildung abzu-
halten. 2Dies ist insbesondere dann nicht der Fall, wenn durch Rechtsvorschriften wie § 318 
Absatz 1 Satz 5 oder Absatz 6 Satz 2 HGB sichergestellt ist, dass eine Drucksituation im 
Sinne von Satz 1 nicht entstehen kann. 

§ 37 
Kritische Grundhaltung  

1WP/vBP haben Prüfungen mit einer kritischen Grundhaltung zu planen und durchzuführen 
(§ 43 Absatz 4 Satz 1 WPO). 2Wesentliche Gesichtspunkte der kritischen Grundhaltung sind 
in § 43 Absatz 4 Sätze 2 und 3 WPO geregelt. 3Überzeugungskraft, Geeignetheit und Ver-
lässlichkeit der erlangten Prüfungsnachweise sind während der gesamten Prüfung kritisch zu 
hinterfragen. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Erstattung von Gutachten. 

§ 38 
Prüfungsplanung 

(1) WP/vBP haben von der Auftragsannahme an durch sachgerechte Prüfungsplanung dafür 
Sorge zu tragen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen des zu prüfenden Unternehmens 
angemessener und ordnungsgemäßer Prüfungsablauf in sachlicher, personeller und zeitli-
cher Hinsicht gewährleistet ist. 

(2) WP/vBP sind verpflichtet, die Verantwortlichkeit für die Auftragsdurchführung festzulegen 
und zu dokumentieren. 

(3) Bei der Auswahl der Mitglieder des Prüfungsteams ist darauf zu achten, dass ausrei-
chende praktische Erfahrungen, Verständnis der fachlichen Regeln, die notwendigen Bran-
chenkenntnisse sowie Verständnis für das Qualitätssicherungssystem der Praxis vorhanden 
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sind. 

§ 39 
Auftragsabwicklung 

(1) 1WP/vBP haben für eine den Verhältnissen des zu prüfenden Unternehmens entspre-
chende Prüfungsdurchführung Sorge zu tragen. 2Dabei hat der WP/vBP Art, Umfang und Do-
kumentation der Prüfungsdurchführung im Rahmen seiner Eigenverantwortlichkeit nach 
pflichtgemäßem Ermessen in Abhängigkeit von Größe, Komplexität und Risiko des Prü-
fungsmandats zu bestimmen. 

(2) 1WP/vBP haben ihre Mitarbeiter durch Prüfungsanweisungen mit ihren Aufgaben vertraut 
zu machen. 2Die Prüfungsanweisungen sollen gewährleisten, dass die Prüfungshandlungen 
sachgerecht vorgenommen, in den Arbeitspapieren ausreichend und ordnungsgemäß doku-
mentiert werden sowie ordnungsgemäß Bericht erstattet werden kann. 3Die Einhaltung der 
Prüfungsanweisungen ist zu überwachen. 

(3) 1WP/vBP sind verpflichtet, bei für das Prüfungsergebnis bedeutsamen Zweifelsfragen in-
ternen oder externen fachlichen Rat einzuholen, soweit dies bei pflichtgemäßer Beurteilung 
des WP/vBP nach den Umständen des Einzelfalls erforderlich ist. 2Die Ergebnisse des Rates 
und die daraus gezogenen Folgerungen sind zu dokumentieren. 

(4) 1WP/vBP haben sich auf der Grundlage der Arbeitsergebnisse der an der Prüfung betei-
ligten Personen und ihrer eigenen bei der Prüfung erworbenen Kenntnisse eigenverantwort-
lich ein Urteil über die Einhaltung der gesetzlichen und fachlichen Regeln zu bilden. 2Dies 
umfasst auch die Ergebnisse der auftragsbezogenen Qualitätssicherung (§ 48). 

(5) 1Übernimmt ein WP/vBP, der nicht als Abschlussprüfer bestellt ist, den Auftrag, zu der 
Behandlung eines konkreten Sachverhalts in der Rechnungslegung des Unternehmens ein 
Gutachten abzugeben, hat er vor Erstattung des Gutachtens mit dem Abschlussprüfer des 
Unternehmens den Hintergrund und die Rahmenbedingungen sowie die für die Beurteilung 
wesentlichen Einzelheiten des Sachverhalts zu erörtern. 2Mit dem Auftraggeber ist zu verein-
baren, dass der Abschlussprüfer von seiner Verschwiegenheitspflicht entbunden wird. 3Erteilt 
der Auftraggeber eine solche Entbindung nicht oder widerspricht er einer Kontaktaufnahme, 
so ist der Auftrag abzulehnen oder niederzulegen. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, 
wenn ein WP/vBP, der nicht als Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts bestellt ist, den Auftrag 
übernimmt, zu der Behandlung eines konkreten Sachverhalts in der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung des Unternehmens ein Gutachten abzugeben.  

§ 40 
Beschwerden und Vorwürfe 
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WP/vBP sind verpflichtet, Beschwerden oder Vorwürfen von Mitarbeitern, Mandanten oder 
Dritten nachzugehen, wenn sich aus ihnen Anhaltspunkte für Verstöße gegen gesetzliche 
oder fachliche Regeln ergeben. 

§ 41 
Kennzeichnung übernommener Angaben  

in Prüfungsberichten und Gutachten 

WP/vBP haben in Prüfungsberichten und Gutachten erkennbar zu machen, wenn es sich um 
die Wiedergabe übernommener Angaben handelt. 

§ 42 
Pflichten bei Wechsel des AbschlussprüfersPrüferwechsel 

(1) Wird ein Prüfungsauftrag bei einer gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfung oder 
einer gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts durch Kündigung des 
Abschlussprüfers oder des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts gemäß §§ 318 Absatz 6, 
324d HGB oder durch Widerruf gemäß §§ 318 Absatz 1 Satz 5, 324d HGB beendet, so darf 
der vorgesehene Mandatsnachfolger den Auftrag nur annehmen, wenn er sich über den 
Grund der Kündigung oder des Widerrufs und das Ergebnis der bisherigen Prüfung unter-
richtet hat. 

(2) Eine ordnungsgemäße Unterrichtung erfordert, dass der vorgesehene Mandatsnachfolger 
sich die schriftliche Begründung der Kündigung (§§ 318 Absatz 6 Satz 3, 324d HGB) oder 
das Ersetzungsurteil (§§ 318 Absatz 3, 324d HGB), die Mitteilungen an die Wirtschaftsprüfer-
kammer (§§ 318 Absatz 8, 324d HGB) sowie den Bericht über das Ergebnis der bisherigen 
Prüfung (§§ 318 Absatz 6 Satz 4, 324d HGB) vorlegen lässt. 

(3) 1Der Mandatsvorgänger ist verpflichtet, dem Mandatsnachfolger auf schriftliche Anfrage 
die in Absatz 2 genannten Unterlagen zu erläutern. 2Erfolgt die Erläuterung nicht, so hat der 
Mandatsnachfolger das Mandat abzulehnen, es sei denn, er hat sich auf andere Art und 
Weise davon überzeugt, dass gegen die Annahme des Mandats keine Bedenken bestehen. 

(4) 1Im Falle eines Prüferwechsels ohne Widerruf oder Kündigung des Prüfungsauftrags aus 
wichtigem Grund hat sich der Mandatsnachfolger den Bericht über die vorangegangene Ab-
schlussprüfungPrüfung vorlegen zu lassen. 2Der Mandatsvorgänger ist dem Mandatsnachfol-
ger auf dessen schriftliche Anfrage zur Vorlage verpflichtet. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß für alle nicht gesetzlich vorgeschriebenen Ab-
schlussprüfungen, bei denen ein Bestätigungsvermerk erteilt werden soll, der dem gesetzli-
chen Bestätigungsvermerk in § 322 HGB nachgebildet ist, sowie für alle nicht gesetzlich vor-
geschriebenen Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten, bei denen ein Prüfungsvermerk 

#RV0025
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



24 

 

erteilt werden soll, der dem gesetzlichen Prüfungsvermerk in § 324i HGB nachgebildet ist. 

§ 43 
Vergütung 

(1) 1Bei der Vereinbarung und Abrechnung der Vergütung für Prüfungen und Gutachten hat 
der WP/vBP dafür zu sorgen, dass die Qualität der beruflichen Tätigkeit sichergestellt wird. 
2Hierzu ist im Regelfall eine angemessene Vergütung erforderlich. 3Besteht bei gesetzlich 
vorgeschriebenen Abschlussprüfungen oder gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten zwischen der erbrachten Leistung und der vereinbarten Vergütung 
ein erhebliches Missverhältnis, muss der Wirtschaftsprüferkammer auf Verlangen nachge-
wiesen werden können, dass für die Prüfung eine angemessene Zeit aufgewandt und qualifi-
ziertes Personal eingesetzt wurde. 

(2) Ein Pauschalhonorar darf für einen Prüfungs- oder Gutachtenauftrag grundsätzlich nur 
vereinbart werden, wenn festgelegt wird, dass bei Eintritt nicht vorhersehbarer Umstände im 
Bereich des Auftraggebers, die zu einer erheblichen Erhöhung des Aufwandes führen, das 
Honorar entsprechend zu erhöhen ist.  

§ 44 
Unterzeichnung von Bestätigungs- und Prüfungsvermerken, Prüfungsberich-

ten, Gutachten 

(1) Erteilen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften oder Buchprüfungsgesellschaften gesetzlich 
vorgeschriebene Bestätigungsvermerke oder Prüfungsvermerke nach § 324i HGB, so müs-
sen diese sowie gegebenenfalls die dazugehörigen Prüfungsberichte zumindest von dem für 
die Auftragsdurchführung Verantwortlichen (§ 38 Absatz 2) unterzeichnet werden. 

(2) 1Ist ein WP/vBP mit der Durchführung einer Prüfung beauftragt, die nicht dem WP/vBP 
gesetzlich vorbehalten ist, so muss der hierüber erteilte Bestätigungs- oder Prüfungsvermerk 
und gegebenenfalls der Prüfungsbericht von mindestens einem WP oder vBP unterzeichnet 
sein, sofern das Siegel geführt wird; dasselbe gilt, wenn eine Sozietät, an der Nicht-WP/vBP 
beteiligt sind, mit der Prüfung beauftragt worden ist. 2Für Gutachten gilt Satz 1 entsprechend. 
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Teil 4:  
Berufspflichten zur Qualitätssicherung bei Abschlussprüfungen  

nach § 316 HGB und Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB 

Abschnitt 1: 
Weitere Berufspflichten bei der Auftragsdurchführung  

§ 45 
Auftragsdatei 

(1) Die Auftragsdatei nach § 51c WPO ist spätestens mit Annahme des Prüfungsvertrags an-
zulegen. 

(2) Die Auftragsdatei kann elektronisch geführt werden. 

§ 46 
Auswahl und, Ausstattung und Mitteilung des verantwortlichen Prüfungspart-

ners und des verantwortlichen Nachhaltigkeitsprüfungspartners 

(1) 1Bei der Auswahl des verantwortlichen Prüfungspartners (§ 38 Absatz 2) ist sicherzustel-
len, dass dieser über die erforderliche persönliche Eignung verfügt und mit dem Qualitätssi-
cherungssystem der Praxis vertraut ist. 2Der verantwortliche Prüfungspartner führt den Prü-
fungsauftrag eigenverantwortlich durch (§ 39 Absatz 4). 3Die Pflicht zur Konsultation (§ 39 
Absatz 3) bleibt unberührt. 4Dem Mandanten ist der verantwortliche Prüfungspartner mitzu-
teilen. 

(2) 1Dem verantwortlichen Prüfungspartner müssen die zur gewissenhaften Durchführung 
der Prüfung erforderlichen sachlichen und personellen Mittel zur Verfügung stehen. 2Im Rah-
men der Gesamtplanung (§ 4 Absatz 3) ist sicherzustellen, dass genügend Zeit für die Auf-
tragsabwicklung zur Verfügung steht. 

(3) Der verantwortliche Prüfungspartner muss eine angemessene Zeit für die Durchführung 
der Prüfung aufwendenDie Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Auswahl, Ausstat-
tung und Mitteilung des verantwortlichen Nachhaltigkeitsprüfungspartners. 

(4) Der verantwortliche Prüfungspartner und der verantwortliche Nachhaltigkeitsprüfungs-
partner müssen eine angemessene Zeit für die Durchführung der Prüfung aufwenden. 

§ 47 
Personelle und zeitliche Ressourcen (§ 38 Absatz 1) 

(1) 1Durch die Personalplanung ist sicherzustellen, dass eine ausreichende Anzahl an geeig-
neten fachlichen Mitarbeitern sowie erforderlichenfalls Spezialisten zur Verfügung stehen. 
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2Die Mitglieder des Prüfungsteams (§ 38 Absatz 3) müssen in ihrer Gesamtheit über Erfah-
rungen insbesondere in Bezug auf die einschlägigen rechtlichen Anforderungen und Bericht-
erstattungspflichten bei Aufträgen ähnlicher Art und ähnlichen Umfangs, über fachliches Ur-
teilsvermögen sowie Verständnis für die in der Praxis angewandten informationsverarbeiten-
den Technologien verfügen.  

(2) Bei der Personalplanung ist sicherzustellen, dass genügend Zeit für die Auftragsabwick-
lung zur Verfügung steht. 

§ 48 
Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung 

(1) 1Bei Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
nach § 324b HGB ist in Abhängigkeit von dem Risiko des Prüfungsmandats (Art, Branche, 
Komplexität) zu entscheiden, ob und welche Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitäts-
sicherung zu ergreifen sind. 2Geeignete Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssiche-
rung sind die Konsultation (§ 39 Absatz 3), die Berichtskritik und die auftragsbegleitende 
Qualitätssicherung.  

(2) 1Gegenstand der Berichtskritik ist die Überprüfung des Prüfungsberichts vor seiner Aus-
lieferung daraufhin, ob die für den Prüfungsbericht geltenden fachlichen Regeln eingehalten 
sind; dabei ist auch zu beurteilen, ob die im Prüfungsbericht dargestellten Prüfungshandlun-
gen und Prüfungsfeststellungen schlüssig sind. 2Die Berichtskritik soll nur von solchen fach-
lich und persönlich geeigneten Personen wahrgenommen werden, die an der Erstellung des 
Prüfungsberichts nicht selbst mitgewirkt haben und die an der Durchführung der Prüfung 
nicht wesentlich beteiligt waren. 

(3) 1Gegenstand der auftragsbegleitenden Qualitätssicherung ist die Beurteilung, ob Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass die Prüfung nicht unter Beachtung der gesetzlichen und fachli-
chen Regeln durchgeführt wird und ob die Behandlung wesentlicher Sachverhalte angemes-
sen ist.  2Die auftragsbegleitende Qualitätssicherung darf nur von solchen fachlich und per-
sönlich geeigneten Personen wahrgenommen werden, die an der Durchführung der Prüfung 
nicht beteiligt waren. 

(4) Für die auftragsbegleitende Qualitätssicherung bei Abschlussprüfungen von Unterneh-
men von öffentlichem Interesse nach § 316a Satz 2 HGB gilt Artikel 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 537/2014.  

§ 49 
Nachschau 

(1) 1WP/vBP sind verpflichtet, eine Nachschau mit dem Ziel durchzuführen, die Angemes-
senheit und Wirksamkeit der Regelungen des Qualitätssicherungssystems zur Abwicklung 
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von Abschlussprüfungen und von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten zu beurteilen. 2Die 
Nachschau bezieht sich auf die Frage, ob die Regelungen des Qualitätssicherungssystems 
zur Abwicklung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne von Satz 1 eingehalten worden 
sind. 3Die Nachschau muss in angemessenen Abständen sowie bei gegebenem Anlass statt-
finden. 4Das Qualitätssicherungssystem ist hinsichtlich der Regelungen zur Abwicklung von 
AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne von Satz 1, der Fortbildung, Anleitung und Überwa-
chung der Mitarbeiter sowie der Handakte (Prüfungsakte) jährlich zu bewerten. 

(2) 1Die Nachschau der Abwicklung einzelner Prüfungsaufträge ist ein Vergleich der Anforde-
rungen an eine gewissenhafte Abwicklung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne von 
Absatz 1 Satz 1 mit deren tatsächlicher Abwicklung. 2Art und Umfang der Nachschau müs-
sen in einem angemessenen Verhältnis zu den abgewickelten AbschlussprüfungenPrüfun-
gen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 stehen, wobei die Ergebnisse einer Qualitätskontrolle 
nach §§ 57a ff. WPO berücksichtigt werden können. 3Dabei sind alle in der Praxis verant-
wortlichen Prüfungspartner und Nachhaltigkeitsprüfungspartner einzubeziehen. 

(3) 1Die Ergebnisse der Bewertung und der bei Mängeln ergriffenen oder vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind, im Fall von Absatz 1 Satz 4 jährlich, in einem Bericht zusammenzufassen. 
2In diesem Bericht ist, neben der Berichterstattung nach Satz 1, auch über Verstöße gegen 
Berufspflichten oder die Verordnung (EU) Nr. 537/2014, soweit diese nicht nur geringfügig 
sind, und die zur Beseitigung der Verstöße getroffenen Maßnahmen zu berichten. 

(4) Die Nachschau kann durch Selbstvergewisserung durchgeführt werden, wenn in der Pra-
xis kein fachlich und persönlich geeigneter Mitarbeiter zur Verfügung steht. 

Abschnitt 2: 
Berufspflichten zum Schaffen von Regelungen  

für ein Qualitätssicherungssystem nach § 55b Absatz 2 WPO 

§ 50 
Allgemeines 

(1) 1Das Qualitätssicherungssystem eines WP/vBP nach § 55b Absatz 2 WPO dient der Si-
cherung der Qualität von Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und von Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB. 2Die Anforderungen an das Qualitätssicherungs-
system folgen aus den spezifischen Gegebenheiten der Praxis des WP/vBP und sind insbe-
sondere von Art und Umfang sowie Komplexität der vom WP/vBP durchgeführten Abschluss-
prüfungenPrüfungen im Sinne von Satz 1 abhängig.  

(2) 1Für Zwecke des Absatzes 1 sind wirksame Verfahren zur Risikobewertung zu schaffen. 
2Diese Verfahren umfassen angemessene Regelungen zur Festlegung von Qualitätszielen 
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sowie zur Identifizierung und Beurteilung von qualitätsgefährdenden Risiken. 3Als Reaktion 
auf qualitätsgefährdende Risiken sind geeignete Regelungen zu schaffen, deren Anwendung 
zu überwachen und durchzusetzen. 4Diese Regelungen sind risikobasiert auszugestalten. 

(3) 1Praxen sollen eine qualitätsfördernde Unternehmenskultur schaffen. 2Hierzu gehören 
klare Verantwortlichkeiten (Absatz 4), zeitnahe Informationen zum Qualitätssicherungssys-
tem sowie eine offene Kommunikation über Qualitätsziele und qualitätsgefährdende Risiken. 

(4) 1Die Letztverantwortung für das Qualitätssicherungssystem und dessen Bewertung 
(§ 55b Abs.Absatz 3 Satz 1 WPO) muss auf Ebene der Praxisleitung liegen. 2Eine Übertra-
gung der operativen Verantwortlichkeit für das gesamte Qualitätssicherungssystem und für 
dessen Teilbereiche an qualifizierte Personen ist klar und eindeutig zu regeln. 3Verantwortli-
che müssen nicht nur ein Verständnis für die gesetzlichen und satzungsrechtlichen Vorschrif-
ten sowie das Qualitätssicherungssystem der Praxis haben, sondern auch über die nötige 
Befugnis und Durchsetzungsfähigkeit innerhalb der WP/vBP-Praxis sowie über die nötige 
Zeit verfügen, um Regelungen des Qualitätssicherungssystems zu schaffen, zu überwachen 
und durchzusetzen.  4Bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die AbschlussprüfungenPrüfun-
gen im Sinne von Absatz 1 Satz 1 durchführen, darf die Letztverantwortung für das interne 
Qualitätssicherungssystem ausschließlich bei WP/vBP oder EU-/EWR-Abschlussprüfern lie-
gen. 

§ 51 
Anforderungen an das Qualitätssicherungssystem 

(1) Für AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 umfasst das Quali-
tätssicherungssystem angemessene Regelungen zumindest 
1. zur Sicherstellung, dass die Berufspflichten, insbesondere die Vorschriften zur Unabhängigkeit, 

Unparteilichkeit und Vermeidung der Besorgnis der Befangenheit sowie der Eigenverantwortlich-

keit, eingehalten werden,  

2. zur Auftragsannahme und -fortführung, 

3. zur vorzeitigen Beendigung von Aufträgen, 

4. zur Einstellung von Mitarbeitern (§ 6 Absatz 1) sowie zur Einholung von Erklärungen und deren 

Dokumentation (§ 6 Absatz 3), 

5. zur Aus- und Fortbildung von fachlichen Mitarbeitern (§ 7 Absatz 1), 

6. zur Beurteilung von fachlichen Mitarbeitern (§ 7 Absatz 3), 

7. zur Gesamtplanung aller Aufträge, 

8. zur Organisation der Fachinformation, 

9. zur Prüfungsplanung, 

10. zur Auftragsabwicklung (einschließlich der Anleitung des Prüfungsteams, der Einholung von fachli-

chem Rat, der Überwachung der Auftragsabwicklung und der Beurteilung der Arbeitsergebnisse 
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durch den verantwortlichen Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner sowie der Kontroll- und 

Sicherheitsvorkehrungen für auftragsbezogene Datenverarbeitungssysteme) und zur Führung der 

Prüfungsakte nach § 51b Absatz 5 WPO, 

11. für den Umgang mit Vorfällen, die die ordnungsgemäße Prüfungstätigkeit beeinträchtigen können, 

einschließlich Beschwerden und Vorwürfen sowie deren Dokumentation, 

12. zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung, 

13. für die Grundsätze der Vergütung und Gewinnbeteiligung nach § 55 WPO, 

14. für den Fall der Auslagerung wichtiger Prüfungstätigkeiten, die gewährleisten, dass die interne 

Qualitätssicherung und die Berufsaufsicht nicht beeinträchtigt werden, und  

15. zur Überwachung der Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems nach § 55b Absatz 3 WPO 

durch eine Nachschau. 

(2) 1In WP/vBP-Praxen mit geringer Aufgabendelegation und einfachen organisatorischen 
Strukturen kann die Dokumentation des Qualitätssicherungssystems auch durch den Nach-
weis der Einhaltung der Berufspflichten bei der Organisation der WP/vBP-Praxis und im Rah-
men der Auftragsabwicklung erfolgen. 2In diesem Fall unterliegt die Dokumentation der tat-
sächlichen Auftragsabwicklung und der Beachtung der allgemeinen Berufspflichten (Praxis-
organisation) erhöhten Anforderungen. 3Erfolgt die Dokumentation des Qualitätssicherungs-
systems unter Verwendung eines standardisierten Qualitätssicherungshandbuchs, ist für die 
Angemessenheit des Qualitätssicherungssystems zu kennzeichnen, welche Regelungen an-
wendbar sind. 

§ 52 
Regelungen zur Beachtung der Ausschlussgründe 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass 
1. bei der Durchführung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 die 

Ausschlussgründe beachtet werden, 
2. auch nach Auftragsannahme bei entstehenden oder bekannt werdenden Gefährdungen der Unbe-

fangenheit Maßnahmen ergriffen werden, die diese beseitigen oder soweit abschwächen, dass 

aus Sicht eines Dritten die Gefährdung insgesamt als unwesentlich zu beurteilen ist, 
3. ein Auftrag abzulehnen oder zu kündigen ist, wenn Ausschlussgründe bestehen, die auch nicht 

durch Schutzmaßnahmen beseitigt werden können, 

4. die bei der Prüfung eingesetzten Personen verpflichtet sind, mögliche Unabhängigkeitsgefährdun-
gen dem verantwortlichen Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner mitzuteilen,  

5. regelmäßige oder anlassbezogene Befragungen der betroffenen Personen zu finanziellen, persön-

lichen oder kapitalmäßigen Bindungen vorzusehen sind, 
6. insbesondere bei bewussten Verstößen gegen die Ausschlussgründe und die diesbezüglichen Re-

gelungen des Qualitätssicherungssystems Maßnahmen zur Vermeidung künftiger Verstöße und 

gegebenenfalls interne Disziplinarmaßnahmen getroffen werden. 
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§ 53 
Regelungen zur Annahme, Fortführung und  

vorzeitigen Beendigung von Aufträgen 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass  
1. die Zuständigkeiten für die Annahme, Fortführung und vorzeitige Beendigung des Auftrags für eine 

AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 eindeutig festgelegt werden, 
2. die Prüfung der Ausschlussgründe vor Annahme des Prüfungsauftrages abgeschlossen (§ 29 Ab-

satz 5 Satz 1) und in der Prüfungsakte (§ 51b Absatz 5 WPO) dokumentiert wird, 

3. eine Analyse der Integrität des zu prüfenden Unternehmens und des mit dem Auftrag verbunde-

nen Risikos erfolgt, 

4. nur Mandate angenommen oder fortgeführt werden, die in sachlicher, personeller und zeitlicher 

Hinsicht ordnungsgemäß abgewickelt werden können, 

5. vor Annahme eines Auftrages, der zuvor von dem Abschlussprüfer oder dem Prüfer des Nachhal-

tigkeitsberichts nach §§ 318 Absatz 6, 324d HGB gekündigt wurde, der Auftrag abgelehnt wird, 

wenn der Grund der Kündigung von dem Mandatsvorgänger nicht dargelegt wird oder auf andere 

Weise Bedenken gegen die Annahme des Mandats nicht ausgeräumt werden können, 

6. bei Folgeaufträgen, in denen eine Veränderung der Mandats- und Auftragsrisiken festzustellen ist, 

die Auswirkungen auf die WP/vBP-Praxis geprüft werden und gegebenenfalls der Auftrag abge-

lehnt wird, 

7. ausreichende fachliche Kenntnisse und Erfahrungen für die AbschlussprüfungPrüfung im Sinne 

des § 50 Absatz 1 Satz 1 gegeben sind, 

8. auch während der Dauer der AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 zu prü-

fen ist, ob die Unabhängigkeit gefährdende Umstände vorliegen (§ 29 Absatz 5), 

9. bei nachträglicher Hinzuziehung weiterer Personen die Prüfung von Ausschlussgründen vor Auf-

nahme der Tätigkeit dieser Personen abzuschließen ist, 

10. die Pflichten nach dem Geldwäschegesetz erfüllt werden, 

11. bei nachträglichem Bekanntwerden von Gründen, die zur Ablehnung des Auftrags geführt hätten, 

der Auftrag beendet wird (§ 4 Absatz 4). 

§ 54 
Anforderungen an die beteiligten Personen 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass 
1. die Verantwortlichkeit für die AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 festge-

legt und dokumentiert wird (§ 38 Absatz 2),  

2. an der AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 beteiligte Personen für ihren 

Einsatzbereich über angemessene Fachkenntnisse und Erfahrungen, Verständnis der fachlichen 

Regeln, notwendige Branchenkenntnisse sowie Verständnis für das Qualitätssicherungssystem 

verfügen (§ 38 Absatz 3),  

3. bei Konsultationen (§ 39 Absatz 3) die konsultierte Person nicht zum Prüfungsteam gehört. 
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§ 55 
Gesamtplanung und Organisation der Fachinformation 

(1) Durch angemessene Regelungen ist sicherzustellen, dass AbschlussprüfungenPrüfungen 
im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 im Rahmen der Gesamtplanung der WP/vBP-Praxis ord-
nungsgemäß und zeitgerecht abgewickelt werden können (§ 4 Absatz 3).  

(2) Die zur Abwicklung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 
Satz 1 erforderliche Fachinformation muss vollständig und aktuell sein. 

§ 56 
Prüfungsplanung 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass 
1. von der Auftragsannahme an durch eine sachgerechte Prüfungsplanung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen des zu prüfenden Unternehmens (Größe, Komplexität und Risiko des zu prüfenden 

Unternehmens, Schwierigkeitsgrad der Prüfung, Erfahrungen mit und Kenntnisse über das Unter-

nehmen sowie dessen rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse) angemessener und ordnungs-

gemäßer Prüfungsablauf gewährleistet wird (§ 38 Absatz 1),  

2. bei der Planung alle rechnungslegungsrelevanten Verhältnisse, die für die Finanz- oder Nachhal-

tigkeitsberichterstattung relevant sind, berücksichtigt werden, 

3. bei Folgeprüfungen auf vorhandene Vorkenntnisse zurückgegriffen wird, soweit sie aktuell sind, 

4. die Prüfungsplanung bei neuen Erkenntnissen im Verlauf der Prüfung gegebenenfalls anzupassen 

ist.  

§ 57 
Auftragsabwicklung 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass  
1. dem zu prüfenden Unternehmen von einer Berufsgesellschaft der für die AbschlussprüfungPrü-

fung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 verantwortliche Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungs-

partner mitgeteilt und dies dokumentiert wird, 

2. das Prüfungsteam die für die AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 erfor-

derlichen Informationen über 

- das zu prüfende Unternehmen (insbesondere die besonderen Auftragsrisiken und Problembe-

reiche der Prüfung), 

- die Besonderheiten der AbschlussprüfungPrüfung, 

- die Durchführung und die Berichterstattung sowie 

- die Verantwortlichkeiten im Prüfungsteam (§ 38 Absatz 2) 

erhält,  

3. WP/vBP ihre Mitarbeiter durch Prüfungsanweisungen mit ihren Aufgaben vertraut machen und der 
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verantwortliche Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner oder der von ihm beauftragte Mit-

arbeiter die Einhaltung der Prüfungsanweisungen angemessen überwacht (§ 39 Absatz 2),  

4. bei für das Prüfungsergebnis bedeutsamen Zweifelsfragen interner oder externer Rat (Konsulta-

tion) eingeholt wird (§ 39 Absatz 3); sie sollen für diese Zwecke ausreichende Ressourcen vorse-

hen; Art, Umfang und Ergebnis der Konsultation und deren Umsetzung sind zu dokumentieren,  

5. sich der für eine AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 verantwortliche Prü-

fungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner in einem Umfang an der laufenden Abschlussprüfung-

Prüfung beteiligt, dass er den Fortschritt der Arbeiten sowie die Beachtung der gesetzlichen Vor-

schriften und fachlichen Regeln durch die Mitarbeiter überwachen kann (§ 39 Absatz 2 Satz 3); die 

Regelungen sollen einen offenen Umgang mit kritischen Fragestellungen fördern,  

6. sich der verantwortliche Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner in einer abschließenden 

Durchsicht der Arbeitsergebnisse der an der AbschlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Ab-

satz 1 Satz 1 beteiligten Personen und seiner eigenen bei der Prüfung erworbenen Kenntnisse, 

einschließlich der Ergebnisse der auftragsbezogenen Qualitätssicherung, eigenverantwortlich ein 

Urteil bilden kann (§ 39 Absatz 4), 

7. die Risiken aus dem Einsatz von Datenverarbeitungssystemen zur Auftragsabwicklung angemes-

sen berücksichtigt werden; dabei sind zumindest die Vertraulichkeit, die Integrität und Verfügbar-

keit der Datenverarbeitungssysteme und Daten sowie die Befugnisse für einen Zugriff zu regeln. 

§ 58 
Prüfungsakte 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass 
1. eine Prüfungsakte anzulegen ist, die spätestens 60 Tage nach Unterzeichnung des Bestätigungs-

vermerkes nach § 322 HGB oder des Prüfungsvermerks nach § 324i HGB zu schließen ist (§ 51b 

Absatz 5 WPO), 

2. in der Prüfungsakte dokumentiert werden 

a) die Einhaltung der Unabhängigkeit, das Vorliegen von die Unabhängigkeit gefährdenden Um-

ständen und der ergriffenen Schutzmaßnahmen, 

b) die Zeit, das Personal und die sonstigen Mittel, die zur angemessenen Durchführung der Ab-

schlussprüfungPrüfung im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 erforderlich sind, sowie 

c) die Anfragen an interne und externe Sachverständige sowie deren Antworten,  

3. bei der Bestellung einer Berufsgesellschaft zumals Abschlussprüfer oder Prüfer des Nachhaltig-

keitsberichts die Benennung des verantwortlichen Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartners 

dokumentiert wird,  

4. alle Informationen und Unterlagen,  

a) die zur Begründung des Bestätigungsvermerks nach § 322 HGB und des Prüfungsberichtes 

nach § 321 HGB oder des Prüfungsvermerks nach § 324i HGB, 

b) zur Kontrolle der Einhaltung der Berufspflichten von Bedeutung sind und 

c) über schriftliche Beschwerden 
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zu dokumentieren sind, 

5. bei Abschlussprüfungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse den Dokumentationspflich-

ten nach Artikeln 6 bisund 8 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 nachgekommen wird,  

6. die Dokumentationspflichten auch gelten, wenn die Prüfungsakte elektronisch geführt wird. 

§ 59 
Beschwerden und Vorwürfe 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass 
1. in Abhängigkeit von den konkreten Gegebenheiten der WP/vBP-Praxis (Art, Umfang, Komplexität 

und Risiko der Tätigkeit) ein Hinweisgebersystem eingerichtet wird,  

2. eine geeignete Stelle zur Entgegennahme von Beschwerden oder Vorwürfen innerhalb oder au-

ßerhalb der WP/vBP-Praxis eingerichtet wird; wird eine Stelle außerhalb der WP/vBP-Praxis ein-

gerichtet, ist Sorge dafür zu tragen, dass die Vertraulichkeit der Identität des berichtenden Mitar-

beiters gewahrt bleibt,  

3. Hinweise von Mitarbeitern nicht zu persönlichen Nachteilen führen dürfen, 

4. bei begründeten Hinweisen erforderliche Maßnahmen, auch in Bezug auf das Qualitätssiche-

rungssystem, ergriffen werden. 

§ 60 
Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung 

(1) 1Durch angemessene Regelungen ist sicherzustellen, dass bei Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGBPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 geprüft und dokumentiert wird, ob 
und welche Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung nach § 48 Absatz 1 er-
griffen werden. 2Hierbei ist auch sicherzustellen, dass eine Berichtskritik oder eine auftrags-
begleitende Qualitätssicherung von fachlich (Fach- und Branchenkenntnisse) und persönlich 
(Prüfungserfahrung und Objektivität) geeigneten Personen durchgeführt werden soll, die 
nicht WP/vBP sein müssen. 3Kriterien für die Eignung sind vorzusehen. 

(2) 1Durch angemessene Regelungen ist sicherzustellen, dass die auftragsbegleitende Quali-
tätssicherung bei Abschlussprüfungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse nach Ar-
tikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 durchzuführen ist. 2Sie haben vorzusehen, dass 
auftragsbegleitender Qualitätssicherer ein Abschlussprüfer im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 
der Richtlinie 2006/43/EG ist.  

§ 61 
Grundsätze zur Vergütung und Gewinnbeteiligung 

(1) 1Durch angemessene Regelungen ist sicherzustellen, dass keine Vereinbarungen ge-
schlossen werden, die die Höhe der Vergütung vom Ergebnis der AbschlussprüfungPrüfung 
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im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 oder der Erbringung zusätzlicher Nichtprüfungsleistungen 
abhängig macht. 2Auch dürfen die Einnahmen, die der WP/vBP aus der Erbringung von 
Nichtprüfungsleistungen an das geprüfte Unternehmen erzielt, kein Bestandteil der Leis-
tungsbewertung oder der Vergütung von Personen sein, die an der AbschlussprüfungPrü-
fung beteiligt oder in der Lage sind, das Ergebnis der AbschlussprüfungPrüfung zu beeinflus-
sen. 

(2) 1Es ist durch angemessene Regelungen auch sicherzustellen, dass ein ausreichender 
Anreiz geschaffen wird, die Qualität von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 
Absatz 1 Satz 1 sicherzustellen. 2Dies kann dadurch erfolgen, dass die Beachtung der Rege-
lungen des Qualitätssicherungssystems Einfluss auf die persönliche berufliche Entwicklung 
sowie Vergütung hat. 3Eine Missachtung der Regelungen zur Qualitätssicherung kann auch 
disziplinarische Folgen haben. 

§ 62 
Auslagerung wichtiger Prüfungstätigkeiten 

1Bei einer Auslagerung wichtiger Prüfungstätigkeiten dürfen die Qualitätssicherung und die 
Berufsaufsicht nicht beeinträchtigt werden. 2Durch angemessene Regelungen ist zumindest 
sicherzustellen, dass  
1. die Wichtigkeit einer ausgelagerten Prüfungstätigkeit anhand ihrer Bedeutung für den Bestäti-

gungsvermerk nach § 322 HGB oder den Prüfungsvermerk nach § 324i HGB beurteilt wird, 

2. die Auslagerung bei der Prüfungsplanung berücksichtigt wird, 

3. Art, Zeit und Umfang der ausgelagerten Prüfungstätigkeit bestimmt werden, 

4. Kompetenz, Fähigkeiten und Objektivität des Dritten beurteilt werden, 

5. ein Verständnis vom Fachgebiet des Dritten erlangt wird, 

6. Umfang und Inhalt der Auslagerung sowie Grundsätze zur Qualitätssicherung mit dem Dritten, ins-

besondere zu hinreichender Information und Kommunikation, vereinbart werden, 

7. die Angemessenheit der Arbeit des Dritten und die Auswirkung auf den Prüfungsbericht nach 

§ 321 HGB und den Bestätigungsvermerk nach § 322 HGB oder den Prüfungsvermerk nach 

§ 324i HGB beurteilt wird. 

§ 63 
Nachschau 

Durch angemessene Regelungen ist zumindest sicherzustellen, dass  
1. die Nachschau der Abwicklung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 

Satz 1 in angemessenen Zeitabständen erfolgt und die Zeitabstände regelmäßig überprüft und an-

gepasst werden, 

2. eine Nachschau der Abwicklung von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 

Satz 1 auch aus gegebenem Anlass erfolgt, 
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3. die Nachschau nach § 49 Absatz 1 Satz 4 jährlich erfolgt, 

4. die Nachschau von AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 1 nur von 

fachlich und persönlich geeigneten Personen, die grundsätzlich nicht mit der Abwicklung der in die 

Nachschau einbezogenen AbschlussprüfungenPrüfungen dieser Art befasst waren, durchgeführt 

wird, 

5. eine Nachschau durch Selbstvergewisserung ermöglicht wird, wenn in der gesamten Praxis keine 

geeignete Person zur Verfügung steht, 

6. die Stichprobe der ausgewählten AbschlussprüfungenPrüfungen im Sinne des § 50 Absatz 1 

Satz 1 in einem angemessenen Verhältnis zu den abgewickelten AbschlussprüfungenPrüfungen 

dieser Art steht und bei der Planung auch Ergebnisse einer vorangegangenen Qualitätskontrolle 

nach § 57a WPO oder einer Inspektion nach § 66a Absatz 6 Nummer 1 WPO berücksichtigt wer-

den, 

7. in einem Nachschauturnus alle verantwortlichen Prüfungs- und Nachhaltigkeitsprüfungspartner mit 

zumindest einem Prüfungsauftrag erfasst werden, 

8. bei Feststellung von Mängeln des Qualitätssicherungssystems Maßnahmen zu deren Beseitigung 

ergriffen und der verantwortliche Prüfungs- oder Nachhaltigkeitsprüfungspartner über die ihn be-

treffenden Feststellungen informiert wird und  

9. die Nachschau nach § 49 Absatz 1 Satz 4 entsprechend § 49 Absatz 3 dokumentiert wird. 

Teil 5: 
Schlussbestimmungen 

§ 64 
Anwendungsbereich 

(1) 1Die Berufssatzung gilt für die Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer nach § 58 Ab-
satz 1 Satz 1 und § 128 Absatz 3 WPO. 2Auf Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und Buch-
prüfungsgesellschaften finden die Vorschriften insoweit Anwendung, als sich aus der Rechts-
form keine Besonderheiten ergeben. 

(2) 1Soweit in der Berufssatzung die Abkürzungen WP/vBP verwendet werden, gelten die 
Berufspflichten für alle in Absatz 1 bezeichneten Personen. 2Bei Berufspflichten, die nur für 
bestimmte Personengruppen gelten, sind diese einzeln genannt. 
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6. Mai 2026 

Verhältnismäßigkeitsprüfung nach § 57 Abs. 3a WPO 

hier: Anpassung der Berufssatzung WP/vBP an das CSRD-Umsetzungsgesetz 
(zu § 5a BS WP/vBP-E, Streichung § 22 BS WP/vBP siehe gesonderte 

Verhältnismäßigkeitsprüfung) 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

Die vorgesehenen Änderungen der Berufssatzung ändern Berufspflichten von WP/vBP. Sie 
knüpfen damit an die Eigenschaft als Berufsangehöriger an, nicht an die Staatsangehörigkeit 
oder an den Wohnsitz. 

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

Die vorgesehenen Änderungen dienen dem Ziel, die Qualität gesetzlich 
vorgeschriebener Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten zu gewährleisten. Sie 
tragen damit zur Gewährleistung einer gesetzeskonformen 
Nachhaltigkeitsberichterstattung im Interesse sowohl der berichtspflichtigen 
Unternehmen als unmittelbare Dienstleistungsempfänger als auch der sonstigen 
Adressaten der Nachhaltigkeitsberichterstattung bei. Dies stellt ein zwingendes Ziel 
des Allgemeininteresses dar, durch welches die vorgesehenen Regelungen objektiv 
gerechtfertigt sind.  

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 
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h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

Die Regelungen sind zur Erreichung des Ziels, die Qualität gesetzlich 
vorgeschriebener Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten zu gewährleisten, 
geeignet; sie gehen auch nicht über das zur Erreichung des Ziels erforderliche Maß 
hinaus. Die WPK folgt als Satzungsgeber auf der Ebene der Berufssatzung der – 
wiederum durch die EU-Abschlussprüferrichtlinie determinierten – Entscheidung des 
Gesetzgebers, die Berufspflichten für gesetzlich vorgeschriebene 
Abschlussprüfungen eins zu eins auf gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten zu erstrecken.  

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

Die durch das CSRD-Umsetzungsgesetz auf gesetzlicher Ebene 
(Wirtschaftsprüferordnung) eingeführten Regelungen zu den Berufspflichten bei der 
Durchführung von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten haben als allgemeine 
Regelungen nicht den Detaillierungsgrad von Satzungsregelungen und sind deshalb 
nicht im selben Maße zur Zielerreichung geeignet. Andere spezielle Regelungen zur 
Durchführung der genannten Prüfungen sind nicht vorhanden.  

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

Die vorgesehenen Regelungen zeichnen die Entscheidung des EU- und des 
deutschen Gesetzgebers, die Berufspflichten für Abschlussprüfungen auf Prüfungen 
von Nachhaltigkeitsberichten zu erstrecken, auf der Ebene der Berufssatzung nach. 
Dies führt zu einem kohärenten Regelungsrahmen auf allen drei Regelungsebenen 
(EU-Abschlussprüferrichtlinie, WPO, Berufssatzung WP/vBP). Berufspflichten, die für 
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Abschlussprüfungen gelten, sollen wegen der vergleichbaren Bedeutung von 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten auch für diese Prüfungen gelten. Mit Blick 
auf die vergleichbare Bedeutung der Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind 
Berufspflichten desselben Umfangs auch insoweit als angemessen anzusehen. 

Die Angemessenheit der Neuregelungen ergibt sich auch daraus, dass hinsichtlich 
der Berufspflichten zur Qualitätssicherung Skalierungsmöglichkeiten bestehen, auch 
mit Blick darauf, dass Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten zunächst nur als 
Prüfungen zur Erlangung begrenzter Prüfungssicherheit durchzuführen sind (vgl. 
§§ 48, 50 BS WP/vBP-E). 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

Die Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung im Bereich der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind durch die Abschlussprüferrichtlinie und die 
Wirtschaftsprüferordnung determiniert. In der Berufssatzung WP/vBP werden keine 
Regelungen mit Auswirkungen für diesen Bereich getroffen.  

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

Nicht einschlägig, die Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten wird ausschließlich im 
Auftrag von Unternehmen durchgeführt. 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

Ziel der Neuregelungen ist es, die Qualität der Prüfung von 
Nachhaltigkeitsberichterstattungen sicherzustellen. Gleichlautende Berufspflichten für 
gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen existieren seit langem; es ist 
anerkannt, dass sie geeignet sind, zur Erreichung dieses Regelungsziels im Bereich 
der Abschlussprüfung beizutragen. Dies ist ein starkes Indiz dafür, dass sich die 
Regelungen auch im Bereich der Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten positiv auf die 
Prüfungsqualität auswirken werden.  

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

Mildere Mittel, mit denen das Regelungsziel in gleicher Weise erreicht werden kann, 
kommen aus Sicht der WPK nicht in Betracht.  

Halbsatz 2: nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

Die Neuregelungen ergänzen die allgemeinen Berufspflichten nach der WPO zur 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten. Sie beinhalten Konkretisierungen, die aus 
Sicht der WPK erforderlich sind, um die Einhaltung der Berufspflichten bei der 
Durchführung von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten sicherzustellen und damit 
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die Qualität der genannten Prüfungen zu gewährleisten. Die Neuregelungen leisten 
daher einen eigenständigen Beitrag zur Erreichung des Regelungsziels und sind 
dementsprechend notwendig.  

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 
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nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 
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a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

Die Neuregelungen beinhalten keine spezifischen Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 
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6. Mai 2026 

Verhältnismäßigkeitsprüfung nach § 57 Abs. 3a WPO 

hier: Streichung § 22 BS WP/vBP  
(zu § 5a BS WP/vBP-E, Anpassung der BS WP/vBP an das CSRD-Umsetzungsgesetz 

siehe gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung) 

Die Durchführung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung ist bei Neuregelungen und Änderungen 
erforderlich, die den Berufszugang oder die Berufsausübung beschränken (Art. 4 Abs. 1 der 
Richtlinie (EU) 2018/958), also in geschützte Rechtspositionen (Grundfreiheiten, 
Grundrechte) eingreifen. Die Streichung beschränkender Regelungen ist nicht als Eingriff in 
diesem Sinne zu qualifizieren und einer Verhältnismäßigkeitsprüfung daher nicht zugänglich.  

Vorliegend handelt es sich um die vollständige Streichung des § 22 BS WP/vBP als 
beschränkende Regelung. Eine Verhältnismäßigkeitsprüfung nach § 57 Abs. 3a WPO ist 
daher insoweit nicht durchzuführen. 

Es besteht auch kein Anhaltspunkt dafür, dass verbleibende Regelungen der Berufssatzung 
WP/vBP durch die Streichung des § 22 BS WP/vBP inkohärent und damit unverhältnismäßig 
werden könnten. Mit § 22 BS WP/vBP wird die einzige verbleibende Regelung der 
Berufssatzung zum Thema „Besondere Berufspflichten bei der Zusammenarbeit in 
Berufsgesellschaften“ gestrichen. Ein sachlicher Zusammenhang mit anderen Regelungen 
der Berufssatzung besteht nicht.  

 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

nicht einschlägig 

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

nicht einschlägig 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 
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nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

nicht einschlägig  

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

nicht einschlägig 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

nicht einschlägig 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

nicht einschlägig 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 
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nicht einschlägig 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

nicht einschlägig 

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

nicht einschlägig  

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 
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gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
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die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

nicht einschlägig 
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UPfQK 2. HJ 2026 / 1. HJ 2027 Rechtsvorschrift 1/2

1/2 Änderung der Satzung für Qualitätskontrolle

Stand: 21.06.2016 (84 Seiten)

Änderung der Satzung für Qualitätskontrolle 

Die Satzung für Qualitätskontrolle in der Fassung vom 21. Juni 2016 in Kraft getreten am 8. September 2016 (BAnz. AT 07.09.2016 B1) unter 

Berücksichtigung der Änderung der Satzung für Qualitätskontrolle vom 4. Dezember 2019 in Kraft getreten am 25. Januar 2020 (BAnz AT 

24.01.2020 B2), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „gesetzlicher Abschlussprüfungen“ durch die Angabe „gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprüfungen“
ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt ersetzt: „WP/vBP und Berufsgesellschaften haben die Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer nach § 316 HGB, als
Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte nach § 324b HGB oder beides bei der Kommission für Qualitätskontrolle anzuzeigen.“

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 38 Nummer 1 Buchstabe h“ durch „§ 38 Nummer 1 Buchstabe g, h“ und die Angabe „Nummer 2 Buchstabe f
WPO“ durch „Nummer 2 Buchstabe f, k WPO“ ersetzt.

c) Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: „Sollte eine Beauftragung als gesetzlicher Abschlussprüfer noch nicht erfolgt sein, so kann
die konkrete Absicht der Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer angezeigt werden.“

3. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt und nach der Angabe „betriebs-
wirtschaftliche Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wurden,“ die Angabe „sowie Prüfungen von
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt.

Download der
Vollversion auf
www.loesle.de 
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Änderung der Satzung für Qualitätskontrolle 

Die Satzung für Qualitätskontrolle in der Fassung vom 21. Juni 2016 in Kraft getreten am 8. September 2016 (BAnz. AT 07.09.2016 B1) unter 

Berücksichtigung der Änderung der Satzung für Qualitätskontrolle vom 4. Dezember 2019 in Kraft getreten am 25. Januar 2020 (BAnz AT 

24.01.2020 B2), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „gesetzlicher Abschlussprüfungen“ durch die Angabe „gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprüfungen“
ersetzt.

2. In § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt ersetzt: „WP/vBP und Berufsgesellschaften haben die Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer nach § 316 HGB, als
Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte nach § 324b HGB oder beides bei der Kommission für Qualitätskontrolle anzuzeigen.“

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 38 Nummer 1 Buchstabe h“ durch „§ 38 Nummer 1 Buchstabe g, h“ und die Angabe „Nummer 2 Buchstabe f
WPO“ durch „Nummer 2 Buchstabe f, k WPO“ ersetzt.

c) Nach Satz 3 wird der folgende Satz eingefügt: „Sollte eine Beauftragung als gesetzlicher Abschlussprüfer noch nicht erfolgt sein, so kann
die konkrete Absicht der Tätigkeit als gesetzlicher Abschlussprüfer angezeigt werden.“

3. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt und nach der Angabe „betriebs-
wirtschaftliche Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wurden,“ die Angabe „sowie Prüfungen von
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt.
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4. In § 7 Abs. 3 wird die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt. 
 
5. In § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

 
a) Satz 2 Nummer 3 wird zu Nummer 5. 

 
b) In Satz 2 wird die Angabe „sowie“ durch ein Komma ersetzt. 

 
c) In Satz 2 werden nach Nummer 2 folgende Nummern 3 und 4 eingefügt:  

 
„3. Angaben zum Vorliegen von gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten in der Grundgesamtheit der anste-
henden Qualitätskontrolle, 
 
4.  Kenntnisse und Erfahrungen der Prüfer für Qualitätskontrolle auf dem Gebiet der Nachhaltigkeitsberichte und deren Prüfung oder der 
anderer nachhaltigkeitsbezogener Dienstleistungen sowie“ 

 
6. In § 12 Abs. 3 werden nach Satz 2 folgende Sätze eingefügt:  

 
„Satz 2 gilt für WP/vBP in eigener Praxis und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die erstmals angezeigt haben, gesetzlich vorgeschriebene 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten durchzuführen, erst für Anzeigen, die ab dem 1. Januar 2029 erfolgen. Für Praxen, die bereits 
aufgrund der Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprüfungen einer Qualitätskontrolle unterliegen, bleibt der Turnus ihrer 
Qualitätskontrolle unberührt.“ 
 

7. In § 13 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Angabe „nach § 316 HGB und“ die Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von Nachhaltigkeits-
berichten nach § 324b HGB,“ eingefügt. 

 
8. § 16 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 2 wird nach der Angabe „durchgeführten Abschlussprüfungen“ die Angabe „, Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten“ und der 
Punkt nach der Angabe „beurteilen“ wird durch ein Semikolon ersetzt und die Angabe „eine erneute Prüfungsdurchführung ist damit nicht 
verbunden.“ angefügt. 
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b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: „Zur Beurteilung der Wirksamkeit der Grundsätze und Verfahren zur Auftragsabwicklung sind 

risikoorientiert in einem angemessenen Umfang Prüfungen einzelner Aufträge (Auftragsprüfung) durchzuführen.“ 
 
9. § 20 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Satz 2 wird vor die Angabe „Abschlussprüfungen“ die Angabe „gesetzlich vorgeschriebene“ und nach der Angabe „betriebswirtschaftli-

chen Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wurden“ die Angabe „sowie aus den gesetzlich 
vorgeschriebenen Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt. 

 
b) Nach Satz 3 werden folgende Sätze eingefügt:  

„Erweitert sich die Grundgesamtheit nach dem abgeschlossenen Prüfervorschlagsverfahren erstmals um Prüfungen von Nachhaltigkeitsbe-
richten nach § 324b HGB, ist dies der Wirtschaftsprüferkammer unverzüglich mitzuteilen. Die Mitteilung ist um die Angaben nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 4 zu ergänzen.“  

 
 
10. § 25 Abs. 4 Satz 4 wird wie folgt geändert: 

 
a) Nach der Angabe „§ 38 Nummer 2 Buchstabe f WPO“ wird die Angabe „und als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte nach § 38 Nummer 1 

Buchstabe g WPO, der darauf bezogenen Angaben in § 38 Nummer 2 Buchstabe d und e WPO oder der Eintragung nach § 38 Nummer 2 
Buchstabe k WPO,“ eingefügt. 

 
b) Nach der Angabe „§ 57a Absatz 6a Satz 2 Nummer 2 und 3“ wird die Angabe „, Satz 3“ eingefügt. 

 
11. § 27 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Satz 1 werden nach der Angabe „Tätigkeit als Abschlussprüfer nach § 316 HGB“ die Angabe „oder die Registrierung als Prüfer für Nach-

haltigkeitsberichte nach § 324b HGB“ eingefügt sowie die Angabe „§ 57a Absatz 6a Nummer 2 und 3 WPO“ durch die Angabe „§ 57a Ab-
satz 6a Satz 2 Nummer 2 und 3, Satz 3 WPO“ ersetzt. 

 
b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:  
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„Als Folge der Löschung der Eintragung als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte nach § 324b HGB in eigener Praxis sind auch die darauf 
bezogenen Angaben in § 38 Nummer 2 Buchstabe d und e WPO zu löschen.“ 

 
12. In § 32 Abs. 4 wird nach der Angabe „§ 57a Absatz 6a Satz 2“ die Angabe „und bzw. oder 3“ eingefügt. 

 
13. § 33 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Angabe „gesetzlichen Abschlussprüfungen“ durch die Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen“ ersetzt. 

 
b) Nach der Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen“ wird die Angabe „oder gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 

Nachhaltigkeitsberichten“ eingefügt.  
 

c) Die Angabe „Abschlussprüfer von Unternehmen“ wird durch die Angabe „Abschlussprüfer oder Prüfer von Nachhaltigkeitsberichten von 
Unternehmen“ ersetzt.  

 
d) Die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ wird durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt.  

 
14. § 33 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ wird durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt. 

 
b) Die Angabe „gesetzlichen Abschlussprüfungen“ durch die Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen“ ersetzt. 

 
c) Nach der Angabe „gesetzlichen Abschlussprüfungen nach § 316 HGB“ wird die Angabe „und gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 

Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt. 
 

15. § 33 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach der Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen nach § 316 HGB“ wird die Angabe „und gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt. 
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b) Die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ wird durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt. 

 
c) Nach der Angabe „gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen nach § 316 HGB“ wird die Angabe „und gesetzlich vorgeschriebenen 

Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB“ eingefügt. 
 
16. In § 33 Abs. 5 Satz 5 wird die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt. 

 
17. § 35 wird gestrichen. 

 
18. In der Anlage zu § 23 wird die Angabe „gegebenenfalls: sowie eine ordnungsmäßige Abwicklung betriebswirtschaftlicher Prüfungen, die von 

der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden,“ jeweils durch die Angabe „gegebenenfalls: sowie von betriebswirt-
schaftlichen Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden,“ ersetzt. 

 
19. Die Anlage zu § 33 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Angabe „§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB“ wird jeweils durch die Angabe „§ 316a HGB“ ersetzt. 
 
b) Die Angabe „gegebenenfalls: sowie eine ordnungsmäßige Abwicklung betriebswirtschaftlicher Prüfungen, die von der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden,“ wird jeweils durch die Angabe „gegebenenfalls: sowie betriebswirtschaftlicher Prüfungen, 
die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden,“ ersetzt. 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Teil 1  Registrierung als Prüfer für Qualitätskontrolle 

sowie Widerruf und Erlöschen der Registrierung 
  

1. Abschnitt Voraussetzungen für die Registrierung als 
Prüfer für Qualitätskontrolle 

  

§ 1 Tätigkeit im Bereich gesetzlicher Abschlussprüfun-
gen 

  

 1Voraussetzung für die Registrierung als 
Prüfer für Qualitätskontrolle von WP/vBP ist 
die Tätigkeit im Bereich gesetzlicher Ab-
schlussprüfungen, die während der letzten 
drei Jahre vor Antragstellung ausgeübt wor-
den ist. 2Anzuerkennen sind dabei alle Tätig-
keiten, die im Bereich gesetzlicher Ab-
schlussprüfungen von einem WP/vBP aus-
geübt werden. 3Dazu gehören auch die 
Maßnahmen zur auftragsbezogenen Quali-
tätssicherung (§ 48 der Berufssatzung 
WP/vBP) sowie sonstige mit gesetzlichen 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Abschlussprüfungen zusammenhängende 
fachliche Tätigkeiten. 

§ 2 Spezielle Ausbildung in der Qualitätskontrolle   
 (1) 1Die spezielle Ausbildung eines Prü-

fers für Qualitätskontrolle als weitere Voraus-
setzung für die Registrierung umfasst die 
Grundsätze der internen Qualitätssicherung 
(§ 55b WPO) sowie die Grundsätze der ord-
nungsmäßigen Durchführung der Qualitäts-
kontrolle (§§ 57a ff. WPO). 2Diese Normen 
werden durch die Satzungen und durch Hin-
weise der Kommission für Qualitätskontrolle 
konkretisiert. 3Darüber hinaus hat er über 
ausreichende Kenntnisse der fachlichen Re-
geln zu verfügen. 

unverändert  

 (2) 1Die spezielle Ausbildung in der Quali-
tätskontrolle (Kenntnisse in der Qualitäts-
kontrolle) wird durch Teilnahme an einer von 
der Kommission für Qualitätskontrolle ange-
botenen oder anerkannten Ausbildungsver-
anstaltung erlangt. 2Diese Ausbildungsver-
anstaltung muss mindestens sechzehn Un-
terrichtseinheiten a 45 Minuten umfassen 
und folgende Inhalte aufweisen: 
1. Das System der Qualitätskontrolle 
2. Die Anforderungen an den Prüfer für 

Qualitätskontrolle 
3. Das Qualitätssicherungssystem der Pra-

xis als Prüfungsgegenstand der Quali-
tätskontrolle 

4. Die Durchführung der Qualitätskontrolle 
5. Die Berichterstattung über die durchge-

führte Qualitätskontrolle. 

unverändert  

 (3) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle 
bestätigt dem Veranstalter einer Ausbil-
dungsveranstaltung auf Antrag, dass die 
Ausbildungsveranstaltung die 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 er-
füllt. 2Sie kann vom Veranstalter einer Aus-
bildungsveranstaltung jederzeit Einsicht in 
die Veranstaltungsmaterialien verlangen und 
an der Ausbildungsveranstaltung teilneh-
men. 3Mindestens ein Dozent einer Ausbil-
dungsveranstaltung muss Prüfer für Quali-
tätskontrolle sein. 

 (4) Die Teilnahme an einer Ausbildungs-
veranstaltung soll im Zeitpunkt des Regist-
rierungsantrages nicht länger als drei Jahre 
zurückliegen. 

unverändert  

2. Abschnitt Verfahren der Registrierung als Prüfer für 
Qualitätskontrolle und des Widerrufs 

  

§ 3 Registrierung   
 1Die Registrierung erfolgt auf schriftlichen 

oder elektronischen Antrag bei der Kommis-
sion für Qualitätskontrolle. 2Die Kommission 
für Qualitätskontrolle hat die Registrierung 
des Antragstellers vorzunehmen, wenn bei 
einem WP/vBP in eigener Praxis die Voraus-
setzungen nach § 57a Absatz 3 Satz 2 und 
3 WPO vorliegen. 3Ist ein WP/vBP Antrag-
steller, der nicht in eigener Praxis tätig ist, ist 
er zu registrieren, wenn er die Vorausset-
zungen nach § 57a Absatz 3 Satz 2 WPO 
erfüllt. 4Bei einer Berufsgesellschaft haben 
die Voraussetzungen nach § 57a Absatz 3 
Satz 4 WPO vorzuliegen. 5Bei einem genos-
senschaftlichen Prüfungsverband haben die 
Voraussetzungen nach§ 63f Absatz 2 Satz 1 
GenG vorzuliegen. 6Die Voraussetzungen 
für die Registrierung müssen bei Antragstel-
lung gegeben sein. 

unverändert  

§ 4 Nachweis der Voraussetzungen für die Registrierung   
 (1) 1WP/vBP haben einen Nachweis über unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
die Tätigkeit im Bereich gesetzlicher Ab-
schlussprüfungen und der Ausbildung in der 
Qualitätskontrolle zu führen. 2Über der Wirt-
schaftsprüferkammer bekannte Tatsachen 
bedarf es keiner Führung eines Nachweises. 

 (2) 1Der Nachweis der Tätigkeit im Be-
reich gesetzlicher Abschlussprüfungen kann 
durch Vorlage einer Bescheinigung des 
Dienstherren des Antragstellers erbracht 
werden. 2Ist der Antragsteller in eigener Pra-
xis tätig, so genügt die Versicherung, dass 
er im Bereich gesetzlicher Abschlussprüfun-
gen tätig gewesen ist. 3Die Kommission für 
Qualitätskontrolle kann geeignete, weiterge-
hende Nachweise verlangen.  

unverändert  

 (3) 1Die Ausbildung des Prüfers für Quali-
tätskontrolle in der Qualitätskontrolle ist der 
Kommission für Qualitätskontrolle nachzu-
weisen. 2Der Nachweis ist durch eine Be-
scheinigung zu erbringen, aus der die Aner-
kennung der speziellen Ausbildungsveran-
staltung, der Gegenstand und die Dauer der 
Teilnahme zu entnehmen sind. 3Der Nach-
weis kann gegenüber der Kommission für 
Qualitätskontrolle auch durch eine Sammel-
bescheinigung des Veranstalters, die unmit-
telbar der Kommission für Qualitätskontrolle 
zu übersenden ist, geführt werden. 

unverändert  

 (4) 1Genossenschaftliche Prüfungsver-
bände haben den Nachweis über das ihnen 
seit mindestens drei Jahren verliehene Prü-
fungsrecht zu führen. 2Dies soll in der Regel 
durch Vorlage von Urkunden über die Verlei-
hung des Prüfungsrechts nach § 63a GenG 
erfolgen. 3Des Weiteren sind geeignete 
Nachweise vorzulegen, dass eine als Prüfer 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
für Qualitätskontrolle registrierte Person als 
Vorstandsmitglied oder als besonderer Ver-
treter nach § 30 BGB (§ 63f Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 GenG) bestellt ist. 

§ 5 Widerruf und Erlöschen der Registrierung   
 (1) 1Die Registrierung als Prüfer für Quali-

tätskontrolle ist zu widerrufen, wenn die Vo-
raussetzungen für die Registrierung als Prü-
fer für Qualitätskontrolle entfallen sind. 2Sie 
ist insbesondere in den Fällen von § 57a Ab-
satz 3a WPO zu widerrufen, wenn 

unverändert  

1. die Eintragung des ausschließlich in ei-
gener Praxis tätigen WP/vBP oder der 
Berufsgesellschaft als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer gemäß § 57a Absatz 6a 
Satz 2 WPO gelöscht worden ist, 

unverändert  

2. der Prüfer für Qualitätskontrolle in den 
letzten drei Jahren nicht mehr im Bereich 
gesetzlicher Abschlussprüfungen tätig 
gewesen ist, 

2. der Prüfer für Qualitätskontrolle in den 
letzten drei Jahren nicht mehr im Bereich 
gesetzlich vorgeschriebener Abschluss-
prüfungen tätig gewesen ist, 

Anpassung an die Änderung im „Word-
ing“ in § 57a Abs. 3a Nr. 2 WPO-E 

3. gegen den Prüfer für Qualitätskontrolle 
eine unanfechtbare berufsaufsichtliche 
Maßnahme nach § 68 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 bis 6 WPO verhängt worden 
ist, die seine Eignung als Prüfer für Qua-
litätskontrolle ausschließt oder 

unverändert  

4. der Prüfer für Qualitätskontrolle keinen 
Nachweis nach § 6 Absatz 3 erbringt. 

unverändert  

 (2) 1Als Prüfer für Qualitätskontrolle re-
gistrierte WP/vBP zeigen der Kommission 
für Qualitätskontrolle Veränderungen zu Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 2 an. 2Die Kommis-
sion für Qualitätskontrolle kann von Prüfern 
für Qualitätskontrolle Nachweise über die 
Tätigkeit im Bereich gesetzlicher 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Abschlussprüfungen verlangen. 

 (3) Die Eintragung der Registrierung als 
Prüfer für Qualitätskontrolle im Berufsregis-
ter ist nach Vorliegen der Voraussetzungen 
von § 39 Absatz 2 WPO zu löschen. 

unverändert  

 (4) Die Registrierung als Prüfer für Quali-
tätskontrolle erlischt, wenn die Bestellung 
zum WP/vBP bzw. die Anerkennung als Be-
rufsgesellschaft erlischt. 

unverändert  

3. Abschnitt Spezielle Fortbildungsverpflichtung und Ver-
fahren zum Nachweis 

  

§ 6 Umfang und Inhalt der speziellen Fortbildungsver-
pflichtung 

  

 (1) 1Die Fortbildungsverpflichtung nach 
den §§ 43 Absatz 2 Satz 4, 57a Absatz 3a 
Satz 2 Nummer 4 WPO erfüllt ein Prüfer für 
Qualitätskontrolle, wenn er an einer ein-
schlägigen Fortbildungsveranstaltung der 
Kommission für Qualitätskontrolle oder an 
einer anderen von der Kommission für Qua-
litätskontrolle anerkannten einschlägigen 
Fortbildungsveranstaltung als Hörer teil-
nimmt oder sie als Dozent leitet. 2Die Fortbil-
dungsverpflichtung ist erfüllt, wenn der Prü-
fer für Qualitätskontrolle wenigstens 24 Un-
terrichtseinheiten a 45 Minuten in drei Jah-
ren absolviert. 3Die Fortbildung soll über die 
drei Jahre verteilt werden. 4Gegenstand der 
Fortbildungsveranstaltung ist die Kenntnis 
der aktuellen gesetzlichen, satzungsmäßi-
gen und fachlichen Anforderungen an den 
Prüfungsgegenstand und an die Auftrags-
durchführung. 5Die Fortbildungsverpflichtung 
erfüllt ein Prüfer für Qualitätskontrolle auch 
durch seine Tätigkeit als Mitglied der Kom-
mission für Qualitätskontrolle. 

unverändert  

 (2) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
bestätigt dem Veranstalter einer Fortbil-
dungsveranstaltung auf Antrag, dass die 
Fortbildungsveranstaltung die Vorausset-
zung nach Absatz 1 Satz 4 erfüllt. 2§ 2 Ab-
satz 3 Satz 2 gilt für eine Fortbildungsveran-
staltung entsprechend. 3Mindestens ein Do-
zent einer Fortbildungsveranstaltung muss 
Prüfer für Qualitätskontrolle sein. 

 (3) Die Erfüllung der Fortbildungsver-
pflichtung ist entsprechend § 4 Absatz 3 alle 
drei Jahre nachzuweisen. 

unverändert  

Teil 2 Anzeige der Tätigkeit als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer und Auswahl des Prüfers für Qua-
litätskontrolle 

Anzeige der Tätigkeit als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer, Prüfer für Nachhaltigkeits-
berichte und Auswahl des Prüfers für Qua-
litätskontrolle 

Aufnahme der Prüfer für Nachhaltig-
keitsberichte 

§ 7 Anzeige   
 (1) 1WP/vBP und Berufsgesellschaften 

haben die konkrete Absicht der Tätigkeit als 
gesetzlicher Abschlussprüfer nach § 316 
HGB bei der Kommission für Qualitätskon-
trolle anzuzeigen. 2Die Anzeige hat spätes-
tens zwei Wochen nach Annahme des Auf-
trages zu erfolgen (§ 57a Absatz 1 Satz 2 
WPO). 3Sie ist nur erforderlich, wenn eine 
Eintragung der Praxis nach § 38 Nummer 1 
Buchstabe h oder Nummer 2 Buchstabe f 
WPO noch nicht erfolgt ist. 

(1) 1WP/vBP und Berufsgesellschaften ha-
ben die Tätigkeit als gesetzlicher Abschluss-
prüfer nach § 316 HGB, als Prüfer für 
Nachhaltigkeitsberichte nach 324b HGB 
oder beides bei der Kommission für Quali-
tätskontrolle anzuzeigen. 2Die Anzeige hat 
spätestens zwei Wochen nach Annahme 
des Auftrages zu erfolgen (§ 57a Absatz 1 
Satz 2 WPO). 3Sie ist nur erforderlich, wenn 
eine Eintragung der Praxis nach § 38 Num-
mer 1 Buchstabe g, h, Nummer 2 Buch-
stabe f, k WPO noch nicht erfolgt ist. 4Sollte 
eine Beauftragung als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer noch nicht erfolgt sein, so 
kann die konkrete Absicht der Tätigkeit 
als gesetzlicher Abschlussprüfer ange-
zeigt werden. 

Umsetzung der Änderungen in § 57a 
Abs. 1 WPO-E, die Qualitätskontrolle auf 
Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte zu er-
weitern. Zur Lesbarkeit wurde die Mög-
lichkeit, die Eintragung als gesetzlicher 
Abschlussprüfer mit der Anzeige der kon-
kreten Absicht, gesetzliche Abschlussprü-
fungen durchzuführen, als Satz 4 er-
gänzt.  

 (2) 1Die Anzeige muss Angaben zu Art 
und Umfang der Tätigkeit nach § 57a Absatz 
2 Satz 2 WPO enthalten. 2Es ist anzugeben, 

(2) 1Die Anzeige muss Angaben zu Art und 
Umfang der Tätigkeit nach § 57a Absatz 2 
Satz 2 WPO enthalten. 2Es ist anzugeben, 

Redaktionelle Anpassung und Einfügung 
der Erweiterung der Grundgesamtheit der 
Qualitätskontrolle in § 57a Abs. 2 Satz 2 
WPO-E 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
ob gesetzliche Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB oder solche im Sinne von § 319a 
Absatz 1 Satz 1 HGB und ob betriebswirt-
schaftliche Prüfungen, die von der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht be-
auftragt wurden, durchgeführt werden (Art 
der Prüfungen). 3Es sind die Anzahl der vo-
raussichtlich jährlich abzuwickelnden Prü-
fungen, die Größenklassen nach § 267 HGB 
der zu prüfenden Unternehmen und deren 
Rechtsformen sowie die zu prüfenden Ge-
schäftsjahre anzugeben (Umfang der Prü-
fungen). 4Soweit abschätzbar, ist auch das 
voraussichtliche Stundenvolumen der jährli-
chen Prüfungen, die Anzahl der prüfenden 
WP/vBP und der Niederlassungen sowie 
eine Mitgliedschaft in Netzwerken mitzutei-
len. 

ob gesetzliche Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB oder solche im Sinne von § 
316a HGB und ob betriebswirtschaftliche 
Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wur-
den, sowie Prüfungen von Nachhaltig-
keitsberichten nach § 324b HGB durchge-
führt werden (Art der Prüfungen). 3Es sind 
die Anzahl der voraussichtlich jährlich abzu-
wickelnden Prüfungen, die Größenklassen 
nach § 267 HGB der zu prüfenden Unter-
nehmen und deren Rechtsformen sowie die 
zu prüfenden Geschäftsjahre anzugeben 
(Umfang der Prüfungen). 4Soweit abschätz-
bar, ist auch das voraussichtliche Stunden-
volumen der jährlichen Prüfungen, die An-
zahl der prüfenden WP/vBP und der Nieder-
lassungen sowie eine Mitgliedschaft in Netz-
werken mitzuteilen. 

 (3) 1Wesentliche Änderungen von Art und 
Umfang der Prüfungstätigkeit nach der An-
zeige nach Absatz 1 sind ebenfalls mitzutei-
len. 2Die erstmalige Aufnahme und die Be-
endigung von Prüfungen von Unternehmen 
im Sinne von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB 
sind immer wesentlich im Sinne von Satz 1. 
3Im Übrigen ist die Wesentlichkeit der Ände-
rungen nach den konkreten Gegebenheiten 
der Praxis und den Auswirkungen der Ände-
rungen auf das Qualitätssicherungssystem 
zu beurteilen. 

(3) 1Wesentliche Änderungen von Art und 
Umfang der Prüfungstätigkeit nach der An-
zeige nach Absatz 1 sind ebenfalls mitzutei-
len. 2Die erstmalige Aufnahme und die Be-
endigung von Prüfungen von Unternehmen 
im Sinne von § 316a HGB sind immer we-
sentlich im Sinne von Satz 1. 3Im Übrigen ist 
die Wesentlichkeit der Änderungen nach 
den konkreten Gegebenheiten der Praxis 
und den Auswirkungen der Änderungen auf 
das Qualitätssicherungssystem zu beurtei-
len. 

Redaktionelle Anpassung 

§ 8 Auswahl des Prüfers für Qualitätskontrolle   
 (1) 1Der Kommission für Qualitätskon-

trolle sind nach § 57a Absatz 6 Satz 1 WPO 
von der zu prüfenden Praxis bis zu drei Vor-
schläge für mögliche Prüfer für Qualitätskon-
trolle einzureichen. 2Die Vorschläge haben 

(1) 1Der Kommission für Qualitätskontrolle 
sind nach § 57a Absatz 6 Satz 1 WPO von 
der zu prüfenden Praxis bis zu drei Vor-
schläge für mögliche Prüfer für 

Angaben zu Kenntnissen und Erfahrun-
gen des Prüfers für Qualitätskontrolle im 
Bereich Prüfung von Nachhaltigkeitsbe-
richten sind dann heranzuziehen, wenn 
die vorschlagende Praxis solche 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
folgende Angaben zu enthalten: 
1. Benennung der Prüfer für Qualitätskon-

trolle, 
2. bei Berufsgesellschaften die nach § 57a 

Absatz 3 Satz 5 WPO in Verbindung mit 
§ 14 Satz 2 verantwortlichen WP/vBP  
sowie 

3. die Unabhängigkeitsbestätigung nach 
§ 57a Absatz 6 Satz 2 WPO. 

3Der Vorschlag soll wenigstens vier Wochen 
vor Beauftragung durch die zu prüfende Pra-
xis bei der Kommission für Qualitätskontrolle 
eingehen. 

Qualitätskontrolle einzureichen. 2Die Vor-
schläge haben folgende Angaben zu enthal-
ten: 

1. Benennung der Prüfer für Qualitätskon-
trolle, 

2. bei Berufsgesellschaften die nach § 57a 
Absatz 3 Satz 5 WPO in Verbindung mit 
§ 14 Satz 2 verantwortlichen WP/vBP,  

3. Angaben zum Vorliegen von gesetzlich 
vorgeschriebenen Prüfungen von Nach-
haltigkeitsberichten in der Grundge-
samtheit der anstehenden Qualitäts-
kontrolle,  

4. Kenntnisse und Erfahrungen der Prüfer 
für Qualitätskontrolle auf dem Gebiet 
der Nachhaltigkeitsberichte und deren 
Prüfung oder der anderer nachhaltig-
keitsbezogener Dienstleistungen sowie 

5. die Unabhängigkeitsbestätigung nach 
§ 57a Absatz 6 Satz 2 WPO. 

3Der Vorschlag soll wenigstens vier Wochen 
vor Beauftragung durch die zu prüfende Pra-
xis bei der Kommission für Qualitätskontrolle 
eingehen. 

Prüfungen durchführt. Daher sind Anga-
ben zum Vorliegen solcher Prüfungen im 
Qualitätskontrollturnus der zu prüfenden 
Praxis notwendig. Daher wurde Nummer 
3 nach der Benennung des PfQK (Nr. 1 u. 
2) eingefügt. Nr. 4 setzt die Änderungen 
in § 57a Abs. 6 Satz 2 WPO-E um. 
 
 
 
 
 
 
 

 (2) Die Kommission für Qualitätskontrolle 
hat Vorschläge abzulehnen, wenn Aus-
schlussgründe nach § 57a Absatz 4 WPO 
bestehen. 

unverändert  

 (3) Die Kommission für Qualitätskontrolle 
kann Vorschläge ablehnen, wenn konkrete 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die ordnungs-
gemäße Durchführung der Qualitätskon-
trolle, einschließlich der Berichterstattung, 
nicht gewährleistet ist. 

unverändert  

 (4) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle 
hat nach § 57a Absatz 6 Satz 3 WPO die 
Ablehnung innerhalb von vier Wochen seit 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Einreichung der Vorschläge durch die zu 
kontrollierende Person mitzuteilen. 2Die 
Vier-Wochen-Frist nach Satz 1 beginnt mit 
der vollständigen Vorlage der Unterlagen 
nach § 8 Absatz 1 und § 11. 

 (5) Sind mehr als sechs Monate zwischen 
Eingang des Vorschlags und der Beauftra-
gung vergangen, ist eine neue Unabhängig-
keitsbestätigung vorzulegen. 

unverändert  

§ 9 Benennung des Prüfers für Qualitätskontrolle durch 
die Kommission für Qualitätskontrolle 

  

 Die Kommission für Qualitätskontrolle be-
nennt nach § 57a Absatz 6 Satz 5 WPO ei-
nen Prüfer für Qualitätskontrolle, wenn die 
zu prüfende Praxis in zwei Vorschlägen je-
weils einen oder bis zu drei Vorschläge un-
terbreitet hat, die sämtlichst von der Kom-
mission für Qualitätskontrolle nach § 57a 
Absatz 6 Satz 3 WPO abgelehnt worden 
sind. 

unverändert  

§ 10 Ausschlussgründe des Prüfers für Qualitätskon-
trolle 

  

 (1) 1WP/vBP oder Berufsgesellschaften 
dürfen nach § 57a Absatz 4 Satz 1 WPO 
nicht als Prüfer für Qualitätskontrolle tätig 
werden, wenn kapitalmäßige, finanzielle 
oder persönliche Bindungen oder sonstige 
Umstände, die die Besorgnis der Befangen-
heit (§ 49 zweite Alternative WPO) begrün-
den, bestehen oder in den drei Jahren vor 
seiner Beauftragung bestanden haben. 2Ist 
ein WP/vBP oder eine Berufsgesellschaft 
Mitglied eines Netzwerks im Sinne von 
§ 319b Absatz 1 Satz 3 HGB, ist § 319b 
HGB entsprechend anzuwenden. 3Nach 
§ 57a Absatz 4 Satz 2 WPO sind auch 
wechselseitige Prüfungen ausgeschlossen. 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
(2) 1Eine kapitalmäßige Bindung besteht, 
wenn der Prüfer für Qualitätskontrolle Anteile 
an der zu prüfenden Praxis oder an einem 
mit der zu prüfenden Praxis verbundenen 
Unternehmen besitzt. 2Dies gilt auch im um-
gekehrten Fall. 3Personen, mit denen der 
Prüfer für Qualitätskontrolle seinen Beruf ge-
meinsam ausübt, dürfen ebenfalls keine An-
teile im Sinne des Satzes 1 besitzen. 4Wird 
eine Berufsgesellschaft mit der Durchfüh-
rung einer Qualitätskontrolle beauftragt, dür-
fen ihre gesetzlichen Vertreter und die für 
die Durchführung der Qualitätskontrolle ver-
antwortlichen Personen sowie die Mitglieder 
eines Aufsichtsrats keine Anteile im Sinne 
des Satzes 1 besitzen. 5Ist die Berufsgesell-
schaft eine juristische Person, dann gilt dies 
auch für einen Gesellschafter, der 20 v. H. 
oder mehr der sämtlichen Gesellschaftern 
zustehenden Stimmrechte besitzt. 6Ist die 
Berufsgesellschaft eine Personenhandelsge-
sellschaft, dann gilt dies für jeden Gesell-
schafter. 

 (3) 1Eine finanzielle Bindung besteht, 
wenn der Prüfer für Qualitätskontrolle aus 
seiner beruflichen Tätigkeit für die zu prü-
fende Praxis, einschließlich der Unterneh-
men, die mit dieser verbunden sind, mehr 
als 30 v. H. seiner Gesamteinnahmen erzielt. 
2Eine finanzielle Bindung besteht auch bei 
gewährten oder erhaltenen Darlehen sowie 
Versorgungszusagen. 

unverändert  

 (4) 1Persönliche Bindungen bestehen ins-
besondere, wenn der Prüfer für Qualitäts-
kontrolle gesetzlicher Vertreter, Mitglied des 
Aufsichtsrats oder Arbeitnehmer der zu 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
prüfenden Praxis oder eines mit ihr verbun-
denen Unternehmens ist. 2Übt der Prüfer für 
Qualitätskontrolle seinen Beruf mit anderen 
Personen gemeinsam aus, so darf auch bei 
diesen Personen eine solche persönliche 
Bindung nicht bestehen. 3Ist eine Berufsge-
sellschaft Prüfer für Qualitätskontrolle, so gilt 
dies für die gesetzlichen Vertreter und die 
Personen, die für die Durchführung der Qua-
litätskontrolle verantwortlich sind, sowie für 
die Mitglieder eines Aufsichtsrats. 4Ist die 
Berufsgesellschaft eine juristische Person, 
dann gilt dies auch für einen Gesellschafter, 
der 20 v. H. oder mehr der sämtlichen Ge-
sellschaftern zustehenden Stimmrechte be-
sitzt. 5Ist die Berufsgesellschaft eine Perso-
nenhandelsgesellschaft, dann gilt dies für je-
den Gesellschafter. 

 (5) 1Eine Besorgnis der Befangenheit be-
steht insbesondere, wenn der Prüfer für 
Qualitätskontrolle sowie, wenn dieser eine 
Berufsgesellschaft ist, Mitglieder des Auf-
sichtsrats oder die in Absatz 4 Satz 4 und 5 
genannten Gesellschafter über eine Prü-
fungs- und Beratungstätigkeit hinaus bei der 
Einrichtung des Qualitätssicherungssystems 
der zu prüfenden Praxis mitgewirkt haben. 
2Ferner besteht eine Besorgnis der Befan-
genheit, wenn der Prüfer für Qualitätskon-
trolle und die zu prüfende Praxis gemeinsam 
Abschlussprüfungen (Joint Audits) durchfüh-
ren und das anteilige Prüfungshonorar beim 
Prüfer für Qualitätskontrolle nicht unwesent-
lich war. 3Die Unwesentlichkeit ist insbeson-
dere nicht gegeben, wenn das Verhältnis 
des Umsatzes aus gemeinsamen Ab-
schlussprüfungen zu dem Gesamtumsatz 

unverändert  

#RV0068
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



 
 

19 
 

 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
des Prüfers für Qualitätskontrolle in einem 
Jahr mehr als 10 v. H. beträgt. 

 (6) 1Eine wechselseitige Prüfung liegt vor, 
wenn sich Praxen gegenseitig mit der 
Durchführung der Qualitätskontrolle beauf-
tragen. 2Dies ist auch der Fall, wenn sich 
mehr als zwei Praxen im Ring mit der Quali-
tätskontrolle beauftragen (Ringprüfung), es 
sei denn, dass auch aus Sicht eines objekti-
ven Dritten die Besorgnis der Befangenheit 
nicht besteht. 3Ferner liegt eine Besorgnis 
der Befangenheit vor, wenn die zu prüfende 
Praxis bei dem Prüfer für Qualitätskontrolle 
die Prüfung des Jahresabschlusses durch-
geführt hat. 4Der Ausschlussgrund besteht 
nicht mehr, wenn inzwischen bei dem Prüfer 
für Qualitätskontrolle ein anderer Prüfer für 
Qualitätskontrolle die Qualitätskontrolle 
durchgeführt hat. 

unverändert  

§ 11 Unabhängigkeitsbestätigung   
 (1) 1Den Vorschlägen nach § 57a Absatz 

6 Satz 1 WPO und § 8 ist nach § 57a Absatz 
6 Satz 2 WPO eine Unabhängigkeitsbestäti-
gung jedes vorgeschlagenen Prüfers für 
Qualitätskontrolle beizufügen, in der er nach 
§ 57a Absatz 4 Satz 3 WPO zu erklären hat, 
dass zwischen ihm und der zu prüfenden 
Praxis keine Ausschlussgründe oder sons-
tige Interessenkonflikte bestehen oder in   
den letzten drei Jahren vor seiner Beauftra-
gung bestanden haben. 2Sie muss die in der 
Anlage zu dieser Satzung genannten Anga-
ben enthalten. 3Die Unabhängigkeitsbestäti-
gung darf bei Eingang des Vorschlages bei 
der Kommission für Qualitätskontrolle nicht 
älter als sechs Monate sein. 4Wird eine Be-
rufsgesellschaft als Prüfer für 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätskontrolle vorgeschlagen, ist die Un-
abhängigkeitsbestätigung durch den nach 
§ 14 Satz 2 verantwortlichen Prüfer für Qua-
litätskontrolle zu unterzeichnen. 

 (2) 1Wenn der Prüfer für Qualitätskon-
trolle und die zu prüfende Praxis gemeinsam 
Abschlussprüfungen (Joint Audits) durchfüh-
ren oder in den letzten drei Jahren vor der 
Beauftragung durchgeführt haben, ist dies 
ebenfalls in der Unabhängigkeitsbestätigung 
anzugeben. 2Dabei ist in Prozenten anzuge-
ben, in welchem Verhältnis das jeweilige an-
teilige Honorar aus den gemeinsamen Ab-
schlussprüfungen zu dem Gesamtumsatz 
des Prüfers für Qualitätskontrolle im vergan-
genen Jahr steht. 

unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
  

 

Teil 3 Anordnung einer Qualitätskontrolle und Risiko-
analyse 

  

§ 12 Anordnung einer Qualitätskontrolle   
 (1) 1Der Anordnung einer Qualitätskon-

trolle durch die Kommission für Qualitätskon-
trolle geht eine Risikoanalyse voraus. 2Die 
Anordnung einer Qualitätskontrolle erfolgt 
unter Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes 
1. nach Auswertung eines Qualitätskontroll-

berichtes (Absatz 2), 
2. nach der Anzeige nach § 57a Absatz 1 

Satz 2 und 3 WPO (Absatz 3) oder 
3. aus gegebenem Anlass (Absatz 4). 

unverändert  

 (2) 1Die Anordnung einer Qualitätskon-
trolle nach § 57a Absatz 2 Satz 6 WPO soll 
mit der Beendigung der Auswertung des 
Qualitätskontrollberichtes erfolgen. 2Wird die 
Auswertung des Qualitätskontrollberichtes 
durch die Kommission für Qualitätskontrolle 
ohne Maßnahmen im Sinne von § 57e 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Absatz 2 WPO abgeschlossen, wird die Frist 
für die nächste Qualitätskontrolle mit dem 
Abschluss der Auswertung festgesetzt, an-
derenfalls erfolgt die Festsetzung mit dem 
Erlass der Maßnahmen. 

 (3) 1Nach einer Anzeige nach § 7 ordnet 
die Kommission für Qualitätskontrolle eine 
Qualitätskontrolle an. 2In den Fällen der 
erstmaligen Anzeige nach § 7 ist bei Praxen, 
deren Qualitätssicherungssystem noch nicht 
geprüft wurde, eine Qualitätskontrolle spä-
testens nach drei Jahren anzuordnen. 

(3) 1Nach einer Anzeige nach § 7 ordnet 
die Kommission für Qualitätskontrolle eine 
Qualitätskontrolle an. 2In den Fällen der erst-
maligen Anzeige nach § 7 ist bei Praxen, de-
ren Qualitätssicherungssystem noch nicht ge-
prüft wurde, eine Qualitätskontrolle spätestens 
nach drei Jahren anzuordnen. 3Satz 2 gilt für 
WP/vBP in eigener Praxis und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften, die erstmals an-
gezeigt haben, gesetzlich vorgeschriebene 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
durchzuführen, erst für Anzeigen, die ab 
dem 1. Januar 2029 erfolgen. 4Für Praxen, 
die bereits aufgrund der Durchführung ge-
setzlich vorgeschriebener Abschlussprüfun-
gen einer Qualitätskontrolle unterliegen, 
bleibt der Turnus ihrer Qualitätskontrolle un-
berührt. 

Umsetzung der Übergangsregelungen in 
§ 140 Abs. 3 WPO-E. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einfügung der sich aus der Gesetzesbe-
gründung zu § 140 Abs. 3 WPO-E erge-
benden Intention des Gesetzgebers, Pra-
xen, die erstmalig anzeigen, gesetzlich 
vorgeschriebene Prüfungen von Nachhal-
tigkeitsberichten durchführen zu wollen 
und bereits der Qualitätskontrolle unterle-
gen haben, nicht der Regelung des § 57a 
Abs. 2 Satz 5 WPO-E zu unterwerfen, 
wonach eine Qualitätskontrolle nach spä-
testens drei Jahren durchzuführen ist und 
die zu abweichenden Qualitätskontroll-
zeiträumen führen könnte. Damit wird im 
Ergebnis möglichen Verkürzungen von 
bereits erfolgten Anordnungen von Quali-
tätskontrollen oder mehreren Terminen 
für eine Qualitätskontrolle, die sich durch 
Anwendung des § 57a Abs. 2 Satz 5 
WPO-E ergeben könnten, vorgebeugt. 

 (4) Erhält die Kommission für Qualitäts-
kontrolle nach der Anordnung einer 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätskontrolle Kenntnis von Sachverhal-
ten, die die Anordnung einer abweichenden 
Frist für eine Qualitätskontrolle begründen, 
kann sie eine ergangene Anordnung mit Wir-
kung für die Zukunft widerrufen und durch 
eine neue Anordnung ersetzen. 

§ 13 Risikoanalyse   
 (1) 1Grundlage der Risikoanalyse durch 

die Kommission für Qualitätskontrolle sind 
insbesondere die Ergebnisse der letzten 
Qualitätskontrolle, Art und Umfang der 
durchgeführten gesetzlich vorgeschriebenen 
Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und 
der betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht beauftragt wurden, sowie die 
Struktur der Praxis (z. B. Art, Anzahl und 
Komplexität der künftig abzuwickelnden ge-
setzlichen Abschlussprüfungen nach § 316 
HGB, Rechtsformen der zu prüfenden Ge-
sellschaften und deren Größenklassen nach 
§ 267 Absatz 1 bis 3 HGB, Anzahl der prü-
fenden WP/vBP und der im Prüfungsbereich 
eingesetzten Mitarbeiter, Auslagerung von 
Prüfungsleistungen sowie Anzahl der Nie-
derlassungen und Mitgliedschaft in einem 
Netzwerk). 2Dabei sind die tatsächlichen 
Verhältnisse der Praxis und deren Praxisum-
feld zu berücksichtigen. 

(1) 1Grundlage der Risikoanalyse durch die 
Kommission für Qualitätskontrolle sind insbe-
sondere die Ergebnisse der letzten Qualitäts-
kontrolle, Art und Umfang der durchgeführten 
gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprü-
fungen nach § 316 HGB und gesetzlich vor-
geschriebenen Prüfungen von Nachhaltig-
keitsberichten nach § 324b HGB, der be-
triebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt wurden, sowie die Struktur 
der Praxis (z. B. Art, Anzahl und Komplexität 
der künftig abzuwickelnden gesetzlichen Ab-
schlussprüfungen nach § 316 HGB, Rechts-
formen der zu prüfenden Gesellschaften und 
deren Größenklassen nach § 267 Absatz 1 bis 
3 HGB, Anzahl der prüfenden WP/vBP und 
der im Prüfungsbereich eingesetzten Mitarbei-
ter, Auslagerung von Prüfungsleistungen so-
wie Anzahl der Niederlassungen und Mitglied-
schaft in einem Netzwerk). 2Dabei sind die tat-
sächlichen Verhältnisse der Praxis und deren 
Praxisumfeld zu berücksichtigen. 

Umsetzung der Änderungen in § 57a 
Abs. 1 WPO-E, die Qualitätskontrolle auf 
Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte zu er-
weitern. 

 (2) 1Bei den Ergebnissen der letzten Qua-
litätskontrolle ist insbesondere zu berück-
sichtigen, welche Mängel des Qualitätssi-
cherungssystems festgestellt wurden und ob 
Prüfungshemmnisse oder sonstige diesbe-
zügliche Erkenntnisse vorliegen. 2Sind sol-
che Sachverhalte nicht gegeben, muss die 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
nächste Qualitätskontrolle spätestens sechs 
Jahre nach Eingang des Qualitätskontrollbe-
richts durchgeführt sein. 

Teil 4 Durchführung einer Qualitätskontrolle   
§ 14 Mitteilungen an die Kommission für Qualitätskon-
trolle 

  

 1Der Kommission für Qualitätskontrolle ist 
die Erteilung des Auftrags zur Durchführung 
einer Qualitätskontrolle von der beauftragen-
den Praxis unter Nennung des Prüfers für 
Qualitätskontrolle, des voraussichtlichen Be-
ginns der Prüfung und des Prüfungszeit-
raums unverzüglich schriftlich oder elektro-
nisch mitzuteilen. 2Bei der Beauftragung ei-
ner Berufsgesellschaft mit der Durchführung 
einer Qualitätskontrolle ist auch mitzuteilen, 
welcher WP/vBP die Qualitätskontrolle ver-
antwortlich durchführen wird. 3Die Kündi-
gung des Auftrags aus wichtigem Grund 
nach § 57a Absatz 7 WPO sowie Änderun-
gen bezüglich der Durchführung des Auf-
trags sind der Kommission für Qualitätskon-
trolle ebenfalls unverzüglich mitzuteilen. 

unverändert  

§ 15 Teilnahme der Kommission für Qualitätskontrolle an 
Qualitätskontrollen 

  

 (1) Mitglieder der Kommission für Quali-
tätskontrolle können nach § 57e Absatz 1 
Satz 6 WPO im Einvernehmen mit der Ab-
schlussprüferaufsichtsstelle an Qualitätskon-
trollen, insbesondere an Schlussbespre-
chungen, teilnehmen und sich auch die Ar-
beitspapiere des Prüfers für Qualitätskon-
trolle vorlegen lassen. 

unverändert  

 (2) 1Eine beabsichtigte Teilnahme soll der 
zu prüfenden Praxis möglichst frühzeitig mit-
geteilt werden. 2Der Prüfer für Qualitätskon-
trolle soll hierüber unterrichtet werden. 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
§ 16 Grundsätze einer Qualitätskontrolle   
 (1) 1Die Qualitätskontrolle, einschließlich 

der Berichterstattung, muss nach § 57a Ab-
satz 5b WPO geeignet und angemessen 
sein. 2Sie ist risikoorientiert durchzuführen 
und beinhaltet keine erneute Abschlussprü-
fung. 3Dabei kommen unter anderem der 
Art, der Anzahl und der Komplexität der Prü-
fungen sowie der Struktur der Praxis beson-
dere Bedeutung zu. 

unverändert Eine Erweiterung des Satz 2 auf den Be-
reich Prüfung von Nachhaltigkeitsberich-
ten wird nicht als erforderlich angesehen, 
da eine ggf. erfolgte Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung Teil des Lageberichts ist 
und somit von der Formulierung des Sat-
zes 2 erfasst ist. 

 (2) 1Gegenstand der Qualitätskontrolle ist 
das konkret eingerichtete Qualitätssiche-
rungssystem der Praxis. 2Angemessenheit 
und Wirksamkeit des Qualitätssicherungs-
systems sind im Hinblick auf die Komplexität 
der durchgeführten Abschlussprüfungen und 
Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wur-
den, sowie der Struktur der Praxis zu beur-
teilen. 

(2) 1Gegenstand der Qualitätskontrolle ist 
das konkret eingerichtete Qualitätssicherungs-
system der Praxis. 2Angemessenheit und 
Wirksamkeit des Qualitätssicherungssystems 
sind im Hinblick auf die Komplexität der durch-
geführten Abschlussprüfungen, Prüfungen 
von Nachhaltigkeitsberichten und Prüfun-
gen, die von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht beauftragt wurden, so-
wie der Struktur der Praxis zu beurteilen; eine 
erneute Prüfungsdurchführung ist damit 
nicht verbunden. 
3Zur Beurteilung der Wirksamkeit der 
Grundsätze und Verfahren zur Auftragsab-
wicklung sind risikoorientiert in einem an-
gemessenen Umfang Prüfungen einzelner 
Aufträge (Auftragsprüfung) durchzuführen. 

Umsetzung der Änderungen in § 57a 
Abs. 1 WPO-E, die die Qualitätskontrolle 
auf Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte er-
weitert. 

 (3) Die Qualitätskontrolle dient der Beur-
teilung, ob die Regelungen des Qualitätssi-
cherungssystems, insbesondere bezogen 
auf die einschlägigen Berufsausübungsrege-
lungen (WPO, Berufssatzung WP/vBP und 
fachliche Regeln), die Unabhängigkeitsan-
forderungen, die Quantität und Qualität der 
eingesetzten Ressourcen sowie die berech-
nete Vergütung, angemessen und wirksam 
sind. 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
 (4) WP/vBP sind nach § 57d Satz 1 WPO 

zur Mitwirkung bei der Qualitätskontrolle ver-
pflichtet. 

unverändert  

 (5) Werden im Rahmen einer Qualitäts-
kontrolle Feststellungen getroffen, die als 
Mängel zu würdigen sind, sollen diese 
grundsätzlich durch präventive Maßnahmen 
nach § 57e Absatz 2 WPO für die Zukunft 
beseitigt werden. 

unverändert  

§ 17 Prüfungsplanung   
 (1) 1Eine Qualitätskontrolle ist risikoorien-

tiert unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften, Satzungen und der Hinweise der 
Kommission für Qualitätskontrolle zu planen. 
2Die Prüfungsplanung muss einen der Pra-
xis angemessenen Prüfungsablauf unter Be-
achtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsat-
zes (§ 16 Absatz 1) gewährleisten. 3Voraus-
setzung für eine den Verhältnissen der Pra-
xis angemessene Prüfung ist, dass sich der 
Prüfer für Qualitätskontrolle ausreichende 
Kenntnisse über das tatsächliche wirtschaft-
liche und rechtliche Praxisumfeld verschafft. 

unverändert  

 (2) Eine Qualitätskontrolle ist so zu pla-
nen und durchzuführen, dass das Qualitäts-
kontrollrisiko so weit reduziert wird, dass der 
Prüfer für Qualitätskontrolle ein sachgerech-
tes Prüfungsurteil nach § 23 abgeben kann. 

unverändert  

 (3) 1Grundlage für die Prüfungsplanung 
sind nicht nur die Struktur des zu prüfenden 
Rechtsträgers, sondern auch das Praxisum-
feld nach Absatz 1 Satz 3, eine eigene Risi-
kobewertung der Praxis, die Dokumentation 
des Qualitätssicherungssystems, der letzte 
Qualitätskontrollbericht, ein Auflagenerfül-
lungs- oder Sonderprüfungsbericht, der 
Schriftverkehr mit der 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Wirtschaftsprüferkammer mit einem Bezug 
zum Qualitätssicherungssystem und auch 
öffentlich zugängliche Quellen (z. B. Bun-
desanzeiger etc.). 2Die vorliegenden Unter-
lagen sind daraufhin durchzusehen, ob sie 
Hinweise auf konkrete Qualitätskontrollrisi-
ken enthalten, die Eingang in die Prüfungs-
planung finden müssen. 3Von besonderer 
Bedeutung für die Prüfungsplanung ist, ob 
und wie die Praxis auf Feststellungen zum 
Qualitätssicherungssystem nach der letzten 
Qualitätskontrolle oder Nachschau reagiert 
hat. 

 (4) 1Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat 
eine Prüfungsstrategie und daraus ein Prü-
fungsprogramm mit den durchzuführenden 
Prüfungshandlungen zu entwickeln. 2Die 
Prüfungshandlungen und der Stichproben-
umfang sind so zu planen, dass die Anforde-
rungen des einzelnen Prüffeldes und die 
Struktur der geprüften Praxis berücksichtigt 
werden. 

unverändert  

 (5) 1Bei der Planung und Durchführung 
der Qualitätskontrolle sowie bei der Festle-
gung einzelner Prüfungshandlungen hat der 
Prüfer für Qualitätskontrolle auch Überlegun-
gen zur Wesentlichkeit anzustellen.2Anhalts-
punkte für die Festlegung der Wesentlichkeit 
ergeben sich aus den Anforderungen der 
WPO, den Satzungen und den Hinweisen 
der Kommission für Qualitätskontrolle sowie 
aus der Struktur der Praxis. 3Darüber hinaus 
sind einschlägige fachliche Regeln heranzu-
ziehen. 4Festlegungen zur Wesentlichkeit 
sind nach pflichtgemäßem Ermessen des 
Prüfers für Qualitätskontrolle zu treffen. 

unverändert  

§ 18 Durchführung einer Qualitätskontrolle   
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
 1Die risikoorientierte Qualitätskontrolle muss 

im Hinblick auf den Umfang und die Komple-
xität der Tätigkeit der geprüften Praxis ge-
eignet und angemessen sein, um ein Prü-
fungsurteil nach § 23 abzugeben. 2Dies er-
folgt durch geeignete Schwerpunktbildung. 
3Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat sich zu-
nächst einen Überblick über die Ausgestal-
tung des Qualitätssicherungssystems und 
der internen Kontrollen zu verschaffen (§ 51 
Absatz 1 und 2 Berufssatzung WP/vBP). 4Er 
hat zur Beurteilung der Angemessenheit und 
Wirksamkeit in angemessenem Umfang er-
forderliche Aufbau- und Funktionsprüfungen 
durchzuführen. 5Bezogen auf die einzelnen 
Prüfungsaufträge sind risikoorientiert ein-
zelne Elemente auszuwählen. 6Die getroffe-
nen Feststellungen hat er daraufhin zu wür-
digen, ob es sich um Mängel des Qualitäts-
sicherungssystems, Prüfungshemmnisse 
oder Einzelfeststellungen handelt. 7Bei Ein-
zelfeststellungen hat er darüber hinaus zu 
beurteilen, ob sie für sich von erheblicher 
Bedeutung sind. 8Festgestellte Mängel sind 
daraufhin zu würdigen, ob sie wesentlich im 
Sinne des § 57a Absatz 5 Satz 4 WPO sind. 

unverändert  

§ 19 Prüfung der Praxisorganisation   
 1Die Prüfung der Praxisorganisation erfolgt 

durch die Durchsicht von Unterlagen, die 
Beobachtung von Arbeitsabläufen und die 
Befragung der Praxisleitung und der Mitar-
beiter. 2Die Prüfungshandlungen sollen dem 
Prüfer für Qualitätskontrolle die Feststellung 
ermöglichen, dass ihm keine Sachverhalte 
bekannt geworden sind, die gegen die An-
nahme sprechen, dass das 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätssicherungssystem der Praxis im 
Einklang mit den gesetzlichen und satzungs-
mäßigen Anforderungen steht. 3Die Prüfung 
der Praxisorganisation erstreckt sich insbe-
sondere auf 
1. die Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und 

Vermeidung der Besorgnis der Befan-
genheit, 

2. die Verschwiegenheit, 
3. die Annahme, Fortführung und vorzeitige 

Beendigung von Aufträgen, 
4. die Mitarbeiterentwicklung, Aus- und 

Fortbildung, 
5. den Umgang mit Beschwerden und Vor-

würfen, 
6. die Quantität und Qualität der eingesetz-

ten Mittel und des Personals sowie 
7. die berechnete Vergütung. 

§ 20 Prüfung der Auftragsabwicklung   
 (1) 1Gegenstand der Prüfung der Auf-

tragsabwicklung ist die Einhaltung der Be-
rufsausübungsregelungen. 2Grundlage der 
Prüfung sind die Grundsätze und Verfahren 
zur Auftragsabwicklung in der zu prüfenden 
Praxis. 3Dazu muss der Prüfer für Qualitäts-
kontrolle sich insbesondere über den risiko-
orientierten Prüfungsansatz der zu prüfen-
den Praxis informieren und dessen Ange-
messenheit vor allem mit Blick auf die Art 
und Komplexität der Prüfungen sowie die 
Struktur der Praxis beurteilen. 

unverändert  

 (2) 1Zur Beurteilung der Wirksamkeit der 
Grundsätze und Verfahren zur Auftragsab-
wicklung sind risikoorientiert in einem ange-
messen Umfang Prüfungen einzelner Auf-
träge (Auftragsprüfung) durchzuführen. 2Die 
Grundgesamtheit der Aufträge besteht aus 

(2) 1Zur Beurteilung der Wirksamkeit der 
Grundsätze und Verfahren zur Auftragsab-
wicklung sind risikoorientiert in einem ange-
messen Umfang Prüfungen einzelner Auf-
träge (Auftragsprüfung) durchzuführen. 2Die 
Grundgesamtheit der Aufträge besteht aus 

Erweiterung um die Prüfung von Nach-
haltigkeitsberichten.  
Einfügung des Satz 4, um eine Mittei-
lungspflicht zu begründen, damit während 
des Qualitätskontrollverfahrens ggf. ein 
Hinweis zum Einsatz von Spezialisten 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
den seit der letzten Qualitätskontrolle durch-
geführten Abschlussprüfungen nach § 316 
HGB und betriebswirtschaftlichen Prüfun-
gen, die von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht beauftragt wurden. 
3Zur Grundgesamtheit können auch Aufträge 
gehören, die im Zeitpunkt der Beendigung 
der Qualitätskontrolle noch nicht abge-
schlossen sind, soweit keine ausreichenden 
abgeschlossenen Aufträge zur Verfügung 
stehen und dies für die Beurteilung der An-
gemessenheit oder Wirksamkeit des Quali-
tätssicherungssystems erforderlich ist.  

den seit der letzten Qualitätskontrolle durch-
geführten gesetzlich vorgeschriebenen Ab-
schlussprüfungen nach § 316 HGB und be-
triebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt wurden sowie aus den ge-
setzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b 
HGB. 3Zur Grundgesamtheit können auch 
Aufträge gehören, die im Zeitpunkt der Been-
digung der Qualitätskontrolle noch nicht ab-
geschlossen sind, soweit keine ausreichen-
den abgeschlossenen Aufträge zur Verfügung 
stehen und dies für die Beurteilung der Ange-
messenheit oder Wirksamkeit des Qualitätssi-
cherungssystems erforderlich ist. 4Erweitert 
sich die Grundgesamtheit nach dem abge-
schlossenen Prüfervorschlagsverfahren 
erstmals um Prüfungen von Nachhaltig-
keitsberichten nach § 324b HGB, ist dies 
der Wirtschaftsprüferkammer unverzüg-
lich mitzuteilen 5Die Mitteilung ist um die 
Angaben nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 zu er-
gänzen. 

gegeben werden kann, um eine ord-
nungsgemäße Qualitätskontrolle zu ge-
währleisten und eine Doppelbelastung 
durch die Anordnung einer zweiten Quali-
tätskontrolle zu vermeiden. 

 (3) 1Der Prüfer für Qualitätskontrolle er-
mittelt in eigener Verantwortung die Anzahl 
und die Art der zu berücksichtigenden Auf-
träge. 2Dabei sind Auftragsprüfungen unter 
Risikogesichtspunkten auszuwählen (z. B. 
öffentliches Interesse, Art der Prüfung, Erfor-
derlichkeit von speziellem Fachwissen und 
Erfahrung). 3Hat der Prüfer für Qualitätskon-
trolle zuvor festgestellt, dass die Nachschau 
wirksam ist, hat er dies bei der Auftragsaus-
wahl zu berücksichtigen. 4Eine wirksame 
Nachschau kann jedoch die eigene Prüfung 
von Aufträgen nicht ersetzen, da eine 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Nachschau Bestandteil der Qualitätssiche-
rung der zu prüfenden Praxis ist. 

 (4) 1Die Auftragsprüfung erfolgt anhand 
der Berichterstattung und der Arbeitspa-
piere. 2Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat 
sich in ausreichendem Umfang mit dem Prü-
fungsgegenstand des zu beurteilenden Auf-
trages vertraut zu machen. 3Bei der Auf-
tragsprüfung sind die Planung, risikoorien-
tiert ausgewählte Arbeitspapiere und der 
Prüfungsbericht kritisch zu würdigen. 4Dabei 
sollte sich der Prüfer für Qualitätskontrolle 
insbesondere mit der Identifikation und Be-
urteilung der bedeutsamen Risiken sowie 
mit der Reaktion auf die bedeutsamen Risi-
ken durch die zu prüfende Praxis befassen 
und dabei beurteilen, ob das prüferische Er-
messen der Praxis vertretbar ausgeübt 
wurde. 5Bei Feststellungen hat der Prüfer für 
Qualitätskontrolle zu würdigen, ob und in 
welchem Umfang die Auftragsauswahl in Be-
zug auf diese Feststellungen zu erweitern 
ist. 

unverändert  

 (5) 1Grundlage der Prüfung eines Auftra-
ges sind der Prüfungsbericht, die Handakte 
und die Arbeitspapiere. 2Vermitteln diese 
kein zutreffendes Bild der Tätigkeit, ist zu-
nächst davon auszugehen, dass eine ent-
sprechende Tätigkeit auch nicht ausgeführt 
wurde. 3Dies kann durch ergänzende Erläu-
terungen der Praxis auf Basis kritischer Be-
fragungen widerlegt werden. 4Allein die 
mündliche Ausführung der zu prüfenden 
Praxis, dass die Tätigkeit vorgenommen 
wurde, ist nicht geeignet, eine entspre-
chende Tätigkeit anzunehmen. 5Die Gründe, 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
warum der Prüfer für Qualitätskontrolle zu 
dem Ergebnis kommt, dass eine entspre-
chende Tätigkeit durchgeführt wurde, sind 
vom Prüfer für Qualitätskontrolle gesondert 
in seinen Arbeitspapieren zu dokumentieren 
und es ist darüber Bericht zu erstatten. 

 (6) Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat 
sich bei einem deutlichen zeitlichen Ausei-
nanderfallen von Abschluss der Qualitäts-
kontrolle und Übersendung des Qualitäts-
kontrollberichtes an die Kommission für 
Qualitätskontrolle zu vergewissern, dass 
seine Ausführungen im Qualitätskontrollbe-
richt unverändert Bestand haben. 

unverändert  

§ 21 Prüfung der Nachschau   
 Die Prüfung der Nachschau betrifft die An-

gemessenheit des Turnus der Nachschau, 
die Qualifikation der eingesetzten Nach-
schauer, deren kritische Grundhaltung bei 
der Nachschau, die Angemessenheit des 
Umfangs der Nachschau und deren Durch-
führung sowie die Berücksichtigung der Er-
gebnisse der Nachschau zur Anpassung des 
Qualitätssicherungssystems. 

unverändert  

§ 22 Beurteilung von Prüfungsfeststellungen   
 (1) 1Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat 

die Prüfungsergebnisse zu beurteilen (§ 57a 
Absatz 5 Satz 2 Nummer 5 WPO). 2Auf der 
Grundlage aller nicht unwesentlichen Fest-
stellungen ist die Angemessenheit und Wirk-
samkeit des Qualitätssicherungssystems 
nach § 55b WPO, insbesondere bezogen 
auf die Einhaltung der einschlägigen Berufs-
ausübungsregelungen, die Unabhängigkeits-
anforderungen, die Quantität und Qualität 
der eingesetzten Mittel und des Personals 
sowie die berechnete Vergütung zu 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
beurteilen (§ 57a Absatz 2 Satz 3 WPO). 
3Die Feststellungen sind daraufhin zu würdi-
gen, ob es sich um Mängel des Qualitätssi-
cherungssystems oder Einzelfeststellungen 
handelt. 4Daneben sind Einzelfeststellungen 
daraufhin zu beurteilen, ob sie für sich von 
erheblicher Bedeutung sind. 

 (2) 1Ein Mangel des Qualitätssicherungs-
systems liegt vor, wenn eine oder mehrere 
Feststellungen getroffen werden, die mög-
licherweise, und zwar mit nicht nur entfernter 
Wahrscheinlichkeit, dazu führen, dass die 
einschlägigen beruflichen Leistungen nicht 
in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
und satzungsmäßigen Anforderungen er-
bracht werden. 2Hierzu genügt es, wenn die 
Gefahr einer Beeinträchtigung erkennbar ist. 

unverändert  

 (3) 1Ein wesentlicher Mangel des Quali-
tätssicherungssystems liegt vor, wenn die 
Anforderungen an die Qualitätssicherung in 
abgrenzbaren Teilen nicht erfüllt sind oder 
die festgestellten Mängel das Qualitätssiche-
rungssystem insgesamt als unangemessen 
und unwirksam erscheinen lassen. 2Ein we-
sentlicher Mangel des Qualitätssicherungs-
systems liegt insbesondere dann vor, wenn 
der Prüfer für Qualitätskontrolle feststellt, 
dass das Qualitätssicherungssystem eine 
ordnungsgemäße Anwendung des risikoori-
entierten Prüfungsansatzes nicht gewähr-
leistet. 3Dies bedeutet, dass der Mangel 
nach objektiver Beurteilung zu der konkreten 
Gefahr führt, dass die einschlägigen berufli-
chen Leistungen der Praxis, die Gegenstand 
des Qualitätskontrollverfahrens sind, nicht in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Anforderungen erbracht 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
werden. 4Ein wesentlicher Mangel kann 
auch gegeben sein, wenn eine Mehrzahl von 
für sich betrachtet nicht wesentlichen Män-
geln vorliegt und der Prüfer für Qualitätskon-
trolle zu der Auffassung gelangt, dass diese 
Mängel in ihrem Zusammenwirken zu einer 
konkreten Gefahr führen. 

 (4) 1Ein Prüfungshemmnis liegt vor, wenn 
der Prüfer für Qualitätskontrolle das Quali-
tätssicherungssystem ganz oder teilweise 
nicht beurteilen kann. 2Dies kann insbeson-
dere dann der Fall sein, wenn nicht alle Aus-
künfte und Unterlagen zur Verfügung gestellt 
werden, die der Prüfer für Qualitätskontrolle 
für erforderlich hält. 3Der Prüfer für Quali-
tätskontrolle soll in diesem Fall alternative 
Prüfungshandlungen durchführen. 

unverändert  

 (5) 1Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat 
zu beurteilen, ob Einzelfeststellungen von 
erheblicher Bedeutung vorliegen. 2Diese lie-
gen insbesondere dann vor, wenn im Rah-
men der Prüfung der Auftragsabwicklung 
festgestellt wird, dass in bedeutsamen Prüf-
feldern keine hinreichende Prüfungssicher-
heit erzielt wurde oder dem Prüfer für Quali-
tätskontrolle im Zuge der Qualitätskontrolle 
konkrete Anhaltspunkte für wesentliche Feh-
ler in der Rechnungslegung zur Kenntnis ge-
langen. 3Seine Beurteilung ist im Qualitäts-
kontrollbericht zu begründen. 4Soweit Ein-
zelfeststellungen nicht von erheblicher Be-
deutung sind, sind sie in den Arbeitspapie-
ren zu dokumentieren. 

unverändert  

§ 23 Prüfungsurteil   
 (1) 1Hat der Prüfer für Qualitätskontrolle 

keine wesentlichen Mängel im 
unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätssicherungssystem festgestellt, hat 
er zu erklären, dass ihm keine Sachverhalte 
bekannt geworden sind, die gegen die An-
nahme sprechen, dass das Qualitätssiche-
rungssystem der Praxis im Einklang mit den 
gesetzlichen oder satzungsmäßigen Anfor-
derungen steht und mit hinreichender Si-
cherheit eine ordnungsmäßige Abwicklung 
von Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
und von betriebswirtschaftlichen Prüfungen, 
die von der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht beauftragt werden, ge-
währleistet. 2Die Erklärung nach Satz 1 ist 
einzuschränken, wenn der Prüfer für Quali-
tätskontrolle einen wesentlichen Mangel in 
abgrenzbaren Teilen des Qualitätssiche-
rungssystems festgestellt hat1. 3Das Prü-
fungsurteil ist zu versagen, wenn die we-
sentlichen Mängel das Qualitätssicherungs-
system als unangemessen und unwirksam 
erscheinen lassen. 4Die Einschränkung oder 
Versagung ist zu begründen. 

 (2) 1Über ein Prüfungshemmnis ist im 
Prüfungsurteil zu berichten. 2Eine Ein-
schränkung oder Versagung des Prüfungs-
urteils wegen eines wesentlichen Prüfungs-
hemmnisses hat nach den allgemeinen 
Grundsätzen zu erfolgen. 

unverändert 
 

 

§ 24 Dokumentation der Qualitätskontrolle   
 Der Prüfer für Qualitätskontrolle hat seine 

Prüfungsplanung, Prüfungshandlungen und 
Beurteilungen in der Art zu dokumentieren, 
dass seine Tätigkeit für einen sachverständi-
gen Dritten in angemessener Zeit nachzu-
vollziehen ist. 

unverändert 
 

 

 
1 Formulierungsbeispiele sind dieser Satzung als Anlage zu § 23 beigefügt. 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Teil 5 Qualitätskontrollbericht und Maßnahmen der 

Kommission für Qualitätskontrolle 
  

§ 25 Qualitätskontrollbericht   
 (1) 1Der Qualitätskontrollbericht ist in der 

Regel die wichtigste Entscheidungsgrund-
lage der Kommission für Qualitätskontrolle. 
2Er ist so zu gestalten, dass die Kommission 
für Qualitätskontrolle die Beurteilung des 
Prüfungsergebnisses nach § 57a Absatz 5 
Satz 2 Nummer 5 WPO durch den Prüfer für 
Qualitätskontrolle in angemessener Zeit 
nachvollziehen kann. 3Der Qualitätskontroll-
bericht ist nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten, Satzungen und Hinweisen der Kommis-
sion für Qualitätskontrolle eindeutig, klar und 
vollständig zu erstellen. 

unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
(2) 1Der Qualitätskontrollbericht soll fol-
gende Gliederung aufweisen: 
1. Adressaten, 
2. Auftrag und Auftragsgegenstand, 
3. Angaben zur Praxis, 
4. Beschreibung der wesentlichen Ele-

mente des eingerichteten Qualitätssiche-
rungssystems nach § 55b Absatz 2 
WPO, 

5. Art und Umfang der Qualitätskontrolle, 
6. Maßnahmen aufgrund der in der voran-

gegangenen Qualitätskontrolle festge-
stellten Mängel, 

7. Beurteilung der Prüfungsfeststellungen 
a. Mängel und wesentliche Mängel, 
b. Prüfungshemmnisse und Einzelfest-

stellungen von erheblicher Bedeu-
tung, 

8. Empfehlungen zur Beseitigung festge-
stellter Mängel, 

9. Prüfungsurteil. 
2Der Umfang der Berichterstattung richtet 
sich nach der Art, der Anzahl und der Kom-
plexität der Prüfungen sowie der Struktur der 
einzelnen Praxis (§ 16 Absatz 1 Satz 3). 
3Der Qualitätskontrollbericht muss auch die 
Informationen enthalten, die die Kommission 
für Qualitätskontrolle benötigt, um auf Basis 
einer Risikoanalyse nach § 13 den Zeitpunkt 
der nächsten Qualitätskontrolle anordnen zu 
können. 

unverändert  

 (3) 1Die Angaben im Qualitätskontrollbe-
richt zu Art und Umfang der Qualitätskon-
trolle müssen Ausführungen zum erlangten 
Verständnis des Prüfers für Qualitätskon-
trolle über die zu prüfende Praxis, zur Risi-
kobeurteilung des Prüfers und zu den auf 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
dieser Grundlage geplanten und durchge-
führten Prüfungshandlungen enthalten. 
2Dies ermöglicht der Kommission für Quali-
tätskontrolle den Nachvollzug der Prüfungs-
strategie und der risikoorientierten Auswahl 
der Prüfungshandlungen sowie den Nach-
vollzug der Feststellungen und der gezoge-
nen Schlussfolgerungen des Prüfers für 
Qualitätskontrolle. 

 (4) 1Sind Mängel des Qualitätssiche-
rungssystems oder Prüfungshemmnisse 
festgestellt worden, so hat der Prüfer für 
Qualitätskontrolle diese zu benennen und 
Empfehlungen zur Beseitigung der Mängel 
zu geben. 2Es ist auch darauf einzugehen, 
ob ein wesentliches Prüfungshemmnis vor-
liegt, das dazu führt, dass das Qualitätssi-
cherungssystem insgesamt nicht beurteilt 
werden kann. 3Wurden alternative Prüfungs-
handlungen durchgeführt, ist auch darüber 
zu berichten. 4Die Berichterstattung muss 
die Kommission für Qualitätskontrolle in die 
Lage versetzen, gegebenenfalls über die Lö-
schung der Eintragung als gesetzlicher Ab-
schlussprüfer nach § 38 Nummer 1 Buch-
stabe h oder Nummer 2 Buchstabe f WPO 
zu entscheiden (§ 57a Absatz 6a Satz 2 
Nummer 2 und 3 WPO). 5Über Einzelfest-
stellungen von erheblicher Bedeutung ist 
ebenfalls gesondert zu berichten. 

(4) 1Sind Mängel des Qualitätssicherungs-
systems oder Prüfungshemmnisse festgestellt 
worden, so hat der Prüfer für Qualitätskontrolle 
diese zu benennen und Empfehlungen zur Be-
seitigung der Mängel zu geben. 2Es ist auch da-
rauf einzugehen, ob ein wesentliches Prüfungs-
hemmnis vorliegt, das dazu führt, dass das 
Qualitätssicherungssystem insgesamt nicht be-
urteilt werden kann. 3Wurden alternative Prü-
fungshandlungen durchgeführt, ist auch darüber 
zu berichten. 4Die Berichterstattung muss die 
Kommission für Qualitätskontrolle in die Lage 
versetzen, gegebenenfalls über die Löschung 
der Eintragung als gesetzlicher Abschlussprüfer 
nach § 38 Nummer 1 Buchstabe h oder Num-
mer 2 Buchstabe f WPO und als Prüfer für 
Nachhaltigkeitsberichte nach § 38 Nummer 1 
Buchstabe g WPO, der darauf bezogenen 
Angaben in § 38 Nummer 2 Buchstabe d und 
e WPO oder der Eintragung nach § 38 Num-
mer 2 Buchstabe k WPO, zu entscheiden 
(§ 57a Absatz 6a Satz 2 Nummer 2 und 3, Satz 
3 WPO). 5Über Einzelfeststellungen von erheb-
licher Bedeutung ist ebenfalls gesondert zu be-
richten. 

Übernahme der Änderungen des § 57a 
Abs. 6a WPO-E. Berufsgesellschaften und 
WP/vBP sind als Prüfer für Nachhaltigkeits-
berichte zu löschen, wenn sie die angeord-
nete QK nicht durchführen. Sind Berufsge-
sellschaften als Prüfer für Nachhaltigkeits-
berichte eingetragen und liegt ein Lö-
schungsgrund nach § 57a Abs. 6a S. 2 
WPO-E vor, so sind die Angaben zum Prü-
fer für Nachhaltigkeitsberichte nicht nur für 
die Berufsgesellschaft, sondern auch die 
Angaben nach § 38 Nr. 2 Buchstaben d und 
e zu löschen.  

 (5) 1Der Qualitätskontrollbericht ist von 
dem verantwortlichen Prüfer für Qualitäts-
kontrolle zu unterzeichnen. 2Er ist der 

unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Kommission für Qualitätskontrolle und der 
geprüften Praxis zu übermitteln. 

§ 26 Auswertung des Qualitätskontrollberichts   
 (1) 1Die Auswertung des Qualitätskontroll-

berichts durch die Kommission für Qualitäts-
kontrolle erstreckt sich darauf, ob dieser den 
Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Be-
richterstattung entspricht, die Feststellungen 
die Beurteilung des Prüfers für Qualitätskon-
trolle rechtfertigen und ob Anhaltspunkte be-
stehen, dass die Qualitätskontrolle nicht 
nach den gesetzlichen Vorschriften, Satzun-
gen und den Hinweisen der Kommission für 
Qualitätskontrolle durchgeführt wurde. 2Dar-
über hinaus hat die Kommission für Quali-
tätskontrolle zu würdigen, ob einschlägige 
fachliche Regeln beachtet wurden. 3Wurden 
wesentliche Prüfungshemmnisse oder we-
sentliche Mängel im Sinne des § 57a Absatz 
6a Satz 2 Nummer 2 und 3 WPO festge-
stellt, soll die geprüfte Praxis der Kommis-
sion für Qualitätskontrolle unverzüglich nach 
Eingang des Qualitätskontrollberichtes bei 
der Kommission für Qualitätskontrolle eine 
eigene Stellungnahme zu dem Ergebnis der 
Qualitätskontrolle zuleiten. 4Die Stellung-
nahme der geprüften Praxis ist in die Aus-
wertung des Qualitätskontrollberichts einzu-
beziehen. 5Im Rahmen der Auswertung 
kann die Kommission für Qualitätskontrolle 
beim Prüfer für Qualitätskontrolle und der 
geprüften Praxis weitere Auskünfte einholen 
sowie Unterlagen anfordern. 6Der geprüften 
Praxis ist vor Erlass von Maßnahmen nach 
§ 57e Absatz 2 Satz 5 WPO Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

unverändert 
 
 

 

 (2) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
kann dem Prüfer für Qualitätskontrolle und 
dem geprüften WP/vBP oder den verant-
wortlichen WP/vBP der Berufsgesellschaft 
eine Anhörung anbieten, diese haben ihrer-
seits das Recht, eine Anhörung zu beantra-
gen. 2Die Anhörung kann auch von einem 
beauftragten Mitglied der Kommission für 
Qualitätskontrolle wahrgenommen werden. 

 

§ 27 Maßnahmen   
 (1) 1Die Maßnahmen der Kommission für 

Qualitätskontrolle sollen die Angemessen-
heit und Wirksamkeit des Qualitätssiche-
rungssystems der geprüften Praxis und eine 
ordnungsmäßige Durchführung der Quali-
tätskontrolle gewährleisten. 2Entsprechend 
kann die Kommission für Qualitätskontrolle 
bei Vorliegen von Mängeln des Qualitätssi-
cherungssystems der geprüften Praxis oder 
bei Verstößen gegen die §§ 57a bis 57d 
WPO und diese Satzung: 
1. Auflagen zur Beseitigung der Mängel 

erteilen, 
2. eine Sonderprüfung anordnen, 
3. die Eintragung nach § 57a Absatz 6a 

Satz 2 WPO löschen. 

unverändert  

 (2) Werden von der Kommission für Qua-
litätskontrolle Auflagen zur Beseitigung von 
Mängeln erteilt, hat die geprüfte Praxis nach 
§ 57e Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 WPO ei-
nen Auflagenerfüllungsbericht nach § 28 zu 
erstellen; die Pflicht zur Erstellung des Aufla-
generfüllungsberichts ist Bestandteil der Auf-
lage. 

unverändert 
 

 

 (3) 1Zur Prüfung der Beseitigung von 
Mängeln des Qualitätssicherungssystems, 
zur Sachverhaltsaufklärung und zur Beseiti-
gung von Mängeln in der Durchführung einer 

unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätskontrolle kann eine Sonderprüfung 
angeordnet werden. 2Wird eine Sonderprü-
fung angeordnet, hat die zu prüfende Praxis 
nach § 57a Absatz 6 Satz 1 und 2 WPO Vor-
schläge für mögliche Prüfer für Qualitätskon-
trolle bei der Kommission für Qualitätskon-
trolle einzureichen. 3Die Kommission für 
Qualitätskontrolle hat in diesem Verfahren 
die Rechte und Pflichten aus Teil 2. 4Dieser 
findet keine Anwendung, wenn die zu prü-
fende Praxis den Prüfer für Qualitätskon-
trolle, der die Qualitätskontrolle durchgeführt 
hat, auch mit der Sonderprüfung beauftragt. 
5Die zu prüfende Praxis hat nach Auftragser-
teilung die Mitteilungspflichten nach § 14 zu 
beachten. 6Die Kommission für Qualitäts-
kontrolle hat auch in einer Sonderprüfung 
die Rechte nach § 15. 7Nach Abschluss der 
Sonderprüfung hat der Sonderprüfer der 
Kommission für Qualitätskontrolle unverzüg-
lich eine Ausfertigung des Sonderprüfungs-
berichts, spätestens bis zur Befristung der 
Sonderprüfung, zuzuleiten. 8Die Kommis-
sion für Qualitätskontrolle kann bestimmen, 
dass mit der Durchführung ein anderer Prü-
fer für Qualitätskontrolle zu beauftragen ist. 
9Dies erfolgt, wenn die Qualitätskontrolle 
nicht nach Maßgabe der §§ 57a bis 57d 
WPO und dieser Satzung durchgeführt 
wurde oder die Besorgnis der Befangenheit 
des bisherigen Prüfers für Qualitätskontrolle 
besteht. 

 (4) 1Nach § 57e Absatz 3 Satz 1 WPO 
kann ein Zwangsgeld verhängt werden, 
wenn Auflagen zur Beseitigung von Mängeln 
des Qualitätssicherungssystems der 

unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
geprüften Praxis nicht erfüllt werden oder 
eine Sonderprüfung nicht durchgeführt wird. 
2Nach § 57d Satz 3 WPO kann ein Zwangs-
geld nicht verhängt werden, wenn die ge-
prüfte Praxis ihre Mitwirkungspflicht nach 
§ 57d Satz 1 WPO nicht erfüllt hat. 

 (5) 1Die Eintragung der Tätigkeit als Ab-
schlussprüfer nach § 316 HGB ist nach 
§ 57a Absatz 6a Nummer 2 und 3 WPO zu 
löschen, wenn ein wesentliches Prüfungs-
hemmnis oder wesentliche Mängel festge-
stellt worden sind, die das Qualitätssiche-
rungssystem als unangemessen oder un-
wirksam erscheinen lassen. 2Die Löschung 
kann auch erfolgen, wenn die geprüfte Pra-
xis trotz wiederholter Festsetzung von 
Zwangsgeldern verhängte Maßnahmen nicht 
befolgt. 

(5) 1Die Eintragung der Tätigkeit als Ab-
schlussprüfer nach § 316 HGB oder die Re-
gistrierung als Prüfer für Nachhaltigkeits-
berichte nach § 324b HGB ist nach § 57a 
Absatz 6a Satz 2 Nummer 2 und 3, Satz 3 
WPO zu löschen, wenn ein wesentliches Prü-
fungshemmnis oder wesentliche Mängel fest-
gestellt worden sind, die das Qualitätssiche-
rungssystem als unangemessen oder unwirk-
sam erscheinen lassen. 2Die Löschung kann 
auch erfolgen, wenn die geprüfte Praxis trotz 
wiederholter Festsetzung von Zwangsgeldern 
verhängte Maßnahmen nicht befolgt. 3Als 
Folge der Löschung der Eintragung als Prü-
fer für Nachhaltigkeitsberichte nach § 324b 
HGB in eigener Praxis sind auch die darauf 
bezogenen Angaben in § 38 Nummer 2 Buch-
stabe d und e WPO zu löschen.  

Aufnahme der Löschung der Eintragung 
als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte. 
 
Wird ein WP/vBP als Prüfer für Nachhaltig-
keitsberichte i. S. v. § 38 Nr. 1 Buchstabe g 
WPO-E im öffentlichen Berufsregister ge-
löscht, der zugleich für eine Gesellschaft tä-
tig ist, sind auch die auf seine Tätigkeit in 
der Gesellschaft bezogenen Angaben zu lö-
schen.  

 (6) 1Alle Maßnahmen der Kommission für 
Qualitätskontrolle richten sich an die ge-
prüfte Praxis. 2Dies gilt auch dann, wenn der 
Prüfer für Qualitätskontrolle gegen die 
§§ 57a bis 57d WPO und diese Satzung ver-
stoßen hat. 3In diesem Fall obliegt es der 
geprüften Praxis, dafür Sorge zu tragen, 
dass der Verstoß behoben wird. 
 
 

unverändert 
 

 

§ 28 Auflagenerfüllungsbericht   
 (1) 1Der Auflagenerfüllungsbericht ist der 

Kommission für Qualitätskontrolle nach 
unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Erfüllung der Auflage von der geprüften Pra-
xis unverzüglich vorzulegen, spätestens mit 
Ablauf der zur Auflagenerfüllung vorgesehe-
nen Frist. 2Wird die Erfüllung von Auflagen 
durch eine Sonderprüfung geprüft, gilt die 
Pflicht zur Erstellung eines Auflagenerfül-
lungsberichts als erfüllt, wenn der Sonder-
prüfungsbericht den Anforderungen an einen 
Auflagenerfüllungsbericht entspricht. 

 (2) Der Auflagenerfüllungsbericht hat fol-
genden Inhalt: 
1. Verweis auf die gesetzliche Pflicht zur 

Berichterstattung, 
2. Bezugnahme zur erteilten Auflage, 
3. Darlegung der Auflagenumsetzung, 
4. Selbsterklärung. 

unverändert 
 

 

Teil 6 Aufsicht über die Prüfer für Qualitätskontrolle   
§ 29 Aufsicht durch die Kommission für Qualitätskon-
trolle 

  

 1Die Kommission für Qualitätskontrolle führt 
die präventive Aufsicht über die Prüfer für 
Qualitätskontrolle (§ 57e Absatz 1 Satz 5 
Nummer 4 WPO). 2Sie untersucht, ob Prüfer 
für Qualitätskontrolle bei der Durchführung 
von Qualitätskontrollen die gesetzlichen An-
forderungen und die Berufsausübungsrege-
lungen einhalten (§ 57e Absatz 7 WPO). 
3Werden dabei Verstöße gegen die gesetzli-
chen und satzungsmäßigen Anforderungen 
festgestellt, kann die Kommission für Quali-
tätskontrolle Maßnahmen zur Beseitigung 
ergreifen (§ 57e Absatz 7 Satz 2 WPO). 4Die 
Maßnahmen müssen verhältnismäßig und 
darauf gerichtet sein, die festgestellten Ver-
stöße für die Zukunft vermeiden zu können. 
5Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit ist 
das Gewicht des festgestellten Verstoßes 

unverändert 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
sowie die Art und Anzahl früherer Beanstan-
dungen zu berücksichtigen. 

Teil 7 Informationspflichten und Tätigkeitsbericht   
§ 30 Unterrichtung des Vorstands   
 (1) 1Erhält die Kommission für Qualitäts-

kontrolle durch eine Qualitätskontrolle 
Kenntnis von Sachverhalten, die den Wider-
ruf der Bestellung als WP/vBP oder der An-
erkennung als Berufsgesellschaft rechtferti-
gen können, so hat sie den Vorstand der 
Wirtschaftsprüferkammer diesbezüglich zu 
unterrichten. 2Die Unterrichtungspflicht be-
steht bei allen Widerrufsgründen. 

unverändert 
 

 

 (2) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle 
unterrichtet den Vorstand der Wirtschaftsprü-
ferkammer, wenn nach einer Qualitätskon-
trolle die Einleitung eines berufsaufsichtli-
chen Verfahrens in Betracht zu ziehen ist. 
2Dies kann der Fall sein, wenn die Feststel-
lungen von Berufsrechtsverstößen in einer 
Qualitätskontrolle derart erheblich sind, dass 
eine berufsaufsichtliche Sanktion im Sinne 
von § 68 Absatz 1 Satz 2 WPO neben Maß-
nahmen der Kommission für Qualitätskon-
trolle zur Beseitigung des Mangels (Aufla-
gen, Sonderprüfung, Löschung der Eintra-
gung als gesetzlicher Abschlussprüfer) ge-
boten und angemessen erscheint. 

unverändert 
 

 

§ 31 Erstellung eines jährlichen Berichts über die Ergeb-
nisse der Qualitätskontrollen 

  

 (1) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle 
erstellt jährlich einen Tätigkeitsbericht, in 
dem insbesondere die Ergebnisse der 
durchgeführten Qualitätskontrollen anonymi-
siert dargestellt werden. 2Die Darstellung 
der Ergebnisse basiert unter anderem auf ei-
ner statistischen Auswertung der 

unverändert 
 

 

#RV0093
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



 
 

44 
 

 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Qualitätskontrollberichte, wobei im Bericht 
die Gesamtzahl der durchgeführten Quali-
tätskontrollen und ihre Ergebnisse anzuge-
ben sind. 3Weiterhin berichtet die Kommis-
sion für Qualitätskontrolle über statistische 
Daten zu den durchgeführten Qualitätskon-
trollen. 

 (2) 1Im Tätigkeitsbericht werden daneben 
die am häufigsten festgestellten Mängel dar-
gestellt, wobei angegeben wird, bei welchen 
Mängeln Auflagen erteilt und in welchen Fäl-
len Sonderprüfungen angeordnet wurden. 
2Über die Ergebnisse dieser Maßnahmen ist 
ebenfalls zu berichten. 

unverändert 
 

 

 (3) Über Vorgänge, die an den Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer zur berufs-
rechtlichen Würdigung abgegeben wurden, 
ist zu berichten. 

unverändert 
 

 

 (4) Darüber hinaus ist im Tätigkeitsbericht 
über die Sitzungen der Kommission für Qua-
litätskontrolle, d. h. über deren Anzahl, über 
die wichtigsten Themen sowie über wesentli-
che Entscheidungen zum Verfahren der Qua-
litätskontrolle zu berichten. 

unverändert 
 

 

 (5) 1Der Tätigkeitsbericht ist an die Ab-
schlussprüferaufsichtsstelle zu richten. 2Dar-
über hinaus erhalten ihn Vorstand und Beirat 
der Wirtschaftsprüferkammer zur Kenntnis. 
3Nach Billigung des Tätigkeitsberichts durch 
die Abschlussprüferaufsichtsstelle wird die-
ser im Internet veröffentlicht. 
 
 

unverändert 
 

 

Teil 8 Zusammenarbeit mit der Abschlussprüferauf-
sichtsstelle 

  

§ 32 Abstimmung mit der Abschlussprüferaufsichtsstelle   
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
 (1) 1Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 

§ 66a Absatz 3 WPO erhält die Abschluss-
prüferaufsichtsstelle neben dem jährlichen 
Tätigkeitsbericht der Kommission für Quali-
tätskontrolle (§ 31) die Einladungen zu Sit-
zungen der Kommission für Qualitätskon-
trolle und ihrer entscheidungsbefugten Abtei-
lungen nebst Tagesordnung und Anlagen. 
2Die Abschlussprüferaufsichtsstelle ist nach 
§ 66a Absatz 3 Satz 2 WPO berechtigt, an 
den aufsichtsrelevanten Themen der Sitzun-
gen der Kommission für Qualitätskontrolle 
oder einer ihrer entscheidungsbefugten Ab-
teilungen teilzunehmen. 3Benötigt die Ab-
schlussprüferaufsichtsstelle weitere Nach-
weise und Aufklärungen durch den Prüfer für 
Qualitätskontrolle, so wird sie diesbezüglich 
von der Kommission für Qualitätskontrolle 
unterstützt. 

unverändert 
 

 

 (2) Die der Kommission für Qualitätskon-
trolle gemeldeten, künftig stattfindenden 
Qualitätskontrollen sind der Abschlussprüfer-
aufsichtsstelle mitzuteilen. 

unverändert 
 

 

 (3) 1Die Kommission für Qualitätskontrolle 
kann nach § 57e Absatz 1 Satz 6 WPO im 
Einvernehmen mit der Abschlussprüferauf-
sichtsstelle an Qualitätskontrollen teilneh-
men und sich auch die Arbeitspapiere des 
Prüfers für Qualitätskontrolle vorlegen las-
sen. 2Zur Herstellung des Einvernehmens 
informiert die Kommission für Qualitätskon-
trolle die Abschlussprüferaufsichtsstelle über 
die Absicht, an einer Qualitätskontrolle teil-
zunehmen. 

unverändert 
 

 

 (4) Beabsichtigt die Kommission für Quali-
tätskontrolle eine Eintragung nach § 57a Ab-
satz 6a Satz 2 WPO zu löschen, ist der 

(4) Beabsichtigt die Kommission für Quali-
tätskontrolle eine Eintragung nach § 57a Ab-
satz 6a Satz 2 und bzw. oder 3 WPO zu 

Aufnahme der Eintragung der Registrie-
rung als Prüfer für Nachhaltigkeitsbe-
richte (§ 57e Abs. 2 Satz 6 WPO-E). 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Vorgang vor Entscheidungsbekanntgabe der 
Abschlussprüferaufsichtsstelle vorzulegen. 

löschen, ist der Vorgang vor Entscheidungs-
bekanntgabe der Abschlussprüferaufsichts-
stelle vorzulegen. 

§ 33 Durchführung einer Qualitätskontrolle bei WP/vBP 
und Berufsgesellschaften, die auch Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse prüfen (gemischte Praxen) 

  

 (1) 1Eine Praxis gilt als gemischte Praxis, 
wenn sie neben den in Teil 2 genannten ge-
setzlichen Abschlussprüfungen auch Ab-
schlussprüfer von Unternehmen im Sinne 
von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB ist oder in 
der Vergangenheit war und zu erwarten ist, 
dass sie künftig wieder bestellt wird. 2Teil 4 
gilt auch für eine Qualitätskontrolle bei ge-
mischten Praxen, soweit die Absätze 3 bis 5 
keine abweichenden Regelungen enthalten. 

(1) 1Eine Praxis gilt als gemischte Praxis, 
wenn sie neben den in Teil 2 genannten ge-
setzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfun-
gen oder gesetzlich vorgeschriebenen Prü-
fungen von Nachhaltigkeitsberichten auch 
Abschlussprüfer oder Prüfer von Nachhal-
tigkeitsberichten von Unternehmen im 
Sinne von § 316a HGB ist oder in der Vergan-
genheit war und zu erwarten ist, dass sie 
künftig wieder bestellt wird. 2Teil 4 gilt auch 
für eine Qualitätskontrolle bei gemischten 
Praxen, soweit die Absätze 3 bis 5 keine ab-
weichenden Regelungen enthalten. 

Aufnahme von Prüfungen von Nachhal-
tigkeitsberichten (vgl. §§ 57a Abs. 5a, 
66a WPO-E) und 
redaktionelle Anpassung 

 (2) 1Die Anordnung der Qualitätskontrolle 
bei einer gemischten Praxis soll in Abstim-
mung mit der Anordnung einer Inspektion 
nach § 62b Absatz 1 Satz 1 WPO erfolgen. 
2Zu diesem Zweck informiert die Kommis-
sion für Qualitätskontrolle die Abschlussprü-
feraufsichtsstelle über die Befristung, bis zu 
der die nächste Qualitätskontrolle durchge-
führt werden soll. 3Bei der Abstimmung soll 
die Bedeutung der Prüfungen bei Unterneh-
men von öffentlichem Interesse im Sinne 
von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB im Verhält-
nis zu anderen gesetzlichen Abschlussprü-
fungen nach § 316 HGB der betreffenden 
Praxis berücksichtigt werden. 4Bei der Ter-
minierung sollen die Belange der Praxis be-
rücksichtigt werden. 

(1) 1Die Anordnung der Qualitätskontrolle 
bei einer gemischten Praxis soll in Abstim-
mung mit der Anordnung einer Inspektion 
nach § 62b Absatz 1 Satz 1 WPO erfolgen. 
2Zu diesem Zweck informiert die Kommission 
für Qualitätskontrolle die Abschlussprüferauf-
sichtsstelle über die Befristung, bis zu der die 
nächste Qualitätskontrolle durchgeführt wer-
den soll. 3Bei der Abstimmung soll die Bedeu-
tung der Prüfungen bei Unternehmen von öf-
fentlichem Interesse im Sinne von § 316a 
HGB im Verhältnis zu anderen gesetzlich vor-
geschriebenen Abschlussprüfungen nach 
§ 316 HGB und gesetzlich vorgeschriebe-
nen Prüfungen von Nachhaltigkeitsberich-
ten nach § 324b HGB der betreffenden Pra-
xis berücksichtigt werden. 4Bei der 

Redaktionelle Anpassung und 
Aufnahme von Prüfungen von Nachhal-
tigkeitsberichten 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Terminierung sollen die Belange der Praxis 
berücksichtigt werden. 

 (3) Bei gemischten Praxen sind in die 
Prüfungsplanung nach § 17 auch die Trans-
parenzberichte, der von der Praxis über-
reichte lnspektionsbericht (§ 62b Absatz 3 
Satz 2 WPO) und der diesbezügliche Schrift-
wechsel mit der Abschlussprüferaufsichts-
stelle einzubeziehen. 

unverändert 
 

 

 (4) 1Bei gemischten Praxen beurteilt der 
Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Ab-
satz 5a Satz 3 WPO auf der Grundlage des 
aktuellen lnspektionsberichtes ausschließ-
lich die Wirksamkeit des Qualitätssiche-
rungssystems bei gesetzlich vorgeschriebe-
nen Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
von Unternehmen, die nicht Unternehmen 
im Sinne von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB 
sind, und bei den betriebswirtschaftlichen 
Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wer-
den. 2Hat der Prüfer für Qualitätskontrolle 
keine wesentlichen Mängel der Wirksamkeit 
des Qualitätssicherungssystems festgestellt, 
hat er die Erklärung nach § 23 in Bezug auf 
die in Satz 1 genannten Prüfungen entspre-
chend abzugeben2. 

(4) 1Bei gemischten Praxen beurteilt der 
Prüfer für Qualitätskontrolle nach § 57a Ab-
satz 5a Satz 3 WPO auf der Grundlage des 
aktuellen lnspektionsberichtes ausschließlich 
die Wirksamkeit des Qualitätssicherungssys-
tems bei gesetzlich vorgeschriebenen Ab-
schlussprüfungen nach § 316 HGB und ge-
setzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB 
von Unternehmen, die nicht Unternehmen im 
Sinne von § 316a HGB sind, und bei den be-
triebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt werden. 2Hat der Prüfer für 
Qualitätskontrolle keine wesentlichen Mängel 
der Wirksamkeit des Qualitätssicherungssys-
tems festgestellt, hat er die Erklärung nach § 
23 in Bezug auf die in Satz 1 genannten Prü-
fungen entsprechend abzugeben3. 

Aufnahme von Prüfungen von Nachhal-
tigkeitsberichten 
Redaktionelle Anpassung 

 (5) 1Bei diesen Praxen hat die Berichter-
stattung entsprechend § 57a Absatz 5a Satz 
5 WPO unter Berücksichtigung der 

(5) 1Bei diesen Praxen hat die Berichter-
stattung entsprechend § 57a Absatz 5a Satz 
5 WPO unter Berücksichtigung der 

Redaktionelle Anpassung 

 
2 Formulierungsbeispiele sind dieser Satzung als Anlage zu § 33 beigefügt 

3 Formulierungsbeispiele sind dieser Satzung als Anlage zu § 33 beigefügt 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Besonderheiten des Gegenstandes dieser 
Qualitätskontrolle zu erfolgen. 2Es ist nicht 
über die in Artikel 26 Absatz 6 der Verord-
nung (EU) Nr. 537/2014 genannten Bereiche 
zu berichten (§ 57a Absatz 5a Satz 2 WPO). 
3Das Qualitätssicherungssystem nach § 55b 
Absatz 2 WPO ist abweichend von § 25 Ab-
satz 2 Nummer 4 nicht zu beschreiben. 4Der 
Qualitätskontrollbericht ist der Kommission 
für Qualitätskontrolle, der geprüften Praxis 
und der Abschlussprüferaufsichtsstelle zu 
übermitteln. 5Bei gemischten Praxen ent-
scheidet die Kommission für Qualitätskon-
trolle nur über Maßnahmen zur Wirksamkeit 
des Qualitätssicherungssystems bei der Prü-
fung von Unternehmen, die nicht von öffentli-
chem Interesse im Sinne von § 319a Absatz 
1 Satz 1 HGB sind. 

Besonderheiten des Gegenstandes dieser 
Qualitätskontrolle zu erfolgen. 2Es ist nicht 
über die in Artikel 26 Absatz 6 der Verordnung 
(EU) Nr. 537/2014 genannten Bereiche zu be-
richten (§ 57a Absatz 5a Satz 2 WPO). 3Das 
Qualitätssicherungssystem nach § 55b Ab-
satz 2 WPO ist abweichend von § 25 Absatz 
2 Nummer 4 nicht zu beschreiben. 4Der Qua-
litätskontrollbericht ist der Kommission für 
Qualitätskontrolle, der geprüften Praxis und 
der Abschlussprüferaufsichtsstelle zu übermit-
teln. 5Bei gemischten Praxen entscheidet die 
Kommission für Qualitätskontrolle nur über 
Maßnahmen zur Wirksamkeit des Qualitätssi-
cherungssystems bei der Prüfung von Unter-
nehmen, die nicht von öffentlichem Interesse 
im Sinne von § 316a HGB sind. 

Teil 9 Schlussbestimmungen   
§ 34 Definitionen und Anwendung von Vorschriften der 
Satzung 

  

 (1) Berufsgesellschaften im Sinne dieser 
Satzung sind Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften und Buchprüfungsgesellschaften. 

unverändert  

 (2) 1Auf die Prüfungsstellen der Sparkas-
sen- und Giroverbände finden die Vorschrif-
ten dieser Satzung entsprechend Anwen-
dung. 2Eine Prüfungsstelle eines Sparkas-
sen- und Giroverbandes ist als Prüfer für 
Qualitätskontrolle zu registrieren, wenn sie 
die Voraussetzungen nach § 57h Absatz 2 
Satz 2 WPO erfüllt. 3§ 27 gilt mit der Maß-
gabe des § 57h Absatz 1 Satz 3 WPO. 

unverändert  

 (3) Auf genossenschaftliche Prüfungsver-
bände finden die Vorschriften dieser Sat-
zung entsprechende Anwendung. 

unverändert  
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
§ 35 Inkrafttreten/Außerkrafttreten   
 1Die Satzung für Qualitätskontrolle bedarf 

der Genehmigung des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz und tritt am Tage 
nach der Bekanntgabe im Bundesanzeiger 
in Kraft. 2Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt 
die Satzung für Qualitätskontrolle vom 
18. Januar 2001 (BAnz. S. 2181), die zuletzt 
durch Beschluss des Beirates vom 22. No-
vember 2013 (BAnz. AT 13.02.2014 B1) ge-
ändert worden ist, außer Kraft. 

gestrichen Die Vorschrift sollte – analog zur Berufs-
satzung WP/vBP – entfallen, da Satz 1 
nur eine Wiedergabe des (veralteten) Ge-
setzes darstellt und sich Satz 2 erledigt 
hat. 

Anlage zu § 11   
 Unabhängigkeitsbestätigung 

 
Ich bestätige, dass bei der Durchführung der 
Qualitätskontrolle bei 
 
(Name/Firma des/der zu prüfenden 
WP/vBP/Berufsgesellschaft einfügen) 
 
• keine Ausschlussgründe nach § 57a Ab-

satz 4 WPO in Verbindung mit § 10 Sat-
zung für Qualitätskontrolle, 
 

• keine Besorgnis der Befangenheit nach 
§ 49 zweite Alternative WPO (§§ 28 bis 
35 Berufssatzung für Wirtschaftsprü-
fer/vereidigte Buchprüfer) sowie 
 

• keine sonstigen Interessenkollisionen be-
stehen oder in den letzten drei Jahren be-
standen haben und 
 

• meine Unabhängigkeit und Unparteilich-
keit nach § 43 Absatz 1 WPO (§§ 1, 2, 28 

unverändert   
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Berufssatzung für Wirtschaftsprüfer/verei-
digte Buchprüfer) gewahrt ist. 
 

Die zu prüfende Praxis hat mit mir in den 
letzten drei Jahren gemeinsam Abschluss-
prüfungen (Joint Audits) durchgeführt. Das 
Honorar aus den gemeinsamen Abschluss-
prüfungen beträgt (Summe einfügen) Pro-
zent meines jährlichen Gesamtumsatzes3. 
 
Datum, Unterschrift/Stempel des vorgeschla-
genen Prüfers für Qualitätskontrolle 

 
3 Diese Erklärung im Sinne des § 10 Absatz 
5 der Satzung für Qualitätskontrolle ist nur 
bei gemeinsamen Abschlussprüfungen 
(Joint Audits) von Prüfer für Qualitätskon-
trolle und zu prüfender Praxis in die Unab-
hängigkeitsbestätigung aufzunehmen. 

Anlage zu § 23   
 Beispiel für ein uneingeschränktes Prü-

fungsurteil 
 
Bei der Durchführung der Qualitätskontrolle 
sind mir/uns keine Sachverhalte bekannt ge-
worden, die gegen die Annahme sprechen, 
dass das Qualitätssicherungssystem der 
Praxis im Einklang mit den gesetzlichen 
oder satzungsmäßigen Anforderungen steht 
und mit hinreichender Sicherheit eine ord-
nungsmäßige Abwicklung von Abschlussprü-
fungen nach§ 316 HGB (gegebenenfalls: so-
wie eine ordnungsmäßige Abwicklung be-
triebswirtschaftlicher Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt werden,) gewährleistet. 
 

Beispiel für ein uneingeschränktes Prü-
fungsurteil 
 
Bei der Durchführung der Qualitätskontrolle 
sind mir/uns keine Sachverhalte bekannt ge-
worden, die gegen die Annahme sprechen, 
dass das Qualitätssicherungssystem der Pra-
xis im Einklang mit den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Anforderungen steht und mit 
hinreichender Sicherheit eine ordnungsmä-
ßige Abwicklung von Abschlussprüfungen 
nach§ 316 HGB (gegebenenfalls: sowie von 
betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die von 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht beauftragt werden,) gewährleistet. 
 
 

Sprachliche Glättung 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
 
Beispiel für ein eingeschränktes Prü-
fungsurteil aufgrund festgestellter we-
sentlicher Mängel 
 
Ich habe/Wir haben bei der Qualitätskon-
trolle festgestellt, dass ein erhebliches Ri-
siko für die ordnungsgemäße Abwicklung 
der Prüfungsaufträge darin besteht, dass 
keine Regelungen für die Fortbildung der 
Mitarbeiter eingeführt sind und geeignete 
Fortbildungsmaßnahmen auch nicht durch-
geführt werden. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns bei 
der Durchführung der Qualitätskontrolle 
keine Sachverhalte bekannt geworden, die 
gegen die Annahme sprechen, dass das 
Qualitätssicherungssystem der Praxis im 
Einklang mit den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Anforderungen steht und mit 
hinreichender Sicherheit eine ordnungsmä-
ßige Abwicklung von Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB (gegebenenfalls: sowie 
eine ordnungsmäßige Abwicklung betriebs-
wirtschaftlicher Prüfungen, die von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
beauftragt werden,) gewährleistet. 
 
Beispiel für ein Prüfungsurteil im Fall von 
Prüfungshemmnissen 
 
Die Einhaltung der in der Praxis eingeführ-
ten Regelungen zur Abwicklung gesetzlicher 
Abschlussprüfungen kann für eine begrenzte 
Anzahl der seit dem 1. Januar 20xx durch-
geführten gesetzlichen Abschlussprüfungen 
(ca. x % der Prüferstunden der Grundge-
samtheit) nicht beurteilt werden, weil die 

 
Beispiel für ein eingeschränktes Prüfungs-
urteil aufgrund festgestellter wesentlicher 
Mängel 
 
Ich habe/Wir haben bei der Qualitätskontrolle 
festgestellt, dass ein erhebliches Risiko für die 
ordnungsgemäße Abwicklung der Prüfungs-
aufträge darin besteht, dass keine Regelun-
gen für die Fortbildung der Mitarbeiter einge-
führt sind und geeignete Fortbildungsmaßnah-
men auch nicht durchgeführt werden. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns bei der 
Durchführung der Qualitätskontrolle keine 
Sachverhalte bekannt geworden, die gegen 
die Annahme sprechen, dass das Qualitätssi-
cherungssystem der Praxis im Einklang mit 
den gesetzlichen oder satzungsmäßigen An-
forderungen steht und mit hinreichender Si-
cherheit eine ordnungsmäßige Abwicklung 
von Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
(gegebenenfalls: sowie von betriebswirt-
schaftlichen Prüfungen, die von der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht be-
auftragt werden,) gewährleistet. 
 
 
 
Beispiel für ein Prüfungsurteil im Fall von 
Prüfungshemmnissen 
 
Die Einhaltung der in der Praxis eingeführten 
Regelungen zur Abwicklung gesetzlicher Ab-
schlussprüfungen kann für eine begrenzte An-
zahl der seit dem 1. Januar 20xx durchgeführ-
ten gesetzlichen Abschlussprüfungen (ca. x % 
der Prüferstunden der Grundgesamtheit) nicht 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Einsichtnahme in die Arbeitspapiere nicht 
möglich war. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns bei 
der Durchführung der Qualitätskontrolle 
keine Sachverhalte bekannt geworden, die 
gegen die Annahme sprechen, dass das 
Qualitätssicherungssystem der Praxis im 
Einklang mit den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Anforderungen steht und mit 
hinreichender Sicherheit eine ordnungsmä-
ßige Abwicklung von Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB (gegebenenfalls: sowie 
eine ordnungsmäßige Abwicklung betriebs-
wirtschaftlicher Prüfungen, die von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
beauftragt werden,) gewährleistet. 

beurteilt werden, weil die Einsichtnahme in die 
Arbeitspapiere nicht möglich war. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns bei der 
Durchführung der Qualitätskontrolle keine 
Sachverhalte bekannt geworden, die gegen 
die Annahme sprechen, dass das Qualitätssi-
cherungssystem der Praxis im Einklang mit 
den gesetzlichen oder satzungsmäßigen An-
forderungen steht und mit hinreichender Si-
cherheit eine ordnungsmäßige Abwicklung 
von Abschlussprüfungen nach § 316 HGB 
(gegebenenfalls: sowie von betriebswirt-
schaftlichen Prüfungen, die von der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht be-
auftragt werden,) gewährleistet. 

Anlage zu § 33   
 Beispiel für ein uneingeschränktes Prü-

fungsurteil 
 
Bei der Durchführung der Qualitätskontrolle 
sind mir/uns keine Sachverhalte bekannt ge-
worden, die gegen die Annahme sprechen, 
dass die Wirksamkeit des Qualitätssiche-
rungssystems der Praxis mit hinreichender 
Sicherheit eine ordnungsmäßige Abwicklung 
gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprü-
fungen von Unternehmen, die nicht von öf-
fentlichem Interesse im Sinne von § 319a 
Absatz 1 Satz 1 HGB sind, (gegebenenfalls: 
sowie eine ordnungsmäßige Abwicklung be-
triebswirtschaftlicher Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt werden,) gewährleistet. 
 
 

Beispiel für ein uneingeschränktes Prü-
fungsurteil 
 
Bei der Durchführung der Qualitätskontrolle 
sind mir/uns keine Sachverhalte bekannt ge-
worden, die gegen die Annahme sprechen, 
dass die Wirksamkeit des Qualitätssiche-
rungssystems der Praxis mit hinreichender Si-
cherheit eine ordnungsmäßige Abwicklung ge-
setzlich vorgeschriebener Abschlussprüfun-
gen von Unternehmen, die nicht von öffentli-
chem Interesse im Sinne von § 316a HGB 
sind (gegebenenfalls: sowie betriebswirt-
schaftlicher Prüfungen, die von der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauf-
tragt werden,) gewährleistet. 
 
 
 

Redaktionelle Anpassung sowie sprachli-
che Glättung 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
Beispiel für ein eingeschränktes Prüfungs-
urteil aufgrund festgestellter wesentlicher 
Mängel 
 
Ich habe/Wir haben bei der Qualitätskon-
trolle festgestellt, dass ein erhebliches Ri-
siko für die ordnungsgemäße Abwicklung 
der Prüfungsaufträge darin besteht, dass die 
Praxis in allen durchgeführten gesetzlichen 
Abschlussprüfungen, die nicht von öffentli-
chem Interesse im Sinne von § 319a Absatz 
1 Satz 1 HGB sind, ohne weitergehende Be-
gründung auf die Einholung von Bestätigun-
gen Dritter, einschließlich Bankbestätigun-
gen, verzichtet hat. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns keine 
Sachverhalte bekannt geworden, die gegen 
die Annahme sprechen, dass die Wirksam-
keit des Qualitätssicherungssystems der 
Praxis mit hinreichender Sicherheit eine ord-
nungsmäßige Abwicklung gesetzlich vorge-
schriebener Abschlussprüfungen von Unter-
nehmen, die nicht von öffentlichem Interesse 
im Sinne von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB 
sind, (gegebenenfalls: sowie eine ordnungs-
mäßige Abwicklung betriebswirtschaftlicher 
Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wer-
den,) gewährleistet. 
 
Beispiel für ein Prüfungsurteil im Fall von 
Prüfungshemmnissen 
 
Die Einhaltung der in der Praxis eingeführ-
ten Regelungen zur Abwicklung gesetzlicher 
Abschlussprüfungen von Unternehmen, die 
nicht im öffentlichen Interesse im Sinne von 
§ 319a Absatz 1 Satz 1 HGB sind, kann für 

Beispiel für ein eingeschränktes Prüfungsur-
teil aufgrund festgestellter wesentlicher Män-
gel 
 
Ich habe/Wir haben bei der Qualitätskontrolle 
festgestellt, dass ein erhebliches Risiko für die 
ordnungsgemäße Abwicklung der Prüfungs-
aufträge darin besteht, dass die Praxis in allen 
durchgeführten gesetzlichen Abschlussprüfun-
gen, die nicht von öffentlichem Interesse im 
Sinne von § 316a HGB sind, ohne weiterge-
hende Begründung auf die Einholung von Be-
stätigungen Dritter, einschließlich Bankbestäti-
gungen, verzichtet hat. 
Mit dieser Einschränkung sind mir/uns keine 
Sachverhalte bekannt geworden, die gegen 
die Annahme sprechen, dass die Wirksamkeit 
des Qualitätssicherungssystems der Praxis 
mit hinreichender Sicherheit eine ordnungs-
mäßige Abwicklung gesetzlich vorgeschriebe-
ner Abschlussprüfungen von Unternehmen, 
die nicht von öffentlichem Interesse im Sinne 
von § 316a HGB sind (gegebenenfalls: sowie 
betriebswirtschaftlicher Prüfungen, die von der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht beauftragt werden,) gewährleistet. 
 
 
 
 
Beispiel für ein Prüfungsurteil im Fall von 
Prüfungshemmnissen 
 
Die Einhaltung der in der Praxis eingeführten 
Regelungen zur Abwicklung gesetzlicher Ab-
schlussprüfungen von Unternehmen, die nicht 
im öffentlichen Interesse im Sinne von § 316a 
HGB sind, kann für eine begrenzte Anzahl der 
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 Aktueller Stand (4. Dezember 2019) Änderungsvorschlag Anpassungsbedarf/Begründung 
eine begrenzte Anzahl der seit dem 1. Ja-
nuar 20xx durchgeführten gesetzlichen Ab-
schlussprüfungen (ca. x % der Prüferstun-
den der Grundgesamtheit) nicht beurteilt 
werden, weil die Einsichtnahme in die Ar-
beitspapiere nicht möglich war. 
Mit Ausnahme der vorstehend genannten 
Gegebenheiten, sind mir/uns keine Sachver-
halte bekannt geworden, die gegen die An-
nahme sprechen, dass die Wirksamkeit des 
Qualitätssicherungssystems der Praxis mit 
hinreichender Sicherheit eine ordnungsmä-
ßige Abwicklung gesetzlich vorgeschriebe-
ner Abschlussprüfungen von Unternehmen, 
die nicht von öffentlichem Interesse im Sinne 
von § 319a Absatz 1 Satz 1 HGB sind, (ge-
gebenenfalls: sowie eine ordnungsmäßige 
Abwicklung betriebswirtschaftlicher Prüfun-
gen, die von der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht beauftragt werden,) 
gewährleistet. 

seit dem 1. Januar 20xx durchgeführten ge-
setzlichen Abschlussprüfungen (ca. x % der 
Prüferstunden der Grundgesamtheit) nicht be-
urteilt werden, weil die Einsichtnahme in die 
Arbeitspapiere nicht möglich war. 
Mit Ausnahme der vorstehend genannten Ge-
gebenheiten, sind mir/uns keine Sachverhalte 
bekannt geworden, die gegen die Annahme 
sprechen, dass die Wirksamkeit des Qualitäts-
sicherungssystems der Praxis mit hinreichen-
der Sicherheit eine ordnungsmäßige Abwick-
lung gesetzlich vorgeschriebener Abschluss-
prüfungen von Unternehmen, die nicht von öf-
fentlichem Interesse im Sinne von § 316a 
HGB sind (gegebenenfalls: sowie betriebs-
wirtschaftlicher Prüfungen, die von der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
beauftragt werden,) gewährleistet. 

 
Berlin 15. Mai 2026 
 
AS SaQK 2024/837/856/369 – Gunia, Meier, Bui 
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19. Mai 2026 

Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO 

Anpassung der Satzung für Qualitätskontrolle an das CSRD-Umsetzungsgesetz 

Nachfolgend wird zunächst die Verhältnismäßigkeit der vorgesehenen Änderungen der 
Satzung für Qualitätskontrolle in ihrer Gesamtheit geprüft. Soweit einzelne Regelungen über 
die bloße Nachzeichnung gesetzlicher Vorgaben hinausgehen und ein weitergehendes 
Gestaltungsermessen des Satzungsgebers ausüben, werden diese zusätzlich einer 
gesonderten Verhältnismäßigkeitsprüfung unterzogen.  

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

Die vorgesehenen Satzungsänderungen dürfen weder eine unmittelbare noch mittelbare 
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen. 

Die Änderungen knüpfen ausschließlich an die Durchführung gesetzlich vorgeschriebener 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten und die hiermit verbundenen Anforderungen an die 
Qualitätskontrolle an. Sie gelten unterschiedslos für alle WP/vBP und Berufsgesellschaften 
unabhängig von Staatsangehörigkeit oder Sitz. Eine Ungleichbehandlung wird nicht 
eingeführt. 

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

Die Erweiterung der Qualitätskontrolle auf Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
dient dem Schutz von Adressaten von Nachhaltigkeitsberichten (insbesondere 
Investoren, Kreditgeber, Arbeitnehmer, Geschäftspartner und Öffentlichkeit). Die 
Änderungen gewährleisten, dass Nachhaltigkeitsprüfungen denselben 
Qualitätsanforderungen und Aufsichtsmechanismen unterliegen wie gesetzliche 
Abschlussprüfungen. Dies stellt ein zwingendes Ziel des Allgemeininteresses dar, 
durch welches die vorgesehenen Regelungen objektiv gerechtfertigt sind. 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 
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f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

Die Regelungen sind zur Erreichung des Ziels, die Qualität gesetzlich 
vorgeschriebener Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten durch eine entsprechende 
Einbeziehung in das System der Qualitätskontrolle zu gewährleisten, geeignet; sie 
gehen auch nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. Die 
Wirtschaftsprüferkammer (WPK) folgt als Satzungsgeber auf der Ebene der Satzung 
für Qualitätskontrolle der – wiederum durch die EU-Abschlussprüferrichtlinie 
determinierten – Entscheidung des Gesetzgebers, Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten in das bestehende System der Qualitätskontrolle 
einzubeziehen und insoweit den gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen 
gleichzustellen. 

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

Die bisherigen Vorschriften zur Qualitätskontrolle erfassen ausschließlich gesetzliche 
Abschlussprüfungen nach § 316 HGB und bestimmte Sonderprüfungen. Sie reichen 
daher nicht aus, um die neuen gesetzlichen Anforderungen an Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten vollständig abzubilden. Die durch das CSRD-
Umsetzungsgesetz auf gesetzlicher Ebene (Wirtschaftsprüferordnung) eingeführten 
Regelungen zu den Anforderungen bei der Durchführung von Qualitätskontrollen im 
Bereich Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten haben als allgemeine Regelungen 
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nicht den Detaillierungsgrad von Satzungsregelungen und sind deshalb nicht im 
selben Maße zur Zielerreichung geeignet. Die Ergänzung ist daher erforderlich, um 
die Auswahl geeigneter Prüfer für Qualitätskontrolle sicherzustellen. 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

Die vorgesehenen Regelungen zeichnen die Entscheidung des EU- und des 
deutschen Gesetzgebers, Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten in das System der 
Qualitätskontrolle einzubeziehen, auf Ebene der Satzung für Qualitätskontrolle nach. 
Hierdurch wird ein kohärenter Regelungsrahmen auf allen drei Regelungsebenen 
geschaffen (EU-Abschlussprüferrichtlinie, Wirtschaftsprüferordnung, Satzung für 
Qualitätskontrolle). Die für gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen 
bestehenden Anforderungen an die Qualitätskontrolle sollen aufgrund der 
vergleichbaren Bedeutung der Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten grundsätzlich 
auch auf diese erstreckt werden. Mit Blick auf die vergleichbare Bedeutung der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind entsprechende Anforderungen an die 
Qualitätskontrolle auch insoweit als angemessen anzusehen. 

Die Angemessenheit der Neuregelungen ergibt sich zudem daraus, dass sie im 
Wesentlichen die gesetzgeberische Entscheidung zur Einbeziehung Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten in das bestehende System der Qualitätskontrolle 
nachvollziehen und sich auf die hierfür erforderlichen Folgeanpassungen 
beschränken. Die Regelungen orientieren sich an den bereits bestehenden 
Anforderungen für gesetzliche Abschlussprüfungen. Zudem werden die 
Übergangsregelungen des § 140 Abs. 3 WPO-E berücksichtigt. Danach unterliegen 
Praxen, die erstmals gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten durchführen wollen und bereits der Qualitätskontrolle 
unterliegen, nicht unmittelbar einem neuen Qualitätskontrollturnus. Hierdurch werden 
unverhältnismäßige Belastungen und Doppelprüfungen vermieden. 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

Die Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung im Bereich der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind durch die Abschlussprüferrichtlinie und die 
Wirtschaftsprüferordnung determiniert. In der Satzung für Qualitätskontrolle werden 
keine Regelungen mit Auswirkungen für diesen Bereich getroffen. 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

Nicht einschlägig, die Qualitätskontrolle von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
wird ausschließlich im Auftrag von WP/vBP-Praxen durchgeführt. 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

Die Änderungen verbessern die Qualitätssicherung für Nachhaltigkeitsprüfungen und 
erhöhen die Verlässlichkeit der Prüfungsergebnisse. 

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
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auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

Ein milderes, gleichermaßen geeignetes Mittel ist nicht ersichtlich. Eine bloße 
Verweisung auf gesetzliche Vorschriften oder eine ausschließlich verwaltungsinterne 
Umsetzung würde die erforderliche Einbindung der Nachhaltigkeitsprüfungen in das 
Qualitätskontrollsystem nicht vollständig gewährleisten. Die Änderungen beschränken 
sich im Wesentlichen auf nachvollziehende Anpassungen an die 
Wirtschaftsprüferordnung. 

Halbsatz 2: nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

Die Neuregelungen ergänzen die bestehenden Regelungen der Satzung für 
Qualitätskontrolle im Hinblick auf die Einbeziehung von Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten in das System der Qualitätskontrolle. Sie enthalten die aus 
Sicht der WPK erforderlichen Konkretisierungen und Folgeanpassungen, um eine 
ordnungsgemäße Durchführung der Qualitätskontrolle auch im Bereich der Prüfungen 
von Nachhaltigkeitsberichten sicherzustellen und damit die Qualität dieser Prüfungen 
zu gewährleisten. Die Neuregelungen leisten daher einen eigenständigen Beitrag zur 
Erreichung des Regelungsziels und sind dementsprechend notwendig. 

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 
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nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

#RV0109
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

Die Neuregelungen beinhalten keine spezifischen Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 

  

#RV0110
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO 

Anpassung der Satzung für Qualitätskontrolle an das CSRD-Umsetzungsgesetz 
§ 8 Abs. 1 SaQK-E 

 

(1) 1Der Kommission für Qualitätskontrolle sind nach § 57a Absatz 6 Satz 1 WPO von der zu 
prüfenden Praxis bis zu drei Vorschläge für mögliche Prüfer für Qualitätskontrolle einzureichen. 
2Die Vorschläge haben folgende Angaben zu enthalten: 

1. Benennung der Prüfer für Qualitätskontrolle, 

2. bei Berufsgesellschaften die nach § 57a Absatz 3 Satz 5 WPO in Verbindung mit § 14 Satz 2 
verantwortlichen WP/vBP,  

3. Angaben zum Vorliegen von gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten in der Grundgesamtheit der anstehenden Qualitätskontrolle,  

4. Kenntnisse und Erfahrungen der Prüfer für Qualitätskontrolle auf dem Gebiet der 
Nachhaltigkeitsberichte und deren Prüfung oder der anderer nachhaltigkeitsbezogener 
Dienstleistungen sowie 

5. die Unabhängigkeitsbestätigung nach § 57a Absatz 6 Satz 2 WPO. 

3Der Vorschlag soll wenigstens vier Wochen vor Beauftragung durch die zu prüfende Praxis bei 
der Kommission für Qualitätskontrolle eingehen. 

 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

Die Regelung gilt unterschiedslos für alle WP/vBP und Berufsgesellschaften, die einen Prüfer 
für Qualitätskontrolle vorschlagen, unabhängig von Staatsangehörigkeit oder Wohnsitz. Die 
Anforderungen knüpfen ausschließlich an die Durchführung von Qualitätskontrollen im 
Bereich Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten und die hierfür erforderlichen Kenntnisse und 
Erfahrungen an.  

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 
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Die Regelung dient dazu sicherzustellen, dass Qualitätskontrollen bei Praxen, die 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten durchführen, durch fachlich ausreichend 
qualifizierte Prüfer für Qualitätskontrolle erfolgen. Dadurch wird die Verlässlichkeit der 
Qualitätskontrolle und mittelbar auch die Qualität der Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten im Interesse von Mandanten, Investoren, Marktteilnehmern 
und sonstigen Adressaten der Berichterstattung gestärkt. 

Sie dient damit der Sicherstellung einer ordnungsgemäßen und sachgerechten 
Qualitätskontrolle bei Praxen, die gesetzliche Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
durchführen. Durch die zusätzlichen Angaben soll gewährleistet werden, dass der 
vorgeschlagene Prüfer für Qualitätskontrolle über ausreichende Kenntnisse und 
Erfahrungen in diesem Bereich verfügt. 

Dies stellt ein zwingendes Ziel des Allgemeininteresses dar, durch welches die 
vorgesehenen Regelungen objektiv gerechtfertigt sind. 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

Durch die Neuregelung könnte für WP/vBP und Berufsgesellschaften zusätzlicher 
Aufwand bei der Auswahl geeigneter Prüfer für Qualitätskontrolle entstehen. 
Insbesondere bei erstmaliger Durchführung von Prüfungen von 
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Nachhaltigkeitsberichten könnte der Kreis fachlich geeigneter Prüfer zunächst 
begrenzt sein. Zudem entsteht ein geringfügiger zusätzlicher 
Dokumentationsaufwand durch die neuen Angaben im Prüfervorschlag. 

Die Neuregelung ist dennoch verhältnismäßig. Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten weisen besondere fachliche Anforderungen auf, etwa 
hinsichtlich ESG-Kriterien, Klimaberichterstattung oder regulatorischer Vorgaben. 
Ohne entsprechende Kenntnisse und Erfahrungen des beauftragten Prüfers für 
Qualitätskontrolle besteht das Risiko einer nicht ordnungsgemäßen 
Qualitätskontrolle. Die zusätzlichen Anforderungen gelten nur für Praxen, die 
tatsächlich Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten durchführen, und dienen der 
Sicherstellung der erforderlichen Fachkunde des Prüfers für Qualitätskontrolle. Neue 
Zulassungs- oder Berufsausübungsanforderungen werden nicht eingeführt; die 
Regelung beschränkt sich auf erforderliche Angaben zur sachgerechten 
Prüferauswahl. 

Die Regelung ist geeignet und erforderlich, um sicherzustellen, dass 
Qualitätskontrollen im Bereich der Nachhaltigkeitsberichterstattung durch 
ausreichend qualifizierte Prüfer durchgeführt werden; sie gehen auch nicht über das 
zur Erreichung des Ziels erforderliche Maß hinaus. 

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

Die bisherigen Regelungen erfassen die besonderen Anforderungen der 
Nachhaltigkeitsprüfung nicht ausdrücklich. Die durch das CSRD-Umsetzungsgesetz 
auf gesetzlicher Ebene (Wirtschaftsprüferordnung) eingeführten Regelungen zu den 
Anforderungen bei der Durchführung von Qualitätskontrollen im Bereich Prüfungen 
von Nachhaltigkeitsberichten haben als allgemeine Regelungen nicht den 
Detaillierungsgrad von Satzungsregelungen und sind deshalb nicht im selben Maße 
zur Zielerreichung geeignet. Die Ergänzung ist daher erforderlich, um die Auswahl 
geeigneter Prüfer für Qualitätskontrolle sicherzustellen. 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

Die Regelung fügt sich systematisch in die bestehenden Anforderungen an die 
Auswahl und Bestellung von Prüfern für Qualitätskontrolle ein und berücksichtigt die 
erweiterten Tätigkeitsbereiche im Zusammenhang mit der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

Die vorgesehenen Regelungen zeichnen die Entscheidung des EU- und des 
deutschen Gesetzgebers, die Anforderungen an Qualitätskontrollen für 
Abschlussprüfungen auf Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten zu erstrecken, auf 
der Ebene der Satzung für Qualitätskontrolle nach. Dies führt zu einem kohärenten 
Regelungsrahmen auf allen drei Regelungsebenen (EU-Abschlussprüferrichtlinie, 
Wirtschaftsprüferordnung, Satzung für Qualitätskontrolle). Anforderungen, die für die 
Qualitätskontrolle von Abschlussprüfungen gelten, sollen wegen der vergleichbaren 
Bedeutung von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten auch für diese Prüfungen 
gelten. Mit Blick auf die vergleichbare Bedeutung der Prüfung von 
Nachhaltigkeitsberichten sind Regelungen desselben Umfangs auch insoweit als 
angemessen anzusehen. 
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d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

Die Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung im Bereich der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind durch die Abschlussprüferrichtlinie und die 
Wirtschaftsprüferordnung determiniert. Die Regelung enthält keine 
Zugangsbeschränkung, sondern lediglich zusätzliche Angaben zur Qualifikation im 
Rahmen des bestehenden Qualitätskontrollverfahrens. 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

Nicht einschlägig, die Qualitätskontrolle von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
wird ausschließlich im Auftrag von WP/vBP-Praxen durchgeführt. 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

Die Regelung verbessert die Qualität der Qualitätskontrollen und mittelbar die 
Qualität der Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten, da fachlich geeignete Prüfer für 
Qualitätskontrolle ausgewählt werden können. 

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

Ein milderes, gleichermaßen geeignetes Mittel ist nicht ersichtlich. Ohne die 
zusätzlichen Angaben könnte die erforderliche fachliche Eignung des Prüfers für 
Qualitätskontrolle im Bereich der Nachhaltigkeitsprüfung nicht zuverlässig beurteilt 
werden. 

Halbsatz 2: nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

Die Regelung ergänzt die bestehenden Vorschriften zur Auswahl des Prüfers für 
Qualitätskontrolle sowie die gesetzlichen Anforderungen an die Prüfung von 
Nachhaltigkeitsberichten kohärent. Sie beinhaltet Ergänzungen, die aus Sicht der 
WPK erforderlich sind, um die Einhaltung der Qualitätsstandards bei der 
Durchführung von Qualitätskontrollen im Bereich Prüfung von 
Nachhaltigkeitsberichten sicherzustellen und damit die Qualität der genannten 
Prüfungen zu gewährleisten. Die Neuregelungen leisten daher einen eigenständigen 
Beitrag zur Erreichung des Regelungsziels und sind dementsprechend notwendig. 

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 
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bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 
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aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 
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Die Neuregelungen beinhalten keine spezifischen Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 
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Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO 

Anpassung der Satzung für Qualitätskontrolle an das CSRD-Umsetzungsgesetz 
§ 12 Abs. 3 SaQK-E 

 

(3) 1Nach einer Anzeige nach § 7 ordnet die Kommission für Qualitätskontrolle eine 
Qualitätskontrolle an. 2In den Fällen der erstmaligen Anzeige nach § 7 ist bei Praxen, deren 
Qualitätssicherungssystem noch nicht geprüft wurde, eine Qualitätskontrolle spätestens nach drei 
Jahren anzuordnen. 3Satz 2 gilt für WP/vBP in eigener Praxis und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die erstmals angezeigt haben, gesetzlich 
vorgeschriebene Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten durchzuführen, erst für 
Anzeigen, die ab dem 1. Januar 2029 erfolgen. 4Für Praxen, die bereits aufgrund der 
Durchführung gesetzlich vorgeschriebener Abschlussprüfungen einer Qualitätskontrolle 
unterliegen, bleibt der Turnus ihrer Qualitätskontrolle unberührt. 

 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

Die Regelung knüpft ausschließlich an die Anzeige der Tätigkeit als Prüfer für 
Nachhaltigkeitsberichte sowie an den bestehenden Qualitätskontrollturnus an. Eine 
Differenzierung nach Staatsangehörigkeit oder Wohnsitz erfolgt nicht. Eine direkte oder 
indirekte Diskriminierung liegt daher nicht vor. 

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

Die Regelung dient der Sicherstellung einer geordneten und wirksamen 
Qualitätskontrolle bei Praxen, die Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
durchführen. Dadurch wird die Verlässlichkeit der Prüfungsleistungen und der 
geprüften Nachhaltigkeitsinformationen im Interesse sowohl der berichtspflichtigen 
Unternehmen als unmittelbarer Dienstleistungsempfänger als auch der sonstigen 
Adressaten der Nachhaltigkeitsberichterstattung gewährleistet. Zugleich werden 
unnötige Doppelbelastungen und organisatorische Unsicherheiten bei der 
Durchführung von Qualitätskontrollen vermieden, ohne das Schutzniveau der 
Qualitätskontrolle zu verringern. Dies stellt ein zwingendes Ziel des 

#RV0118
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



Allgemeininteresses dar, durch welches die vorgesehenen Regelungen objektiv 
gerechtfertigt sind. 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

Ohne Übergangsregelung könnten widersprüchliche oder verkürzte 
Qualitätskontrollzeiträume entstehen. Dies würde zu Rechtsunsicherheit sowie zu 
zusätzlichem organisatorischem und wirtschaftlichem Aufwand für die betroffenen 
Praxen führen. Die Neuregelung dient gerade der Vermeidung solcher Belastungen, 
indem die Übergangsregelung des § 140 Abs. 3 WPO-E umgesetzt und klargestellt 
wird, dass bestehende Qualitätskontrollturnusse unberührt bleiben. Dadurch werden 
Doppelbelastungen und verkürzte Prüfungszeiträume vermieden sowie eine 
sachgerechte und planbare Einbeziehung der Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten gewährleistet. 

Die Regelungen sind geeignet und erforderlich, einen sachgerechten Übergang in die 
Qualitätskontrolle von Prüfern für Nachhaltigkeitsberichte sicherzustellen und 
zugleich unverhältnismäßige Belastungen bereits qualitätskontrollierter Praxen zu 
vermeiden. Dabei gehen sie auch nicht über das zur Erreichung des Ziels 
erforderliche Maß hinaus. 
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b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

Die bisherigen Regelungen erfassen die Besonderheiten bereits qualitätskontrollierter 
Praxen im Übergang zur Nachhaltigkeitsprüfung nicht ausreichend. Die durch das 
CSRD-Umsetzungsgesetz auf gesetzlicher Ebene (Wirtschaftsprüferordnung) 
eingeführten Regelungen zu den Anforderungen bei der Durchführung 
Qualitätskontrollen im Bereich Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten haben als 
allgemeine Regelungen nicht den Detaillierungsgrad von Satzungsregelungen und 
sind deshalb nicht im selben Maße zur Zielerreichung geeignet. Eine ergänzende 
Regelung ist daher erforderlich. 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

Die Regelung gewährleistet eine einheitliche und systematische Umsetzung der 
Übergangsvorschriften des § 140 Abs. 3 WPO-E. Sie verhindert sachlich nicht 
gerechtfertigte Verkürzungen laufender Qualitätskontrollturnusse. 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

Die Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung im Bereich der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind durch die Abschlussprüferrichtlinie und die 
Wirtschaftsprüferordnung determiniert. Die Regelung betrifft allein die Organisation 
und zeitliche Durchführung der Qualitätskontrolle innerhalb des bestehenden 
Berufsaufsichtssystems. 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

Nicht einschlägig, die Qualitätskontrolle von Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
wird ausschließlich im Auftrag von WP/vBP-Praxen durchgeführt. 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

Die Regelung sichert eine kontinuierliche Qualitätskontrolle und vermeidet 
organisatorische Doppelbelastungen, ohne das Qualitätsniveau der Prüfungen zu 
beeinträchtigen. 

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

Ein milderes, gleichermaßen geeignetes Mittel ist nicht ersichtlich. Ohne die 
Regelung könnten unnötige Doppelprüfungen oder verkürzte Kontrollfristen 
entstehen. 

Halbsatz 2: nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
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Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

Die Regelung ergänzt die gesetzlichen Vorgaben der §§ 57a und 140 WPO-E 
kohärent und verhindert Wertungswidersprüche zwischen bestehendem 
Qualitätskontrollturnus und erstmaliger Anzeige von Nachhaltigkeitsprüfungen. Die 
Neuregelungen leisten daher einen eigenständigen Beitrag zur Erreichung des 
Regelungsziels und sind dementsprechend notwendig. 

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 
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jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
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verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

Die Neuregelungen beinhalten keine spezifischen Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 
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Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO 

Anpassung der Satzung für Qualitätskontrolle an das CSRD-Umsetzungsgesetz 
§ 20 Abs. 2 Satz 4 und 5 SaQK-E 

 

(2) 1Zur Beurteilung der Wirksamkeit der Grundsätze und Verfahren zur Auftragsabwicklung 
sind risikoorientiert in einem angemessen Umfang Prüfungen einzelner Aufträge 
(Auftragsprüfung) durchzuführen. 2Die Grundgesamtheit der Aufträge besteht aus den seit der 
letzten Qualitätskontrolle durchgeführten gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen 
nach § 316 HGB und betriebswirtschaftlichen Prüfungen, die von der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt wurden sowie aus den gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB. 3Zur Grundgesamtheit können 
auch Aufträge gehören, die im Zeitpunkt der Beendigung der Qualitätskontrolle noch nicht 
abgeschlossen sind, soweit keine ausreichenden abgeschlossenen Aufträge zur Verfügung 
stehen und dies für die Beurteilung der Angemessenheit oder Wirksamkeit des 
Qualitätssicherungssystems erforderlich ist. 4Erweitert sich die Grundgesamtheit nach dem 
abgeschlossenen Prüfervorschlagsverfahren erstmals um Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten nach § 324b HGB, ist dies der Wirtschaftsprüferkammer 
unverzüglich mitzuteilen 5Die Mitteilung ist um die Angaben nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 zu 
ergänzen. 

 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

Die Regelung gilt unterschiedslos für alle WP/vBP und Berufsgesellschaften, die 
Qualitätskontrollen im Bereich der Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten durchführen. Eine 
Differenzierung nach Staatsangehörigkeit oder Wohnsitz erfolgt nicht. Eine unmittelbare oder 
mittelbare Diskriminierung liegt daher nicht vor.  

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 

b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

Die Erweiterung des § 20 Abs. 2 SaQK-E um Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 
sowie die Einführung einer Mitteilungspflicht hinsichtlich der erforderlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen des Prüfers für Qualitätskontrolle einschließlich eines möglichen 
Einsatzes von Spezialisten dienen der Sicherstellung einer ordnungsgemäßen und 
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fachgerechten Qualitätskontrolle. Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten weisen 
teilweise besondere fachliche und technische Anforderungen auf. 

Durch die Mitteilungspflicht wird gewährleistet, dass die Kommission für 
Qualitätskontrolle frühzeitig beurteilen kann, ob für die konkrete Qualitätskontrolle 
zusätzliche Fachkenntnisse oder der Einsatz von Spezialisten erforderlich sind. 
Hierdurch kann das Risiko vermindert werden, dass Qualitätskontrollen ohne 
ausreichende fachliche Expertise durchgeführt werden und wesentliche Mängel im 
Qualitätssicherungssystem oder bei der Auftragsabwicklung unerkannt bleiben. 

Die Regelung dient damit dem Schutz sowohl der berichtspflichtigen Unternehmen 
als unmittelbarer Dienstleistungsempfänger als auch der sonstigen Adressaten der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung, die auf die Verlässlichkeit und Qualität der geprüften 
Nachhaltigkeitsinformationen vertrauen. Zugleich wird durch die frühzeitige Klärung 
des Bedarfs an Spezialisten vermieden, dass wegen einer unzureichend 
vorbereiteten Qualitätskontrolle eine weitere Qualitätskontrolle oder eine 
Sonderprüfung angeordnet werden muss. Dies fördert die Effizienz und 
Verlässlichkeit des Qualitätskontrollverfahrens, ohne die betroffenen Praxen über das 
erforderliche Maß hinaus zu belasten. Dies stellt ein zwingendes Ziel des 
Allgemeininteresses dar, durch welches die vorgesehenen Regelungen objektiv 
gerechtfertigt sind. 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 
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a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

Für WP/vBP und Berufsgesellschaften kann die Mitteilungspflicht zu einem 
zusätzlichen organisatorischen und dokumentarischen Aufwand führen.  

Die Neuregelung ist dennoch verhältnismäßig. Sie dient der ordnungsgemäßen 
Durchführung der Qualitätskontrolle und stellt sicher, dass Prüfungen von 
Nachhaltigkeitsberichten angemessen in die Auftragsauswahl einbezogen werden. 
Die Mitteilungspflicht soll zudem eine sachgerechte Besetzung der Qualitätskontrolle 
ermöglichen und Doppelbelastungen durch eine erneute Qualitätskontrolle 
vermeiden. Die Regelung beschränkt sich damit auf das erforderliche Maß. 

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

Die bisherigen Regelungen enthalten keine ausdrückliche Mitteilungspflicht von 
Kenntnissen und Erfahrungen des Prüfers für Qualitätskontrolle sowie des möglichen 
Einsatzes von Spezialisten im Bereich der Nachhaltigkeitsprüfung nach Abschluss 
des Vorschlagsverfahrens nach § 57a Abs. 6 WPO. Die durch das CSRD-
Umsetzungsgesetz auf gesetzlicher Ebene (Wirtschaftsprüferordnung) eingeführten 
Regelungen zu den Anforderungen bei der Durchführung von Qualitätskontrollen im 
Bereich Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten haben als allgemeine Regelungen 
nicht den Detaillierungsgrad von Satzungsregelungen und sind deshalb nicht im 
selben Maße zur Zielerreichung geeignet. Eine ergänzende Regelung ist daher 
erforderlich. 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

Die Regelung fügt sich systematisch in die Anforderungen an eine risikoorientierte 
und ordnungsgemäße Qualitätskontrolle ein. Sie ermöglicht eine frühzeitige Reaktion 
der Kommission für Qualitätskontrolle und unterstützt eine sachgerechte 
Durchführung der Qualitätskontrolle.  

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

Die Möglichkeiten grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung im Bereich der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sind durch die Abschlussprüferrichtlinie und die 
Wirtschaftsprüferordnung determiniert. 

Die Regelung begründet lediglich eine verfahrensbezogene Mitteilungspflicht 
innerhalb des bestehenden Qualitätskontrollverfahrens. 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

nicht einschlägig 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

Die Regelung verbessert die Qualität der Qualitätskontrollen, da notwendige 
Kenntnisse und Erfahrungen frühzeitig berücksichtigt werden können. 
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g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

Ein milderes, gleichermaßen geeignetes Mittel ist nicht ersichtlich. Ohne 
Mitteilungspflicht könnte das Fehlen erforderlicher Kenntnisse und Erfahrungen bzw. 
die Notwendigkeit des Einsatzes von Spezialisten erst im laufenden oder 
abgeschlossenen Qualitätskontrollverfahren erkannt werden, was zu 
Wiederholungsprüfungen führen könnte. 

Halbsatz 2: nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

Die Regelung ergänzt die bestehenden Anforderungen an die Durchführung von 
Qualitätskontrollen kohärent und unterstützt die sachgerechte Anwendung der 
Vorschriften über die Qualitätskontrolle bei Nachhaltigkeitsprüfungen. 

Sie beinhaltet Ergänzungen, die aus Sicht der WPK erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Pflichten bei der Durchführung von Qualitätskontrollen im Bereich 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten sicherzustellen und damit die Qualität der 
genannten Prüfungen zu gewährleisten. Die Neuregelungen leisten daher einen 
eigenständigen Beitrag zur Erreichung des Regelungsziels und sind 
dementsprechend notwendig. 

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 
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nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 

cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 
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dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

Die Neuregelungen beinhalten keine spezifischen Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen nach der EU-
Dienstleistungsrichtlinie. 
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Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO 

Streichung des § 35 SaQK 

 

1Die Satzung für Qualitätskontrolle bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz und tritt am Tage nach der Bekanntgabe im Bundesanzeiger in Kraft. 2Mit 
Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung für Qualitätskontrolle vom 18. Januar 2001 (BAnz. S. 
2181), die zuletzt durch Beschluss des Beirates vom 22. November 2013 (BAnz. AT 13.02.2014 
B1) geändert worden ist, außer Kraft. 

  

Die Durchführung einer Verhältnismäßigkeitsprüfung ist bei Neuregelungen und Änderungen 
erforderlich, die den Berufszugang oder die Berufsausübung beschränken (Art. 4 Abs. 1 der 
Richtlinie (EU) 2018/958), also in geschützte Rechtspositionen (Grundfreiheiten, 
Grundrechte) eingreifen. Die Aufhebung oder Streichung rein deklaratorischer oder 
gegenstandslos gewordener Vorschriften stellt demgegenüber grundsätzlich keinen solchen 
Eingriff dar und ist einer Verhältnismäßigkeitsprüfung daher regelmäßig nicht zugänglich. 

Vorliegend handelt es sich um die vollständige Streichung des § 35 SaQK. Die Vorschrift 
enthält keine eigenständigen materiellen Anforderungen an den Berufszugang oder die 
Berufsausübung. Satz 1 gibt lediglich den mittlerweile überholten gesetzlichen Stand zum 
Inkrafttreten wieder. Satz 2 hat sich zwischenzeitlich erledigt. Die Vorschrift besitzt daher 
keinen eigenständigen Regelungsgehalt mehr. 

Durch die Streichung des § 35 SaQK werden weder neue Pflichten begründet noch 
bestehende Berufsausübungsregelungen verschärft oder erweitert. Eine Beschränkung der 
Berufsausübung oder des freien Dienstleistungsverkehrs ist hiermit nicht verbunden. Eine 
Verhältnismäßigkeitsprüfung nach §§ 57c Abs. 1 Satz 4, 57 Abs. 3a WPO ist daher insoweit 
nicht durchzuführen. 

Es bestehen zudem keine Anhaltspunkte dafür, dass durch die Streichung des § 35 SaQK 
verbleibende Regelungen der Satzung für Qualitätskontrolle inkohärent oder 
unverhältnismäßig werden könnten. Die Vorschrift enthält ausschließlich Übergangs- und 
Inkrafttretensregelungen ohne materiellen Bezug zu den übrigen Regelungen der Satzung 
für Qualitätskontrolle. Ein sachlicher Zusammenhang mit den verbleibenden Vorschriften 
besteht nicht. Die Streichung dient vielmehr der redaktionellen Bereinigung und der 
Anpassung an den aktuellen Rechtsstand. 

Zu prüfende Kriterien (Anlage 1 zu § 57 Absatz 3a Satz 1 und § 57c Absatz 1 Satz 4 
WPO): 

Eine Vorschrift im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 3 

1. darf weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen; 

nicht einschlägig 

2. muss durch zwingende Ziele des Allgemeininteresses objektiv gerechtfertigt sein; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden; insbesondere kommen in Betracht 

a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

nicht einschlägig 
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b) die öffentliche Gesundheit, 

nicht einschlägig 

c) die geordnete Rechtspflege, 

nicht einschlägig 

d) der Schutz der Verbraucher und der sonstigen Dienstleistungsempfänger, 

nicht einschlägig 

e) der Schutz der Arbeitnehmer, 

nicht einschlägig 

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs, 

nicht einschlägig 

g) die Betrugsbekämpfung, 

nicht einschlägig 

h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und Steuervermeidung einschließlich 
der wirksamen Steueraufsicht, 

nicht einschlägig 

i) der Schutz des geistigen Eigentums, 

nicht einschlägig 

j) der Umweltschutz, 

nicht einschlägig 

k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen Gleichgewichts der sozialen 
Sicherungssysteme und 

nicht einschlägig 

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes des Kulturerbes; 

nicht einschlägig 

3. muss zur Erreichung des angestrebten Ziels des Allgemeininteresses geeignet sein und 
darf nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinausgehen; hierbei sind 
zu berücksichtigen 

a) die Eigenarten der mit dem angestrebten Ziel verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Verbraucher und sonstige Dienstleistungsempfänger, für 
Berufsangehörige und für Dritte; 

nicht einschlägig  

b) die Eignung bereits bestehender spezifischer oder allgemeiner Regelungen, etwa 
solcher des Verbraucherschutzes, das angestrebte Ziel zu erreichen; 

nicht einschlägig 

c) die Eignung der Vorschrift, das angestrebte Ziel angemessen, kohärent und 
systematisch zu erreichen, wobei insbesondere zu beachten ist, wie solchen Risiken 
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entgegengewirkt werden soll, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise 
identifiziert wurden; 

nicht einschlägig 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb 
der Europäischen Union, den anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraums und der Schweiz; 

nicht einschlägig 

e) die Auswirkungen auf die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher; 

nicht einschlägig 

f) die Auswirkungen auf die Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen; 

nicht einschlägig 

g) die Möglichkeit, das angestrebte Ziel mit milderen Mitteln zu erreichen; hierbei ist in 
dem Fall, in dem die Vorschrift nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt ist und 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbrauchern beschränken und sich deshalb nicht negativ auf Dritte 
auswirken, insbesondere zu prüfen, ob mildere Mittel in Betracht kommen, als eine 
Tätigkeit einem reglementierten Beruf vorzubehalten; 

nicht einschlägig 

h) die positiven oder negativen Auswirkungen der Vorschrift, wenn sie mit anderen 
Vorschriften kombiniert wird, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken; hierbei ist insbesondere zu prüfen, wie die Vorschrift in der 
Kombination mit anderen Anforderungen zur Erreichung desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist.  

nicht einschlägig  

Dies gilt insbesondere für folgende Anforderungen: 

aa) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnungen und sonstige 
Formen der Reglementierung im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe a 
der Richtlinie 2005/36/EG; 

nicht einschlägig 

bb) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

nicht einschlägig 

cc) Vorgaben zur Berufsorganisation, zu Standesregeln und zur Aufsicht; 

nicht einschlägig 

dd) Pflichtmitgliedschaften in einer Berufsorganisation sowie Registrierungs- 
und Genehmigungsregelungen, und zwar insbesondere dann, wenn diese den 
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren; 

nicht einschlägig 

ee) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl 
der Zulassungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
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oder Höchstzahl derjenigen Arbeitnehmer, Geschäftsführer oder Vertreter 
festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen müssen oder dürfen; 

nicht einschlägig 

ff) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen, an Beteiligungsstrukturen oder 
an die Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

nicht einschlägig 

gg) geografische Beschränkungen, einschließlich solcher Bestimmungen, die 
den Beruf in einigen Teilen der Bundesrepublik Deutschland in anderer Weise 
reglementieren als in anderen Teilen; 

nicht einschlägig 

hh) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche 
Ausübung eines reglementierten Berufs beschränken; 

nicht einschlägig 

ii) Unvereinbarkeitsregeln; 

nicht einschlägig 

jj) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des 
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

nicht einschlägig 

kk) Anforderungen an Sprachkenntnisse, die für die Ausübung des Berufs 
erforderlich sind; 

nicht einschlägig 

ll) Festlegungen zu Mindest- oder Höchstpreisen; 

nicht einschlägig 

mm) Anforderungen an die Werbung; 

nicht einschlägig 

i) die folgenden Kriterien, sofern sie für die Art oder den Inhalt der neuen oder 
geänderten Vorschrift relevant sind: 

aa) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem 
reglementierten Beruf erfassten oder ihm vorbehaltenen Tätigkeiten und der 
erforderlichen Berufsqualifikation; 

nicht einschlägig 

bb) der Zusammenhang zwischen der Komplexität der betroffenen Aufgaben 
und der Notwendigkeit einer bestimmten Berufsqualifikation der sie 
wahrnehmenden Personen, insbesondere in Bezug auf das Niveau, die 
Eigenart und die Dauer der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung; 

nicht einschlägig 
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cc) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf alternativen Wegen zu 
erlangen; 

nicht einschlägig 

dd) die Eignung der einem bestimmten Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten, mit 
anderen Berufen geteilt zu werden; 

nicht einschlägig 

ee) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs 
und die Auswirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die mit dem Beruf 
zusammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer 
ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen; 

nicht einschlägig 

ff) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die 
Informationsasymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern 
verringern oder verstärken können; 

nicht einschlägig 

4. muss, soweit sie spezifische Anforderungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden 
oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG enthält, insbesondere auch im Hinblick auf diese Anforderungen 
verhältnismäßig sein, es sei denn, dass es sich um Maßnahmen handelt, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll und 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union angewendet werden; die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung umfasst vor allem 

a) automatische vorübergehende Eintragungen oder Pro-forma-Mitgliedschaften bei 
einer Berufsorganisation im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG; 

b) vorherige Meldungen im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, 
erforderliche Dokumente im Sinne des Artikels 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
und sonstige gleichwertige Anforderungen; 

c) Gebühren und Entgelte, die vom Dienstleistungserbringer für Verwaltungsverfahren 
im Zusammenhang mit dem Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen 
Ausübung gefordert werden. 

nicht einschlägig 
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UPfQK 2. HJ 2026 / 1. HJ 2027 Rechtsvorschrift 4/1

4/1 VERORDNUNG (EU) 2026/1744 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 8. Juli 2026 zur Änderung der Verordnungen (EU) 2024/1689, (EU) 
2018/1139 und (EU) 2023/1230 im Hinblick auf die Vereinfachung der Um-
setzung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz (Digital-Omni-
bus-Verordnung zur KI)

Stand: 24.07.2026 (41 Seiten)

VERORDNUNG (EU) 2026/1744 DES EUROPÄISCHEOPÄISCHEOP N PARLPARLP AMENTS UND DES RATESRATESRA

vom 8. Juli 2026

zur Änderung der Verordnungen Verordnungen V (EU) 2024/1689, (EU) 2018/1139 und (EU) 2023/1230 im Hinblick 
auf die Vereinfachung Vereinfachung V der Umsetzung harmonisierter VorschrVorschrV iften iften if für künstliche Intelligenz 

(Digital-Omnibus-Val-Omnibus-Val-Omnibus- erordnung Verordnung V zur KI)

(Text (Text (T von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE OPÄISCHE OP PARLPARLP AMENT UND DER RAT RAT RA DER EUROPÄISCHEN OPÄISCHEN OP UNION —

gestützt auf den VerVerV trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf VorscVorscV hlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- tschafts- tschaf und Sozialausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahrenfahrenf (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung Verordnung V (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) wurden harmonisierte 
VorscVorscV hriftiftif en für künstliche Intelligenz (KI) mit dem Ziel festgelegt, das Funktionieren des Binnenmarkts zu 
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VERORDNUNG (EU) 2026/1744 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 8. Juli 2026

zur Änderung der Verordnungen (EU) 2024/1689, (EU) 2018/1139 und (EU) 2023/1230 im Hinblick 
auf die Vereinfachung der Umsetzung harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz 

(Digital-Omnibus-Verordnung zur KI)

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) wurden harmonisierte 
Vorschriften für künstliche Intelligenz (KI) mit dem Ziel festgelegt, das Funktionieren des Binnenmarkts zu 
verbessern, die Einführung einer auf den Menschen ausgerichteten und vertrauenswürdigen KI zu fördern und 
gleichzeitig ein hohes Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte zu gewährleisten und 
Innovationen zu unterstützen. Die Verordnung (EU) 2024/1689 ist am 1. August 2024 in Kraft getreten. Ihre 
Bestimmungen werden schrittweise anwendbar; ab dem 2. August 2027 finden alle Vorschriften Anwendung.

(2) Die Erfahrungen, die im Rahmen der Durchführung der bereits geltenden Teile der Verordnung (EU) 2024/1689 
gesammelt wurden, können bei der Durchführung der Teile hilfreich sein, deren Anwendung noch aussteht. In 
diesem Zusammenhang haben die verzögerte Ausarbeitung von Normen, die technische Lösungen für Anbieter von 
Hochrisiko-KI-Systemen bieten, damit diese ihren Pflichten aus der genannten Verordnung nachkommen können, 
sowie die verzögerte Einrichtung der Governance- und Konformitätsbewertungsrahmen auf nationaler Ebene zu 
einem höheren Befolgungsaufwand geführt als erwartet. Darüber hinaus haben Konsultationen der Interessenträger 
ergeben, dass zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind, die die Umsetzung und Einhaltung der Vorschriften 
erleichtern und präzisieren, ohne das mit den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2024/1689 angestrebte Niveau 
des Schutzes der Gesundheit, der Sicherheit und der Grundrechte vor KI-bezogenen Risiken zu senken.

Amtsblatt 
der Europäischen Union

DE 
Reihe L

2026/1744 24.7.2026

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2026/1744/oj 1/41

(1) ABl. C, C/2026/2285, 15.4.2026, ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2026/2285/oj.
(2) Stellungnahme vom 18. März 2026 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(3) Stellungnahme vom 7. Mai 2026 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).
(4) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 16. Juni 2026 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 

29. Juni 2026.
(5) Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter 

Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 167/2013, (EU) 
Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und 
(EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche Intelligenz) (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/ 
1689/oj).
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(3) Es sind gezielte Änderungen der Verordnung (EU) 2024/1689 erforderlich, um bestimmte Herausforderungen bei 
der Durchführung im Hinblick auf die wirksame, einfache und einheitliche Anwendung der einschlägigen 
Vorschriften zu bewältigen.

(4) Um KI-Innovationen im privaten und öffentlichen Sektor zu ermöglichen, ist es wichtig, dass die Kommission und 
die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Aufsicht, Durchsetzung und Überwachung 
sektorspezifischer und nationaler Rechtsvorschriften nicht zu Überschneidungen, uneinheitlichen Auslegungen oder 
unterschiedlicher Durchsetzung führt.

(5) Mit der Verordnung (EU) 2024/1689 werden horizontale Vorschriften für KI-Systeme festgelegt, um sicherzustellen, 
dass die öffentlichen Interessen in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit sowie die Grundrechte einheitlich und in hohem 
Maße geschützt werden. Für die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Hochrisiko-KI-Systeme gilt diese Verordnung in 
Verbindung mit den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union. In 
bestimmten Fällen können in diesen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union Anforderungen festgelegt 
werden, mit denen ein gleiches oder höheres Schutzniveau für die relevanten öffentlichen Interessen erreicht wird als 
durch die in der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten spezifischen Anforderungen oder Verpflichtungen. In 
diesem Fall sollte es möglich sein, die Anwendung bestimmter Anforderungen oder Verpflichtungen, die in der 
Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegt sind, einzuschränken, um die Einhaltung der Vorschriften zu erleichtern, den 
Verwaltungsaufwand und Doppelarbeit zu minimieren und gleichzeitig das durch diese Verordnung garantierte 
Schutzniveau zu wahren. Eine solche Einschränkung sollte möglich sein, sofern und soweit in den in 
Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union Anforderungen vorgesehen 
sind, die ein gleichwertiges Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit bzw. Grundrechte bieten wie die 
betreffende Anforderung bzw. Verpflichtung. Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, delegierte 
Rechtsakte zur Ergänzung jener Verordnung zu erlassen, in denen solche Fälle ausgewiesen werden und die 
betreffenden Produkte, die Anforderungen oder Verpflichtungen, die beschränkt werden können, sowie die 
Bedingungen und der Umfang etwaiger Beschränkungen festgelegt werden, um sicherzustellen, dass das in der 
Verordnung (EU) 2024/1689 vorgesehene Schutzniveau nicht verringert wird.

(6) Bei den meisten Unternehmen in der Union handelt es sich um kleine und mittlere Unternehmen, wobei die 
Mehrheit dieser Unternehmen Kleinstunternehmen und kleine Unternehmen sind. Unternehmen, die nicht mehr 
unter die Definition von Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) fallen — nämlich die 
„kleinen Midcap-Unternehmen“ —, spielen eine entscheidende Rolle in der Wirtschaft der Union. Im Vergleich zu 
KMU weisen kleine Midcap-Unternehmen in der Regel ein schnelleres Wachstumstempo sowie ein höheres 
Innovationsniveau und einen höheren Digitalisierungsgrad auf. Dennoch stehen sie hinsichtlich des Verwaltungs-
aufwands vor ähnlichen Herausforderungen wie KMU, was die Notwendigkeit einer verhältnismäßigen Durch-
führung der Verordnung (EU) 2024/1689 sowie gezielter Unterstützungsmaßnahmen nach sich zieht. Um 
Unternehmen den reibungslosen Übergang von KMU zu kleinen Midcap-Unternehmen zu ermöglichen, ist es 
wichtig, die Auswirkungen, die die genannte Verordnung auf die Tätigkeit dieser Unternehmen haben kann, sobald 
sie zu Midcap-Unternehmen werden und den für Großunternehmen geltenden Vorschriften unterliegen, kohärent zu 
berücksichtigen. Die Verordnung (EU) 2024/1689 sieht mehrere Maßnahmen für kleinere Akteure vor, die 
erforderlichenfalls auf kleine Midcap-Unternehmen ausgeweitet werden sollten, wobei die in der Verordnung (EU) 
2024/1689 übergeordneten Ziele und das dort vorgesehene Schutzniveau zu wahren sind. Um die Behandlung der 
KMU und kleinen Midcap-Unternehmen in der Verordnung (EU) 2024/1689 zu präzisieren, müssen Definitionen für 
KMU und kleine Midcap-Unternehmen eingeführt werden, die den Definitionen im Anhang der Emp-
fehlung 2003/361/EG der Kommission (6) bzw. im Anhang der Empfehlung (EU) 2025/1099 der Kommission (7)
entsprechen sollten.

DE ABl. L vom 24.7.2026
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(6) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen 
und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36, ELI: http://data.europa.eu/eli/reco/2003/361/oj).

(7) Empfehlung (EU) 2025/1099 der Kommission vom 21. Mai 2025 zur Definition kleiner Midcap-Unternehmen (ABl. L, 2025/1099, 
28.5.2025, ELI: http://data.europa.eu/eli/reco/2025/1099/oj).

#RV0137
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



(7) Der Begriff „Sicherheitsbauteil“ ist für die Einstufung bestimmter KI-Systeme als hochriskant gemäß der Verordnung 
(EU) 2024/1689 von entscheidender Bedeutung. Daher sollte der Begriff so gefasst werden, dass er — entsprechend 
dem risikobasierten Ansatz der genannten Verordnung — nur KI-Systeme umfasst, die sich nachteilig auf die 
Gesundheit und Sicherheit von Personen oder Eigentum auswirken könnten. Die Begriffsbestimmung in Artikel 3 
Nummer 14 der Verordnung (EU) 2024/1689 bietet nicht die erforderliche Präzision, damit Anbieter von 
KI-Systemen festlegen können, ob ein KI-System als Sicherheitsbauteil einzustufen ist, und birgt daher die Gefahr die 
Einstufung als Hochrisiko-KI-System über das durch den risikobasierten Ansatz dieser Verordnung gerechtfertigte 
Maß hinaus auszudehnen. Daher ist es notwendig, diese Begriffsbestimmung zu ändern. Zunächst ist es erforderlich, 
den Begriff „Sicherheitsfunktion“ zu präzisieren. Bei der Sicherheitsfunktion sollte es sich um eine Zweck-
bestimmung des Systems handeln, die vom Anbieter des Systems festgelegt wird. Ein KI-System erfüllt dann eine 
Sicherheitsfunktion, wenn seine vom Anbieter festgelegte Zweckbestimmung darin besteht, Risiken für die 
Gesundheit und Sicherheit von Personen oder Eigentum abzuwenden oder zu mindern. Insbesondere sind hiervon 
KI-Systeme ausgenommen, die ausschließlich dazu bestimmt sind, Funktionen im Zusammenhang mit der 
Nutzerunterstützung, der Leistungsoptimierung, der Dienstleistungseffizienz, der Automatisierung, dem Bedien-
komfort oder nicht sicherheitsrelevanter Aspekte der Qualitätskontrolle zu erfüllen. Die bloße Tatsache, dass ein 
KI-System in ein Produkt integriert ist oder in einem Produkt zum Einsatz kommt, das Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union unterliegt, bedeutet an sich noch nicht, dass es eine Sicherheitsfunktion erfüllt.

(8) Nach Artikel 4 der Verordnung (EU) 2024/1689 sind derzeit alle Anbieter und Betreiber von KI-Systemen 
verpflichtet, die KI-Kompetenz ihres Personals sicherzustellen. Der Erwerb von KI-Kompetenz, angefangen bei der 
allgemeinen und beruflichen Bildung bis hin zum lebenslangen Lernen, ist unerlässlich, um Anbieter, Betreiber und 
andere betroffene Personen mit den notwendigen Fähigkeiten auszustatten, damit sie fundierte Entscheidungen über 
den Einsatz von KI-Systemen treffen können. Die von den Interessenträgern geteilten Erfahrungen zeigen jedoch, 
dass eine Lösung, bei der strenge Verpflichtungen auferlegt werden, um ein ausreichendes Maß an KI-Kompetenz 
sicherzustellen, in Bezug auf die Förderung der KI-Kompetenz nicht für alle Arten von Anbietern und Betreibern 
geeignet wäre. Darüber hinaus deuten Daten darauf hin, dass die Auferlegung solcher Verpflichtungen — 
insbesondere für kleinere Unternehmen — einen zusätzlichen Befolgungsaufwand verursacht, während 
KI-Kompetenz unabhängig von gesetzlichen Verpflichtungen und möglichen Sanktionen eine strategische Priorität 
sein sollte. Angesichts dessen sollte Artikel 4 der Verordnung (EU) 2024/1689 dahin gehend geändert werden, dass 
die Anbieter und Betreiber verpflichtet sind, Maßnahmen zu ergreifen, um die KI-Kompetenz ihres Personals und 
anderer Personen, die in ihrem Auftrag mit dem Betrieb und der Nutzung von KI-Systemen befasst sind, zu fördern. 
Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollten die Bemühungen der Anbieter und Betreiber von KI-Systemen 
unterstützen und erleichtern, unter anderem durch das Anbieten von Schulungen, das Bereitstellen von 
Informationsressourcen und die Ermöglichung des Austauschs bewährter Verfahren sowie andere Initiativen. Bei 
der Erfüllung dieser Verpflichtung könnten die Kommission und die Mitgliedstaaten die europäischen 
Kompetenzrahmen berücksichtigen, etwa den Referenzrahmen für digitale Kompetenzen der Bürgerinnen und 
Bürger (DigComp) und den KI-Kompetenzrahmen für die Primar- und Sekundarschulbildung. Das Europäische 
Gremium für künstliche Intelligenz (im Folgenden „KI-Gremium“) sollte die Kommission und die Mitgliedstaaten 
durch die Annahme von Empfehlungen unterstützen, in denen gemeinsame Ziele festgelegt werden, die zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu erreichen sind, und einen regelmäßigen Austausch zwischen der Kommission und 
den Mitgliedstaaten zu diesem Thema sicherstellen, während die Allianz für KI-Anwendungen Gespräche mit der 
breiteren Öffentlichkeit ermöglichen sollte.

(9) Die Erkennung und Korrektur von Verzerrungen stellt ein erhebliches öffentliches Interesse dar, da so natürliche 
Personen vor den nachteiligen Auswirkungen von Verzerrungen, einschließlich Diskriminierung, geschützt werden. 
Aus diesem Grund bietet die Verordnung (EU) 2024/1689 eine Rechtsgrundlage, die es Anbietern von 
Hochrisiko-KI-Systemen in bestimmten Ausnahmefällen und vorbehaltlich strenger Schutzmaßnahmen gestattet, 
besondere Kategorien personenbezogener Daten zu verarbeiten. Diese Rechtsgrundlage ist mit der Verpflichtung 
dieser Anbieter verknüpft, Verfahren zur Erkennung, Vermeidung und Korrektur jener Verzerrungen festzulegen, bei 
denen es wahrscheinlich ist, dass sie die Gesundheit und Sicherheit von Personen beeinträchtigen, negative 
Auswirkungen hinsichtlich der Grundrechte haben oder zu Diskriminierungen führen, die nach dem Unionsrecht 
verboten sind. Dennoch könnten Verzerrungen, bei denen diese Auswirkungen wahrscheinlich sind, auch auf das 
Handeln der Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen zurückzuführen sein. Darüber hinaus könnten solche 
Verzerrungen auch bei anderen KI-Systemen oder -Modellen auftreten. So können beispielsweise durch Verzerrungen 
in den Instrumenten zur Prüfung der Eignung oder Risikobewertung, die bei der Beurteilung von Anträgen auf 
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verschiedene Arten öffentlicher Genehmigungen oder Lizenzen zum Einsatz kommen, Rechte beeinträchtigt oder 
bestimmte Gruppen wirksam am Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen gehindert werden. Dementsprechend 
besteht ein erhebliches öffentliches Interesse daran, Anbietern und Betreibern anderer KI-Systeme und -Modelle 
sowie Betreibern von Hochrisiko-KI-Systemen ausnahmsweise und nur dann, wenn dies unbedingt erforderlich ist, 
die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten zum Zwecke der Erkennung und Korrektur von 
Verzerrungen zu gestatten. Daher ist es erforderlich, die mit der Verordnung (EU) 2024/1689 geschaffene 
Rechtsgrundlage auf diese Anbieter und Betreiber auszuweiten. Diese Rechtsgrundlage sollte denselben 
Begrenzungen, Bedingungen und Schutzmaßnahmen unterliegen, die gemäß dem bestehenden Artikel 10 Absatz 5 
jener Verordnung gelten, damit die Einhaltung von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates (8), Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2018/1725 
des Europäischen Parlaments und des Rates (9) und Artikel 10 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (10) sichergestellt wird. Damit Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen zur 
Vorbereitung auf die Einhaltung der Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme, einschließlich Artikel 10 Absatz 2 
Buchstaben f und g der Verordnung (EU) 2024/1689, rechtmäßig Tätigkeiten zur Erkennung und Korrektur von 
Verzerrungen durchführen können, sollte die mit Artikel 4a der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegte 
Rechtsgrundlage ab dem Geltungsbeginn dieser Verordnung gelten.

(10) Mit Artikel 5 der Verordnung (EU) 2024/1689 werden bestimmte Praktiken von KI-Systemen verboten, die 
besonders schädlich und missbräuchlich sind, im Widerspruch zu bestimmten Werten der Union stehen und 
bestimmte Grundrechte verletzen. Artikel 5 ist kontinuierlich zu überprüfen, wie in Artikel 112 Absatz 1 der 
genannten Verordnung festgelegt wurde. Angesichts der technologischen und gesellschaftlichen Entwicklungen seit 
der Annahme der genannten Verordnung, darunter die Einführung und weit verbreitete Nutzung von KI-Systemen, 
mit denen nicht einvernehmlich erstellte intime Bilder, Videos, Audioaufnahmen und ähnliches Material (im 
Folgenden „nicht einvernehmlich erstelltes intimes Material“) und Darstellungen von sexuellem Missbrauch von 
Kindern erzeugt werden, muss Artikel 5 der genannten Verordnung geändert werden.

(11) Bei nicht einvernehmlich erstelltem intimem Material handelt es sich um sexuelle Gewalt gegen Einzelpersonen, 
insbesondere Frauen, und sexuellen Missbrauch dieser Personen. KI-Systeme, mit denen Material dieser Art erzeugt 
oder manipuliert wird, stellen eine gravierende Gefahr für Gesundheit, Sicherheit und für die Grundrechte dar, 
darunter die Menschenwürde, die persönliche Autonomie, die Unversehrtheit und das Privatleben der Opfer, und 
können zu potenziell schwerwiegenden, dauerhaften psychischen und sonstigen Schäden führen sowie massivem 
Missbrauch ermöglichen. Aufgrund der Verbreitung solcher Technologien, die häufig als „Nudify-Apps“ bezeichnet 
werden, ist ein ausdrückliches rechtliches Verbot dringend geboten. Darstellungen von sexuellem Missbrauch von 
Kindern, darunter vollständig oder teilweise per KI erzeugte Darstellungen, gefährden die Sicherheit und die 
Grundrechte von Kindern in erheblichem Maße. KI-Systeme, mit denen entsprechendes Material erzeugt oder 
manipuliert wird, stellen eine schwerwiegende Gefahr für die Menschenwürde und die Rechte des Kindes dar und 
bergen die Gefahr, dass sexuelle Gewalt gegen Kinder normalisiert, verstärkt und fortgesetzt wird. Dementsprechend 
ist eine Änderung von Artikel 5 der Verordnung (EU) 2024/1689 erforderlich, um Frauen, Kinder, sonstige Personen 
und die Gesellschaft vor schwerwiegenden schädlichen Praktiken zu schützen und so die Ziele der genannten 
Verordnung zu verfolgen und um Anbietern und Betreibern Klarheit über den Umfang ihrer Verpflichtungen zu 
verschaffen und auf diesem Wege die Herausforderungen bei der Umsetzung anzugehen.

(12) Es ist notwendig, den Geltungsbereich des Verbots klar festzulegen, was insbesondere auch den Umfang der 
Verpflichtungen der Anbieter und Betreiber einschließt. Dieses Verbot sollte Anbieter nicht daran hindern, die 
technischen Kapazitäten von KI-Systemen zur Erzeugung oder Manipulation von Bildern, Videos, Audiodateien oder 
ähnlichem Material weiterzuentwickeln. In Bezug auf Anbieter sollte sich das Verbot auf das Inverkehrbringen und 
die Inbetriebnahme von KI-Systemen beschränken, mit denen nicht einvernehmlich erstelltes intimes Material oder 
Darstellungen von sexuellem Missbrauch von Kindern erzeugt oder manipuliert werden, und zwar in zwei Fällen. 
Erstens sollten Systeme erfasst werden, die dazu bestimmt sind, Material dieser Art zu erzeugen oder zu 
manipulieren. Zweitens sollten Systeme erfasst werden, bei denen eine solche Erzeugung oder Manipulation ein nach 
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(8) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz--
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/679/oj)

(9) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/oj).

(10) Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2016/680/oj).
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vernünftigem Ermessen absehbares und reproduzierbares Ergebnis ist und keine zumutbaren und angemessenen 
technischen Sicherheitsmaßnahmen sowie sonstige Schutzvorkehrungen bestehen, mit denen — unter dem 
Gesichtspunkt einer nach vernünftigem Ermessen absehbaren missbräuchlichen Nutzung — dieses Ergebnis 
zuverlässig verhindert und, falls erforderlich, korrigiert sowie beobachtete oder gemeldete missbräuchliche Nutzung, 
was auch die Umgehung solcher Maßnahmen einschließt, behoben wird. Zu den technischen Maßnahmen und 
sonstigen Schutzvorkehrungen, mit denen die Erzeugung solcher Inhalte verhindert werden soll, könnten 
Datenbereinigung, Ablehnungstraining, die Gestaltung sicherer Prompts und Ausgabekontrollen, Laufzeit--
Leitplanken für Prompts, Mechanismen zur Klassifizierung und Filterung von Inhalten, Nutzungsbeschränkungen, 
Mechanismen zur Missbrauchserkennung sowie Melde- und Abhilfemechanismen gehören. Präventivmaßnahmen 
dieser Art sollten für das jeweilige KI-System zumutbar sein und gelten als angemessen, wenn sie mit dem Stand der 
Technik entsprechenden Maßnahmen übereinstimmen und nachweislich in jedem Einzelfall die Wahrscheinlichkeit 
der Erstellung oder Manipulation solcher Inhalte verhindern bzw. hinreichend verringern, wobei der bekannte und 
vernünftigerweise absehbare missbräuchliche Gebrauch zu berücksichtigen ist, einschließlich der nach vernünftigem 
Ermessen absehbaren Umgehung der Präventivmaßnahmen ohne wesentliche technische Änderungen. Für Anbieter, 
die die effektive Kontrolle über KI-Systeme behalten, beispielsweise über eine Plattform oder eine Webschnittstelle, 
könnte dies Verfahren zur Erfassung und Meldung von Missbrauchsfällen unter vollständiger Einhaltung der 
Datenschutzvorschriften der Union umfassen.In Fällen, in denen eine Umgehung der Präventivmaßnahmen oder 
anderer Schutzmaßnahmen beobachtet oder gemeldet wird, sollten angemessene Korrekturmaßnahmen ergriffen 
werden, sofern diese Maßnahmen unter Berücksichtigung des spezifischen KI-Systems, einschließlich seiner Freigabe- 
und Verbreitungsstrategie (z. B. quelloffene Freigaben), zumutbar sind. In Bezug auf Anbieter sollte die Verwendung 
eines KI-Systems nur verboten werden, wenn der Betreiber ein KI-System verwendet, um nicht einvernehmlich 
erstelltes intimes Material oder Darstellungen von sexuellem Missbrauch von Kindern zu erzeugen oder zu 
manipulieren. Dies umfasst Fälle, in denen ein Betreiber KI-Systeme nutzt oder zweckentfremdet, die auf den Markt 
gebracht oder in Betrieb genommen wurden, ohne dass zumutbare und angemessene Schutzmaßnahmen vorhanden 
sind, oder in denen ein Betreiber die Schutzmaßnahmen umgeht oder für solche Zwecke rechtskonforme KI-Systeme 
verwendet, die nicht für die Erstellung oder Manipulation von Material dieser Art bestimmt sind. Das 
Verwendungsverbot erstreckt sich daher nicht auf die Nutzung eines KI-Systems zu rechtmäßigen Zwecken, wie 
beispielsweise die Erstellung oder Manipulation von Inhalten, bei denen es sich nicht um nicht einvernehmlich 
erstelltes intimes Material oder Darstellungen von sexuellem Missbrauch von Kindern handelt, selbst in Fällen, in 
denen das KI-System nicht über zumutbare und angemessene Schutzvorkehrungen verfügt, die vom Anbieter hätten 
getroffen werden müssen; ebenso wenig erstreckt es sich auf die versehentliche Erstellung oder Manipulation solcher 
Inhalte. Was das Verbot in Bezug auf nicht einvernehmlich erstelltes intimes Materials betrifft, so sollten in Fällen, in 
denen ein KI-System für die Erzeugung oder Manipulation von Material bestimmt ist, das unter dieses Verbot fällt, 
Maßnahmen und andere Schutzvorkehrungen im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 angemessene Mittel 
umfassen, die für die Verbreitung des KI-Systems geeignet sind und die zuverlässige Erfassung und den Nachweis der 
Einwilligung der abgebildeten Person in eine solche Erstellung oder Manipulation ermöglichen. Das Verbot in Bezug 
auf nicht einvernehmlich erstelltes intimes Material sollte sich auf realistische Darstellungen intimer Körperteile, 
insbesondere der Genitalien, des Schambereichs, des Anus, des entblößten Gesäßes oder entblößte weiblicher Brüste, 
Brustwarzen oder Brustwarzenhöfe, bzw. auf Darstellungen sexuell eindeutiger Aktivitäten beschränken. Dieser 
„Realismus“ bezieht sich auf die Darstellung des Gesichts, der Stimme oder des Körpers der Person in einer 
glaubwürdigen realen Weise, unabhängig davon, wie realistisch der Kontext dieser Darstellung ist und ob sie der 
tatsächlichen Stimme oder dem tatsächlichen Erscheinungsbild der abgebildeten Person vollständig entspricht. 
Umgekehrt sind Karikaturen oder physisch unmögliche Darstellungen des Körpers einer Person ausgenommen. Das 
Verbot von nicht einvernehmlich erstellten intimen Materialien hat keinen Einfluss auf die Erstellung oder 
Manipulation anderer Formen von Nacktmaterial, wie beispielsweise Inhalte, die keine identifizierbaren natürlichen 
Personen zeigen, realistische teilweise Nacktdarstellungen, bei denen intime Körperteile nicht sichtbar sind und keine 
sexuell eindeutigen Handlungen dargestellt werden, sowie nicht-realistische künstlerische Nacktdarstellungen, die 
keine identifizierbaren natürlichen Personen realistisch bei sexuell eindeutigen Handlungen oder deren intime 
Körperteile zeigen. Es gilt auch nicht für generative KI-Anwendungen, bei denen intime Körperteile nicht gezeigt 
werden oder, falls doch, dies nur mit der aus freien Stücken erfolgenden, spezifischen, aufgeklärten, eindeutigen und 
ausdrücklichen Einwilligung der abgebildeten Person geschieht (beispielsweise Anprobe-Anwendungen und 
medizinische Anwendungen wie medizinische anatomische Simulationen und Mammographien); dieses Verbot 
schließt nicht die ausnahmsweise Nutzung von KI-Systemen aus, mit denen Nacktdarstellungen der intimen 
Körperteile einer identifizierbaren Person im Einklang mit den Grundrechten, einschließlich des Datenschutzrechts, 
und dem geltenden Medizinrecht zum Zwecke der medizinischen Diagnose und Behandlung durch medizinisches 
Fachpersonal erstellt oder bearbeitet werden, wenn die betroffene Person nicht in der Lage ist, ihre Einwilligung zu 
erteilen (beispielsweise in einer Notfallsituation). Schließlich schließt das Verbot der „Manipulation“ von nicht 
einvernehmlich erstelltem intimem Material Fälle aus, in denen bereits bestehendes intimes Material in einer Weise 
manipuliert wird, die weder die Sichtbarkeit der abgebildeten intimen Körperteile erhöht noch die Art der 
dargestellten sexuell eindeutigen Handlungen verändert; dazu zählt beispielsweise die bloße Optimierung eines 
bestehenden Bildes, das intime Körperteile zeigt, oder eines Videos, das sexuell eindeutige Handlungen zeigt, wie 
etwa das Ändern des Hintergrunds, das Hinzufügen einer Textüberschrift oder die Anpassung von Kontrast oder 
Helligkeit. Umgekehrt fällt jede Manipulation von Inhalten — einschließlich solcher, die bereits intime Körperteile 
oder sexuell eindeutige Handlungen zeigen —, die den Grad der Entblößung der dargestellten intimen Körperteile 
erhöht oder die Art der dargestellten sexuell eindeutigen Handlungen verändert, unter dieses Verbot.
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(13) Das Verbot von Darstellungen von sexuellem Missbrauch von Kindern sollte das Inverkehrbringen, die 
Inbetriebnahme oder die Nutzung eines KI-Systems nicht verhindern, wenn nach nationalem Recht das 
„unrechtmäßige“ Verhalten, worauf in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates (11) verwiesen wird, als gerechtfertigt gilt. Dies umfasst Tätigkeiten, die im Rahmen innerstaatlicher 
Rechtsbefugnisse durchgeführt werden, wie beispielsweise die legitime Erstellung oder Manipulation von Material, 
das den sexuellen Missbrauch von Kindern darstellt, durch die Behörden zum Zwecke der Durchführung von 
Strafverfahren oder zur Prävention, Aufdeckung oder Untersuchung von Straftaten, sowie die rechtmäßige Nutzung 
des KI-Systems im Rahmen von Red-Teaming- und Evaluierungsmaßnahmen, um die Einhaltung des in dieser 
Verordnung festgelegten Verbots durch das System zu überprüfen.

(14) Diese Verbote stellen gerechtfertigte Eingriffe in die Meinungs- und Informationsfreiheit sowie in die 
unternehmerische Freiheit dar. Sie verfolgen dem Gemeinwohl dienende Zielsetzungen und schützen die Rechte 
und Freiheiten anderer, einschließlich derjenigen, die in Artikel 1, Artikel 3 Absatz 1 sowie den Artikeln 4, 7, 8, 21, 
23 und 24 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) festgelegt sind. Sie sind 
genau zugeschnitten. Im Falle von intimem Material beschränken sie sich auf realistische Darstellungen 
identifizierbarer natürlicher Personen sowie auf Fälle, in denen das KI-System dazu verwendet wird, den Grad der 
Nacktheit oder der Eindeutigkeit zu erhöhen; ausgenommen sind die Erstellung und Manipulation, die mit 
Zustimmung der betroffenen Person vorgenommen werden. Darüber hinaus beschränken sie sich darauf, von 
Anbietern zu verlangen, „zumutbare und angemessene“ Maßnahmen und Schutzvorkehrungen zu treffen, sofern es 
sich um Systeme handelt, die nicht für die Erstellung oder Manipulation des verbotenen Materials bestimmt sind. Sie 
stehen auch im Einklang mit dem geltenden Unionsrecht, einschließlich der Richtlinie 2011/93/EU und der 
Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europäischen Parlaments und des Rates (12). Die Eingriffe achten den Wesensgehalt 
der Artikel 11 und 16 der Charta, sind gesetzlich vorgeschrieben und verhältnismäßig.

(15) Die unter diese Verbote fallenden Handlungen können auch gegen andere Rechtsvorschriften, einschließlich des 
Strafrechts, verstoßen. Die Verbote stehen einer Strafverfolgung nach diesen Rechtsvorschriften nicht entgegen. 
Soweit jedoch ein Verstoß gegen die Verbote zur Verhängung von Sanktionen strafrechtlicher Natur führen kann, die 
gemäß Artikel 99 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegt werden können, und soweit dieselbe 
Handlung strafrechtlich geahndet wird, einschließlich strafrechtlicher Sanktionen, die in den Anwendungsbereich der 
Richtlinien 2011/93/EU und (EU) 2024/1385 fallen, sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Einhaltung des 
Grundsatzes des Verbots der doppelten Strafverfolgung im Einklang mit der Charta sicherzustellen.

(16) Die Verbote gelten unbeschadet der Rechtsbehelfe, die Einzelpersonen nach nationalem Recht zur Verfügung stehen, 
um ihre Grundrechte, einschließlich des Rechts am eigenen Bild, des Rechts auf Privatsphäre und der 
Menschenwürde, zu schützen.

(17) Zur Sicherstellung der Kohärenz, Vermeidung von Doppelarbeit und Minimierung des Verwaltungsaufwands im 
Zusammenhang mit dem Verfahren zur Benennung notifizierter Stellen gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 und 
unter Beibehaltung desselben Prüfniveaus sollten für neue Konformitätsbewertungsstellen und notifizierte Stellen, 
die im Rahmen der in Anhang I Abschnitt A der Verordnung (EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union, wie etwa der Verordnungen (EU) 2017/745 (13) und (EU) 2017/746 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (14), benannt wurden, ein einziger Antrag und ein einheitliches Bewertungsverfahren zur 
Verfügung stehen, wenn ein solcher Antrag und ein solches Verfahren im Rahmen dieser Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union eingerichtet wurden. Mit dem einzigen Antrag und dem einheitlichen Bewertungsverfahren 
soll das Benennungsverfahren gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 erleichtert, unterstützt und beschleunigt und 
gleichzeitig die Einhaltung der Anforderungen sichergestellt werden, die für notifizierte Stellen gemäß der genannten 
Verordnung und den in Anhang I Abschnitt A der genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union gelten. Das einheitliche Bewertungsverfahren sollte unter Berücksichtigung der Aufgaben und 
Zuständigkeiten der beteiligten Behörden durchgeführt werden. Darüber hinaus sollte präzisiert werden, dass eine 
Konformitätsbewertungsstelle, die gemäß mehr als einer der in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisie-
rungsrechtsvorschriften der Union benannt wurde, nur einmal einen Antrag stellen sollte, um gemäß dieser 
Verordnung benannt zu werden.
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(11) Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen 
Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 
2004/68/JI des Rates (ABl. L 335 vom 17.12.2011, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2011/93/oj).

(12) Richtlinie (EU) 2024/1385 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 zur Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (ABl. L, 2024/1385, 24.5.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1385/oj).

(13) Verordnung (EU) 2017/745 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über Medizinprodukte, zur Änderung 
der Richtlinie 2001/83/EG, der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 und der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 und zur Aufhebung der 
Richtlinien 90/385/EWG und 93/42/EWG des Rates (ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2017/745/oj).

(14) Verordnung (EU) 2017/746 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2017 über In-vitro-Diagnostika und zur 
Aufhebung der Richtlinie 98/79/EG und des Beschlusses 2010/227/EU der Kommission (ABl. L 117 vom 5.5.2017, S. 176, 
ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2017/746/oj).
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(18) Um die reibungslose Anwendung und Kohärenz der Verordnung (EU) 2024/1689 sicherzustellen, sollte sie geändert 
werden. In Artikel 43 Absatz 3 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 sollte eine technische Korrektur 
vorgenommen werden, um die Konformitätsbewertungsanforderungen und die Anforderungen an Anbieter von 
Hochrisiko-KI-Systemen nach Artikel 16 der genannten Verordnung in Einklang zu bringen. Darüber hinaus sollte 
klargestellt werden, dass ein Anbieter eines Hochrisiko-KI-Systems, wenn er dem Konformitätsbewertungsverfahren 
gemäß den in Anhang I Abschnitt A der Verordnung (EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungsrechtsvor-
schriften der Union unterliegt und wenn die Konformitätsbewertung auch die Konformität des Qualitätsmanage-
mentsystems der genannten Verordnung und der Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union betrifft, im Einklang 
mit Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1689 Aspekte des Qualitätsmanagementsystems gemäß der 
genannten Verordnung als Teil der Qualitätsmanagementsysteme entsprechend diesen Harmonisierungsrechtsvor-
schriften der Union aufnehmen können sollte. Artikel 43 Absatz 3 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung sollte 
geändert werden, um klarzustellen, dass notifizierte Stellen, die nach den in Anhang I Abschnitt A der Verordnung 
(EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union notifiziert wurden und Hochrisiko--
KI-Systeme bewerten sollen, die unter die in Anhang I Abschnitt A der genannten Verordnung aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, berechtigt sein sollten, die Konformität von Hochrisiko--
KI-Systemen unter bestimmten Bedingungen für eine Dauer von 18 Monaten ab dem 27. Juli 2026 zu bewerten. 
Diese Änderung lässt Artikel 28 der Verordnung (EU) 2024/1689 unberührt, sodass Konformitätsbewertungsstellen, 
die gemäß der genannten Verordnung benannt und notifiziert werden möchten, während und nach diesen 
18 Monaten jederzeit einen Antrag stellen können. Ferner sollte die Verordnung (EU) 2024/1689 geändert werden, 
um klarzustellen, dass in Fällen, in denen ein Hochrisiko-KI-System sowohl unter die in Anhang I Abschnitt A der 
Verordnung (EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union als auch unter einen der in 
Anhang III der genannten Verordnung aufgeführten Anwendungsfälle fällt, der Anbieter das einschlägige 
Konformitätsbewertungsverfahren gemäß diesen einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften befolgen sollte.

(19) Die Verordnung (EU) 2024/1689 und die Verordnung (EU) 2024/2847 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (15) ergänzen einander, damit die Sicherheit und Cybersicherheit von Produkten mit digitalen Elementen 
sichergestellt wird. Artikel 12 der Verordnung (EU) 2024/2847 sieht vor, dass, wenn Hochrisiko-KI-Systeme und von 
Herstellern festgelegte Verfahren den in der Verordnung (EU) 2024/2847 festgelegten grundlegenden Cybersicher-
heitsanforderungen genügen, sie als mit den Cybersicherheitsanforderungen gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2024/1689 konform gelten, soweit diese Anforderungen von der nach der Verordnung (EU) 2024/2847 
ausgestellten EU-Konformitätserklärung oder Teilen davon abgedeckt sind. Um das Zusammenspiel der Verordnung 
(EU) 2024/1689 und der Verordnung (EU) 2024/2847 besser zu verdeutlichen, sollte die Vorschrift aus Artikel 12 
der Verordnung (EU) 2024/2847 auch in der Verordnung (EU) 2024/1689 Niederschlag finden. Das Zusammenspiel 
zwischen den beiden Instrumenten sollte nicht beeinträchtigt werden.

(20) Gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 werden KI-Systeme als Hochrisiko-KI-Systeme 
eingestuft, wenn ein KI-System, das ein Bauteil eines Produkts ist, das unter die in Anhang I Abschnitt A der 
genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fällt, eine Sicherheitsbauteil ist 
und für dieses Produkt eine Konformitätsbewertung durch Dritte erforderlich ist. Die Anforderung, dass für ein 
solches Produkt eine Konformitätsbewertung durch Dritte erforderlich ist, berührt jedoch nicht die Wahl des 
Herstellers hinsichtlich des Konformitätsbewertungsverfahrens für ein solches Produkt. Wenn die in Anhang I Ab-
schnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union die Wahl eines auf harmonisierten Normen 
basierenden Konformitätsbewertungsverfahrens unter den verschiedenen Konformitätsbewertungsverfahren zu-
lassen, gilt diese Möglichkeit auch für Produkte, in die ein Hochrisiko-KI-System eingebettet ist. Artikel 6 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2024/1689 sollte nicht so verstanden werden, dass Produkte, in die ein Hochrisiko-KI-System 
eingebettet ist, automatisch einer Konformitätsbewertung durch Dritte unterzogen werden müssen, an der eine 
notifizierte Stelle beteiligt ist. Wenn diese Möglichkeit in den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union 
vorgesehen ist, könnte sich der Anbieter des Produkts, in das das Hochrisiko-KI-System eingebettet ist, weiterhin auf 
harmonisierte Normen stützen, um die Anforderungen der Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union und der 
Verordnung (EU) 2024/1689 als Konformitätsbewertungsverfahren zu erfüllen.

ABl. L vom 24.7.2026 DE
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(15) Verordnung (EU) 2024/2847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2024 über horizontale 
Cybersicherheitsanforderungen für Produkte mit digitalen Elementen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 168/2013 
und (EU) 2019/1020 und der Richtlinie (EU) 2020/1828 (Cyberresilienz-Verordnung) (ABl. L, 2024/2847, 20.11.2024, ELI: http:// 
data.europa.eu/eli/reg/2024/2847/oj).

#RV0142
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



(21) Zur Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit und Innovation ist es von wesentlicher Bedeutung, Wirtschaftsakteure zu 
unterstützen, die gleichzeitig die Anforderungen oder Verpflichtungen gemäß Kapitel III Abschnitte 2 und 3 der 
Verordnung (EU) 2024/1689 und die einschlägigen Anforderungen und Verpflichtungen, die in den in Anhang I der 
genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union festgelegt sind, erfüllen müssen. 
Um die Verfahren zur Einhaltung der Rechtsvorschriften für diese Wirtschaftsakteure zu unterstützen und zu 
vereinfachen, sollte die Kommission die europäischen Normungsorganisationen unverzüglich auffordern, 
Normungsprodukte, gegebenenfalls einschließlich harmonisierter Normen, auszuarbeiten. Diese Normungsprodukte 
sollten auf den im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten harmonisierten Normen beruhen, die die 
Vermutung der Konformität mit den Anforderungen bzw. Verpflichtungen der Verordnung (EU) 2024/1689 
begründen, sowie auf allen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten einschlägigen harmonisierten 
Normen, die die Vermutung der Konformität mit den einschlägigen Anforderungen bzw. Verpflichtungen 
begründen, die in den in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Union festgelegt sind. Solche Normungsprodukte sollten dazu beitragen, die Rechtsunsicherheit zu verringern, 
unnötige Doppelarbeit bei Konformitätsbewertungstätigkeiten sowie Prüf-, Dokumentations- und Berichterstat-
tungspflichten zu verhindern und die Befolgungskosten, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen und 
Start-up-Unternehmen, zu senken. Die rasche Ausarbeitung solcher Produkte ist äußerst wichtig, um den 
Wirtschaftsakteuren praktische und zuverlässige technische Lösungen an die Hand zu geben, die Rechtssicherheit zu 
stärken und das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme und die Verwendung von KI-Systemen im Einklang mit dieser 
Verordnung und den in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Union zu erleichtern.

(22) Um die Verfahren zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften zu straffen und damit verbundene Kosten zu 
senken, sollte die Registrierung der in Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1689 genannten KI-Systeme in 
der EU-Datenbank gemäß Artikel 49 Absatz 2 der genannten Verordnung vereinfacht werden, indem die nach 
Anhang VIII der genannten Verordnung erforderlichen Inhalte gestrafft werden. Zwar ist es für eine wirksame 
Marktüberwachung und die öffentliche Rechenschaftspflicht nach wie vor unerlässlich, dass solche KI-Systeme in der 
EU-Datenbank registriert werden, doch sollten die Registrierungsanforderungen vereinfacht und verhältnismäßiger 
gestaltet werden. Mit dieser Vereinfachung dürfte für mehr Ausgewogenheit gesorgt werden, ohne den in der 
Verordnung (EU) 2024/1689 vorgesehenen Schutz zu beeinträchtigen. Solche KI-Systeme gelten unter bestimmten 
Bedingungen nicht als hochriskant, wenn sie etwa kein erhebliches Risiko der Beeinträchtigung in Bezug auf die 
Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte natürlicher Personen bergen. Darüber hinaus bleibt ein Anbieter, der 
Artikel 6 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1689 anwendet, weiterhin verpflichtet, seine Bewertung zu 
dokumentieren, bevor dieses KI-System in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wird. Die zuständigen 
nationalen Behörden sollten diese Bewertung beantragen können.

(23) Die Artikel 57, 58 und 60 der Verordnung (EU) 2024/1689 sollten geändert werden, um die Zusammenarbeit von 
KI-Reallaboren auf Unionsebene weiter zu stärken, Klarheit und Kohärenz bei der Governance von KI-Reallaboren zu 
fördern und Hochrisiko-KI-Systeme, die unter die in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, in Tests unter Realbedingungen außerhalb von KI-Reallaboren 
einzubeziehen. Insbesondere um die Verfahren der in den KI-Reallaboren beaufsichtigten Projekte, die auch Tests 
unter Realbedingungen umfassen, gegebenenfalls zu vereinfachen, sollte der Plan für einen Test unter 
Realbedingungen in den von den Anbietern oder zukünftigen Anbietern und der zuständigen Behörden vereinbarten 
Plan für das Reallabor integriert werden.

(24) Des Weiteren sollte dem Europäischen Büro für Künstliche Intelligenz (im Folgenden „Büro für Künstliche 
Intelligenz“) die Möglichkeit eingeräumt werden, auf Unionsebene ein KI-Reallabor für KI-Systeme einzurichten, die 
unter Artikel 75 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 fallen. Um für Kohärenz, Rechtssicherheit und eine 
effiziente Aufteilung der Aufsichtsaufgaben zwischen der Union und der nationalen Ebene zu sorgen, sollte der 
Zuständigkeitsbereich des auf Unionsebene eingerichteten KI-Reallabors klar festgelegt werden, um Über-
schneidungen mit den gemäß der genannten Verordnung eingerichteten nationalen KI-Reallaboren zu verhindern. 
Um Innovationen voranzutreiben und die Einführung von KI zu erleichtern, sollten KMU, einschließlich 
Start-up-Unternehmen, und kleine Midcap-Unternehmen vorrangigen Zugang zu den vom Büro für Künstliche 
Intelligenz eingerichteten KI-Reallaboren erhalten.

DE ABl. L vom 24.7.2026
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(25) Darüber hinaus sollten die Bestimmungen über die Zusammenarbeit zwischen den für den Betrieb eines 
KI-Reallabors zuständigen Behörden präzisiert werden, um ihr wirksames Funktionieren sicherzustellen. Aus diesem 
Grund sollte sich die Befugnis der Kommission, Durchführungsrechtsakte zu erlassen, in denen die detaillierten 
Vorkehrungen für die Einrichtung, die Entwicklung, die Umsetzung, den Betrieb und die Beaufsichtigung von 
KI-Reallaboren festgelegt werden, auch auf Aspekte der Governance solcher Reallabore erstrecken. Soweit die 
KI-Reallabore auch innovative KI-Systeme umfassen, die personenbezogene Daten verarbeiten oder anderweitig der 
Aufsicht anderer nationaler Behörden oder zuständiger Behörden unterstehen, die den Zugang zu Daten gewähren 
oder unterstützen, sollten zudem die jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden den Betrieb des KI-Reallabors begleiten 
und im Maße des Umfangs ihrer entsprechenden Aufgaben und Befugnisse in die Überwachung dieser Aspekte 
einbezogen werden.

(26) Zur Förderung von Innovationen sollte auch der Anwendungsbereich der Tests unter Realbedingungen außerhalb 
von KI-Reallaboren nach Artikel 60 der Verordnung (EU) 2024/1689 ausgeweitet werden, die derzeit für die in 
Anhang III der genannten Verordnung aufgeführten Hochrisiko-KI-Systeme gelten; zudem sollte es Anbietern und 
zukünftigen Anbietern von Hochrisiko-KI-Systemen, die unter die in Anhang I der genannten Verordnung 
aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, ermöglicht werden, solche Systeme auch unter 
Realbedingungen zu testen, wobei ausreichende Schutzmaßnahmen zu treffen sind. Das übrige Unionsrecht oder 
nationale Recht für das Testen von Hochrisiko-KI-Systemen unter Realbedingungen im Zusammenhang mit 
Produkten, die unter diese Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, bleibt davon unberührt.

(27) Ferner sollte sichergestellt werden, dass es möglich ist, Hochrisiko-KI-Systeme, die unter die in Anhang I Abschnitt B 
der Verordnung (EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, unter 
Realbedingungen zu testen. Diese Systeme unterliegen den in den jeweiligen sektoralspezifischen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen und Verfahren; die genannte Verordnung ist für sie zumeist nicht unmittelbar relevant. 
In die entsprechenden sektorspezifischen Rechtsakte werden zu gegebener Zeit Anforderungen aufgenommen, die 
den Anforderungen gemäß Artikel 8 bis 15 der genannten Verordnung entsprechen. Daher sollte sichergestellt 
werden, dass die Mitgliedstaaten gestatten können, dass diese KI-Systeme unter Realbedingungen getestet werden, um 
ihre Konformität mit den in den Artikeln 8 bis 15 der genannten Verordnung festgelegten Anforderungen zu 
bewerten und zu überprüfen. Wenn die Mitgliedstaaten beschließen, Tests dieser Art zu gestatten, sollten sie gemäß 
der genannten Verordnung Rahmenvorschriften erlassen müssen, in denen die genauen Anforderungen für die Tests 
festgelegt sind. In der genannten Verordnung sollte festgelegt werden, welche wesentlichen Elemente diese 
Rahmenvorschriften enthalten müssen. Bei der Ausgestaltung der entsprechenden Rahmenvorschriften sollten die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte natürlicher Personen umfassend geschützt 
werden. Vor der Inkraftsetzung der Rahmenvorschriften sollten die Mitgliedstaaten die Kommission davon in 
Kenntnis setzen. Tests unter Realbedingungen sollten den in Anhang I Abschnitt B der Verordnung (EU) 2024/1689 
aufgeführten einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union samt allen geltenden Bestimmungen über 
die Durchführung von Tests entsprechen. Die Anwendung des neuen Artikels über Tests unter Realbedingungen 
sollte davon jedoch unberührt bleiben.

(28) Artikel 63 der Verordnung (EU) 2024/1689 bietet Kleinstunternehmen, die Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen 
sind, die Möglichkeit, die Verpflichtung zur Einrichtung eines Qualitätsmanagementsystems auf vereinfachte Weise 
zu erfüllen. Um die Einhaltung der Vorschriften für mehr Innovatoren zu erleichtern, sollte diese Möglichkeit auf alle 
KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, ausgeweitet werden.

(29) Angesichts der wichtigen Rolle, die dem Büro für Künstliche Intelligenz hinsichtlich der wirksamen und 
koordinierten Governance der Verordnung (EU) 2024/1689 zukommt und durch die vorliegende Verordnung weiter 
gestärkt wird, sollte die Kommission dem Büro für Künstliche Intelligenz unbeschadet des nächsten mehrjährigen 
Finanzrahmens und des Haushaltsverfahrens angemessene personelle, finanzielle und technische Ressourcen 
bereitstellen, damit es seine Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchsetzung der Verordnung (EU) 2024/1689 
wirksam und innerhalb einer angemessen Zeit wahrnehmen kann, wobei dies auch die Zuweisung einer 
ausreichenden Zahl ständiger Mitarbeiter mit fundierten Kompetenzen und technischem Fachwissen einschließt.
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(30) Artikel 69 der Verordnung (EU) 2024/1689 sollte geändert werden, um die Gebührenstruktur des wissenschaft-
lichen Gremiums zu vereinfachen. Nehmen die Mitgliedstaaten das Fachwissen des Gremiums in Anspruch, sollten 
die für die Sachverständigen zu zahlenden Gebühren derjenigen Vergütung entsprechen, die die Kommission unter 
ähnlichen Umständen zu zahlen hat.

(31) Um das Governance-System für KI-Systeme zu stärken, muss die Rolle, die das Büro für Künstliche Intelligenz bei der 
Überwachung und Beaufsichtigung der Konformität der KI-Systeme mit der Verordnung (EU) 2024/1689 spielt, 
präzisiert werden. Gemäß Artikel 88 der genannten Verordnung verfügt die Kommission in Bezug auf KI-Modelle 
mit allgemeinem Verwendungszweck über ausschließliche Befugnisse. Um die Kohärenz, Klarheit und Wirksamkeit 
zu erhöhen und angesichts der Reichweite und der Auswirkungen von KI-Systemen im Zusammenhang mit diesen 
Befugnissen sollte der Umfang der ausschließlichen Befugnis des Büros für Künstliche Intelligenz zur Überwachung 
von Systemen präzisiert werden. Insbesondere sollte das Büro für Künstliche Intelligenz die ausschließliche Befugnis 
für KI-Systeme haben, die auf KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck beruhen, und zwar nicht nur, wenn 
das System und das Modell von demselben Anbieter entwickelt werden, sondern auch, wenn sie von Anbietern 
entwickelt werden, die demselben Unternehmen angehören. In bestimmten Fällen und insbesondere bei einer 
speziellen branchenbezogenen Beaufsichtigung sollte die Zuständigkeit jedoch bei der jeweils zuständigen nationalen 
Behörde verbleiben. Dementsprechend sollten bestimmte Ausnahmen festgelegt werden. Der persönliche 
Geltungsbereich dieser ausschließlichen Zuständigkeit sollte sich auf die Anbieter dieser KI-Systeme und ihre 
Betreiber innerhalb desselben Unternehmens erstrecken. Andere Betreiber sollten weiterhin der nationalen 
Beaufsichtigung und Durchsetzung unterliegen. Zudem gilt dies nicht für KI-Systeme, die von Organen, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union in Verkehr gebracht, in Betrieb genommen oder verwendet werden 
und gemäß Artikel 74 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2024/1689 der Beaufsichtigung des Europäischen 
Datenschutzbeauftragten unterliegen.

(32) Des Weiteren ist es angesichts des bestehenden Aufsichts- und Durchsetzungssystems gemäß der Verordnung (EU) 
2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates (16) angezeigt, der Kommission die Befugnisse einer 
zuständigen Marktüberwachungsbehörde gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 zu übertragen, wenn ein 
KI-System als sehr große Online-Plattform oder sehr große Online-Suchmaschine nach Maßgabe der Verordnung 
(EU) 2022/2065 gilt oder in eine solche Plattform oder Suchmaschine eingebettet ist. So soll dazu beigetragen 
werden, dass die Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse der Kommission gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 
und der Verordnung (EU) 2022/2065 sowie die Befugnisse, die für in solche Plattformen oder Suchmaschinen 
integrierte KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck gelten, kohärent und wirksam ausgeübt werden. Dies ist 
auch in Anbetracht der Bedeutung angemessen, die diesen Plattformen und Suchmaschinen angesichts ihrer 
Reichweite, ihrer Auswirkungen und der mit ihnen verbundenen Gefahr, komplexe und umfangreiche gesellschaft-
liche Schäden zu verursachen, zukommt. Der persönliche Geltungsbereich dieser ausschließlichen Zuständigkeit 
sollte sich auf die Anbieter dieser KI-Systeme und ihre Betreiber innerhalb desselben Unternehmens erstrecken. Im 
Falle von KI-Systemen, die in einer sehr großen Online-Plattform oder Suchmaschine eingebettet sind oder als solche 
anzusehen sind, sind die in den Artikeln 34, 35 und 37 der Verordnung (EU) 2022/2065 vorgeschriebenen 
Risikobewertungen, Risikominderungsmaßnahmen und Prüfungspflichten der erste Ansatzpunkt für die Bewertung 
der KI-Systeme, unbeschadet der Befugnisse des Büros für Künstliche Intelligenz, Verstöße gegen die Vorschriften der 
Verordnung (EU) 2024/1689 nachträglich zu untersuchen und durchzusetzen. Im Zusammenhang mit der Analyse 
dieser Risikobewertungen, Risikominderungsmaßnahmen und Prüfungen können die für die Durchsetzung der 
Verordnung (EU) 2022/2065 zuständigen Kommissionsdienststellen die Stellungnahme des Büros für Künstliche 
Intelligenz zum Ergebnis einer möglichen früheren oder parallelen Risikobewertung, die gemäß der Verordnung (EU) 
2024/1689 durchgeführt wurde, und zur Anwendbarkeit von Verboten gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 
einholen. Darüber hinaus sollten das Büro für Künstliche Intelligenz und die zuständigen nationalen Behörden ihre 
Durchsetzungsbemühungen gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 mit den für die Beaufsichtigung und 
Durchsetzung der Verordnung (EU) 2022/2065 zuständigen Behörden, einschließlich der Kommission, 
koordinieren, um sicherzustellen, dass die Grundsätze der loyalen Zusammenarbeit und der Verhältnismäßigkeit 
sowie das Verbot der doppelten Strafverfolgung eingehalten werden, wobei die gemäß einer Verordnung erlangten 
Informationen nur dann für die Zwecke der Beaufsichtigung und Durchsetzung der anderen Verordnung zu 
verwenden sind, wenn das Unternehmen zustimmt. Damit sichergestellt ist, dass die insgesamt verhängten 
Geldbußen und Sanktionen angemessen sind und der Schwere der begangenen Zuwiderhandlung entsprechen, 
sollten diese Behörden insbesondere einen regelmäßigen Gedankenaustausch führen und in ihren jeweiligen 
Zuständigkeitsbereichen allen Geldbußen und Sanktionen Rechnung tragen, die im Wege einer rechtskräftigen 
Entscheidung in einem Verfahren wegen einer Zuwiderhandlung gegen andere Vorschriften der Union oder der 
Mitgliedstaaten wegen desselben Verhaltens gegen denselben Anbieter verhängt wurden.

DE ABl. L vom 24.7.2026

10/41 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2026/1744/oj

(16) Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen Binnenmarkt für 
digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste) (ABl. L 277 vom 27.10.2022, S. 1, 
ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2022/2065/oj).
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(33) Bei der Beaufsichtigung und Durchsetzung von Verpflichtungen in Bezug auf KI-Systeme in seinem Zuständig-
keitsbereich hat das Büro für Künstliche Intelligenz die gleiche Funktion und Verantwortung wie eine 
Marktüberwachungsbehörde gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689. Folglich muss das Büro für Künstliche 
Intelligenz über alle Befugnisse und Zuständigkeiten verfügen, die die Marktüberwachungsbehörden gemäß der 
genannten Verordnung und der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Rates (17) haben 
(im Folgenden „allgemeine Befugnisse“). Diese sollten die angemessene und wirksame Durchsetzung der in der 
Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten Anforderungen und Verpflichtungen sicherstellen. Allerdings müssen 
bestimmte wesentliche Elemente und andere Aspekte der allgemeinen Befugnisse sowie die entsprechenden 
Schutzmaßnahmen präzisiert, ergänzt und eingeordnet werden (im Folgenden „spezifizierende Bestimmungen“). 
Insbesondere müssen Bestimmungen folgender Art festgelegt werden: Bestimmungen über die Beziehungen 
zwischen dem Büro für Künstliche Intelligenz und den nationalen Behörden, Bestimmungen zur Präzisierung, 
Ergänzung und Begrenzung der Befugnisse, Informationen anzufordern und Vor-Ort-Prüfungen durchzuführen, 
Bestimmungen über Untersuchungen, einschließlich der Möglichkeit, Verpflichtungszusagen für bindend zu 
erklären, und Bestimmungen, mit denen die Befugnis zur Feststellung von Verstößen, zur Verhängung von 
Geldbußen und zur Verhängung von Zwangsgeldern präzisiert und begrenzt wird. Wenn eine Art einer allgemeinen 
Befugnis auf diese Weise spezifiziert wurde, darf das Büro für Künstliche Intelligenz die Bedingungen und Grenzen, 
die bezüglich dieser Befugnisse bestehen, nicht dadurch umgehen, dass es sich auf eine damit verbundene allgemeine 
Befugnis stützt. Umgekehrt kann sich das Büro für Künstliche Intelligenz auf allgemeine Befugnisse solcher Art 
berufen, die in Bezug auf das Büro für Künstliche Intelligenz nicht präzisiert und begrenzt wurden, wie etwa die 
Befugnis zum Erlass von Maßnahmen gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020. Soweit dies für 
die ordnungsgemäße Durchführung der Verordnung (EU) 2024/1689 erforderlich ist, kann die Kommission 
Durchführungsrechtsakte erlassen, in denen die Vorschriften und Verfahren für die Anwendung von Verjährungs-
fristen, die Akteneinsicht und die einvernehmliche Offenlegung von Informationen konkretisiert werden. Bei der 
Ausübung all dieser Befugnisse muss das Büro für Künstliche Intelligenz im Einklang mit der Charta handeln. 
Darüber hinaus unterliegt das Büro für Künstliche Intelligenz den in den spezifizierenden Bestimmungen festgelegten 
Schutzmaßnahmen und dem Schutz der Grundrechte.

(34) Zusätzlich zu diesen Verfahrens- und Grundrechtsgarantien sollten die in Artikel 18 der Verordnung (EU) 
2019/1020 vorgesehenen Verfahrensrechte unbeschadet der in der Verordnung (EU) 2024/1689 vorgesehenen 
spezifischeren Verfahrensrechte sinngemäß für die Anbieter von KI-Systemen gelten. Wenn die nationalen 
Marktüberwachungsbehörden das Büro für Künstliche Intelligenz über die zentrale Anlaufstelle ersuchen, Aufsichts- 
und Durchsetzungsmaßnahmen in Bezug auf KI-Systeme zu ergreifen, die seiner ausschließlichen Aufsicht 
unterliegen, sollte das Büro für Künstliche Intelligenz die zentrale Anlaufstelle spätestens vier Monate nach Eingang 
dieses Ersuchens über seine Absicht unterrichten, seine Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse auszuüben, oder 
über die Gründe, aus denen es seine Befugnisse nicht ausübt. Beschließt das Büro für Künstliche Intelligenz, seine 
Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse auszuüben, so sollte es die zentrale Anlaufstelle auch über das 
abschließende Ergebnis dieser Vorgänge und über zwischenzeitliche Entwicklungen informieren, die nach Ansicht 
des Büros für Künstliche Intelligenz erhebliche Auswirkungen auf die Untersuchung haben, einschließlich der 
Entscheidung, ein Verfahren einzuleiten, eine Geldbuße zu verhängen und das KI-System vom Markt zu nehmen 
oder zurückzurufen.

(35) Um KI-Systemen, die nach Artikel 75 der Verordnung (EU) 2024/1689 der Beaufsichtigung des Büros für Künstliche 
Intelligenz und einer Konformitätsbewertung durch Dritte unterliegen, den Zugang zum Unionsmarkt zu 
ermöglichen, sollte die Kommission dafür verantwortlich sein, dem Inverkehrbringen vorgeschaltete Konformitäts-
bewertungen für diese Systeme durchzuführen.

(36) Artikel 77 und die damit zusammenhängenden Bestimmungen der Verordnung (EU) 2024/1689 stellen einen 
wichtigen Governance-Mechanismus dar, da sie die für die Durchsetzung oder Beaufsichtigung des Unionsrechts 
zum Schutz der Grundrechte zuständigen Behörden oder Stellen dazu befähigen sollen, ihren Auftrag unter 
bestimmten Bedingungen zu erfüllen, und zugleich die Zusammenarbeit mit den für die Beaufsichtigung und 
Durchsetzung der genannten Verordnung zuständigen Marktüberwachungsbehörden fördern sollen. Es ist 
erforderlich, den Umfang dieser Zusammenarbeit zu präzisieren und klarzustellen, welche Behörden oder 
öffentlichen Stellen davon profitieren. Um die Zusammenarbeit zu verstärken, sollte klargestellt werden, dass 
Anträge auf Zugang zu Informationen und Unterlagen an die zuständige Marktüberwachungsbehörde gerichtet 
werden sollten, die unverzüglich auf entsprechende Anträge reagieren sollte, und dass die beteiligten Behörden oder 
Stellen gegenseitig zur Zusammenarbeit verpflichtet sein sollten. Es sollte präzisiert werden, dass diese 
Bestimmungen unbeschadet der Zuständigkeiten, Aufgaben, Befugnisse und Unabhängigkeit gelten, die die 
zuständigen nationalen Behörden oder öffentlichen Stellen im Rahmen ihres jeweiligen Auftrags haben. 
Insbesondere schränken diese Bestimmungen nicht die Befugnisse ein, über die diese Behörden und Stellen nach 
anderen Bestimmungen des Unionsrechts oder nationalem Recht verfügen, wenn es um die Einholung von 
Auskünften geht. Dementsprechend behalten diese Behörden und Stellen die Befugnis, Auskünfte gemäß ihrem 
Auftrag oder dem Unionsrecht oder nationalem Recht direkt bei den Betreibern einzuholen.

ABl. L vom 24.7.2026 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2026/1744/oj 11/41

(17) Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die 
Konformität von Produkten sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) 
Nr. 305/2011 (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2019/1020/oj).
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(37) Die in der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme betreffen spezifische 
Risiken, die KI-Systemen innewohnen und zu denen unter anderem Verzerrungen, ein unberechenbares 
Modellverhalten, mangelnde Robustheit oder Genauigkeit, die Anfälligkeit für Angriffe durch Dritte und die 
Intransparenz des KI-Systems zählen. Durch die Behandlung KI-spezifischer Risiken ergänzt die genannte 
Verordnung die Anforderungen der in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union, ohne sie zu duplizieren. Die Verordnung (EU) 2024/1689 sieht Mechanismen für die 
Wirtschaftsakteure vor, durch die der Befolgungsaufwand gering gehalten werden soll. Insbesondere Artikel 8 
Absatz 2 über das Zusammenspiel mit den sektorspezifischen Rechtsvorschriften, Artikel 9 Absatz 10 über das 
Risikomanagement und Artikel 17 Absatz 3 über das Qualitätsmanagement ermöglichen es den Wirtschafts-
akteuren, sofern erforderlich und angemessen eine Bewertung KI-spezifischer Risiken in bestehende Risiko- und 
Qualitätsmanagementsysteme zu integrieren. Gemäß Artikel 40 der Verordnung (EU) 2024/1689 muss die 
Kommission ferner angeben, dass die gemäß der genannten Verordnung entwickelten harmonisierten Normen mit 
den Normen konsistent sein müssen, die gemäß den in Anhang I der genannten Verordnung aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union entwickelt wurden. Die Kommission sollte Leitlinien bereitstellen, um 
Wirtschaftsakteure von unter Anhang I der Verordnung (EU) 2024/1689 fallenden Hochrisiko-KI-Systeme bei der 
Einhaltung der genannten Verordnung zu unterstützen, wobei dies auch Leitlinien für die Anwendung von Artikel 8 
Absatz 2, Artikel 9 Absatz 10 und Artikel 17 Absatz 3 der genannten Verordnung als Mechanismen zur 
Minimierung des Befolgungsaufwands im Einklang mit den Grundsätzen der Komplementarität und der 
Verhältnismäßigkeit umfassen sollte. Diese Leitlinien sollten spätestens bis zum 1. August 2027 veröffentlicht 
werden.

(38) Um Anbietern generativer KI-Systeme, die den Kennzeichnungspflichten gemäß Artikel 50 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) 2024/1689 unterliegen, ausreichend Zeit einzuräumen, um ihre Verfahren innerhalb einer angemessenen Frist 
anzupassen, ohne dabei den Markt zu stören, ist es angezeigt, einen Übergangszeitraum von vier Monaten für 
Anbieter einzuführen, die ihre Systeme bereits vor dem 2. August 2026 in Verkehr gebracht haben.

(39) Um den Anbietern von Hochrisiko-KI-Systemen ausreichend Zeit einzuräumen und die für KI-Systeme, die bereits 
vor dem Geltungsbeginn der einschlägigen Bestimmungen der Verordnung (EU) 2024/1689 in Verkehr gebracht 
oder in Betrieb genommen wurden, geltenden Vorschriften zu präzisieren, sollte der Geltungsbereich der 
Übergangsfrist nach Artikel 111 Absatz 2 der genannten Verordnung präzisiert werden. Für die Zwecke von 
ebendiesem Artikel 111 Absatz 2 sollte die Übergangsfrist in Fällen gelten, in denen die betreffende Art und das 
betreffende Modell eines KI-Systems bereits in Verkehr gebracht wurde. Wenn also bereits eine einzelne Einheit des 
Hochrisiko-KI-Systems vor dem in Artikel 111 Absatz 2 genannten Datum rechtmäßig in Verkehr gebracht oder in 
Betrieb genommen wurde, gilt für andere einzelne Einheiten derselben Art und desselben Modells eines 
Hochrisiko-KI-Systems die in ebendiesem Artikel 111 Absatz 2 vorgesehene Übergangsfrist, und sie dürfen folglich 
ohne zusätzliche Verpflichtungen, Anforderungen oder Zertifizierung weiterhin auf dem Unionsmarkt in Verkehr 
gebracht, bereitgestellt oder in Betrieb genommen werden, solange die Gestaltung dieses Hochrisiko-KI-Systems 
unverändert bleibt. Für die Anwendung der Übergangsfrist nach Artikel 111 Absatz 2 ist das Datum entscheidend, 
an dem die erste Einheit dieser Art und dieses Modells eines Hochrisiko-KI-Systems erstmals auf dem Unionsmarkt in 
Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wurde. Jede signifikante Änderung der Gestaltung des betreffenden 
KI-Systems nach dem in Artikel 111 Absatz 2 genannten Datum sollte die Verpflichtung des Anbieters nach sich 
ziehen, alle einschlägigen für Hochrisiko-KI-Systeme geltenden Bestimmungen der genannten Verordnung, 
einschließlich der Anforderungen an die Konformitätsbewertung, in vollem Umfang einzuhalten.

(40) In Artikel 113 der Verordnung (EU) 2024/1689 sind die Daten des Inkrafttretens und des Geltungsbeginns der 
Verordnung festgelegt, insbesondere, dass der allgemeine Geltungsbeginn der 2. August 2026 ist. In Bezug auf die in 
Kapitel III Abschnitte 1, 2 und 3 der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit Hochrisiko-KI-Systemen führen die verzögerte Verfügbarkeit von Normen, gemeinsamen Spezifikationen und 
alternativen Leitlinien und die verzögerte Einrichtung der zuständigen nationalen Behörden zu Herausforderungen, 
die das wirksame Inkrafttreten dieser Verpflichtung gefährden und das Risiko einer derart erheblichen Erhöhung der 
Umsetzungskosten bergen, dass es nicht gerechtfertigt ist, ihren ursprünglichen Geltungsbeginn, d. h. den 2. August 
2026, beizubehalten. Daher ist es angezeigt, den Geltungsbeginn von Kapitel III Abschnitte 1, 2 und 3 für 
KI-Systeme, die gemäß Artikel 6 Absatz 2 und Anhang III als hochriskant eingestuft sind, auf den 2. Dezember 2027 
und für KI-Systeme, die gemäß Artikel 6 Absatz 1 und Anhang I als hochriskant eingestuft sind, auf den 2. August 
2028 festzusetzen. Die unterschiedlichen Zeitpunkte des Geltungsbeginns der Vorschriften für KI-Systeme, die 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 und Anhang III bzw. Artikel 6 Absatz 1 und Anhang I der genannten Verordnung als 
hochriskant eingestuft sind, richten sich nach den in der Verordnung (EU) 2024/1689 ursprünglich vorgesehenen 
Zeitpunkten des Geltungsbeginns und dienen dazu, die erforderliche Zeit für die Anpassung und Umsetzung der 
entsprechenden Verpflichtungen einzuräumen. Die rechtzeitige Verfügbarkeit von Unterstützungsinstrumenten, 
darunter klare Leitlinien, einschlägige Normen, gemeinsame Spezifikationen und Praxisleitfäden, ist wichtig, um die 
Einhaltung der Vorschriften zu erleichtern und das Risiko einer unterschiedlichen Auslegung und einer 
uneinheitlichen Anwendung der Vorschriften in den Mitgliedstaaten zu verringern. Um Rechtssicherheit zu 
gewährleisten und zu verhindern, dass es bei der Anwendung der Verordnung (EU) 2024/1689 zu weiteren 
Verzögerungen kommt, sollte die Kommission sicherstellen, dass mit Blick auf die Einhaltung von Kapitel III 
Abschnitte 1, 2 und 3 der genannten Verordnung rechtzeitig Unterstützungsmaßnahmen ergriffen werden, um eine 
rasche und wirksame Umsetzung der erforderlichen Bestimmungen zu gewährleisten.

DE ABl. L vom 24.7.2026
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(41) Angesichts des Ziels, die Herausforderungen zu verringern, auf die Bürger, Unternehmen und öffentliche 
Verwaltungen bei der Umsetzung stoßen, ist es von wesentlicher Bedeutung, dass harmonisierte Bedingungen für die 
Anwendung bestimmter Vorschriften nur angenommen werden, wenn dies unbedingt erforderlich ist. Zu diesem 
Zweck ist es angezeigt, bestimmte der Kommission übertragene Befugnisse, solche harmonisierten Bedingungen im 
Wege von Durchführungsrechtsakten zu erlassen, zu streichen, wenn dies nicht der Fall ist. Artikel 50 Absatz 7, 
Artikel 56 Absatz 6 und Artikel 72 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1689 sollten daher geändert werden, um 
die der Kommission übertragenen Befugnisse zum Erlass von Durchführungsrechtsakten zu streichen. Da die in 
Artikel 50 Absatz 7 und Artikel 56 Absatz 6 genannten Praxisleitfäden nur begrenzte Rechtswirkung haben und 
insbesondere keine Konformitätsvermutung begründen, ist es nicht unbedingt erforderlich, dass diese Leitfäden im 
Wege eines Durchführungsrechtsakts genehmigt werden. Anbieter sollten sich gemäß Artikel 53 Absatz 4 und 
Artikel 54 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/1689 auf Praxisleitfäden stützen können, die gemäß Artikel 56 
Absatz 6 der genannten Verordnung als angemessen bewertet wurden. Die Streichung der Befugnis zur Annahme 
eines harmonisierten Musters des Plans für die Beobachtung nach dem Inverkehrbringen in Artikel 72 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2024/1689 hat den zusätzlichen Vorteil, dass so den Anbietern von Hochrisiko-KI-Systemen mehr 
Flexibilität bei der Einrichtung eines auf ihre Organisation zugeschnittenen Systems für die Beobachtung nach dem 
Inverkehrbringen geboten wird. Gleichzeitig sollte die Kommission angesichts der Notwendigkeit, Klarheit darüber 
zu schaffen, wie Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen ihre in Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 
festgelegte Pflicht erfüllen müssen, verpflichtet sein, bis zum 2. September 2027 Leitlinien zu dem Plan für die 
Beobachtung nach dem Inverkehrbringen, einschließlich eines freiwilligen Musters, zu veröffentlichen.

(42) Der Einsatz künstlicher Intelligenz in Maschinen kann dazu beitragen, Innovationen zu fördern und die Effizienz 
dieser Maschinen zu steigern. Bei der Anwendung der Verordnung (EU) 2023/1230 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (18) und der Verordnung (EU) 2024/1689 könnten Überschneidungen entstehen. Gleichzeitig ist es 
wichtig, in Bezug auf Risiken im Zusammenhang mit dem Einsatz künstlicher Intelligenz in Maschinen ein 
Schutzniveau sicherzustellen, das dem in der Verordnung (EU) 2024/1689 in Bezug auf Hochrisiko-KI-Systeme 
vorgesehenen Schutzniveau entspricht. Um der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, den Rechtsrahmen für 
KI-gestützte Maschinen zu vereinfachen, ist es angesichts der besonderen Eigenschaften von Maschinen und des 
Maschinenbausektors angezeigt, zu einem sektorspezifischen Ansatz überzugehen, indem die Verordnung (EU) 
2023/1230 von Anhang I Abschnitt A in Abschnitt B der Verordnung (EU) 2024/1689 verschoben wird. 
Dementsprechend sollte erstens die Anwendung der Verordnung (EU) 2024/1689 auf diese Maschinen auf die in 
Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Bestimmungen beschränkt werden. Der Verweis auf die 
Richtlinie 2006/42/EG sollte aus Anhang I Abschnitt A in Abschnitt B der Verordnung (EU) 2024/1689 verschoben 
und dahin gehend aktualisiert werden, dass auf die Verordnung (EU) 2023/1230 verwiesen wird. Zweitens ist 
unbedingt dafür zu sorgen, dass die Verordnung (EU) 2023/1230 grundlegende Sicherheits- und Gesundheits-
schutzanforderungen für KI-Systeme enthält, die gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 als 
Hochrisiko-KI-Systeme gelten und als Sicherheitsbauteil in Maschinen oder Hochrisiko-KI-Systemen, die Maschinen 
darstellen, verwendet werden, wobei für ein Schutzniveau zu sorgen ist, das mit der Verordnung (EU) 2024/1689 im 
Einklang steht. Zu diesem Zweck sollte die Kommission verpflichtet werden, delegierte Rechtsakte zur Änderung 
von Anhang III der Verordnung (EU) 2023/1230 zu erlassen, mit denen den jeweiligen Anforderungen gemäß 
Kapitel III Abschnitt 2 und den Artikeln 17, 19, 72 und 73 der Verordnung (EU) 2024/1689 Rechnung getragen 
wird. Um zu verhindern, dass eine Rechtslücke entsteht, und die Angleichung an den Geltungsbeginn der 
einschlägigen Vorschriften für Hochrisiko-KI-Systeme gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 sicherzustellen, 
sollten diese delegierten Rechtsakte ab dem 2. August 2028 gelten. Aus denselben Gründen sollte es den Herstellern 
freistehen, sich auf harmonisierte Normen oder gemeinsame Spezifikationen zu stützen, auf die gemäß der 
Verordnung (EU) 2024/1689 Bezug genommen wird bzw. die gemäß der genannten Verordnung erlassen wurden 
und die die einschlägigen grundlegenden Anforderungen für die Konformitätsvermutung im Sinne von Artikel 20 
der Verordnung (EU) 2023/1230 abdecken, bis auf harmonisierte Normen oder gemeinsame Spezifikationen für KI 
gemäß der Verordnung (EU) 2023/1230 verwiesen wird oder diese gemäß der genannten Verordnung erlassen 
wurden.

(43) Konformitätsbewertungen von Hochrisiko-KI-Systemen gemäß der Verordnung (EU) 2024/1689 können die 
Einbeziehung von Konformitätsbewertungsstellen erfordern. Nur Konformitätsbewertungsstellen, die gemäß der 
genannten Verordnung benannt wurden, sind befähigt, Konformitätsbewertungen durchzuführen, und dies nur für 
die Tätigkeiten in Bezug auf die betreffenden Kategorien und Arten von KI-Systemen. Um den Geltungsbereich der 
Benennung von Konformitätsbewertungsstellen, die gemäß Artikel 30 der Verordnung (EU) 2024/1689 notifiziert 
wurden, angeben zu können, muss ein Verzeichnis von Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von 
KI-Systemen erstellt werden. Bei dem Verzeichnis der Codes sollte berücksichtigt werden, ob es sich bei dem 
KI-System um das Bauteil eines Produkts oder um ein eigenständiges Produkt handelt, das unter die in Anhang I der 
Verordnung (EU) 2024/1689) aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fällt (im Falle von 
KI-Systemen, die unter die Produktvorschriften fallen, als „AIP-Codes“ bezeichnet), oder um ein in Anhang III der 
genannten Verordnung aufgeführtes System, was derzeit nur die in Anhang III Nummer 1 genannten biometrischen 
KI-Systeme betrifft (im Falle biometrischer KI-Systeme als „AIB-Codes“ bezeichnet). Sowohl AIP- als auch AIB-Codes 

ABl. L vom 24.7.2026 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2026/1744/oj 13/41

(18) Verordnung (EU) 2023/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2023 über Maschinen und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 73/361/EWG des Rates (ABl. L 165 vom 
29.6.2023, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/1230/oj).
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sind vertikale Codes. Die AIP-Codes dienen als Referenzcodes, die eine Verbindung zu den in Anhang I Abschnitt A der 
Verordnung (EU) 2024/1689 aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union herstellen. Bei den 
AIB-Codes handelt es sich um neue spezifische Codes der Verordnung (EU) 2024/1689, mit denen die in Anhang III 
Nummer 1 der genannten Verordnung aufgeführten biometrischen KI-Systeme bezeichnet werden. Darüber hinaus 
sollten in dem Verzeichnis der Codes auch spezifische Arten und zugrunde liegende Technologien von KI-Systemen 
(im Falle horizontaler KI-Systemcodes als „AIH-Codes“ bezeichnet) berücksichtigt werden. Bei den AIH-Codes 
handelt es sich um neue KI-technologiespezifische Codes, die in Verbindung mit vertikalen AIP- oder AIB-Codes 
angewandt werden können. Die AIH-Codes decken die zugrunde liegenden Arten und Technologien von 
KI-Systemen ab. Das Verzeichnis der Codes, das drei Kategorien umfasst, sollte eine mehrdimensionale Typologie 
von KI-Systemen vorsehen, mit der sichergestellt wird, dass die als notifizierte Stellen benannten Konformitäts-
bewertungsstellen über jegliche Kompetenz verfügen, die die von ihnen zu bewertenden KI-Systeme erfordern.

(44) In der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates (19) sind gemeinsame Vorschriften 
für die Zivilluftfahrt festgelegt. Mit Artikel 108 der Verordnung (EU) 2024/1689 wird die Verordnung (EU) 
2018/1139 geändert, damit die Kommission beim Erlass von etwaigen einschlägigen delegierten Rechtsakten oder 
Durchführungsrechtsakten gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 — auf der Grundlage der technischen und 
regulatorischen Besonderheiten des Zivilluftfahrtsektors und ohne Beeinträchtigung bestehender Governance-, 
Konformitätsbewertungs- und Durchsetzungsmechanismen sowie der damit eingerichteten Behörden — die in der 
Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten verbindlichen Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme berücksichtigt. 
Eine technische Korrektur zur Änderung zusätzlicher Artikel der Verordnung (EU) 2018/1139 ist erforderlich, um 
sicherzustellen, dass sämtliche der in der Verordnung (EU) 2024/1689 festgelegten verbindlichen Anforderungen an 
Hochrisiko-KI-Systeme beim Erlass einschlägiger delegierter Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte gemäß der 
Verordnung (EU) 2018/1139 berücksichtigt werden.

(45) Um bestimmte nicht wesentliche Bestimmungen der Verordnungen (EU) 2024/1689 und (EU) 2023/1230 zu 
ändern, sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union Rechtsakte hinsichtlich Folgendem zu erlassen:

— Beschränkung der Anwendung bestimmter Anforderungen oder Pflichten, die in der Verordnung (EU) 
2024/1689 festgelegt sind, wenn die in Anhang I Abschnitt A der genannten Verordnung festgelegten 
Anforderungen einen gleichwertigen Schutz bieten,

— Änderung des Verzeichnisses von Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von KI-Systemen in Anhang XIV 
der Verordnung (EU) 2024/1689 und

— Änderung von Anhang III der Verordnung (EU) 2023/1230, um den relevanten Anforderungen der Verordnung 
(EU) 2024/1689 zu entsprechen

Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt, die mit den Grundsätzen im Einklang 
stehen, die in der Interinstituionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 (20) niedergelegt wurden. Um insbesondere 
für eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische 
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre 
Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die 
mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

DE ABl. L vom 24.7.2026

14/41 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2026/1744/oj

(19) Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften 
für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU 
und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) 
Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABl. L 212 vom 
22.8.2018, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1139/oj).

(20) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/agree_interinstit/2016/512/oj.
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(46) Um im Hinblick auf die unmittelbar bevorstehende allgemeine Anwendung der Verordnung (EU) 2024/1689 
unverzügliche Rechtssicherheit zu gewährleisten, sollte die vorliegende Verordnung aus Gründen der Dringlichkeit 
am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten.

(47) Der Europäische Datenschutzbeauftragte und der Europäische Datenschutzausschuss wurden gemäß Artikel 42 
Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) 2018/1725 angehört und haben am 20. Januar 2026 ihre gemeinsame 
Stellungnahme abgegeben —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Verordnung (EU) 2024/1689

Die Verordnung (EU) 2024/1689 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe g erhält folgende Fassung:

„g) Maßnahmen zur Innovationsförderung mit besonderem Augenmerk auf kleinen Midcap-Unternehmen und 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), einschließlich Start-up-Unternehmen.“

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für KI-Systeme, die als Hochrisiko-KI-Systeme gemäß Artikel 6 Absatz 1 eingestuft sind und im 
Zusammenhang mit Produkten stehen, die unter die in Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union fallen, gelten nur Artikel 6 Absatz 1, Artikel 60a und Artikel 102 bis 112. Die 
Artikel 57, 58 und 59 gelten nur, soweit die Anforderungen an Hochrisiko-KI-Systeme gemäß dieser Verordnung 
im Rahmen der genannten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union übernommen wurden.“

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die Rechtsvorschriften der Union zum Schutz personenbezogener Daten, der Privatsphäre und der 
Vertraulichkeit der Kommunikation gelten für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Zusammenhang mit 
den in dieser Verordnung festgelegten Rechten und Pflichten. Unbeschadet der Artikel 4a und 59 der vorliegenden 
Verordnung, berührt diese Verordnung nicht die Verordnung (EU) 2016/679 bzw. (EU) 2018/1725 oder die 
Richtlinie 2002/58/EG bzw. (EU) 2016/680.“

ABl. L vom 24.7.2026 DE
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3. In Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt:

„(13) Für die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Hochrisiko-KI-Systeme kann die Anwendung der in den 
Artikeln 9 bis 15 sowie 17 bis 25 festgelegten spezifischen Anforderungen oder Pflichten beschränkt werden, sofern 
und soweit

a) in den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union Anforderungen oder 
bzw. Pflichten vorgesehen sind, die in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechte ein gleichwertiges oder 
höheres Schutzniveau bieten als die betreffende Anforderung bzw. Pflicht, und

(b) eine solche Beschränkung nicht zu einer Verringerung des in dieser Verordnung vorgesehenen allgemeinen 
Schutzniveaus führt.

Die Kommission erlässt bis zum 2. August 2027 delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 97 zur Ergänzung dieser 
Verordnung zu erlassen, um die betreffenden Hochrisiko-KI-Systeme, die Anforderungen oder Pflichten, die 
beschränkt werden können, die Bedingungen, unter denen eine solche Beschränkung gilt, und den Umfang der 
Beschränkung festzulegen.“

(4) Artikel 3 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 14 wird wie folgt geändert:

„14. ‚Sicherheitsbauteil‘ einen Bestandteil eines Produkts oder KI-Systems, der eine Sicherheitsfunktion für dieses 
Produkt oder KI-System erfüllt oder dessen Ausfall oder Störung die Gesundheit und Sicherheit von Personen 
oder Eigentum gefährdet; für die Zwecke dieser Begriffsbestimmung erfüllt ein Bauteil dann eine 
Sicherheitsfunktion, wenn seine Zweckbestimmung darin besteht, Risiken für die Gesundheit und Sicherheit 
von Personen oder Eigentum abzuwenden oder zu mindern;“

b) Die folgenden Nummern werden eingefügt:

„14a. ‚Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen‘ oder ‚KMU‘ ein Kleinstunternehmen, kleines oder mittleres 
Unternehmen im Sinne von Artikel 2 des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG;

14b. ‚kleines Midcap-Unternehmen‘ ein kleines Unternehmen mit mittlerer Kapitalisierung im Sinne von 
Nummer 2 des Anhangs der Empfehlung (EU) 2025/1099;“

5. Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„Artikel 4

KI-Kompetenz

(1) Die Anbieter und Betreiber von KI-Systemen ergreifen Maßnahmen, um die Entwicklung der KI-Kompetenz 
ihres Personals und anderer Personen zu unterstützen, die in ihrem Auftrag mit dem Betrieb und der Nutzung von 
KI-Systemen befasst sind, wobei ihre technischen Kenntnisse, ihre Erfahrung, ihre Aus- und Fortbildung und der 
Kontext, in dem die KI-Systeme eingesetzt werden sollen, sowie die Personen oder Personengruppen, bei denen die 
KI-Systeme eingesetzt werden sollen, zu berücksichtigen sind. Diese Verpflichtung verpflichtet Anbieter oder Betreiber 
nicht, für irgendeine Person ein bestimmtes Niveau an KI-Kompetenz zu garantieren.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten unterstützen und fördern die Bemühungen der Anbieter und Betreiber 
von KI-Systemen und insbesondere von KMU, ihre Verpflichtung nach Absatz 1 dieses Artikels zu erfüllen. Zu diesem 
Zweck veröffentlicht die Kommission praktische Beispiele dafür, wie diese Verpflichtung erfüllt wird auf der in 
Artikel 62 Absatz 3 Buchstabe b genannten zentralen Informationsplattform.

(3) Das KI-Gremium nimmt unter Berücksichtigung der europäischen Kompetenzrahmen Empfehlungen an, um die 
Kommission und die Mitgliedstaaten unter anderem durch die Festlegung gemeinsamer Ziele bei der Förderung der 
KI-Kompetenz gemäß Absatz 1 zu unterstützen.“

DE ABl. L vom 24.7.2026
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6. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 4a

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten zur Erkennung und Korrektur von 
Verzerrungen

(1) Soweit dies zur Erkennung und Korrektur von Verzerrungen im Zusammenhang mit Hochrisiko-KI-Systemen 
im Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben f und g dieser Verordnung unbedingt erforderlich ist, dürfen die 
Anbieter solcher Systeme ausnahmsweise besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeiten, wobei sie 
angemessene Vorkehrungen zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen treffen müssen. 
Zusätzlich zu den Bestimmungen der Verordnungen (EU) 2016/679 und (EU) 2018/1725 und der Richtlinie (EU) 
2016/680, soweit zutreffend, müssen sämtliche der folgenden Bedingungen erfüllt sein, damit eine solche 
Verarbeitung stattfinden darf:

a) Die Erkennung und Korrektur von Verzerrungen kann durch die Verarbeitung anderer Daten, einschließlich 
synthetischer oder anonymisierter Daten, nicht effektiv durchgeführt werden,

b) die besonderen Kategorien personenbezogener Daten unterliegen technischen Beschränkungen bezüglich einer 
Weiterverwendung der personenbezogenen Daten und modernsten Sicherheits- und Datenschutzmaßnahmen, 
einschließlich Pseudonymisierung,

c) die besonderen Kategorien personenbezogener Daten unterliegen Maßnahmen, mit denen sichergestellt wird, dass 
die verarbeiteten personenbezogenen Daten gesichert und geschützt und Gegenstand angemessener Sicherheits-
vorkehrungen sind, wozu auch strenge Kontrollen des Zugriffs und seine Dokumentation gehören, um Missbrauch 
zu verhindern und sicherzustellen, dass nur befugte Personen, die zur Einhaltung entsprechender Vertraulich-
keitspflichten verpflichtet sind, Zugang zu diesen personenbezogenen Daten haben,

d) die besonderen Kategorien personenbezogener Daten werden nicht an Dritte übermittelt oder übertragen, noch 
haben diese Dritten anderweitigen Zugang zu diesen Daten,

e) die besonderen Kategorien personenbezogener Daten werden gelöscht, sobald die Verzerrung korrigiert wurde oder 
das Ende der Speicherfrist für die personenbezogenen Daten erreicht ist, je nachdem, was zuerst eintritt, und

f) die Aufzeichnungen über Verarbeitungstätigkeiten gemäß den Verordnungen (EU) 2016/679 und (EU) 2018/1725 
und der Richtlinie (EU) 2016/680 enthalten die Gründe, warum die Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten für die Erkennung und Korrektur von Verzerrungen unbedingt erforderlich war und 
warum dieses Ziel mit der Verarbeitung anderer Daten nicht erreicht werden konnte.

(2) Anbieter und Betreiber anderer KI-Systeme und KI-Modelle und Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen dürfen 
ausnahmsweise besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeiten, sofern

a) eine solche Verarbeitung zur Erkennung und Korrektur von Verzerrungen im Hinblick auf mögliche Verzerrungen 
unbedingt erforderlich ist, die die Gesundheit und Sicherheit von Personen beeinträchtigen, negative Auswirkungen 
hinsichtlich der Grundrechte haben oder zu einer gemäß den Rechtsvorschriften der Union verbotenen 
Diskriminierung führen, insbesondere wenn die Datenausgaben die Eingaben für künftige Operationen 
beeinflussen, und

b) alle in Absatz 1 genannten Bedingungen und Vorkehrungen Anwendung finden.

Dieser Absatz begründet keine Verpflichtung, eine solche Erkennung und Korrektur von Verzerrungen vorzunehmen.“

ABl. L vom 24.7.2026 DE
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7. Artikel 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Unterabsatz 1 werden folgende Buchstaben eingefügt:

„ba) das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme oder die Verwendung eines KI-Systems, das realistische Bild-, 
Video-, Ton- oder ähnliche Inhalte erzeugt oder manipuliert, in denen intime Körperteile einer bestimmbaren 
natürlichen Person dargestellt werden oder eine an eindeutig sexuellen Handlungen beteiligte bestimmbare 
Person dargestellt wird, ohne dass die betreffende Person eine aus freien Stücken erfolgende, spezifische, 
aufgeklärte, eindeutige und ausdrückliche Zustimmung zu dieser Erzeugung oder Manipulation erteilt hat;

bb) das Inverkehrbringen, die Inbetriebnahme oder die Verwendung eines KI-Systems, das Material oder 
Darbietungen im Sinne von Artikel 2 Buchstaben c und e der Richtlinie 2011/93/EU erzeugt oder manipuliert, 
es sei denn, nach nationalem Recht gilt das ‚unrechtmäßige‘ Verhalten als gerechtfertigt;“

b) Folgende Absätze werden eingefügt:

„(1a) Für die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben ba und bb:

a) Das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme eines KI-Systems, das Material oder Darbietungen im Sinne von 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben ba oder bb generiert oder manipuliert, ist nur verboten, wenn

i) die Erzeugung oder Manipulation die Zweckbestimmung des KI-Systems sind oder

ii) aufgrund der Gestaltung, des Trainings, der Architektur, der Fähigkeiten oder der nutzerseitigen Funktionen 
des Systems diese Erzeugung oder Manipulation ein nach vernünftigem Ermessen absehbares und 
reproduzierbares Ergebnis ist, ohne dass erhebliche technische Änderungen erforderlich sind, und das System 
nicht über zumutbare und angemessene technische Sicherheitsmaßnahmen und andere Schutzvorkehrungen 
verfügt, um diese Erzeugung oder Manipulation unter Berücksichtigung einer nach vernünftigem Ermessen 
absehbaren missbräuchlichen Nutzung zuverlässig zu verhindern und eine beobachtete oder gemeldete 
missbräuchliche Nutzung zu korrigieren.

b) Die Verwendung eines KI-Systems, mit dem Material oder Darbietungen im Sinne von Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstaben ba und bb erzeugt oder manipuliert werden, ist nur verboten, wenn der Betreiber das System zum 
Zwecke der Erzeugung oder der Manipulation solchen Materials oder solcher Darbietungen verwendet.

1b. Für die Zwecke von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ba gilt ein KI-System, mit dem das Material in einer 
Weise manipuliert wird, die die Sichtbarkeit der dargestellten intimen Körperteile weder erhöht noch die Art der 
dargestellten eindeutig sexuellen Handlungen verändert, nicht als manipulativ.“

8. In Artikel 6 werden die folgenden Absätze eingefügt:

„(1a) Für die Zwecke dieser Verordnung, einschließlich des Absatzes 1 dieses Artikels, gelten KI-Systeme, die 
ausschließlich für nicht sicherheitsrelevante Aspekte der Nutzerunterstützung, Leistungsoptimierung, Leistungs-
effizienz, Automatisierung oder Benutzerfreundlichkeit oder Qualitätskontrolle verwendet werden, nicht als 
Sicherheitsbauteile.

(1b) Unbeschadet des Absatzes 1a gelten KI-Systeme, deren Ausfall oder Fehlfunktion Gesundheit und Sicherheit 
gefährden würde, als Sicherheitsbauteile.

(1c) Ein Produkt, das ausschließlich aufgrund anderer Risiken als Risiken für Gesundheit und Sicherheit einer 
Konformitätsbewertung durch Dritte unterzogen werden muss, insbesondere aufgrund von Risiken im Zusammen-
hang mit der Verbreitung von Funkfrequenzen oder elektromagnetischen Interferenzen, die Gesundheit und Sicherheit 
nicht beeinträchtigen, gilt nicht als Produkt, das die Bedingung in Absatz 1 Buchstabe b erfüllt.“

DE ABl. L vom 24.7.2026
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9. Artikel 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Hochrisiko-KI-Systeme, in denen Techniken eingesetzt werden, bei denen KI-Modelle mit Daten trainiert 
werden, müssen mit Trainings-, Validierungs- und Testdatensätzen entwickelt werden, die den in den Absätzen 2, 3 
und 4 dieses Artikels und in Artikel 4a Absatz 1 genannten Qualitätskriterien entsprechen, wenn solche Datensätze 
verwendet werden.“

b) Absatz 5 wird gestrichen.

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Bei der Entwicklung von Hochrisiko-KI-Systemen, in denen keine Techniken eingesetzt werden, bei denen 
KI-Modelle trainiert werden, gelten die Absätze 2, 3 und 4 dieses Artikels und Artikel 4a Absatz 1 nur für 
Testdatensätze.“

10. Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Diese technische Dokumentation wird so erstellt, dass aus ihr der Nachweis hervorgeht, wie das Hochrisiko-KI-System 
die Anforderungen dieses Abschnitts erfüllt, und dass den zuständigen nationalen Behörden und den notifizierten 
Stellen die Informationen in klarer und verständlicher Form zur Verfügung stehen, die erforderlich sind, um zu 
beurteilen, ob das KI-System diese Anforderungen erfüllt. Sie enthält zumindest die in Anhang IV genannten Angaben. 
KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, und kleine Midcap-Unternehmen, können die in Anhang IV aufgeführten 
Elemente der technischen Dokumentation in vereinfachter Weise bereitstellen. Zu diesem Zweck erstellt die 
Kommission ein vereinfachtes Formular für die technische Dokumentation, das auf die Bedürfnisse von KMU, 
einschließlich Start-up-Unternehmen, und von kleinen Midcap-Unternehmen zugeschnitten ist. Entscheidet sich ein 
KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, oder ein kleines Midcap-Unternehmen für eine vereinfachte Bereitstellung 
der in Anhang IV vorgeschriebenen Angaben, so verwendet es das in diesem Absatz genannte Formular. Die 
notifizierten Stellen akzeptieren das Formular für die Zwecke der Konformitätsbewertung.“

11. Artikel 17 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Umsetzung der in Absatz 1 genannten Aspekte erfolgt in einem angemessenen Verhältnis zur Größe der 
Organisation des Anbieters, insbesondere wenn es sich bei dem Anbieter um ein KMU, einschließlich 
Start-up-Unternehmen, oder ein kleines Midcap-Unternehmen handelt. Die Anbieter müssen in jedem Fall den Grad 
der Strenge und das Schutzniveau einhalten, die erforderlich sind, um die Übereinstimmung ihrer Hochrisiko--
KI-Systeme mit dieser Verordnung sicherzustellen.“

12. Artikel 25 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Unter den in Absatz 1 genannten Umständen gilt der Anbieter, der das KI-System ursprünglich in Verkehr 
gebracht oder in Betrieb genommen hatte, nicht mehr als Anbieter dieses spezifischen KI-Systems für die Zwecke 
dieser Verordnung.

Dieser Erstanbieter arbeitet eng mit neuen Anbietern zusammen, stellt die erforderlichen Informationen zur 
Verfügung und sorgt für den nach vernünftigem Ermessen zu erwartenden technischen Zugang und sonstige 
Unterstützung, die für die Erfüllung der in dieser Verordnung festgelegten Pflichten, insbesondere in Bezug auf die 
Konformitätsbewertung von Hochrisiko-KI-Systemen, erforderlich sind.

Die in Unterabsatz 2 festgelegte Verpflichtung umfasst, sofern dies für die dort genannten Zwecke relevant ist, 
insbesondere Folgendes:

a) Bereitstellung technischer Unterlagen, die ausreichen, um die Einhaltung der in Artikel 16 festgelegten 
Anforderungen zu bewerten;

b) Unterrichtung der neuen Anbieter über bekannte Einschränkungen und Fehlerarten und
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c) Bereitstellung eines gezielten technischen Zugangs für die neuen Anbieter, auch zu Test- und Validierungszwek-
ken.

Dieser Absatz gilt nicht in Fällen, in denen der Erstanbieter eindeutig festgelegt hat, dass sein KI-System nicht in ein 
Hochrisiko-KI-System umgewandelt werden darf und daher nicht der Pflicht zur Zusammenarbeit mit neuen 
Anbietern und zur Übergabe der Dokumentation unterliegt.“

b) In Absatz 4 erhält Unterabsatz 1 folgende Fassung:

„(4) Der Anbieter eines Hochrisiko-KI-Systems und der Dritte, der ein KI-System, ein KI-Modell, Instrumente, 
Dienste, Komponenten oder Verfahren bereitstellt, die in einem Hochrisiko-KI-System verwendet oder integriert 
werden, legen in einer schriftlichen Vereinbarung die Informationen, die Fähigkeiten, den technischen Zugang und 
die sonstige Unterstützung nach dem allgemein anerkannten Stand der Technik fest, die erforderlich sind, damit der 
Anbieter des Hochrisiko-KI-Systems die in dieser Verordnung festgelegten Pflichten vollständig erfüllen kann. 
Dieser Absatz gilt nicht für Dritte, die Instrumente, Dienste, Verfahren oder Komponenten, bei denen es sich nicht 
um KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck handelt, im Rahmen einer freien und quelloffenen Lizenz 
öffentlich zugänglich machen.“

13. Artikel 27 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Wird eine der in diesem Artikel festgelegten Pflichten bereits infolge einer gemäß Artikel 35 der Verordnung 
(EU) 2016/679 oder Artikel 27 der Richtlinie (EU) 2016/680 durchgeführten Datenschutz-Folgenabschätzung 
erfüllt, kann der Betreiber bei der Durchführung der Grundrechte-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels entweder Verweise auf die einschlägigen Abschnitte dieser Datenschutz-Folgenabschätzung oder die 
einschlägigen Teile ebendieser in die Grundrechte-Folgenabschätzung aufnehmen.“

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Das Büro für Künstliche Intelligenz erarbeitet ein Muster für einen Fragebogen — auch mithilfe eines 
automatisierten Instruments —, um die Betreiber in die Lage zu versetzen, ihren Pflichten gemäß diesem Artikel in 
vereinfachter Weise nachzukommen. In diesem Muster wird den Betreibern gegebenenfalls die Möglichkeit gegeben, 
gemäß Absatz 4 Verweise auf die einschlägigen Abschnitte der Datenschutz-Folgenabschätzung oder die 
einschlägigen Teile ebendieser in die Grundrechte-Folgenabschätzung aufzunehmen.“

14. In Artikel 28 werden die folgenden Absätze angefügt:

„(8) Die gemäß dieser Verordnung benannten notifizierenden Behörden, die für KI-Systeme zuständig sind, die 
unter die in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, stellen sicher, 
dass die Konformitätsbewertungsstelle, die ihre Benennung sowohl gemäß dieser Verordnung als auch gemäß den in 
Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union beantragt, die Möglichkeit erhält, 
einen einzigen Antrag zu stellen, und sich einem einheitlichen Bewertungsverfahren unterzieht, um gemäß dieser 
Verordnung und den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union benannt zu 
werden, sofern die einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union einen solchen einzigen Antrag und ein 
solches einheitliches Bewertungsverfahren vorsehen. Zu diesem Zweck arbeiten die gemäß dieser Verordnung 
benannten notifizierenden Behörden und die gemäß den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union benannten Behörden bei ihren Bewertungen zusammen.

Der in diesem Absatz genannte einzige Antrag und das einheitliche Bewertungsverfahren steht auch notifizierten 
Stellen offen, die bereits gemäß den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Union benannt wurden, wenn diese notifizierten Stellen ihre Benennung gemäß dieser Verordnung beantragen, sofern 
die einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union ein solches Verfahren vorsehen.
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Eine Konformitätsbewertungsstelle, die gemäß mehr als einer der in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmo-
nisierungsrechtsvorschriften der Union benannt wurde, muss nur einmal einen Antrag stellen, um gemäß dieser 
Verordnung benannt zu werden. Eine Benennung gemäß dieser Verordnung gilt für alle in Anhang I Abschnitt A auf-
geführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union, für die die Konformitätsbewertungsstelle benannt ist.

Durch den einzigen Antrag und das einheitliche Bewertungsverfahren wird unnötige Doppelarbeit vermieden, auf den 
bestehenden Benennungsverfahren gemäß den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvor-
schriften der Union aufgebaut und die Einhaltung der Anforderungen an notifizierte Stellen sowohl gemäß dieser 
Verordnung als auch gemäß den einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union gewährleistet.

(9) Eine notifizierende Behörde, die gemäß den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union benannt wurde, ist auch die notifizierende Behörde, die gemäß Absatz 8 den einzigen Antrag 
stellt und sich dem einheitlichen Bewertungsverfahren unterzieht, es sei denn, der Mitgliedstaat benennt für diese 
Verordnung eine andere notifizierende Behörde.“

15. Artikel 29 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Bei notifizierten Stellen, die gemäß anderen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union benannt wurden, 
können alle Unterlagen und Bescheinigungen im Zusammenhang mit solchen Benennungen zur Unterstützung und 
Beschleunigung ihres Benennungsverfahrens nach dieser Verordnung verwendet werden.

Notifizierte Stellen, die gemäß einer der in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der 
Union benannt wurden und sich dem einheitlichen Bewertungsverfahren gemäß Artikel 28 Absatz 8 unterziehen, 
stellen den einzigen Antrag auf Bewertung bei der notifizierenden Behörde, die gemäß diesen Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union benannt wurde.

Die notifizierte Stelle aktualisiert die in den Absätzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels genannte Dokumentation 
immer dann, wenn sich relevante Änderungen ergeben, damit die für notifizierte Stellen zuständige Behörde 
überwachen und überprüfen kann, ob die Anforderungen des Artikels 31 kontinuierlich erfüllt sind.“

16. Artikel 30 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die notifizierenden Behörden unterrichten die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten anhand des in 
Anhang XIV genannten Verzeichnisses der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von KI-Systemen und mithilfe 
des elektronischen Notifizierungsinstruments, das von der Kommission entwickelt und verwaltet wird, über jede 
Konformitätsbewertungsstelle gemäß Absatz 1.

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 97 delegierte Rechtsakte zur Änderung des 
Anhangs XIV zu erlassen, um dem technischen Fortschritt, dem erweiterten Wissen oder neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen Rechnung zu tragen und in das Verzeichnis der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von 
KI-Systemen neue Codes, Kategorien oder Arten von KI-Systemen aufzunehmen, bestehende Codes, Kategorien oder 
Arten von KI-Systemen daraus zu streichen oder Codes oder Arten von KI-Systemen von einer Kategorie in eine andere 
zu verschieben.“

17. In Artikel 40 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Die Kommission beauftragt im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (*) unverzüglich die europäischen Normungsorganisationen, Normungsprodukte, gegebenenfalls ein-
schließlich harmonisierter Normen, auszuarbeiten, um die gemeinsame Einhaltung und die Konformitätsvermutung 
mit den Anforderungen oder Verpflichtungen gemäß Kapitel III Abschnitte 2 und 3 dieser Verordnung und den 
einschlägigen Anforderungen und Verpflichtungen, die in den in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union festgelegt sind, zu erleichtern.“ 

(*) Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur 
europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 
2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des 
Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 316 vom 
14.11.2012, S. 12, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1025/oj).
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18. In Artikel 42 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Fallen Hochrisiko-KI-Systeme in den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2024/2847 und sind die in 
Artikel 12 Absatz 1 der genannten Verordnung festgelegten Bedingungen erfüllt, so gelten diese Systeme als mit den in 
Artikel 15 dieser Verordnung festgelegten Cybersicherheitsanforderungen konform.“

19. Artikel 43 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Bei den Hochrisiko-KI-Systemen, die unter die in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union fallen, befolgt der Anbieter des Systems das einschlägige Konformitätsbewertungsverfahren, 
das gemäß den einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union erforderlich ist. Die in Abschnitt 2 dieses 
Kapitels festgelegten Anforderungen gelten für diese Hochrisiko-KI-Systeme und werden in diese Bewertung 
einbezogen. Die Bewertung des Qualitätsmanagementsystems gemäß Artikel 17 wird ebenfalls durchgeführt, und 
Anhang VII Nummern 3, 4.3, 4.4. und 4.5 sowie Nummer 4.6 Absatz 5 und Nummer 5 finden Anwendung.

Für die Zwecke dieser Konformitätsbewertung sind die notifizierten Stellen, die gemäß den in Anhang I Abschnitt A auf-
geführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union notifiziert wurden, dazu befugt, die Konformität der 
Hochrisiko-KI-Systeme mit den in Abschnitt 2 dieses Kapitels festgelegten Anforderungen zu bewerten, sofern im 
Rahmen des gemäß den einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union durchgeführten Notifizierungs-
verfahrens geprüft wurde, dass diese notifizierten Stellen die in Artikel 31 Absätze 4, 5, 10 und 11 festgelegten 
Anforderungen erfüllen, was im Zuge der Bewertung als Teil der bestehenden Notifizierung belegt wird. Unbeschadet 
des Artikels 28 beantragen solche notifizierten Stellen, die nach den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union notifiziert wurden, ihre Benennung gemäß Abschnitt 4 dieses 
Kapitels bis 28. Januar 2028.

Wenn eine in Anhang I Abschnitt A aufgeführte Harmonisierungsrechtsvorschrift der Union dem Hersteller des 
Produkts die Möglichkeit einräumt, auf eine Konformitätsbewertung zurückzugreifen, an der keine Dritten beteiligt 
sind, sofern dieser Hersteller harmonisierte Normen angewandt hat, um die Konformität mit allen relevanten 
Anforderungen zu gewährleisten, so darf dieser Hersteller nur dann von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, wenn er 
auch harmonisierte Normen oder gegebenenfalls gemeinsame Spezifikationen gemäß Artikel 41, die alle in 
Abschnitt 2 dieses Kapitels festgelegten Anforderungen abdecken, angewandt hat. Die Einstufung eines Produkts als 
Hochrisiko-KI-System gemäß Artikel 6 Absatz 1 berührt nicht die Wahl des Konformitätsbewertungsverfahrens, das 
den Herstellern von Produkten zur Verfügung gestellt wird, die unter die in Anhang I Abschnitt A aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, wobei dies gegebenenfalls eine Option, sich auf harmonisierte 
Normen zu stützen, umfassen kann. Die Hersteller solcher Produkte sind nicht verpflichtet, ein Konformitäts-
bewertungsverfahren mit einer Konformitätsbewertung durch Dritte zu wählen, nur weil das Produkt ein 
Hochrisiko-KI-System als Sicherheitsbauteil enthält, sofern dies nicht in den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union vorgeschrieben ist.

Wenn ein Hochrisiko-KI-System sowohl unter die in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Union als auch unter eine der in Anhang III aufgeführten Kategorien fällt, befolgt der Anbieter dieses 
Systems das einschlägige Konformitätsbewertungsverfahren, das gemäß den in Anhang I Abschnitt A aufgeführten 
einschlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union erforderlich ist.“

20. Artikel 50 Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die Kommission fördert und erleichtert die Ausarbeitung von Praxisleitfäden auf Unionsebene, um die 
wirksame Umsetzung der Pflichten in Bezug auf die Feststellung, Markierung und Kennzeichnung künstlich erzeugter 
oder manipulierter Inhalte zu erleichtern. Die Kommission prüft unter weitestgehender Berücksichtigung der 
Stellungnahme des KI-Gremiums nach dem Verfahren des Artikels 56 Absatz 6 Unterabsatz 1, ob die Befolgung dieser 
Praxisleitfäden angemessen ist, um die Einhaltung der in den Absätzen 2 und 4 dieses Artikels festgelegten Pflichten zu 
gewährleisten. Hält sie den Praxisleitfaden für unangemessen, so kann die Kommission einen Durchführungsrechtsakt 
gemäß dem in Artikel 98 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen, in dem gemeinsame Vorschriften für die 
Umsetzung dieser Pflichten festgelegt werden.“
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21. Artikel 56 Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Kommission und das KI-Gremium überwachen und bewerten regelmäßig die Verwirklichung der Ziele der 
Praxisleitfäden durch die Beteiligten und deren Beitrag zur ordnungsgemäßen Anwendung dieser Verordnung. Die 
Kommission bewertet unter weitestgehender Berücksichtigung der Stellungnahme des KI-Gremiums, ob die 
Praxisleitfäden die in den Artikeln 53 und 55 vorgesehenen Pflichten abdecken, und überwacht und bewertet 
regelmäßig die Verwirklichung von deren Zielen. Die Kommission veröffentlicht ihre Bewertung der Angemessenheit 
der Praxisleitfäden.“

22. Artikel 57 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass ihre zuständigen Behörden mindestens ein KI-Reallabor auf nationaler 
Ebene einrichten, das bis zum 2. August 2027 einsatzbereit sein muss. Dieses Reallabor kann auch gemeinsam mit 
den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten eingerichtet werden. Die Kommission kann technische 
Unterstützung, Beratung und Instrumente für die Einrichtung und den Betrieb von KI-Reallaboren bereitstellen.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Europäische Datenschutzbeauftragte kann ein KI-Reallabor für die Organe, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen der Union einrichten. Für diesen Zweck gelten Bezugnahmen auf die zuständigen nationalen Behörden in 
diesem Kapitel als Bezugnahmen auf den Europäischen Datenschutzbeauftragten.“

c) Der folgende Absatz wird eingefügt:

„(3a) Das Büro für Künstliche Intelligenz kann auf Unionsebene ein KI-Reallabor für KI-Systeme einrichten, die 
unter Artikel 75 Absatz 1 fallen. Für diesen Zweck gelten Bezugnahmen auf die zuständigen nationalen Behörden 
in diesem Kapitel gegebenenfalls als Bezugnahmen auf das Büro für Künstliche Intelligenz. Diese KI-Reallabor wird 
in enger Zusammenarbeit mit den jeweils zuständigen Behörden umgesetzt, insbesondere wenn die Einhaltung 
anderer Rechtsvorschriften der Union als dieser Verordnung im KI-Reallabor beaufsichtigt wird, und gewährt KMU, 
einschließlich Start-up-Unternehmen, und kleinen Midcap-Unternehmen vorrangigen Zugang dazu.

Die Einrichtung eines KI-Reallabors auf Unionsebene durch das Büro für Künstliche Intelligenz lässt die 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für die Einrichtung und Beaufsichtigung von KI-Reallaboren für KI-Systeme, die 
ihrer Aufsicht unterliegen, unberührt.“

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Die nach diesem Artikel eingerichteten KI-Reallabore bieten eine kontrollierte Umgebung, um Innovation 
zu fördern und die Entwicklung, das Training, das Testen und die Validierung innovativer KI-Systeme für einen 
begrenzten Zeitraum vor ihrem Inverkehrbringen oder ihrer Inbetriebnahme nach einem bestimmten zwischen den 
Anbietern oder zukünftigen Anbietern und den zuständigen Behörden vereinbarten Reallabor-Plan zu erleichtern, 
wobei sie dafür sorgen, dass angemessene Schutzvorkehrungen bestehen. In diesen Reallaboren können auch darin 
beaufsichtigte Tests unter Realbedingungen durchgeführt werden. Der Plan für das Reallabor enthält, soweit 
zutreffend, den Plan für einen Test unter Realbedingungen gemäß Artikel 60 und Artikel 60a.“

e) Absatz 9 Buchstabe e erhält folgende Fassung:

„e) Erleichterung und Beschleunigung des Zugangs von KI-Systemen zum Unionsmarkt, insbesondere wenn sie von 
KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, und von kleinen Midcap-Unternehmen angeboten werden.“
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f) Absatz 10 erhält folgende Fassung:

„(10) Soweit die innovativen KI-Systeme personenbezogene Daten verarbeiten oder anderweitig der Aufsicht 
anderer nationaler Behörden oder zuständiger Behörden unterstehen, die den Zugang zu personenbezogenen Daten 
gewähren oder unterstützen, sorgen die zuständigen nationalen Behörden dafür, dass die zuständigen 
Datenschutzbehörden oder diese anderen nationalen oder zuständigen Behörden in den Betrieb des KI-Reallabors 
sowie in die Überwachung dieser Aspekte im vollen Umfang ihrer entsprechenden Aufgaben und Befugnisse 
einbezogen werden.“

g) Absatz 14 erhält folgende Fassung:

„(14) Die zuständigen nationalen Behörden, der Europäische Datenschutzbeauftragte und das Büro für 
Künstliche Intelligenz koordinieren gegebenenfalls im Einklang mit ihren jeweiligen Befugnissen ihre Tätigkeiten 
und arbeiten im Rahmen des KI-Gremiums dementsprechend zusammen. Sie können die gemeinsame Einrichtung 
und den gemeinsamen Betrieb von KI-Reallaboren unterstützen, auch in verschiedenen Sektoren, und sich über 
einschlägige bewährte Verfahren austauschen.“

23. Artikel 58 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Einleitung erhält folgende Fassung:

„(1) Um eine Zersplitterung in der Union zu vermeiden, erlässt die Kommission Durchführungsrechtsakte, in 
denen detaillierte Regelungen für die Einrichtung, Entwicklung, Umsetzung, den Betrieb, die Führung und die 
Beaufsichtigung der KI-Reallabore enthalten sind. In den Durchführungsrechtsakten werden gemeinsame 
Grundsätze zu den folgenden Aspekten festgelegt:“

b) Folgender Buchstabe wird angefügt:

„d) detaillierte Vorschriften für die Führung von KI-Reallaboren gemäß Artikel 57, auch in Bezug auf die 
Einbeziehung der zuständigen Datenschutzbehörden und die Aufsicht durch ebendiese, soweit zutreffend, 
sowie die Wahrnehmung der Aufgaben der zuständigen Behörden und die Koordinierung und Zusammenarbeit 
auf nationaler und Unionsebene.“

24. Artikel 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Tests von Hochrisiko-KI-Systemen unter Realbedingungen können von Anbietern oder zukünftigen 
Anbietern von Hochrisiko-KI-Systemen, die in Anhang III genannt sind oder unter die in Anhang I Abschnitt A auf-
geführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, außerhalb von KI-Reallaboren gemäß diesem 
Artikel und — unbeschadet der Bestimmungen unter Artikel 5 — dem in diesem Artikel genannten Plan für einen 
Test unter Realbedingungen durchgeführt werden.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Anbieter oder zukünftige Anbieter können Hochrisiko-KI-Systeme, die in Anhang III genannt sind oder 
unter die in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, vor deren 
Inverkehrbringen oder Inbetriebnahme jederzeit selbst oder in Partnerschaft mit einem oder mehreren Betreibern 
oder zukünftigen Betreibern unter Realbedingungen testen.“
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25. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 60a

Tests von Hochrisiko-KI-Systemen, die unter die in Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union fallen, unter Realbedingungen außerhalb von KI-Reallaboren

(1) Die Mitgliedstaaten können Tests von Hochrisiko-KI-Systemen unter Realbedingungen durch Anbieter oder 
zukünftige Anbieter von KI-gestützten Produkten, die unter die in Anhang I Abschnitt B aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, außerhalb von KI-Reallaboren gemäß diesem Artikel zulassen, 
um die Konformität dieser Systeme mit den in den Artikeln 8 bis 15 festgelegten Anforderungen zu bewerten und zu 
überprüfen.

(2) Mitgliedstaaten, die sich dafür entscheiden, Tests gemäß Absatz 1 zuzulassen, legen einzeln oder gemeinsam 
Rahmen für einen Test unter Realbedingungen fest.

(3) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission jeden von ihm angenommenen Rahmen für einen Test unter 
Realbedingungen vor dessen Umsetzung mit. Dies berührt nicht die Zuständigkeiten der Kommission gemäß den in 
Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union.

(4) Die Mitgliedstaaten, die Rahmen für einen Test unter Realbedingungen angenommen haben, stellen sicher, dass 
die einschlägigen zuständigen nationalen Behörden, die zuständigen Behörden und die Behörden, die für Verwaltung 
und Betrieb der unter die in Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union 
fallenden Infrastrukturen und Produkte zuständig sind, eng und nach Treu und Glauben zusammenarbeiten und — 
soweit erforderlich — alle praktischen Hindernisse beseitigen, auch in Bezug auf Verfahrensvorschriften für den 
Zugang zu physischen öffentlichen Infrastrukturen, um diese Rahmen für einen Test unter Realbedingungen 
erfolgreich umzusetzen und KI-gestützte Produkte, die unter die in Anhang I Abschnitt B aufgeführten 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union fallen, zu testen.

(5) In den Rahmen für einen Test unter Realbedingungen werden die Anforderungen festgelegt, unter denen Tests 
unter Realbedingungen stattfinden müssen. Diese Rahmen

a) umfassen die Vorlage eines verbindlichen Plans für einen Test unter Realbedingungen, der zwischen dem Anbieter 
oder zukünftigen Anbieter und der zuständigen nationalen Behörde oder der im Einklang mit den in 
Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union zuständigen Behörde zu 
vereinbaren ist;

b) stellen die Einhaltung der in Artikel 60 Absätze 2 und 3, Absatz 4 Buchstaben d bis j und Absätze 5 bis 9 
festgelegten Anforderungen sicher, wobei jede Bezugnahme auf Marktüberwachungsbehörden in diesen 
Bestimmungen als Bezugnahme auf die zuständige nationale Behörde oder gegebenenfalls die im Einklang mit 
den in Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften zuständige Behörde der Union zu 
verstehen ist;

c) umfassen wirksame Vorkehrungen für Führung und Rechenschaftspflicht;

d) stellen ein hohes Schutzniveau in Bezug auf Gesundheit, Sicherheit und Grundrechte sicher.

(6) Im Rahmen der Tests unter Realbedingungen wird den einschlägigen Bestimmungen der in Anhang I Abschnitt B 
aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union Rechnung getragen. Die in diesen Bestimmungen 
festgelegten Anforderungen berühren nicht die Anwendung dieses Artikels, soweit dies erforderlich ist, um die in 
Absatz 1 genannten Tests zu ermöglichen.“
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26. Artikel 63 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen können bestimmte Elemente des in Artikel 17 vorgeschriebenen 
Qualitätsmanagementsystems in vereinfachter Weise einhalten, sofern sie keine Partnerunternehmen oder 
verbundenen Unternehmen im Sinne der Empfehlung 2003/361/EG haben. Zu diesem Zweck arbeitet die 
Kommission Leitlinien zu den Elementen des Qualitätsmanagementsystems aus, die unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse von KMU in vereinfachter Weise eingehalten werden können, ohne das Schutzniveau oder die 
Notwendigkeit zur Einhaltung der Anforderungen in Bezug auf Hochrisiko-KI-Systeme zu beeinträchtigen.“

27. In Artikel 64 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Haushaltsverfahrens werden dem Büro für Künstliche Intelligenz angemessene Ressourcen 
zugewiesen, damit es seine Aufgaben und Befugnisse im Zusammenhang mit der Durchsetzung dieser Verordnung 
wirksam wahrnehmen kann.“

28. Artikel 69 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten können verpflichtet werden, für die Beratung und Unterstützung durch die Sach-
verständigen Gebühren in Höhe der Vergütungsgebühren zu entrichten, die für die Kommission gemäß dem in 
Artikel 68 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakt gelten.“

29. Artikel 70 Absatz 8 erhält folgende Fassung:

„(8) Die zuständigen nationalen Behörden können gegebenenfalls insbesondere KMU, einschließlich Start-up-Un-
ternehmen, und kleinen Midcap-Unternehmen unter Berücksichtigung der Anleitung und Beratung durch das 
KI-Gremium oder die Kommission mit Anleitung und Beratung bei der Durchführung dieser Verordnung zur Seite 
stehen. Wenn zuständige nationale Behörden beabsichtigen, Anleitung und Beratung in Bezug auf ein KI-System in 
Bereichen anzubieten, die unter das Unionsrecht fallen, so sind gegebenenfalls die nach jenem Unionsrecht 
zuständigen nationalen Behörden zu konsultieren.“

30. Artikel 72 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Das System zur Beobachtung nach dem Inverkehrbringen muss auf einem Plan für die Beobachtung nach dem 
Inverkehrbringen beruhen. Der Plan für die Beobachtung nach dem Inverkehrbringen ist Teil der in Anhang IV 
genannten technischen Dokumentation. Die Kommission nimmt unter weitestgehender Berücksichtigung der 
Stellungnahme des KI-Gremiums bis zum 2. September 2027 Leitlinien, einschließlich eines Musters, für den Plan zur 
Beobachtung nach dem Inverkehrbringen an.“

31. Artikel 75 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Marktüberwachung und Kontrolle von KI-Systemen sowie Amtshilfe“

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Büro für Künstliche Intelligenz ist ausschließlich für die Beaufsichtigung und Durchsetzung der 
Pflichten aus dieser Verordnung in Bezug auf die folgenden KI-Systeme zuständig:

a) KI-Systeme auf der Grundlage von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck, bei denen das Modell und 
das System von demselben Anbieter oder von Anbietern entwickelt werden, die Teil desselben Unternehmens 
wie dieser Anbieter sind, mit Ausnahme von:

i) KI-Systemen im Zusammenhang mit Produkten, die unter die in Anhang I aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union fallen;

ii) KI-Systemen gemäß Anhang III Nummer 2;
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iii) KI-Systemen, die von Strafverfolgungsbehörden, Grenzverwaltungsbehörden und Finanzinstituten bereitge-
stellt werden, sofern diese KI-Systeme unter Artikel 74 Absatz 6 fallen, und

iv) KI-Systemen gemäß Anhang III Nummer 8 in Bezug auf die Rechtspflege;

b) KI-Systemen, die eine gemäß der Verordnung (EU) 2022/2065 benannte sehr große Online-Plattform oder sehr 
große Online-Suchmaschine bilden oder die darin integriert sind.

Die in Unterabsatz 1 genannte ausschließliche Zuständigkeit gilt für die Anbieter dieser Systeme. Sie gilt für die 
Betreiber dieser Systeme nur dann, wenn sie auch Anbieter dieser Systeme sind oder Teil desselben Unternehmens 
wie der Anbieter sind.“

c) Folgende Absätze werden eingefügt:

„(1a) Abweichend von Artikel 73 melden Anbieter von Hochrisiko-KI-Systemen, die der Zuständigkeit des 
Büros für Künstliche Intelligenz gemäß Absatz 1 dieses Artikels unterliegen, dem Büro für Künstliche Intelligenz 
alle schwerwiegenden Vorfälle. Die Absätze 2 bis 9 des Artikels 73 gelten sinngemäß. Das Büro für Künstliche 
Intelligenz übermittelt die einschlägigen Informationen unverzüglich der Marktüberwachungsbehörde des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der Anbieter oder sein gesetzlicher Vertreter befindet.

(1b) Die an der Anwendung dieser Verordnung beteiligten Behörden arbeiten aktiv mit dem Büro für Künstliche 
Intelligenz zusammen und leistet ihm die erforderliche Unterstützung für die Ausübung seiner Befugnisse, unter 
anderem erforderlichenfalls im Zusammenhang mit Inspektionen oder anderen Durchsetzungsmaßnahmen im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats. Zu diesem Zweck verfügen diese Behörden über die in dieser Verordnung und 
der Verordnung (EU) 2019/1020 niedergelegten Befugnisse und soweit zutreffend und auf das zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Absatz erforderliche Maß beschränkt, im Einklang mit den geltenden nationalen Verfahren.

(1c) Werden im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats Ermittlungs- oder Durchsetzungsmaßnahmen ergriffen, die 
den Zugang zu Daten oder KI-Systemen einer Behörde umfassen, so wird das Büro für Künstliche Intelligenz von 
der einschlägigen Marktüberwachungsbehörde unterstützt.

(1d) Bevor das Büro für Künstliche Intelligenz eine Entscheidung trifft, die ein Verbot oder eine Beschränkung 
der Bereitstellung oder Inbetriebnahme des KI-Systems auf einem nationalen Markt zur Folge hätte, oder bevor es 
eine Entscheidung dahin gehend trifft, das KI-System von einem solchen Markt zu nehmen oder zurückzurufen, 
unterrichtet es die für diesen Markt zuständige Marktüberwachungsbehörde unverzüglich über seine Absicht, eine 
solche Entscheidung zu treffen. Das Büro für Künstliche Intelligenz konsultiert gegebenenfalls die an der 
Anwendung dieser Verordnung beteiligten Behörden zu allen Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung und 
Durchsetzung dieser Verordnung.

(1e) Das Büro für Künstliche Intelligenz ist für Konformitätsbewertungen und Tests der in Absatz 1 dieses 
Artikels genannten KI-Systeme zuständig, die als hochriskant eingestuft sind und einer Konformitätsbewertung 
durch Dritte gemäß Artikel 43 unterliegen, wobei diese Konformitätsbewertung durchzuführen ist, bevor solche 
KI-Systeme in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden. Bei diesen Tests und Bewertungen wird 
überprüft, ob die Systeme den einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung entsprechen und gemäß dieser 
Verordnung in der Union in Verkehr gebracht bzw. in Betrieb genommen werden dürfen. Die Kommission betraut 
die gemäß dieser Verordnung benannten notifizierten Stellen mit der Durchführung dieser Tests oder Bewertungen; 
in diesem Fall handeln diese notifizierten Stellen im Namen der Kommission. Kommt eine notifizierte Stelle, der die 
Kommission Aufgaben gemäß diesem Absatz übertragen hat, diesen Aufgaben nicht angemessen nach, so kann die 
Kommission die Übertragung mit sofortiger Wirkung widerrufen.
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Die Gebühren für Test- und Bewertungstätigkeiten werden von dem Anbieter eines Hochrisiko-KI-Systems erhoben, 
der bei der Kommission eine Konformitätsbewertung durch Dritte beantragt hat. Der Anbieter zahlt die Kosten der 
Dienstleistungen, mit denen die Kommission die notifizierten Stellen gemäß diesem Artikel betraut hat, direkt an 
die notifizierte Stelle.“

d) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(2a) Hat eine Marktüberwachungsbehörde fundierte und hinreichende Gründe für den Verdacht, dass ein 
Anbieter oder Betreiber eines in Absatz 1 dieses Artikels genannten KI-Systems gegen diese Verordnung verstoßen 
hat, so kann sie das Büro für Künstliche Intelligenz über die gemäß Artikel 70 Absatz 2 benannte zuständige 
zentrale Anlaufstelle ersuchen, die Angelegenheit zu prüfen, damit die erforderlichen Aufsichts- und 
Durchsetzungsmaßnahmen ergriffen werden können, um die unverzügliche Einhaltung dieser Verordnung 
sicherzustellen. Entsprechende Ersuchen sind hinreichend zu begründen und umfassen mindestens Folgendes:

a) den Namen des betreffenden Anbieters oder Betreibers;

b) eine Beschreibung des relevanten Sachverhalts, der Bestimmungen dieser Verordnung, gegen die mutmaßlich 
verstoßen wurde, und aller fundierten und hinreichenden Gründe für den Verdacht eines Verstoßes, 
gegebenenfalls einschließlich einer Beschreibung der negativen Auswirkungen des mutmaßlichen Verstoßes;

c) die ersuchende Marktüberwachungsbehörde.

Das Büro für Künstliche Intelligenz trägt dem Ersuchen mit größter Sorgfalt Rechnung, und die Marktüber-
wachungsbehörde kooperiert aktiv und leistet dem Büro für Künstliche Intelligenz die erforderliche Unterstützung 
für die Ausübung seiner Befugnisse gemäß Absatz 1a.

Das Büro für Künstliche Intelligenz unterrichtet die zentrale Anlaufstelle unverzüglich, spätestens jedoch vier 
Monate nach Eingang des Ersuchens, über seine Absicht, seine Befugnisse gemäß Artikel 75a auszuüben, oder über 
die Gründe dafür, dass es seine Befugnisse nicht ausübt. Beschließt das Büro für Künstliche Intelligenz, seine 
Befugnisse gemäß Artikel 75a auszuüben, so unterrichtet es die zentrale Anlaufstelle regelmäßig über wichtige 
Entwicklungen in dem Verfahren und das Ergebnis dieses Verfahrens, ohne vertrauliche Informationen 
offenzulegen.“

32. Die folgenden Artikel werden eingefügt:

„Artikel 75a

Aufsichts- und Durchsetzungsbefugnisse des Büros für Künstliche Intelligenz

(1) Zur Wahrnehmung seiner in Artikel 75 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung niedergelegten Aufgaben in 
Bezug auf Aufsicht und Durchsetzung hat das Büro für Künstliche Intelligenz alle in diesem Abschnitt und in 
Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 vorgesehenen Befugnisse einer 
Marktüberwachungsbehörde. Das Büro für Künstliche Intelligenz ist befugt, gemäß Artikel 15 der Verordnung 
(EU) 2019/1020 die gesamten Kosten seiner Aufsichts- und Durchsetzungstätigkeiten in Bezug auf Fälle von 
Nichtkonformität, einschließlich der Kosten für personelle und technische Ressourcen, von dem betreffenden Akteur 
vollständig zurückzufordern. Artikel 17 der Verordnung (EU) 2019/1020 gilt sinngemäß.

(2) Hat das Büro für Künstliche Intelligenz berechtigten Grund zu der Annahme, dass ein Anbieter oder Betreiber 
eines in Artikel 75 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten KI-Systems gegen die vorliegende Verordnung 
verstößt, so kann es gemäß Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2019/1020 beschließen, in Bezug 
auf diese Nichtkonformität eine Ermittlung einzuleiten. Im Zuge der Einleitung einer solchen Ermittlung unterrichtet 
das Büro für Künstliche Intelligenz den Akteur des betreffenden KI-Systems. Das Büro für Künstliche Intelligenz kann 
die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Befugnisse von Amts wegen oder aufgrund einer gemäß Artikel 85 dieser 
Verordnung eingegangenen Beschwerde ausüben, noch bevor es eine Ermittlung gemäß Artikel 14 Absatz 4 
Buchstabe f der Verordnung (EU) 2019/1020 einleitet.
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Hat eine Marktüberwachungsbehörde Grund zu der Annahme, dass ein Anbieter oder Betreiber eines in Artikel 75 
Absatz 1 genannten KI-Systems gegen die vorliegende Verordnung verstößt, kann sie das Büro für Künstliche 
Intelligenz ersuchen, die Angelegenheit zu prüfen.

(3) Das Büro für Künstliche Intelligenz kann die in Artikel 14 Absatz 4 Buchstaben a, b und c der Verordnung 
(EU) 2019/1020 und in Artikel 74 Absätze 12 und 13 der vorliegenden Verordnung aufgeführten Befugnisse durch 
einfaches Ersuchen oder im Wege eines Beschlusses ausüben.

Bei einem Informationsersuchen gibt das Büro für Künstliche Intelligenz die Rechtsgrundlage und den Zweck des 
Ersuchens an, gibt an, welche Informationen erforderlich sind, und legt die Frist fest, innerhalb deren die 
Informationen bereitzustellen sind. Handelt es sich bei dem Ersuchen um ein einfaches Ersuchen, weist das Büro für 
Künstliche Intelligenz zusätzlich darauf hin, dass zwar keine Verpflichtung zur Bereitstellung der angeforderten 
Informationen besteht, im Falle einer freiwilligen Antwort die Informationen jedoch richtig sein müssen und nicht 
irreführend sein dürfen, und es weist auf die möglichen Geldbußen gemäß Artikel 99 Absatz 5 für die Bereitstellung 
von Informationen hin, die unrichtig oder irreführend sind. Beruht das Ersuchen auf einem Beschluss, gibt das Büro 
für Künstliche Intelligenz zusätzlich die in Artikel 99 Absatz 5 vorgesehenen Geldbußen für die Bereitstellung 
unrichtiger, unvollständiger oder irreführender Informationen an und weist auf das Recht hin, den Beschluss durch 
den Gerichtshof der Europäischen Union überprüfen zu lassen. Das Büro für Künstliche Intelligenz übermittelt der 
Marktüberwachungsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der Akteur oder sein gesetzlicher 
Vertreter befindet, eine Kopie des Ersuchens.

(4) Zur Wahrnehmung der ihm gemäß diesem Abschnitt übertragenen Aufgaben kann das Büro für Künstliche 
Intelligenz im Rahmen der Befugnisse nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstaben d und e der Verordnung (EU) 2019/1020 
und Artikel 74 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung alle erforderlichen Ferninspektionen oder Vor-Ort-Inspektionen 
durchführen. Bei der Durchführung einer Inspektion informiert das Büro für Künstliche Intelligenz den betreffenden 
Anbieter über den Gegenstand und Zweck der Untersuchung, die einschlägigen Geldbußen gemäß Artikel 99 Absatz 5 
der vorliegenden Verordnung sowie das Recht, den Beschluss durch den Gerichtshof der Europäischen Union 
überprüfen zu lassen. Im Vorfeld der Durchführung einer Inspektion unterrichtet das Büro für Künstliche Intelligenz 
die Marktüberwachungsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sich der Akteur oder sein gesetzlicher 
Vertreter befindet.

Die Bediensteten des Büros für Künstliche Intelligenz sind im Zuge von Inspektionen befugt,

a) alle in der Union gelegenen Geschäftsräume, Grundstücke oder Immobilien des betreffenden Betreibers zu betreten,

b) die Bücher, Daten und sonstiges für die Erfüllung ihrer Aufgaben relevantes Material, unabhängig davon, in welcher 
Form es gespeichert ist, zu prüfen,

c) Kopien oder Auszüge gleich in welcher Form aus Büchern, von Daten und aus sonstigen Aufzeichnungen 
anzufertigen oder zu verlangen,

d) jede von der Inspektion betroffene Person oder ihre Vertreter oder jeden Beschäftigten zur Abgabe mündlicher oder 
schriftlicher Erklärungen zu Sachverhalten oder Unterlagen aufzufordern, die mit dem Gegenstand und Zweck der 
Inspektion in Zusammenhang stehen, und die Antworten aufzuzeichnen,

e) betriebliche Räumlichkeiten und Bücher oder Unterlagen jeder Art für die Dauer der Inspektion in dem hierfür 
erforderlichen Ausmaß zu versiegeln.

Stellt das Büro für Künstliche Intelligenz fest, dass sich eine natürliche oder juristische Person einer Inspektion 
widersetzt oder diese behindert, so gewährt die zuständige nationale Behörde des betreffenden Mitgliedstaats 
gegebenenfalls unter Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden vollziehenden Behörde die erforderliche 
Unterstützung, damit die Vor-Ort-Inspektion durchgeführt werden kann.
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Ist für eine Vor-Ort-Inspektion von Geschäftsräumen, Grundstücken oder Immobilien eine gerichtliche Genehmigung 
nach nationalem Recht erforderlich, so ersucht das Büro für Künstliche Intelligenz um eine solche Genehmigung. Das 
Büro für Künstliche Intelligenz kann die Genehmigung auch vorsorglich beantragen. Wird eine solche Genehmigung 
beantragt, so verifiziert die nationale Justizbehörde unverzüglich, dass die geplanten Zwangsmaßnahmen im Hinblick 
auf den Gegenstand der Untersuchung oder Inspektion und die vom Büro für Künstliche Intelligenz mit dem Beschluss 
vorgelegten Unterlagen weder willkürlich noch unverhältnismäßig sind. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit von 
Zwangsmaßnahmen kann die nationale Justizbehörde das Büro für Künstliche Intelligenz um detaillierte Erläuterungen 
bitten, insbesondere in Bezug auf die Gründe, die dem Büro für Künstliche Intelligenz Anlass zu der Vermutung geben, 
dass ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt, sowie auf die Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der 
Beteiligung der Person, gegen die sich die Zwangsmaßnahmen richten. Die nationale Justizbehörde darf weder die 
Notwendigkeit der Untersuchung oder Inspektion prüfen noch Auskünfte aus der Verfahrensakte des Büros für 
Künstliche Intelligenz verlangen. Gemäß den Verträgen unterliegt die Rechtmäßigkeit des Beschlusses des Büros für 
Künstliche Intelligenz ausschließlich der Kontrolle durch den Gerichtshof der Europäischen Union.

(5) Auf Ersuchen des Büros für Künstliche Intelligenz kann die zuständige Marktüberwachungsbehörde eines 
Mitgliedstaats in ihrem eigenen Hoheitsgebiet im Namen und für Rechnung des Büros für Künstliche Intelligenz 
Untersuchungen, Inspektionen oder andere Maßnahmen zur Sachverhaltsaufklärung durchführen, um festzustellen, ob 
ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt. Die Bediensteten der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, die für 
die Durchführung solcher Untersuchungen, Inspektionen oder Maßnahmen zur Sachverhaltsaufklärung zuständig 
sind, sowie die von ihnen ermächtigten oder bestellten Personen üben ihre Befugnisse nach Maßgabe ihres nationalen 
Rechts aus.

(6) Zusätzlich zu den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Befugnissen kann das Büro für Künstliche Intelligenz in 
Ausübung seiner in Artikel 75 Absatz 1 genannten Zuständigkeiten

a) Akteure anweisen, Zugang zu ihren KI-Systemen zu gewähren und einschlägige Erläuterungen bereitzustellen,

b) einem Akteur die Verpflichtung auferlegen, alle Daten und Unterlagen aufzubewahren, die als erforderlich erachtet 
werden, damit die Umsetzung und Einhaltung der aus dieser Verordnung erwachsenden Verpflichtungen bewertet 
werden kann.

(7) Das Büro für Künstliche Intelligenz kann mit Zustimmung der betreffenden Behörde unabhängige externe 
Sachverständige und Prüfer sowie Sachverständige, Untersuchungsteams und Prüfer aus den zuständigen Behörden des 
Mitgliedstaats bestellen, um es bei der Überwachung der wirksamen Durchführung und Einhaltung der einschlägigen 
Bestimmungen dieser Verordnung zu unterstützen und dem Büro für Künstliche Intelligenz spezifisches Fachwissen 
oder spezifische Kenntnisse bei der Ausübung seiner Befugnisse gemäß Artikel 75 Absatz 1 zur Verfügung zu stellen. 
Die im Rahmen dieser Überwachungsmaßnahmen erlangten Informationen werden an die einschlägigen zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten weitergegeben.

(8) Die nach diesem Artikel erhobenen Informationen dürfen ausschließlich für den Zweck dieser Verordnung 
verwendet werden.

Artikel 75b

Verpflichtungszusagen

Bietet der betreffende Akteur während des Verfahrens nach Artikel 75a Absatz 2 Verpflichtungszusagen an, mit denen 
die Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung sichergestellt wird, so kann das Büro für Künstliche 
Intelligenz diese Verpflichtungszusagen durch einen Beschluss für den Akteur für bindend erklären und feststellen, 
dass es keinen weiteren Anlass zum Handeln gibt. Das Büro für Künstliche Intelligenz kann das Verfahren auf Antrag 
oder von Amts wegen wieder aufnehmen, wenn

a) sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stützte, in einem wesentlichen Punkt geändert hat,

b) der Akteur seinen Verpflichtungszusagen zuwiderhandelt oder
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c) der Beschluss auf unvollständigen, unrichtigen oder irreführenden Angaben des betreffenden Akteurs beruhte.

Ist das Büro für Künstliche Intelligenz der Auffassung, dass die von dem betreffenden Akteur angebotenen 
Verpflichtungszusagen die wirksame Einhaltung der einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung nicht 
sicherstellen können, so lehnt sie diese Verpflichtungszusagen bei Abschluss des Verfahrens in einem mit Gründen 
versehenen Beschluss ab.

Artikel 75c

Verstöße, Geldbußen und Zwangsgelder

(1) Stellt das Büro für Künstliche Intelligenz fest, dass ein Akteur, der in den Anwendungsbereich von Artikel 75 
Absatz 1 fällt, die einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung oder die gemäß Artikel 75b für bindend erklärten 
Verpflichtungszusagen nicht einhält, so erlässt es einen Beschluss, mit dem ein solcher Verstoß festgestellt wird.

(2) Vor Erlass des Beschlusses nach Absatz 1 teilt das Büro für Künstliche Intelligenz dem betreffenden Akteur seine 
vorläufige Beurteilung mit. In dieser vorläufigen Beurteilung erläutert das Büro für Künstliche Intelligenz, welche 
Maßnahmen es zu ergreifen beabsichtigt bzw. der betreffende Akteur ergreifen sollte, um der vorläufigen Beurteilung 
wirksam Rechnung zu tragen.

(3) In dem Beschluss gemäß Absatz 1 dieses Artikels ordnet das Büro für Künstliche Intelligenz gegebenenfalls an, 
dass der betreffende Akteur die erforderlichen Maßnahmen ergreift, um die Einhaltung der einschlägigen 
Bestimmungen dieser Verordnung innerhalb einer angemessenen, darin genannten Frist sicherzustellen, und dass 
der Akteur Informationen über die Maßnahmen übermittelt, die er zu ergreifen beabsichtigt, um dem Beschluss 
nachzukommen. Der betreffende Akteur legt dem Büro für Künstliche Intelligenz eine Beschreibung der Maßnahmen 
vor, die er ergriffen hat, um die Einhaltung des Beschlusses durch ihre Umsetzung sicherzustellen. Bevor das Büro für 
Künstliche Intelligenz eine Maßnahme fordert, kann es einen strukturierten Dialog mit dem Akteur des betreffenden 
KI-Systems aufnehmen. Während dieses Dialogs kann der Akteur Verpflichtungszusagen gemäß Artikel 75b 
vorschlagen.

(4) Ein nach Absatz 1 dieses Artikels erlassener Beschluss kann mit der Verhängung von Sanktionen gemäß 
Artikel 99 Absätze 3 bis 7 einhergehen, deren Bestimmungen sinngemäß für das Büro für Künstliche Intelligenz bei 
der Wahrnehmung seiner Aufsichts- und Durchsetzungsaufgaben gemäß Artikel 75 Absatz 1 gelten.

Mit Geldbußen nach Artikel 99 Absatz 4 werden insbesondere belegt:

a) Verstöße gegen anwendbare Bestimmungen dieser Verordnung, einschließlich der nicht in Artikel 99 Absatz 4 
aufgeführten Bestimmungen;

b) die Nichteinhaltung von Beschlüssen oder Maßnahmen, die gemäß den in Artikel 14 Absatz 4 oder Artikel 16 
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 aufgeführten Befugnissen sowie den in Artikel 75a dieser Verordnung 
aufgeführten Befugnissen erlassen wurden;

c) die Nichteinhaltung einer Verpflichtungszusage, die durch einen Beschluss gemäß Artikel 75b für bindend erklärt 
wurde.

Die Übermittlung unrichtiger, unvollständiger oder irreführender Informationen an das Büro für Künstliche Intelligenz 
als Antwort auf ein Ersuchen wird mit Geldbußen gemäß Artikel 99 Absatz 5 belegt.

(5) Das Büro für Künstliche Intelligenz kann einen Beschluss zur Verhängung von Zwangsgeldern erlassen, um die 
seiner Zuständigkeit unterliegenden Akteure gemäß Artikel 75 Absatz 1 zu zwingen,

a) eine Untersuchung zu dulden,

b) einem durch einen Beschluss gemäß Artikel 75a Absatz 3 angeordneten Informationsersuchen nachzukommen,

c) sich einer durch einen Beschluss gemäß Artikel 75a Absatz 4 angeordneten Inspektion zu unterziehen,
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d) im Rahmen einer durch einen Beschluss gemäß Artikel 75a Absatz 4 angeordneten Inspektion richtige oder 
vollständige Antworten oder Erläuterungen zu geben,

e) den gemäß der Befugnis nach Artikel 16 der Verordnung (EU) 2019/1020 angeordneten Korrekturmaßnahmen 
nachzukommen,

f) durch Beschluss nach Artikel 75b für bindend erklärte Verpflichtungszusagen einzuhalten oder

g) einem Beschluss nach Absatz 1 dieses Artikels nachzukommen.

Diese Zwangsgelder müssen wirksam und verhältnismäßig sein und dürfen gegebenenfalls 5 % der durchschnittlichen 
Tageseinnahmen oder des durchschnittlichen weltweiten Jahresumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr pro Tag, 
berechnet ab dem durch den Beschluss bestimmten Tag, nicht übersteigen.

(6) Der Gerichtshof der Europäischen Union besitzt die unbeschränkte Befugnis zur Überprüfung von Beschlüssen, 
mit denen das Büro für Künstliche Intelligenz eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld gemäß diesem Artikel verhängt hat. 
Er kann die verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder erhöhen.

(7) Das Aufkommen aus den nach diesem Artikel verhängten Geldbußen oder Zwangsgeldern trägt zum 
Gesamthaushalt der Union bei.

(8) Die Befugnisse, die dem Büro für Künstliche Intelligenz mit diesem Artikel übertragen wurden, verjähren nach 
einer Frist von fünf Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem der Verstoß begangen wird. Im Fall 
andauernder oder wiederholter Verstöße läuft die Verjährungsfrist jedoch ab dem Tag, an dem der Verstoß beendet 
wird.

Die Befugnis des Büros für Künstliche Intelligenz zur Vollstreckung von Beschlüssen nach diesem Artikel verjährt nach 
Ablauf von fünf Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem der Beschluss rechtskräftig wird.

In dem in Artikel 75d Absatz 3 genannten Durchführungsrechtsakt werden die Unterabsätze 1 und 2 dieses Absatzes 
näher festgelegt, einschließlich der Umstände, unter denen die Verjährungsfristen ausgesetzt werden.

(9) Stellt das Büro für Künstliche Intelligenz fest, dass keine Gründe für den Erlass eines Beschlusses wegen 
Nichteinhaltung vorliegen, so schließt es das Verfahren mit einem Beschluss ab. Dieser Beschluss ist sofort anwendbar.

Artikel 75d

Schutzvorkehrungen und weitere Spezifizierung

(1) Unbeschadet der in dieser Verordnung enthaltenen spezifischeren Verfahrensrechte gilt Artikel 18 der 
Verordnung (EU) 2019/1020 sinngemäß für Akteure, die gemäß Artikel 75 Absatz 1 dieser Verordnung in die 
Zuständigkeit des Büros für Künstliche Intelligenz fallen.
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(2) Die Verteidigungsrechte und das Recht auf Einsicht in die Akten von Akteuren, die in den Anwendungsbereich 
von Artikel 75 Absatz 1 fallen, werden in den Verfahren in vollem Umfang gewahrt. Im Hinblick auf den möglichen 
Erlass von Beschlüssen auf der Grundlage von Artikel 75c Absatz 1 haben diese Akteure das Recht auf Einsicht in die 
Akten des Büros für Künstliche Intelligenz im Rahmen einer einvernehmlichen Einsichtnahme, vorbehaltlich des 
berechtigten Interesses des Akteurs oder einer anderen betroffenen Person an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheim-
nisse. Das Büro für Künstliche Intelligenz ist befugt, im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien 
Beschlüsse über die Bedingungen dieser Einsichtnahme zu fassen. Von der Einsicht in die Akten ausgenommen sind 
vertrauliche Informationen sowie interne Schriftstücke des Büros für Künstliche Intelligenz, anderer zuständiger 
Marktüberwachungsbehörden oder anderer öffentlicher Stellen der Mitgliedstaaten. Insbesondere ist die Korres-
pondenz zwischen dem Büro für Künstliche Intelligenz und diesen Behörden und Stellen von der Akteneinsicht 
ausgenommen. Die Regelung dieses Absatzes steht der Offenlegung und Nutzung der für den Nachweis einer 
Zuwiderhandlung notwendigen Informationen durch das Büro für Künstliche Intelligenz in keiner Weise entgegen.

(3) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zu den praktischen Modalitäten für die Akteneinsicht und die 
einvernehmliche Offenlegung von Informationen gemäß Absatz 2 erlassen.

(4) Das Büro für Künstliche Intelligenz veröffentlicht die Beschlüsse, die es nach den Artikeln 75b und 75c erlässt. 
In diesen Veröffentlichungen sind die Namen der beteiligten Unternehmen und der wesentliche Inhalt des Beschlusses, 
einschließlich der gegebenenfalls verhängten Sanktionen, anzugeben. Bei der Veröffentlichung ist den Rechten und 
dem berechtigten Interesse aller Personen am Schutz ihrer vertraulichen Informationen Rechnung zu tragen.“

(33) In Artikel 76 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Beruht der Test unter Realbedingungen auf Artikel 60a, so gilt jede Bezugnahme auf eine Marktüberwachungs-
behörde in diesem Artikel als Bezugnahme auf die zuständige nationale Behörde oder die gemäß den in 
Anhang I Abschnitt B aufgeführten Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union zuständige Behörde, und 
Bezugnahmen auf Artikel 60 gelten entsprechend als Bezugnahmen auf Artikel 60a.“

(34) Artikel 77 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Befugnisse der für den Schutz der Grundrechte zuständigen Behörden und Zusammenarbeit mit den 
Marktüberwachungsbehörden“

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Nationale Behörden oder öffentliche Stellen, die die Einhaltung des Unionsrechts zum Schutz der 
Grundrechte, einschließlich des Rechts auf Nichtdiskriminierung, beaufsichtigen oder durchsetzen, sind befugt, von 
der betreffenden Marktüberwachungsbehörde sämtliche auf der Grundlage dieser Verordnung erstellten oder 
geführten Informationen oder Dokumentationen in zugänglicher Sprache und maschinenlesbarer Form auf 
elektronischem Weg anzufordern und einzusehen, sofern der Zugang zu diesen Informationen oder 
Dokumentationen für die wirksame Ausübung ihrer Aufträge im Rahmen ihrer Befugnisse innerhalb der Grenzen 
ihrer Hoheitsgewalt notwendig ist. Dieser Artikel gilt unbeschadet der Zuständigkeiten, Aufgaben, Befugnisse und 
Unabhängigkeit der zuständigen nationalen Behörden oder öffentlichen Stellen im Rahmen ihres Auftrags.“

c) Folgende Absätze werden eingefügt:

„(1a) Unter den in diesem Artikel genannten Bedingungen gewährt die Marktüberwachungsbehörde der in 
Absatz 1 genannten zuständigen Behörde oder öffentlichen Stelle Zugang zu diesen Informationen oder 
Dokumentationen, wozu sie diese Informationen oder Dokumentationen erforderlichenfalls und unverzüglich auch 
erst vom Anbieter oder Betreiber anfordert.

(1b) Die Marktüberwachungsbehörden und die in Absatz 1 genannten Behörden oder öffentlichen Stellen 
arbeiten eng zusammen und leisten einander die für die Wahrnehmung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderliche 
Amtshilfe, um die kohärente Anwendung dieser Verordnung und des Unionsrechts zum Schutz der Grundrechte zu 
gewährleisten und die Verfahren zu straffen und gleichzeitig ihre jeweiligen Zuständigkeiten, Aufgaben, Befugnisse 
und ihre Unabhängigkeit zu achten. Dies umfasst insbesondere den Austausch von Informationen, soweit dieser für 
die wirksame Beaufsichtigung oder Durchsetzung im Rahmen dieser Verordnung und der anderen einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Union erforderlich ist.“
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35. Artikel 95 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Das Büro für Künstliche Intelligenz und die Mitgliedstaaten berücksichtigen die besonderen Interessen und 
Bedürfnisse von KMU, einschließlich Startups, und von kleinen Midcap-Unternehmen bei der Förderung und 
Erleichterung der Aufstellung von Verhaltenskodizes.“

36. Artikel 96 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Unterabsatz 1 Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) die Anwendung der in den Artikeln 8 bis 15 und in den Artikeln 25 und 26 genannten Anforderungen und 
Pflichten;“

b) In Unterabsatz 1 wird folgender Buchstabe angefügt:

„g) die praktische Umsetzung von Artikel 8 Absatz 2, Artikel 9 Absatz 10 und Artikel 17 Absatz 3 im Einklang 
mit dem Grundsatz der Komplementarität und Verhältnismäßigkeit mit Blick darauf, Kohärenz zu 
gewährleisten, Doppelarbeit zu vermeiden und den zusätzlichen Aufwand bei der Erfüllung der Anforderungen 
dieser Verordnung und der Anforderungen der in Anhang I Abschnitt A aufgeführten Harmonisierungs-
rechtsvorschriften der Union so gering wie möglich zu halten; diese Leitlinien werden bis zum 1. August 2027 
veröffentlicht.“

c) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Wenn die Kommission solche Leitlinien herausgibt, bezieht sie das KI-Gremium ein und widmet den Bedürfnissen 
von KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, und von kleinen Midcap-Unternehmen, von lokalen Behörden 
und von den am wahrscheinlichsten von dieser Verordnung betroffenen Sektoren besondere Aufmerksamkeit.“

37. Artikel 97 wird wie folgt geändert:

a) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Die in Artikel 6 Absätze 6 und 7, Artikel 7 Absätze 1 und 3, Artikel 11 Absatz 3, Artikel 43 Absätze 5 und 
6, Artikel 47 Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3, Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absätze 5 und 6 genannte 
Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 1. August 
2024 übertragen. Die in Artikel 2 Absatz 13 und Artikel 30 Absatz 2 genannte Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab 27. Juli 2026 übertragen. Die Kommission 
erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisüber-
tragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das 
Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf 
des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 2 Absatz 13, Artikel 6 Absätze 6 und 7, Artikel 7 Absätze 1 und 3, 
Artikel 11 Absatz 3, Artikel 30 Absatz 2, Artikel 43 Absätze 5 und 6, Artikel 47 Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3, 
Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absätze 5 und 6 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit 
widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in jenem Beschluss angegebenen 
Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem darin 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 
wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt.“

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 2 Absatz 13, Artikel 6 Absatz 6 oder 7, Artikel 7 Absatz 1 oder 
3, Artikel 11 Absatz 3, Artikel 30 Absatz 2, Artikel 43 Absatz 5 oder 6, Artikel 47 Absatz 5, Artikel 51 Absatz 3, 
Artikel 52 Absatz 4 sowie Artikel 53 Absatz 5 oder 6 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung jenes Rechtsakts an 
das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das 
Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben 
werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um drei Monate verlängert.“
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38. Artikel 99 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Entsprechend den Vorgaben dieser Verordnung erlassen die Mitgliedstaaten Vorschriften für Sanktionen und 
andere Durchsetzungsmaßnahmen, zu denen auch Geldbußen, Verwarnungen und nichtmonetäre Maßnahmen 
gehören können, die bei jeglichem Verstoß gegen diese Verordnung durch Akteure Anwendung finden, und 
ergreifen alle Maßnahmen, die für deren ordnungsgemäße und wirksame Durchsetzung notwendig sind, wobei die 
von der Kommission gemäß Artikel 96 erteilten Leitlinien zu berücksichtigen sind. Die vorgesehenen Sanktionen 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen bei der Verhängung 
von Sanktionen die Interessen von KMU, einschließlich Start-up-Unternehmen, und von kleinen Midcap-Unter-
nehmen sowie deren wirtschaftliches Überleben.“

b) In Absatz 4 wird folgender Buchstabe eingefügt:

„da) Pflichten der Anbieter und Akteure gemäß Artikel 25 Absätze 2 und 4;“

c) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(6a) Im Falle von kleinen Midcap-Unternehmen gilt für jede in den Absätzen 4 und 5 genannte Geldbuße der 
jeweils niedrigere Betrag aus den darin genannten Prozentsätzen oder Summen.“

39. Artikel 111 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Unbeschadet der Anwendung des Artikels 5 gemäß Artikel 113 Absatz 3 Buchstabe a gilt diese Verordnung 
für Akteure von Hochrisiko-KI-Systemen — mit Ausnahme der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten 
Systeme —, die vor dem Beginn der Anwendung des Kapitels III gemäß Artikel 113 in Verkehr gebracht oder in 
Betrieb genommen wurden, nur dann, wenn diese Systeme danach in ihrer Konzeption erheblich verändert wurden. 
In jedem Fall treffen die Anbieter und Betreiber von Hochrisiko-KI-Systemen, die bestimmungsgemäß von 
Behörden verwendet werden sollen, die erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung der in dieser Verordnung 
festgelegten Anforderungen und Pflichten bis zum 2. August 2030.“

b) Der folgende Absatz wird angefügt:

„(4) Anbieter von KI-Systemen, einschließlich KI-Systemen mit allgemeinem Verwendungszweck, die syn-
thetische Audio-, Bild-, Video- oder Textinhalte erzeugen, die vor dem 2. August 2026 in Verkehr gebracht wurden, 
treffen die erforderlichen Maßnahmen, um Artikel 50 Absatz 2 bis zum 2. Dezember 2026 nachzukommen.“

40. Artikel 113 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung:

„a) Die Kapitel I und II gelten ab dem 2. Februar 2025, mit Ausnahme von Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstaben ba und bb und Artikel 5 Absätze 1a und 1b, die ab dem 2. Dezember 2026 gelten.“

b) Buchstabe c erhält folgende Fassung:

„c) Kapitel III Abschnitte 1, 2 und 3, mit Ausnahme von Artikel 6 Absatz 5, gelten ab dem:

i) 2. Dezember 2027 in Bezug auf KI-Systeme, die gemäß Artikel 6 Absatz 2 und Anhang III als hochriskant 
eingestuft sind, und

ii) 2. August 2028 in Bezug auf KI-Systeme, die gemäß Artikel 6 Absatz 1 und Anhang I als hochriskant 
eingestuft sind.“

c) Folgender Buchstabe wird angefügt:

„d) Die Artikel 102 bis 110 gelten ab dem 27. Juli 2026.“
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41. Anhang I wird wie folgt geändert:

a) In Abschnitt A wird die Nummer 1 gestrichen.

b) In Abschnitt B wird folgende Nummer angefügt:

„(21) Verordnung (EU) 2023/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2023 über Maschinen 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
73/361/EWG des Rates (ABl. L 165 vom 29.6.2023, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2023/1230/oj).“

42. In Anhang VIII Abschnitt B werden die Nummern 7 und 9 gestrichen.

43. Folgender Anhang wird hinzugefügt:

„Anhang XIV

Verzeichnis der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von KI-Systemen für die Zwecke des Notifizierungsver-
fahrens gemäß Artikel 30 mit Angabe des Geltungsbereichs der Benennung als notifizierte Stellen

1. Einleitung

Die Konformitätsbewertung von Hochrisiko-KI-Systemen gemäß dieser Verordnung kann die Einbeziehung von 
Konformitätsbewertungsstellen erfordern. Nur Konformitätsbewertungsstellen, die gemäß dieser Verordnung 
benannt wurden, dürfen Konformitätsbewertungen durchführen, und dies nur für die Tätigkeiten in Bezug auf die 
betreffenden Arten von KI-Systemen. In dem Verzeichnis der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von 
KI-Systemen wird der Geltungsbereich der Benennung der gemäß Artikel 30 notifizierten Konformitäts-
bewertungsstellen festgelegt.

2. Liste der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von KI-Systemen

a) KI-Systeme, die unter Anhang I fallen

AIA-Code

AIP 0102 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 2 fallen

AIP 0103 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 3 fallen

AIP 0104 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 4 fallen

AIP 0105 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 5 fallen

AIP 0106 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 6 fallen

AIP 0107 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 7 fallen

AIP 0108 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 8 fallen
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AIA-Code

AIP 0109 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 9 fallen

AIP 0110 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 10 fallen

AIP 0111 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 11 fallen

AIP 0112 KI-Systeme, die unter Anhang I Abschnitt A Nummer 12 fallen

b) KI-Systeme, die unter Anhang III Nummer 1 fallen

AIA-Code

AIB 0201 Biometrische Fernidentifizierungssysteme

AIB 0202 KI-Systeme zur biometrischen Kategorisierung

AIB 0203 KI-Systeme zur Emotionserkennung

3. KI-technologiespezifische Codes

a) Symbolische KI und Expertensysteme

AIA-Code

AIH 0101 KI-Systeme, die auf symbolischer KI, Experten- und wissensgestützten Systemen 
beruhen, und KI-Systeme, die auf Suche und Optimierung beruhen

b) Maschinelles Lernen, mit Ausnahme von generativer KI und von KI mit allgemeinem Verwendungszweck

AIA-Code

AIH 0201 KI-Systeme, die strukturierte Daten verarbeiten

AIH 0202 KI-Systeme, die Signal- und Audiodaten verarbeiten

AIH 0203 KI-Systeme, die Textdaten verarbeiten

AIH 0204 KI-Systeme, die Bild- und Videodaten verarbeiten

AIH 0205 KI-Systeme, die von ihrer Umgebung lernen, mit Ausnahme von KI-Systemen, die 
unter AIH 0401 fallen
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c) KI- Systeme, die auf KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck oder generativer KI beruhen

AIA-Code

AIH 0301 generative KI-Systeme, einschließlich KI-Systemen, die auf KI-Modellen mit 
allgemeinem Verwendungszweck beruhen

d) Neue KI-Technologien

AIA-Code

AIH 0401 KI-Systeme, die auf anderen neuen KI-Technologien beruhen, die nicht unter andere 
Codes fallen, einschließlich agentischer KI

4. Antrag auf Benennung

Konformitätsbewertungsstellen verwenden das Verzeichnis der Codes, Kategorien und entsprechenden Arten von 
KI-Systemen aus diesem Anhang, wenn sie die Arten von KI-Systemen in dem in Artikel 29 genannten Antrag auf 
Benennung angeben.“

Artikel 2

Änderung der Verordnung (EU) 2018/1139

Die Verordnung (EU) 2018/1139 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 27 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich auf 
Systeme der künstlichen Intelligenz (KI) beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 
2024/1689 Europäischen Parlaments und des Rates (*) handelt, die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung 
festgelegten Anforderungen berücksichtigt. 

(*) Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung 
harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, 
(EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 
Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).“

2. In Artikel 31 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich auf 
KI-Systeme beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 des 
Europäischen Parlaments und des Rates handelt, die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten 
Anforderungen berücksichtigt.“
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3. In Artikel 32 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach Absatz 1, die sich auf KI-Systeme beziehen, bei denen es sich um 
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener 
Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

4. In Artikel 36 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich auf 
Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 
2024/1689 handelt, die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

5. In Artikel 39 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Beim Erlass delegierter Rechtsakte nach Absatz 1, die sich auf KI-Systeme beziehen, bei denen es sich um 
Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, werden die in Kapitel III Abschnitt 2 jener 
Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

6. In Artikel 50 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich auf 
Systeme der künstlichen Intelligenz beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 
2024/1689 handelt, die in Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

7. In Artikel 53 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Unbeschadet des Absatzes 2 werden beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1, die sich auf 
KI-Systeme beziehen, bei denen es sich um Sicherheitsbauteile im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1689 handelt, die in 
Kapitel III Abschnitt 2 jener Verordnung festgelegten Anforderungen berücksichtigt.“

Artikel 3

Änderung der Verordnung (EU) 2023/1230

Die Verordnung (EU) 2023/1230 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 8 werden folgende Absätze angefügt:

„Die Kommission erlässt gemäß Artikel 47 dieser Verordnung delegierte Rechtsakte zur Änderung des Anhangs III dieser 
Verordnung durch Hinzufügung von Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen in Bezug auf künstliche 
Intelligenz (KI)-Systeme, die gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/1689 als hochriskant eingestuft 
werden, weil sie ein Sicherheitsbauteil eines unter diese Verordnung fallenden Produkts oder selbst ein unter diese 
Verordnung fallendes Produkt sind. Diese Anforderungen müssen sicherstellen, dass den einschlägigen Anforderungen in 
Kapitel III Abschnitt 2 und den Artikeln 17, 19, 72 und 73 der Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) Rechnung getragen wird.
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Beim Erlass der in Absatz 3 genannten delegierten Rechtsakte berücksichtigt die Kommission die Ziele der Verordnung 
(EU) 2024/1689 und gewährleistet ein Schutzniveau, das mit der genannten Verordnung im Einklang steht. Diese 
delegierten Rechtsakte gelten ab dem 2. August 2028. 

(*) Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 zur Festlegung 
harmonisierter Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, 
(EU) Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, (EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 
Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 2020/1828 (ABl. L, 2024/1689, 12.7.2024, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/reg/2024/1689/oj).“

2. In Artikel 20 wird folgender Absatz angefügt:

„(10) Bis in Bezug auf Hochrisiko-KI-Systeme harmonisierte Normen oder gemeinsame Spezifikationen herange-
zogen oder gemäß diesem Artikel angenommen werden, wird bei in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallenden Hochrisiko-KI-Systemen, die den einschlägigen herangezogenen harmonisierten Normen oder den 
angenommenen gemeinsamen Spezifikationen gemäß Artikel 40 bzw. Artikel 41 der Verordnung (EU) 2024/1689 
entsprechen, eine Konformität mit den grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen nach 
Anhang III dieser Verordnung in Bezug auf Hochrisiko-KI-Systeme vermutet.“

3. Artikel 47 wird wie folgt geändert:

a) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 11 und Artikel 7 Absatz 2 
wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 19. Juli 2023 übertragen. Die Befugnis zum Erlass 
delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 8 Absatz 3 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 
27. Juli 2026 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren 
einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume 
gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung 
spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 11, Artikel 7 Absatz 2 und Artikel 8 Absatz 3 kann 
vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet 
die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt 
wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den 
Widerruf nicht berührt.“

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

„(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 11, Artikel 7 Absatz 2 oder Artikel 8 Absatz 3 
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben 
oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, 
dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist 
um zwei Monate verlängert.“
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Artikel 4

Inkrafttreten und Geltung

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 8. Juli 2026.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Die Präsidentin

R. METSOLA

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. BYRNE
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Der Vorstand der WPK beobachtet die Entwicklungen im Bereich der künstlichen Intelligenz seit einiger 
Zeit sehr aufmerksam. Auf seiner Klausurtagung im Juli 2024 hat der Vorstand daher entschieden, dass 
die WPK ihre Mitglieder in diesem Bereich unterstützen und begleiten soll. Zu diesem Zweck wurde die 
Errichtung eines Vorstandsausschusses „Künstliche Intelligenz“ (VKI) beschlossen. Der VKI hat sich am 
27. September 2024 konstituiert und die künftigen Aufgaben und Schwerpunkte festgelegt, die unter 
anderem in der Erarbeitung und Veröffentlichung der vorliegenden FAQ KI bestehen. Damit soll den 
Wirtschaftsprüfern* der Zugang zur künstlichen Intelligenz erleichtert werden. Gleichzeitig soll eine Sen-
sibilisierung für dieses Thema stattfinden. 

Eine allgemein anerkannte Definition von „Künstlicher Intelligenz“ existiert bislang nicht. Für Zwecke 
dieses Dokumentes definiert der Vorstand der WPK „Künstliche Intelligenz“ als die Fähigkeit von Maschi-
nen, menschenähnliche kognitive Prozesse wie logisches Denken, Lernen und Planen zu simulieren oder 
zu imitieren. Dabei lernen KI-Systeme aus Daten, erkennen Muster und können ihre Leistung durch die 
Optimierung der Algorithmen im Laufe der Zeit verbessern.

Eine besondere Form der künstlichen Intelligenz stellt die sogenannte „generative künstliche Intelligenz“ 
dar, die den Schwerpunkt der vorliegenden FAQ KI bildet. Hierbei handelt es sich häufig um Modelle 
wie Large Language Models (LLMs) oder andere generative Architekturen, die durch Mustererkennung 
und Wahrscheinlichkeitsberechnungen mithilfe großer Datenmengen neue Inhalte (wie Texte, Bilder oder 
andere Medien) erzeugen (zum Beispiel ChatGPT, Gemini, BERT und LlaMA). Dabei entwickelt die künst-
liche Intelligenz kein eigenes Verständnis der Inhalte, sondern generiert Ergebnisse auf der Grundlage 
statistischer Wahrscheinlichkeiten.

Es ist wichtig zu betonen, dass nicht jede künstliche Intelligenz generativ ist. Viele KI-Systeme, wie 
regelbasierte Modelle oder einfache Machine-Learning-Anwendungen (zum Beispiel Spam-Erkennung), 
fallen nicht in die Kategorie der generativen künstlichen Intelligenz. Darüber hinaus fallen beispielsweise 
deterministische Verfahren nicht unter die Definition einer künstlichen Intelligenz, da diese in der Regel 
keine Lernfähigkeit erfordern und ihre Ergebnisse ausschließlich auf vordefinierten Regeln beruhen.

Beim Einsatz sämtlicher KI-Anwendungen ist hinsichtlich des Datenschutzes und des Berufsrechts zu be-
achten, wo die Daten ihren Ursprung haben, verarbeitet oder gespeichert werden (das heißt on premise 
[also lokal in den eigenen Räumlichkeiten oder auf der eigenen Hardware eines Unternehmens], im  
Intranet, in der EU, den USA oder im Rest der Welt).

Sofern Unternehmen künstliche Intelligenz bei der Bereitstellung von Informationen einsetzen, hat der 
Wirtschaftsprüfer nach den allgemeinen fachlichen Grundsätzen im Rahmen seiner Eigenverantwort-
lichkeit zu beurteilen, ob diese Informationen für die Zwecke des jeweiligen Auftrages ausreichend ver-
lässlich sind. Auch bei der Nutzung von künstlicher Intelligenz bleibt die kritische Grundhaltung des 
Wirtschaftsprüfers unverändert bestehen (siehe auch Kapitel 2. Rechtliche Rahmenbedingungen).

Auch Wirtschaftsprüfer setzen künstliche Intelligenz vermehrt in ihrer eigenen Praxis ein, beispielsweise 
im Rahmen von Abschlussprüfungen. Damit können sich häufig wiederholende Prozesse beschleunigt 
oder große Datenmengen umfassender analysiert werden. Gleichermaßen kann sich der Einsatz von 
künstlicher Intelligenz bei der Optimierung von internen Prozessen der WP-Praxis anbieten, beispiels-
weise bei der Gestaltung von Präsentationen oder Angeboten. 

Die WPK setzt ebenfalls bereits künstliche Intelligenz in Form eines Chatbots im Mitgliederbereich ein. 
Dieser Chat, genannt ADIRA, beantwortet Fragen rund um die Anerkennung von Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaften sowie zum Kammerbeitrag. Er bietet Informationen, beispielsweise zum möglichen Gesell-
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* Der Begriff „Wirtschaftsprüfer“ umfasst Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer.
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schafter- und Geschäftsführerkreis einer Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft, zum Mitgliedsbeitrag oder zu einer Beitragsermäßigung. 
Der Chat ist unter der Rubrik „Service“ in „Meine WPK“ zu finden. 
Perspektivisch ist geplant, ihn um weitere Bereiche zu erweitern, 
etwa zu Fragen zur Qualitätskontrolle, zur Registrierung als gesetz-
licher Abschlussprüfer und zur Zulassung und zum Examen. Feed-
back wird ausdrücklich begrüßt und kann direkt über den Chat 

gegeben werden, um den Service kontinuierlich zu verbessern. 

Der Schwerpunkt der vorliegenden FAQ soll auf den Einsatzmöglichkeiten in der WP-Praxis liegen und 
dabei insbesondere berufsrechtliche Aspekte behandeln. 

Die FAQ enthalten Fragestellungen zu folgenden Themen:
1. Allgemeine Fragen
2. Rechtliche Rahmenbedingungen
3. Spezifische Verlautbarungen
4. Einsatz von künstlicher Intelligenz 
5. Grenzen und Risiken 

Die Entwicklung der künstlichen Intelligenz verläuft mit einer hohen Dynamik und führt fortlaufend zu 
neuen technischen Möglichkeiten sowie vielfältigen Anwendungsbereichen. Nachfolgende Ausführun-
gen berücksichtigen den Stand im Zeitpunkt des Erscheinens dieser FAQ. 
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Allgemeine Fragen 

1.1. Warum muss sich der Wirtschaftsprüfer mit dem Thema künstliche 
Intelligenz im Allgemeinen befassen und in welchem Rahmen bietet 
sich der Einsatz von künstlicher Intelligenz in der WP-Praxis an? 

Künstliche Intelligenz kann dem Wirtschaftsprüfer in vielfältiger Form begegnen. Beim Mandanten, de-
ren Lieferanten und Kunden sowie in der WP-Praxis selbst werden vermehrt KI-Systeme eingesetzt. Der 
Einsatz erfolgt dabei nicht immer offenkundig, sondern geschieht oftmals in Hintergrundprozessen oder 
Applikationen. 

Erwartungsgemäß wird die Digitalisierung und der Einsatz von künstlicher Intelligenz in Zukunft weiter 
zunehmen. Eine Befassung der Berufsträger mit diesem Thema ist daher notwendig und sinnvoll, um 
künstliche Intelligenz zunächst erkennen und einordnen zu können und in einem weiteren Schritt die 
positiven Potenziale für die eigene WP-Praxis nutzen zu können. 

In welchem Umfang eine Auseinandersetzung mit dem Thema sachgerecht beziehungsweise geboten ist, 
hängt unter anderem von folgenden Einflussfaktoren ab:

 Art der Aufträge und bisheriger und angestrebter Digitalisierungsstand der Mandantschaft der 
Praxis,

 bisheriger und angestrebter Digitalisierungsstand der Praxis.

Entscheidet sich die Praxisleitung gegen eine Befassung mit KI, besteht nicht nur das Risiko, bestimmte 
Aufträge der Mandantschaft zukünftig nicht mehr übernehmen zu können, sondern auch dass Mit-
arbeiter eigenmächtig frei verfügbare, möglicherweise ungeeignete KI-Systeme einsetzen. Dies kann zu 
Verstößen gegen berufsrechtliche Pflichten, Datenschutzbestimmungen oder Qualitätsstandards führen. 
Daher empfiehlt es sich, im Qualitätssicherungssystem der WP-Praxis Regelungen zu treffen, ob und ge-
gebenenfalls welche KI-Systeme für welche Aufgaben eingesetzt werden dürfen.

Details zu den erforderlichen Regelungen finden Sie in Kapitel 2.2.

1.2. Welches Verständnis von künstlicher Intelligenz sollte ein Wirtschafts-
prüfer haben?

Die Beurteilung der Verlässlichkeit und Relevanz von Ergebnissen, die von KI-Systemen generiert werden, 
hängt davon ab, inwieweit der Wirtschaftsprüfer deren Funktionsweise nachvollziehen und beurteilen 
kann. Daher erfordert die Nutzung von KI-Ergebnissen, dass der Wirtschaftsprüfer insbesondere das 
Risiko wesentlicher falscher Darstellungen durch das eingesetzte KI-System sorgfältig bewertet und im 
Rahmen der Prüfungsstrategie berücksichtigt.

Ein Grundverständnis von künstlicher Intelligenz und den darauf basierenden Systemen ist notwendig, 
um diese rechtssicher, etwa im Rahmen einer betriebswirtschaftlichen Prüfung, insbesondere einer Ab-
schlussprüfung, einsetzen zu können. Wichtig ist dabei, zwischen folgenden Daten zu unterscheiden:

 Daten, die während oder nach der Verwendung von KI durch den WP vom Betreiber der KI oder 
einem Dritten zum Training der KI verwendet werden,

 Daten, die der KI – soweit möglich – vom WP zur dauerhaften fachlichen Anpassung der KI zur 
Verfügung gestellt werden (zum Beispiel Aufsätze, Standards, Mandantendaten) und 

 Daten, die der KI im Rahmen einer konkreten Anfrage (Prompt) zur Verfügung gestellt werden.

1.
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Ferner ist es erforderlich, dass Berufsträger die spezifischen Risiken kennen, die mit dem Einsatz von 
künstlicher Intelligenz verbunden sind, wie zum Beispiel Datenverzerrungen, Fehlinterpretationen von 
Ergebnissen oder Halluzinationen der KI (das heißt falsche oder erfundene Informationen, die nicht auf 
realen Daten basieren). 

Spezifische detaillierte Kenntnisse der technischen Abläufe von KI-Systemen stehen hingegen grund-
sätzlich nicht im Vordergrund. Allerdings steigt der Grad der notwendigen Kenntnisse mit dem Maß der 
Prüfungssicherheit, die aus der Nutzung der KI erzielt werden soll.

Sofern der Mandant künstliche Intelligenz einsetzt, die für die Erstellung des Jahresabschlusses oder 
des Lageberichts relevant ist, kann es – analog zur Prüfung anderer IT-Systeme im Rahmen der Jahres-
abschlussprüfung – erforderlich sein, die Expertise von IT- beziehungsweise KI-Sachverständigen in An-
spruch zu nehmen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Abschlussprüfer nicht selbst über die 
erforderlichen Fachkenntnisse zur Prüfung solcher Systeme verfügt. 

Auch mit dem Einsatz von künstlicher Intelligenz bleiben die allgemeinen Grundsätze und die Gesamt-
verantwortung des Wirtschaftsprüfers unverändert. 
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2.1. Welche spezifischen Rechtsvorschriften sind beim Einsatz von 
künstlicher Intelligenz in der WP-Praxis zu beachten?

Für den Einsatz von künstlicher Intelligenz in der Wirtschaftsprüfung sind gegenwärtig vor allem folgen-
de Rechtsvorschriften verpflichtend zu beachten:

KI-Verordnung (KI-VO) 
Diese EU-VO (2024/1689) legt einheitliche Vorschriften für KI-Systeme fest, die in der EU vermarktet und 
angewendet werden. Sie klassifiziert KI-Systeme nach ihrem Risiko. Bei der Klassifizierung der Risiko-
einstufung kommt es nicht auf die konkrete Nutzungsabsicht an, sondern vielmehr auf die technischen 
Möglichkeiten, die ein KI-System bietet. 

 Hochriskante Anwendungen wie Social Scoring sind verboten (Art. 5 KI-VO). Solche verbotenen 
KI-Anwendungen betreffen Wirtschaftsprüfer nicht. 

 Nicht verboten, aber stark reguliert werden die sogenannten Hochrisiko-KI-Systeme. Darunter 
fallen unter anderem KI-Systeme, die im Rahmen des Personalmanagements bestimmungsgemäß 
für die Einstellung oder Auswahl natürlicher Personen verwendet werden sollen, insbesondere 
um gezielte Stellenanzeigen zu schalten, Bewerbungen zu sichten oder zu filtern und Bewerber 
zu bewerten (Art. 6 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang 3 Nr. 4a KI-VO). Es ist denkbar, dass Wirt-
schaftsprüfer solche Systeme verwenden. Als Betreiber müssen sie einige Pflichten erfüllen, zum 
Beispiel eine kompetente menschliche Aufsicht einrichten, die den Betrieb der KI-Anwendung 
anhand der Betriebsanleitungen überwacht (Art. 26 KI-VO). 

 Die dritte Stufe bilden die sogenannten KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck. Hierzu 
zählen große generative KI-Modelle, die eine flexible Generierung von Inhalten ermöglichen. Sie 
werden in der Folge danach unterschieden, ob sie ein systemisches Risiko aufweisen oder nicht 
(Art. 51 ff. KI-VO). Ein systemisches Risiko im Sinne der KI-VO bezeichnet ein Risiko, welches „für 
die Fähigkeiten mit hohem Wirkungsgrad von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck 
spezifisch ist“ und erhebliche Auswirkungen auf den Unionsmarkt hat (Art. 3 Abs. 65 KI-VO). 
Wirtschaftsprüfer können sowohl Anbieter als auch Betreiber von KI-Systeme mit allgemeinem 
Verwendungszweck sein. Die Anbieter solcher KI-Modelle sind unter anderem verpflichtet, eine 
Strategie zur Einhaltung des Urheberrechts auf den Weg zu bringen und eine Zusammenfassung 
der für das Training des KI-Modells verwendeten Inhalte zu veröffentlichten (Art. 53 KI-VO). Die 
Anbieter von KI-Modellen mit allgemeinem Verwendungszweck und systemischem Risiko treffen 
weitergehende Pflichten (Art. 55 KI-VO).**

 Sowohl Anbieter als auch Betreiber von KI-Systemen aller Stufen haben zudem stets Maßnah-
men zu ergreifen, um sicherzustellen, dass ihr Personal über ein ausreichendes Maß an KI-Kom-
petenz verfügt (Art. 4 KI-VO). Die KI-VO enthält zwar keine Vorgaben zu konkreten Schulungsin-
halten, fordert jedoch, dass die Maßnahmen auf die technischen Kenntnisse, Erfahrung, Aus- und 
Weiterbildung sowie den jeweiligen Einsatzkontext des Personals abgestimmt sind.

 Ferner haben Anbieter und Betreiber von KI-Systemen bestimmte Transparenzpflichten zu 
erfüllen. Die Pflichten sind für Anbieter und Betreiber jeweils unterschiedlich (Art. 50 KI-VO). 
Für WP-Praxen einschlägig könnte jedenfalls Art. 50 Abs. 1 und 2 KI-VO sein, zum Beispiel bei 
der Verwendung eines Tax-Chatbots, der von der Praxis den Mandaten oder der interessierten 
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird. 

Rechtliche Rahmenbedingungen2.
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Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
Sofern KI-Systeme personenbezogene Daten verarbeiten, sind die 
datenschutzrechtlichen Anforderungen der DSGVO zu beachten. 
Dies betrifft insbesondere die Rechtmäßigkeit der Datenverarbei-
tung und den Schutz der Rechte der betroffenen Personen. 
 
Urheberrecht

Fragen zum Urheberrecht stellen sich sowohl bei der Verwendung fremder Informationen zum Training von 
generativer KI als auch bei der Verwendung der von der generativen KI erzeugten Informationen. Viele 
Fragen sind mit Blick auf das neue „Phänomen“ KI noch nicht abschließend beantwortet. Die Verwendung 
von durch das Urheberrecht geschützten Informationen ist in Deutschland durch § 44 b UrhG geregelt. 
Danach ist die Nutzung geschützter fremder Werke für das Training von KI erlaubt, sofern die Werke 
rechtmäßig, etwa im Internet oder gedruckt, zugänglich sind und etwaige Vervielfältigungen nach dem 
Training gelöscht werden. Von einer generativen KI erstellte Werke genießen keinen urheberrechtlichen 
Schutz, da das Urheberrecht einen menschlichen Schöpfungsakt voraussetzt. Urheberrechtsschutz kann 
aber bestehen, wenn ein Mensch den generativen Prozess steuert und die KI lediglich als Hilfsmittel nutzt. 
 

2.2. Welche Berufspflichten sind beim Einsatz von künstlicher Intelligenz 
in der WP-Praxis zu beachten?

Beim Einsatz von künstlicher Intelligenz in der WP-Praxis sind sämtliche Berufspflichten zu beachten, da 
diese technologieunabhängig gelten.
 
Gewissenhaftigkeit (§ 43 Abs. 1 Satz 1 WPO, § 4 Berufssatzung WP/vBP)

Der Wirtschaftsprüfer muss vor dem Einsatz von KI-Systemen ein ausreichendes Verständnis der Verarbei-
tungsprozesse und Informationsgenerierung erwerben. KI-Kompetenz wird somit nicht nur durch Art. 4 
KI-VO, sondern auch berufsrechtlich gefordert. Insbesondere muss sich der Wirtschaftsprüfer damit ver-
traut machen, wie hoch die Fehleranfälligkeit der KI-Systeme ist, wobei sich der Wirtschaftsprüfer hierbei 
gegebenenfalls auf verlässliche Aussagen Dritter stützen kann. 
 
Auf dieser Basis muss der Wirtschaftsprüfer beurteilen, in welchen Bereichen seiner beruflichen Tätigkeit 
KI-Systeme eingesetzt werden können und welchen Einfluss diese auf die gewissenhaft zu treffenden 
beruflichen Entscheidungen haben. Folglich ist es bei Prüfungen denkbar, dass geeignete KI-Anwen-
dungen mit geringer Fehleranfälligkeit bei einfach gelagerten Sachverhalten unmittelbar ausreichende 
Prüfungsnachweise liefern. Bei komplexen Fragestellungen mit hoher Ergebnisrelevanz kann die beruf-
liche Entscheidung hingegen regelmäßig (noch) nicht ausschließlich auf KI-generierte Informationen ge-
stützt werden. Vielmehr ist grundsätzlich zumindest zu prüfen, ob die generierten Informationen fachlich 
nachvollziehbar sind. Verbleiben Unsicherheiten, sollten die Informationen nur zur Plausibilisierung der 
Ergebnisse anderer Prüfungshandlungen verwendet werden. 
 
Erforderlichkeit und Intensität einer ex-post-Kontrolle hängen letztlich davon ab, wie hoch das ex ante 
festgestellte Fehlerrisiko des eingesetzten Systems in dem betroffenen Sachzusammenhang ist. Stets 
bedeutsam ist die Erkennung sogenannter „Halluzinationen“ bei Verwendung generativer künstlicher 
Intelligenz. 
 
Eigenverantwortlichkeit (§ 43 Abs. 1 Satz 1 WPO, § 12 Berufssatzung WP/vBP) 

Der Wirtschaftsprüfer muss eigenverantwortlich handeln (§ 43 Abs. 1 WPO). Daher hat er auch bei der 
Zuhilfenahme von KI-Anwendungen, sein Handeln in eigener Verantwortung zu bestimmen, sein Urteil Bi
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selbst zu bilden und seine Entscheidungen selbst zu treffen (§ 12 
Abs. 1 BS WP/vBP). Der Grundsatz, dass der Einsatz von techni-
schen Hilfsmitteln erlaubt ist, solange die Eigenverantwortlichkeit 
gewahrt bleibt, gilt also auch für die Verwendung von künstlicher 
Intelligenz. 

Auch im Rahmen der Eigenverantwortlichkeit sind die im Abschnitt 
zur Gewissenhaftigkeit dargelegten Erwägungen bedeutsam. Auch hier gilt also: Je unbedeutender die 
von der KI erzeugten Informationen für das Ergebnis der beruflichen Tätigkeit sind, desto weniger be-
steht das Erfordernis, sich die Ergebnisse durch eine Ex-post-Überprüfung zu eigen zu machen. Hiervon 
unberührt bleibt die Pflicht, im Rahmen der Gewissenhaftigkeit die fachliche Eignung der verwendeten 
KI-Systeme sicherzustellen (siehe oben). Die Grundsätze für die Delegation beruflicher Entscheidungen 
auf fachliche Mitarbeiter gelten entsprechend. 

Die Anforderungen steigen auch im Kontext der Eigenverantwortlichkeit, je bedeutsamer die KI-gene-
rierten Informationen für das Ergebnis der beruflichen Tätigkeit sind. Bei komplexen Fragestellungen mit 
hoher Ergebnisrelevanz dürfte sich der Schwerpunkt – wiederum in Parallele zur Gewissenhaftigkeit – in 
Richtung einer ex post durchzuführenden Kontrolle durch den Wirtschaftsprüfer in dem Sinne verschie-
ben, dass dieser sich das Ergebnis der KI-gestützt durchgeführten Prüfungshandlungen durch gesonderte 
Prüfungshandlungen zu eigen machen muss. 

Verschwiegenheitspflicht (§ 43 Abs. 1 Satz 1 WPO, § 10 Berufssatzung WP/vBP), 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen (§ 50 a WPO)

Bei einem Einsatz von KI-Anwendungen ist auszuschließen, dass Dritte – zum Beispiel durch Auskünfte 
der künstlichen Intelligenz – Zugang zu Informationen erhalten, die der beruflichen Verschwiegenheit 
des Wirtschaftsprüfers unterliegen. 

Unter dem Gesichtspunkt der Verschwiegenheit ist zwischen folgenden KI-Anwendungen zu unterscheiden: 
 Anwendungen, bei denen eingegebene Informationen nicht gegen den Zugriff Dritter geschützt 

sind und insbesondere zum Training öffentlich zugänglicher Modelle verwendet werden („un-
geschützte KI-Systeme“),

 Anwendungen, bei denen technisch-organisatorisch und vertraglich sichergestellt ist, dass 
Informationen, die der beruflichen Verschwiegenheit unterliegen, nicht zum Training öffentlich 
zugänglicher Modelle genutzt werden und auch darüber hinaus unbefugten Dritten (insbe-
sondere anderen Nutzern) nicht zur Kenntnis gelangen, sei es in der Cloud oder „on premise“ 
(„geschützte KI-Systeme“).

Kann nicht ausgeschlossen werden, dass Dritte von Informationen, die der beruflichen Verschwiegenheit 
unterliegen, Kenntnis erlangen, müssen Daten, die in eine künstliche Intelligenz eingebracht werden, 
anonymisiert oder pseudonymisiert werden. Soweit es sich nicht um Informationen handelt, die auch 
nach erfolgter Anonymisierung oder Pseudonymisierung Geschäftsgeheimnisse bleiben, ist die Eingabe 
in eine ungeschützte KI-Anwendung im oben genannten Sinne danach vor dem Hintergrund der berufs-
rechtlichen Verschwiegenheit zulässig. Zu beachten ist dabei allerdings, dass KI-Systeme gegebenen-
falls auch bei Eingabe anonymisierter oder pseudonymisierter Daten durch inhaltliche Zusammenhänge 
Rückschlüsse auf einzelne Mandanten oder Personen ziehen können. 

Sollen in eine von einem Dritten betriebene KI-Anwendung hingegen Informationen, die der berufli-
chen Verschwiegenheit unterliegen (also insbesondere nicht anonymisierte Mandantendaten) eingege-
ben werden, darf dies nur nach vorheriger Erfüllung der Anforderungen des § 50 a WPO erfolgen. Die Bi
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Vorschrift regelt die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen, wenn dem Dienstleister in diesem Rahmen 
der Zugang zu Tatsachen eröffnet wird, die der Verschwiegenheit 
nach § 43 Abs. 1 Satz 1 WPO unterliegen.
 
Neben der sorgfältigen Auswahl des Dienstleisters ist Zulässig-
keitsvoraussetzung für die Inanspruchnahme der Dienstleistung 

der Abschluss eines Vertrags, mit dem der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen 
einer Pflichtverletzung zur Verschwiegenheit verpflichtet wird (§ 50 a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 WPO). Werden 
in der Folge vom Dienstleister Maßnahmen getroffen, nach denen sichergestellt ist, dass Dritte (ins-
besondere andere Nutzer) keine Kenntnis von Berufsgeheimnissen erlangen können (insbesondere kein 
Training öffentlich zugänglicher Modelle mit nicht anonymisierten Mandanteninformationen), handelt es 
sich um ein geschütztes System im oben genannten Sinne. In ein solches System dürfen auch Prompts, 
die Berufsgeheimnisse enthalten, eingegeben werden.
 
Der bloße Abschluss eines Vertrages nach § 50 a WPO reicht nicht aus, wenn eine KI-Anwendung, die der 
Wirtschaftsprüfer zu nutzen beabsichtigt, technisch nicht geschützt werden kann oder soll. Eine durch einen 
externen Dienstleister betriebene KI-Anwendung dieser Art kann folglich vom Wirtschaftsprüfer berufs-
rechtskonform nur genutzt werden, wenn in diese keine Informationen eingegeben werden, die der berufli-
chen Verschwiegenheit unterliegen (unumkehrbare Anonymisierung oder Pseudonymisierung, siehe oben). 
Hierbei ist zu beachten, dass bestimmte KI-Anwendungen auch ohne aktive Nutzung in der Lage sind, zu 
Trainingszwecken auf anderweitig gespeicherte mandatsbezogene Informationen des Wirtschaftsprüfers 
zuzugreifen. Etwas anderes gilt nur, wenn der Mandant der Eingabe seiner Daten in die betreffende KI-
Anwendung zugestimmt und den Wirtschaftsprüfer insoweit von seiner Verschwiegenheit entbunden hat.
 
Wurde ein Dienstleister, der dem Wirtschaftsprüfer eine geschützte KI zur Verfügung stellt, sorgfältig 
ausgewählt und ordnungsgemäß nach § 50 a Abs. 3 WPO verpflichtet, trägt ausschließlich dieser die Ver-
antwortung für das unbefugte Offenbaren von geheim zu haltenden Informationen gegenüber Dritten 
(vgl. § 203 Abs. 4 StGB). 
 
Den Wirtschaftsprüfer trifft diesbezüglich zunächst ausschließlich die Pflicht, den Dienstleister vertrag-
lich zu Maßnahmen zu verpflichten, nach denen die Geheimhaltung mandatsbezogener Informationen 
gewährleistet ist. Eine laufende Überwachung des Dienstleisters, ob dieser seinen vertraglichen Ver-
pflichtungen nachkommt, wird von § 50 a WPO nicht vorgeschrieben und wäre dem Wirtschaftsprüfer 
auch nicht zumutbar. Unabhängig davon gilt, dass der Wirtschaftsprüfer die Zusammenarbeit mit dem 
Dienstleister unverzüglich beenden muss, wenn er erkennt, dass die Einhaltung der vertraglichen Ver-
pflichtungen nicht gewährleistet ist (§ 50 a Abs. 2 Satz 2 WPO).
 
Handelt es sich bei dem Dienstleister um einen Plattformanbieter, der KI-Dienstleister als Subunterneh-
mer einbezieht, hat der Vertrag mit dem Plattformanbieter Regelungen nach § 50 a Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 
Hs. 2 WPO zu enthalten. Danach hat der Plattformanbieter die KI-Dienstleister als Subunternehmer in 
Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Nach der Konzeption des § 50 a WPO muss der Wirt-
schaftsprüfer in diesem Fall keine gesonderten Verträge mit den als Subunternehmern tätigen KI-Dienst-
leistern schließen. Er muss sich aber im Rahmen der sorgfältigen Auswahl des Dienstleisters (§ 50 a 
Abs. 2 Satz 1 WPO) bei begründeten Zweifeln davon überzeugen, dass der Plattformanbieter tatsächlich 
entsprechende Verpflichtungserklärungen von seinen Subunternehmern einholt.
 
In diesem Zusammenhang ist auch auf das Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) 
zu achten. Die Eingabe vertraulicher Mandanteninformationen in ungeschützte KI-Anwendungen kann 
einen Verstoß gegen das Gebot des Geheimnisschutzes auch nach diesem Gesetz darstellen. Bi
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Verwertungsverbote (§ 323 Abs. 1 Satz 2 HGB, § 11 BS WP/vBP)

Nach § 323 Abs. 1 Satz 2 HGB, § 11BS WP/vBP dürfen Wirtschaftsprüfer Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse ihrer Mandanten unbefugt weder für sich noch für Dritte verwerten. Fraglich ist daher, unter 
welchen Voraussetzungen die Nutzung von Mandantendaten zur Verbesserung von KI-Systemen, also 
insbesondere zu Trainingszwecken, eine unbefugte Verwertung dieser Informationen für den Betreiber 
als Dritten darstellt.

In diesem Kontext bedeutsam ist zunächst, dass die Verwertungsverbote der § 323 Abs. 1 Satz 2 HGB, 
§ 11 BS WP/vBP ausschließlich das Berufsgeheimnis schützen. Bei anonymisierten Mandantendaten 
besteht daher kein Konflikt mit den genannten Verwertungsverboten, es sei denn, die Informationen 
behalten auch nach Anonymisierung ihren Charakter als Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (das Daten-
schutzrecht steht der Weitergabe und zweckändernden Verarbeitung [unumkehrbar] anonymisierter 
Mandantendaten insbesondere zu Trainingszwecken nicht entgegen, da diese durch die Anonymisierung 
ihren Charakter als personenbezogene Daten verloren haben).

Bei nicht anonymisierten Mandantendaten kann es jedoch zu einem Konflikt mit den genannten Verwer-
tungsverboten kommen, wenn die Daten zum Training und damit zur Verbesserung des KI-Systems eines 
Dritten genutzt werden. Dieser Konflikt wird vermieden, wenn technisch-organisatorisch und vertraglich 
sichergestellt ist, dass das vom Betreiber zur Verfügung gestellte KI-System nicht mit (nicht anonymisier-
ten) Mandantendaten trainiert und dadurch verbessert wird.

Unter dieser Voraussetzung darf der Wirtschaftsprüfer auch nicht anonymisierte Mandantendaten zur 
Verbesserung der vom System generierten Antworten nutzen, ohne gegen die Verwertungsverbote der 
§ 323 Abs. 1 Satz 2 HGB, § 11 BS WP/vBP (Verbot der unbefugten Verwertung „für sich“) zu verstoßen. 
Die genannten Vorschriften verbieten lediglich die Verwertung von Berufsgeheimnissen zu außerberuf-
lichen Zwecken, nicht aber das Lernen aus dem Mandat zur Verbesserung der fachlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten (hier: unter Zuhilfenahme von KI), die gegebenenfalls auch zur (Fort-) Entwicklung (weiterer) 
beruflicher Leistungen des Wirtschaftsprüfers genutzt werden.

Die Ausführungen in diesem Abschnitt beschränken sich auf die oben genannten berufs- und handels-
rechtlichen Verwertungsverbote. Zusätzlich ist zu prüfen, ob einer Verwertung auch anonymisierter Man-
dantendaten vertragliche Verbote oder sonstige Rechtsvorschriften, wie gegebenenfalls etwa solche des 
Urheberrechts, entgegenstehen.

Fachliche Fortbildung (§ 43 Abs. 2 Satz 4 WPO, § 5 Berufssatzung WP/vBP)

Die fachlich relevanten Aspekte der Informationserzeugung durch KI sind Gegenstand der Fortbildungs-
pflicht nach § 43 Abs. 2 Satz 4 WPO, § 5 BS WP/vBP, wenn Wirtschaftsprüfer im Rahmen ihrer beruf-
lichen Tätigkeit mit KI-Systemen in Kontakt kommen (eigene Anwendung oder Anwendung durch den 
Mandanten). Die für den Einsatz von KI erforderlichen technischen Kenntnisse sind nicht Gegenstand 
der fachlichen Fortbildung, sondern ein Aspekt der gewissenhaften Berufsausübung (§ 43 Abs. 1 Satz 1 
WPO, § 4 BS WP/vBP).

Die fachliche Fortbildung im Zusammenhang mit künstlicher Intelligenz könnte zum Beispiel folgende 
Themen betreffen:

 Fortentwicklung der Prüfungsmethodik unter Einbeziehung von KI
 Einsatzfelder von KI im Rahmen der beruflichen Tätigkeit
 Fehlerrisiken bei Einsatz von KI/Eignung KI-erzeugter Informationen als Prüfungsnachweis.
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Dokumentation/Hand- beziehungsweise Prüfungsakte (§ 51 b WPO, unter anderem §§ 39 und 
58 Berufssatzung WP/vBP) 

Auch beim Einsatz von KI-gestützten Anwendungen muss die Handakte des Wirtschafsprüfers ein zutref-
fendes Bild über die von ihm entfaltete Tätigkeit geben (§ 51b Abs. 1 WPO). Art, Umfang und Dokumenta-
tion der Prüfungsdurchführung hat der Wirtschaftsprüfer im Rahmen seiner Eigenverantwortlichkeit nach 
pflichtgemäßem Ermessen in Abhängigkeit von Größe, Komplexität und Risiko des Prüfungsmandats zu be-
stimmen (§ 39 Abs. 1 BS WP/vBP). In den Arbeitspapieren müssen unter anderem die Prüfungshandlungen 
ausreichend und ordnungsgemäß dokumentiert werden. Auch bei Einholung von internem oder externem 
Rat sind deren Ergebnisse sowie die Schlussfolgerungen zu dokumentieren (§ 39 Abs. 2 und 3 BS WP/vBP).

Die Regelungen verdeutlichen, dass für Dritte in den Arbeitspapieren zumindest nachvollziehbar, also 
überprüfbar, dokumentiert werden muss, 

 wer, 
 unter Einsatz welcher Mittel (also gegebenenfalls dem Einsatz von künstlicher Intelligenz, wobei 

auch deren festgestellte Verlässlichkeit zu dokumentieren ist),
 welche Prüfungshandlungen, 
 mit welchem Prüfungsergebnis vorgenommen hat.

Je nach Bedeutung der KI-generierten Informationen für das Ergebnis der beruflichen Tätigkeit kann eine 
weitergehende Dokumentation sinnvoll beziehungsweise erforderlich sein. In solchen Fällen sollten die 
Prüfungshandlungen in der Handakte so dokumentiert sein, dass zumindest nachvollziehbar ist: 

 welche KI-Anwendung (einschließlich Version) verwendet wurde,
 welche Eingaben („Prompts“) gemacht wurden,
 welche Ausgaben durch die KI erzeugt wurden und
 wie die Verlässlichkeit und Relevanz der KI-Ergebnisse beurteilt wurden.

Die Reproduzierbarkeit der KI-generierten Informationen ist technisch in der Regel nicht möglich und 
kann deshalb im Rahmen der Dokumentation nicht verlangt werden.

Qualitätssicherung (§§ 55 b WPO, 50 ff. Berufssatzung WP/vBP) 

Die Praxisleitung hat eine aktive Entscheidung darüber zu treffen, ob und in welchem Umfang die Ver-
wendung der künstlichen Intelligenz durch die Mitarbeiter zulässig ist. Im Fall der Zulassung von be-
stimmten KI-Anwendungen (selbst entwickelte wie auch „eingekaufte“) sollte die Praxisleitung Regeln 
für die Verwendung aufstellen und diese in das Qualitätssystem der Praxis integrieren. Das Qualitätssi-
cherungssystem muss sich dann auch auf die eingesetzten KI-Anwendungen erstrecken und sollte in Ab-
hängigkeit von der Komplexität sowie Art und Umfang der KI insbesondere folgende Aspekte abdecken:

Verantwortlichkeiten:
 Festlegung der Zuständigkeit über Auswahl, Freigabe und Überwachung von KI-Anwendungen
 Benennung einer verantwortlichen Person (zum Beispiel KI-Beauftragter)

Auswahl und Dokumentation:
 Prüfung und Dokumentation des Einsatzzwecks des KI-Systems
 Erfassung des Anbieters des KI-Systems
 Identifikation und Bewertung berufsrechtlicher und sonstiger relevanter Risiken
 Neubewertung bei Systemänderungen oder neuen Versionen
 Festlegung verbindlicher Vorgaben zur Verwendung zulässiger Anwendungen zur Vermeidung 

von Schatten-IT-Strukturen
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Schulungen:
				  Konzeption und Durchführung bedarfsgerechter Schulungs-

maßnahmen
				  Dokumentation der durchgeführten Schulungen

Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssicherung 
(§§ 48, 60 Berufssatzung WP/vBP) 

Die berufsrechtlichen Regelungen im Hinblick auf Maßnahmen zur auftragsbezogenen Qualitätssiche-
rung sehen vor, dass Personen die Berichtskritik oder auftragsbegleitende Qualitätssicherung durchfüh-
ren (§ 48 Abs. 2 Satz 2 BS WP/vBP für die Berichtskritik, Art. 8 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014, 
§ 48 Abs. 3 Satz 2 BS WP/vBP für die auftragsbegleitende Qualitätssicherung). Für die Konsultation 
(§ 39 Abs. 3 BS WP/vBP) fehlt es zwar an einer ausdrücklichen Regelung dieser Art. § 39 Abs. 3 BS WP/
vBP wird jedoch so auszulegen sein, dass auch hier eine Person zu konsultieren ist (vgl. Erläuterungs-
texte zu § 39 Abs. 3 BS WP/vBP). Insofern kann künstliche Intelligenz weder Qualitätssicherer im Sinne 
der berufsrechtlichen Vorschriften sein, noch kann der Einsatz von künstlicher Intelligenz die genannten 
qualitätssichernden Instrumente ersetzen.
 

2.3. Ein Mandant fragt, ob unsere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als 
KI-Beauftragter für ihn tätig werden kann. Wäre dies aus Sicht des 
Berufsrechts zulässig?

Die Aufgabe des KI-Beauftragten ist bisher gesetzlich weder vorgesehen noch ausgestaltet. WP-Praxen 
müssen sich als KI-Beauftragte daher insbesondere am Berufsrecht messen lassen. 

Die Aufgaben eines KI-Beauftragten sind inhaltlich originäre berufliche Aufgaben von Wirtschaftsprüfern 
nach § 2 WPO. Eine WP-Praxis, sei es die eigene Praxis eines Wirtschaftsprüfers oder eine Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, kann KI-Beauftragter sein. 

Wichtig ist, dass es sich um einen externen KI-Beauftragten handeln muss, denn ein Wirtschaftsprüfer 
darf sich weder tatsächlich in ein gewerbliches Unternehmen einordnen, noch darf der Anschein ent-
stehen, der WP sei in ein gewerbliches Unternehmen eingegliedert. Die Einsetzung muss also aufgrund 
eines typischen Mandatsverhältnisses als externer KI-Beauftragter erfolgen und für Dritte muss schnell 
und klar erkennbar werden, dass der WP die Tätigkeit als externer KI-Beauftragter aus seiner WP-Praxis 
heraus ausübt, ohne in die Unternehmensorganisation eingegliedert zu sein. Entscheidend sind dafür 
zum Beispiel der Internetauftritt des Unternehmens, Visitenkarten, Briefbögen, Kontaktdaten und so 
weiter.

Die erstmalige Tätigkeit als KI-Beauftragter sollte dringend mit dem Haftpflichtversicherer besprochen 
werden. Gerade bei neuen Tätigkeiten in den Randbereichen der beruflichen Aufgaben können De-
ckungslücken entstehen, die gegebenenfalls durch spezialisierte Versicherungsprodukte geschlossen 
werden können. 

Zudem muss beachtet werden, dass die Einnahmen aus der Tätigkeit als externer KI-Beauftragter von 
der Finanzverwaltung als gewerbliche Einnahmen eingeordnet werden können und eine Infektion der 
freiberuflichen Einkünfte droht. Soll der KI-Beauftragte auch Abschlussprüfer des gewerblichen Unter-
nehmens sein oder dort andere prüfende Tätigkeiten ausüben, muss besonderes Augenmerk auf die 
Unabhängigkeit gerichtet werden. Die Beurteilung hängt von der konkreten Ausgestaltung der Tätigkeit 
als KI-Beauftragter für das zu prüfende Unternehmen ab. 
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3.1. Welche fachlichen Verlautbarungen, Hinweise und Veröffentlichungen 
gibt es in Deutschland?

Folgende fachliche Verlautbarungen und Arbeitshilfen sind aktuell verfügbar:
 IDW Prüfungsstandard 861: Dieser Standard regelt die Anforderungen an freiwillige Prüfungen 

von KI-Systemen außerhalb der Abschlussprüfung und legt die Berufsauffassung dar, nach der 
Wirtschaftsprüfer unbeschadet ihrer Eigenverantwortlichkeit derartige Aufträge planen, durchfüh-
ren sowie darüber Bericht erstatten 

 Prüfung der Anforderungen des EU AI Act unter Verwendung des IDW PS 861 (03.2023) – Fra-
gen und Antworten (Stand: 30. Juni 2025)

 Fragen und Antworten zur praktischen Anwendung von Automatisierten Tools und Techniken 
(ATT) im Rahmen der Abschlussprüfung

 IDW Knowledge Paper zum AI Act (Stand: 15. August 2024) 
 IDW Support-Dokument: Generative KI: Funktionen, Chancen und Herausforderungen des Ein-

satzes für Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer (Stand: 1. Dezember 2025)
 IDW Advisory Hinweis: Die Einführung generativer Künstlicher Intelligenz im Unternehmen (IDW 

AdvH 6.003 (01.2026))

Daneben gibt es eine Reihe themenspezifischer Veröffentlichungen.

3.2. Welche wesentlichen fachlichen Verlautbarungen, Hinweise und 
Veröffentlichungen wurden im internationalen Bereich veröffentlicht?

Aus der Vielzahl der verfügbaren Veröffentlichungen möchten wir insbesondere auf die folgenden hin-
weisen:

 IAASB: Technology Position Statement
 IESBA: Technology Landscape: Artificial Intelligence
 Accountancy Europe: 5 Ways Professional Accountancy Organisations Support the 

Technological Transformation of Auditing
 CAQ: Auditing in the Age of Generative AI
 CPA Canada and AICPA: A CPA’s Introduction to AI: From Algorithms to Deep Learning, 

What You Need to Know
 PCAOB: SPOTLIGHT – Staff Update on Outreach Activities Related to the Integration of 

Generative Artificial Intelligence in Audits and Financial Reporting
 Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses – Wechselwirkung 

zwischen KI-Anwendungen und Dienstleistungen der Freien Berufe: Reaktion auf dringende 
gesellschaftliche Bedürfnisse

Spezifische Verlautbarungen3.
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4.1. In welchen Bereichen kann künstliche Intelligenz im Rahmen der 
Abschlussprüfung eingesetzt werden beziehungsweise welche 
konkreten Anwendungsfälle sind denkbar?

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz soll den Wirtschaftsprüfer im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit 
unterstützen, sie soll und kann ihn, insbesondere seinen zwischenmenschlichen Austausch mit seinen 
Mandanten, nicht ersetzen. Vielmehr können mittels KI Prüfungsprozesse optimiert beziehungsweise 
automatisiert werden. Dabei hängt die praktische Umsetzung von verschiedenen Faktoren ab, wie der 
Qualität der Daten, den eingesetzten Technologien und den spezifischen Anforderungen des Prüfungs-
prozesses. Die Einsatzmöglichkeiten entwickeln sich dabei kontinuierlich weiter, sodass neue Anwen-
dungsfelder hinzukommen und bestehende Ansätze fortlaufend verbessert werden können. 

Mögliche Anwendungsbereiche, die bereits heute oder in der Zukunft eine bedeutende Rolle spielen 
können, sind unter anderem:

 KI-gestützte Analysen von Buchungsjournalen und Stammdaten, um große Datenmengen effizi-
ent zu durchsuchen 

 Erkennen von Anomalien in Daten, die auf Fehler oder andere Unregelmäßigkeiten hinweisen 
könnten

 Analyse von Geschäftsprozessen und Unterstützung bei der Einschätzung potenzieller Risiken
 Automatisierte Belegprüfung, beispielsweise durch die Prüfung von Übereinstimmungen zwi-

schen einzelnen Belegen
 Erstellen von Textzusammenfassungen, etwa für die Auswertung umfangreicher Vertragswerke 

und anderer Dokumentationen
 KI-gestützte Anhangsprüfung durch Abgleich mit dem Vorjahresabschluss und Abgleich der 

Zahlenwerte mit bereits geprüften Unterlagen
 Zugriff auf digitales Wissen, um relevante Informationen schneller und strukturierter verfügbar zu 

machen
 Vorhersagemodelle zur Risiko- und Trendanalyse
 Visualisierung und Strukturierung von Ergebnissen, um komplexe Daten für die weitere Analyse 

aufzubereiten
 Einsatz von KI-Agenten zur Automatisierung einfacher Arbeitsschritte

4.2. Was sind die Vorteile des Einsatzes von künstlicher Intelligenz in der 
Wirtschaftsprüfung?

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz in der Wirtschaftsprüfung bietet die Chance, Prozesse effizienter 
zu gestalten und die Prüfungsqualität zu verbessern. Durch die Automatisierung repetitiver und zeitauf-
wändiger Aufgaben wie Datenabgleiche, Belegprüfungen oder anderer Routineaufgaben können sich 
Wirtschaftsprüfer stärker auf anspruchsvollere Tätigkeiten konzentrieren, etwa die Analyse und Bewer-
tung komplexer Sachverhalte.

Auch bietet die künstliche Intelligenz die Möglichkeit, die Prüfungsqualität und Prüfungssicherheit zu 
erhöhen. Durch KI-gestützte Analysen können große Datenmengen effizienter und präziser untersucht 
werden. Hierbei kann künstliche Intelligenz Muster, Anomalien oder Unregelmäßigkeiten sowie poten-
zielle Risiken oder Betrugsindikatoren umfänglicher identifizieren. Zugleich kann künstliche Intelligenz 
die Prüfungsqualität steigern, indem sie menschliche Fehler durch die Automatisierung standardisierter 
Prozesse verringert. Die fortlaufende Verbesserung der KI-Modelle durch maschinelles Lernen sorgt dabei 

Einsatz von künstlicher Intelligenz4.
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für zunehmend präzisere Analysen, die tiefere Einblicke in Daten 
und Geschäftsprozesse ermöglichen und kann Prüfern somit fun-
diertere Entscheidungen erlauben.

4.3.  Welche Rolle spielen unstrukturierte 
Daten in der Abschlussprüfung – und wie 
kann künstliche Intelligenz ihre Analyse 
unterstützen?

In der Abschlussprüfung sind unstrukturierte Daten von besonderer Relevanz, da sie einen erheblichen 
Teil der unternehmensbezogenen Informationen ausmachen, unmittelbare Einblicke in einzelne Ge-
schäftsvorfälle, Entscheidungsprozesse oder das Kontrollumfeld ermöglichen und damit Hinweise zur 
Identifikation und Bewertung von Unternehmensrisiken liefern können.

Im Gegensatz zu strukturierten Daten, die durch klar definierte Felder standardisiert und effizient aus-
wertbar sind, fehlt unstrukturierten Daten oftmals eine einheitliche Datenstruktur. Unstrukturierte Daten 
sind beispielsweise Dokumente (E-Mails, Verträge, Sitzungsprotokolle etc.), Bilder, Audio- oder Video-
dateien. Die IT-gestützte Analyse strukturierter Daten ist in der Abschlussprüfung gängige Praxis. Un-
strukturierte Daten hingegen stellen besondere Anforderungen an Methodik und Technologie. Bislang 
wurden unstrukturierte Informationen im Rahmen der Abschlussprüfung manuell gesichtet und ausge-
wertet, was regelmäßig mit hohem Zeitaufwand verbunden ist und im Ergebnis stark von individuellen 
Entscheidungen zur Auswahl, Gewichtung und Interpretation abhängt. 

Durch den Einsatz geeigneter KI-Technologien eröffnen sich neue Möglichkeiten, große Mengen unstruk-
turierter Daten effizienter zu analysieren und zusätzliche prüfungsrelevante Erkenntnisse aus bislang 
schwer zugänglichen Informationsquellen zu gewinnen. Anwendungen zur automatisierten Texterken-
nung und -auswertung (zum Beispiel Text Mining) ermöglichen es, relevante Informationen gezielter zu 
identifizieren, Muster zu erkennen und Zusammenhänge frühzeitig sichtbar zu machen. Insbesondere in 
Kombination mit Methoden des maschinellen Lernens können solche Verfahren die Abschlussprüfung in 
verschiedenen Phasen unterstützen. Denkbare Einsatzmöglichkeiten sind beispielsweise gezielte Suchen 
nach Schlüsselbegriffen in der Cloud, in E-Mails oder in Verträgen. 

Unabhängig davon, ob KI-Technologien zum Einsatz kommen, ergeben sich bei der Nutzung unstruktu-
rierter Daten besondere Herausforderungen im Vergleich zu strukturierten Daten:

 Eine zentrale Herausforderung besteht in der Identifikation und dem Zugang zu relevanten 
unstrukturierten Daten, die häufig verteilt in verschiedenen IT-Systemen vorliegen (zum Beispiel 
E-Mail-Server, Dokumentenmanagementsysteme, Cloud-Dienste etc.) und für Prüfzwecke in ge-
eigneter und nachvollziehbarer Form verfügbar gemacht werden müssen.

 Im Gegensatz zu strukturierten Daten existieren bei unstrukturierten Informationen in der Regel 
keine standardisierten Kontrollsummen oder Referenzwerte, mit denen sich die Vollständigkeit 
verlässlich prüfen lässt. Das Risiko unvollständiger oder selektiver Daten ist entsprechend erhöht, 
was die Aussagekraft der Analyseergebnisse einschränken kann.

 Die Inhalte sind häufig kontextabhängig und mehrdeutig. Sie lassen sich nur eingeschränkt 
standardisiert erfassen oder eindeutig interpretieren, was eine verlässliche automatisierte Aus-
wertung erschweren kann. Die Analyse erfordert daher eine sorgfältige Auswahl geeigneter 
Verfahren und eine kritische Einordnung der Ergebnisse.

Für die Ergebnisse aus KI-gestützten Analysen unstrukturierter Daten gelten dieselben berufsrechtlichen 
Anforderungen wie für andere Prüfungsnachweise. Die Verantwortung für deren angemessene Einordnung 
und Würdigung liegt auch in diesem Bereich uneingeschränkt beim Wirtschaftsprüfer (vgl. Abschnitt 2.2). Bi
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5.1. Welche Risiken bestehen beim Einsatz von künstlicher Intelligenz in 
der Wirtschaftsprüfung? 

Der Einsatz von künstlicher Intelligenz in der Wirtschaftsprüfung verspricht erhebliche Vorteile, birgt 
jedoch auch Risiken, die sorgfältig berücksichtigt werden müssen. Wirtschaftsprüfer müssen sich be-
wusst sein, dass KI-Systeme keine fehlerfreien oder vollständig objektiven Lösungen bieten, sondern auf 
Trainingsdaten, Algorithmen und menschlichen Vorgaben basieren, die Schwächen und Verzerrungen 
enthalten können. Daher ist es von Bedeutung, die Ergebnisse von KI-Anwendungen stets kritisch zu 
hinterfragen und ihnen nicht blind zu vertrauen.
 
Zu den zentralen Risiken des KI-Einsatzes gehören:
	 Haftungsrisiken können entstehen, wenn fehlerhafte KI-Ergebnisse ungeprüft übernommen 

werden und zu falschen Prüfungsurteilen führen.
	 Berufsrechtliche Konsequenzen drohen, wenn Berufspflichten im Umgang mit künstlicher Intelli-

genz nicht beachtet werden (siehe Frage 2.2.).
	 Arbeitsrechtliche Konflikte können auftreten, wenn Angestellte KI-Anwendungen ohne Wissen 

oder Zustimmung des Arbeitgebers nutzen und dabei interne Richtlinien, Datenschutzbestim-
mungen oder andere Vorschriften verletzen.

 
Daneben können Voreingenommenheit (Bias) und Diskriminierung sowie fehlende Entscheidungstrans-
parenz Risiken beim Einsatz von KI-Systemen darstellen. Verzerrte Trainingsdaten oder unzureichende 
Modelle können dazu führen, dass Vorurteile verstärkt oder bestimmte Gruppen systematisch benach-
teiligt werden. Gleichzeitig erschwert die oft undurchsichtige Funktionsweise moderner KI-Modelle die 
Nachvollziehbarkeit ihrer Entscheidungen, wodurch es schwierig wird, Fehler zu erkennen, Verantwor-
tung zuzuweisen und vertrauenswürdige Ergebnisse sicherzustellen.
 
Generell gilt: Der Wirtschaftsprüfer bleibt für die Ergebnisse, die unter Einsatz von künstlicher Intelligenz 
entstanden sind, im gleichen Maße verantwortlich wie für seine sonstigen Arbeitsergebnisse.

Grenzen und Risiken5.
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4/3 KI-Unternehmensrichtlinie Klar & Zahlen GmbH (Stand: xx.xx.xxxx)

(10 Seiten)

KI-Unternehmensrichtlinie Klar & Zahlen GmbH 
(Stand: xx.xx.xxxx)

Hinweis: 
Die vorliegende KI-Unternehmensrichtlinie wurde für das Fallbeispiel der WP-Praxis 
„Klar & Zahlen GmbH“ entwickelt. 
Sollten Sie diese Vorlage für Ihr eigenes Unternehmen verwenden wollen, wird emp-
fohlen, sie an die spezifischen Rahmenbedingungen, Strukturen und Bedürfnisse Ihres 
Unternehmens anzupassen. 
Es handelt sich um ein Muster, das keine individuelle Rechtsberatung ersetzen kann. 
Wenden Sie sich im Zweifelsfall in Ihren Anwalt.

Übersicht:

1. Vorbemerkung

2. Zweck der KI-Richtlinie

3. Geltungsbereich dieser Richtlinie

4. Sorgfaltspflicht bei der Nutzung von KI-generierten Inhalten

5. Datenschutz

6. Verschwiegenheitspflicht

7. Zugelassene KI-Systeme

8. Zulässige und unzulässige Nutzung von KI-Tools

9. Transparenz und Dokumentation von KI-gestützen Inhalten

10. Haftung und Regelverstöße

11. Einhaltung der KI-Richtlinie

1. Vorbemerkung

Eine KI-Richtlinie ist derzeit gesetzlich nicht vorgeschrieben, bietet aber hilfreiche Ori-
entierung im verantwortungsvollen und sicheren Einsatz von KI im Unternehmen. 

Download der
Vollversion auf
www.loesle.de 
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KI-Unternehmensrichtlinie Klar & Zahlen GmbH  
(Stand: xx.xx.xxxx) 

 
Hinweis:  
Die vorliegende KI-Unternehmensrichtlinie wurde für das Fallbeispiel der WP-Praxis 
„Klar & Zahlen GmbH“ entwickelt.  
Sollten Sie diese Vorlage für Ihr eigenes Unternehmen verwenden wollen, wird emp-
fohlen, sie an die spezifischen Rahmenbedingungen, Strukturen und Bedürfnisse Ihres 
Unternehmens anzupassen.  
Es handelt sich um ein Muster, das keine individuelle Rechtsberatung ersetzen kann. 
Wenden Sie sich im Zweifelsfall in Ihren Anwalt. 

 

Übersicht: 

1. Vorbemerkung 

2. Zweck der KI-Richtlinie 

3. Geltungsbereich dieser Richtlinie 

4. Sorgfaltspflicht bei der Nutzung von KI-generierten Inhalten 

5. Datenschutz 

6. Verschwiegenheitspflicht 

7. Zugelassene KI-Systeme 

8. Zulässige und unzulässige Nutzung von KI-Tools 

9. Transparenz und Dokumentation von KI-gestützen Inhalten 

10. Haftung und Regelverstöße 

11. Einhaltung der KI-Richtlinie 

 

1. Vorbemerkung 

 Eine KI-Richtlinie ist derzeit gesetzlich nicht vorgeschrieben, bietet aber hilfreiche Ori-
entierung im verantwortungsvollen und sicheren Einsatz von KI im Unternehmen.  

 Version 1.0 – gültig ab 01.09.2025 

 Verantwortlich: Geschäftsführung und KI-Kompetenzbeauftragter 

 Geltungsbereich: gesamte Kanzlei inkl. Verwaltung und Fachabteilungen 

2. Zweck der KI-Richtlinie 

 

Der Einsatz von KI bietet neue Chancen, erfordert aber – wie jede Technologie – einen 
verantwortungsvollen und kontrollierten Umgang. Diese KI-Richtlinie dient der geregel-
ten, transparenten und verantwortungsvollen Nutzung von KI-Technologien innerhalb 
unserer Praxis. 

 
Ziel ist es, die rechtlichen Anforderungen, insbesondere aus der EU KI-Verordnung, der 
DSGVO sowie den Berufsgrundsätzen für WP  einzuhalten und gleichzeitig die Effizienz 
und Qualität unserer Prüfungs- und Beratungsleistungen zu steigern. 
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2. Zweck der KI-Richtlinie; Forts. 

 

Gleichzeitig sind alle Mitarbeitenden dazu aufgefordert, sich im Rahmen ihrer Tätigkeit 
über aktuelle Entwicklungen, Risiken und Best Practices beim Einsatz von KI-Tools zu in-
formieren.  Auch beim Einsatz von KI bleibt es die persönliche Verantwortung der Mit-
arbeitenden, rechtliche, fachliche und technische Fehler sowie Qualitätsmängel zu 
vermeiden – so, als wäre die Leistung ohne Unterstützung durch KI erbracht worden.  

3. Geltungsbereich dieser Richtlinie 

 

Diese KI-Richtlinie gilt für  
• Alle Mitarbeitenden der Kanzlei (inkl. Geschäftsführung, WPs, Prüfungsmitarbei-

tende, Rechtsabteilung, IT, Human Ressources, Marketing, Sekretariat) 
 

4. Sorgfaltspflicht bei der Nutzung von KI-generierten Inhalten 

 
Mitarbeitende sind verpflichtet, alle durch KI-Tools erstellten Inhalte – etwa Texte, Bil-
der, Programmcode, Präsentationen oder Analysen – vor ihrer Nutzung im betriebli-
chen Kontext sorgfältig zu prüfen.  

 

Dies gilt insbesondere im Hinblick auf folgende Risiken:  
• Inhaltliche Fehler: Unvollständige, falsche oder irreführende Informationen 

(Beispielsweise darf ein KI-generiertes Bild nicht als „echtes“ Foto ausgegeben 
werden, sondern muss entsprechend gekennzeichnet werden.) 

• Rechtliche Risiken: Verletzung von Urheberrechten, Datenschutzverstöße oder von  
Persönlichkeitsrechten 

• Diskriminierende oder unangemessene Inhalte: z.B. durch voreingenommene Trai-
ningsdaten 

• Sicherheitsrisiken: Verletzung Berufspflichten durch Offenlegung vertraulicher Infor-
mationen 
 

Die Verantwortung für die Qualität, Korrektheit und Rechtssicherheit der verwendeten 
Inhalte liegt – auch bei Einsatz von KI – bei den jeweiligen Mitarbeitenden.  
 
KI-generierte Inhalte dürfen nur nach sorgfältiger Prüfung für betriebliche Zwecke ver-
wendet, gespeichert oder weitergegeben werden. 

5. Datenschutz 

 

Beim Einsatz von KI-gestützten Anwendungen ist der Schutz personenbezogener Daten 
besonders zu beachten.  
Viele KI-Tools verarbeiten Daten auf Servern außerhalb der EU, oft ohne Einhaltung der 
Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Dadurch kann nicht ausge-
schlossen werden, dass eingegebene Informationen dauerhaft gespeichert, weiterver-
arbeitet oder für Trainingszwecke verwendet werden.  
Daher gilt:  

 

Es dürfen niemals personenbezogene Daten in KI-Tools eingegeben werden, 
insbesondere keine:  
• Namen von Kunden, Mitarbeitenden oder Geschäftspartnern 
• Adressen, Telefonnummern, E-Mail-Adressen 
• Kundennummern, Vertragsdaten oder interne Kennziffern 
• Bank- und Zahlungsdaten 
• Gesundheitsdaten oder Informationen über persönliche Lebensverhältnisse 
• Religion oder Staatsangehörigkeit 
• Zugangsdaten, Passwörter oder sonstige sicherheitsrelevante Informationen 
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5. Datenschutz; Forts. 

 

Die Einstellungen zur Datennutzung sind zu prüfen: 
Wenn das verwendete KI-Tool entsprechende Optionen anbietet, ist sicherzustellen, 
dass eingegebene Daten nicht für Trainingszwecke gespeichert oder weiterverwen-
det werden. Diese Einstellungen sind vor der Nutzung zu aktivieren. 

6. Verschwiegenheitspflicht 

 

Die Wahrung von Betriebsgeheimnissen und die Einhaltung der beruflichen Verschwie-
genheitspflicht gelten uneingeschränkt auch bei der Nutzung von KI-gestützten An-
wendungen.  
Mitarbeitende sind verpflichtet, keine vertraulichen oder geschützten Informationen in 
KI-Tools einzugeben, insbesondere dann nicht, wenn diese Daten auf externen Ser-
vern verarbeitet oder gespeichert werden könnten.   

 

Als vertraulich gelten insbesondere:  
• Finanzdaten und interne Zahlen (z. B. Bilanzen, Umsätze, Kalkulationen, Gehälter) 
• Vertrags- und Kundendaten (z. B. Inhalte von Mandatsvereinbarungen, Angebots-

details) 
• Strategische Informationen (z. B. Geschäftspläne, Investitionsentscheidungen, 

Marktanalysen) 
• Internes Fachwissen und Methoden (z. B. Prüfungsansätze, Bewertungssysteme, in-

terne Arbeitshilfen oder Checklisten) 
• Nicht veröffentlichte rechtliche oder steuerliche Einschätzungen 
• Technische oder organisatorische Sicherheitsmaßnahmen. 

 
Diese Informationen unterliegen der beruflichen und vertraglichen Verschwiegenheits-
pflicht und dürfen nicht über KI-Tools an Dritte weitergegeben werden.  

7. Zugelassene KI-Systeme 

 
Der Mitarbeitende verwendet bei der Arbeit und auf unternehmenseigenen Geräten 
ausschließlich die von der Geschäftsführung freigegebenen Programme, Apps oder 
Browser-Erweiterungen gemäß Anlage A.  

 
Sofern der Mitarbeitende Zweifelsfragen zur Anwendung hat, wie zum Beispiel hinsicht-
lich Datenschutz oder zum Umfang der zulässigen Nutzung, hat er sich an seine Füh-
rungskraft zu wenden. 

8. Zulässige und unzulässige Nutzung von KI-Tools 

 

Die Nutzung von KI-gestützten Tools kann in bestimmten Arbeitsbereichen eine sinn-
volle Unterstützung bieten. Grundsätzlich gilt jedoch: Die persönliche und eigenver-
antwortliche Erbringung der Arbeitsleistung steht im Vordergrund.  
Der Einsatz von KI darf diese Verantwortung nicht ersetzen, sondern nur gezielt und 
unterstützend erfolgen. 

 Beispiele für den zulässigen und unzulässigen Einsatz von KI-Anwendungen sind in An-
lage B aufgeführt.  
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8. Zulässige und unzulässige Nutzung von KI-Tools; Forts. 

 

Nicht (mehr) zulässige KI-Anwendungen lt. KI-Verordnung (EU) 2024/1689 (Anhang III, 
Hochrisiko) (Wortlaut wird in Anlage C wiedergegeben): 
 
KI-Systeme fallen unter die Kategorie „verbotene KI“ oder „Hochrisiko KI“, wenn sie 
automatisiert Menschen bewerten, kategorisieren oder diskriminieren könnten. 
 
Beispiele:  
• Automatisierte Eignungsbewertungen auf Basis von Verhalten, Sprache, Aussehen 
• Systeme, die Entscheidungen treffen, ob ein Bewerber angenommen oder abge-

lehnt wird – ohne menschliche Kontrolle 
• KI-gestützte Persönlichkeitsanalysen (z. B. „Social Scoring“ durch Unternehmen im 

Bereich Kundenbewertung, Personal) 
• Deepfakes ohne Offenlegung (Täuschung durch KI-generierte Inhalte) 

 
Diese Arten von Anwendungen sind nach der KI-Verordnung entweder verboten oder 
nur unter strengsten Auflagen erlaubt.  

9. Transparenz und Dokumentation von KI-gestützten Inhalten 

 
KI darf nur unter klarer Nachvollziehbarkeit und Dokumentation in prüferischen Arbeits-
papieren, Prüfberichten (ggf. Sicherung in mehreren Generationen – vor und nach 
Freigabe) oder Arbeitsergebnissen verwendet werden. 

 

8.1. Freigabe 
KI-gestützte Inhalte (Texte, Bilder, Datenanalysen, Code, Präsentationen etc.) dürfen 
nicht ohne vorherige Prüfung und Freigabe durch die zuständigen Personen oder Füh-
rungskräfte verwendet, veröffentlicht oder an Dritte weitergegeben werden.  
Es gelten die gleichen internen Freigabeverfahren wie bei klassischen Arbeitsergebnis-
sen – ergänzt um spezifische Anforderungen zur Kennzeichnung und Nachvollziehbar-
keit. 

 

8.2. Kennzeichnungspflicht 
KI-gestützte Inhalte müssen transparent und nachvollziehbar als solche kenntlich ge-
macht werden – insbesondere bei externer Nutzung oder Veröffentlichung.  
Eine Kennzeichnung ist auch bei internen Dokumenten sinnvoll, um spätere Nachvoll-
ziehbarkeit zu gewährleisten. 

 

8.3. Dokumentation 
Der Input (Prompts, Ausgangsfragen) sowie der generierte Output der KI müssen ab-
gespeichert und nachvollziehbar dokumentiert werden, idealerweise im jeweiligen 
Projekt- oder Arbeitspapier. 
 
Die Dokumentation muss auch enthalten:  
• den verwendeten KI-Dienst bzw. das Tool (inkl. Version) 
• das Datum und den Zweck der Nutzung 
• die durchgeführten Prüf- und Kontrollmaßnahmen, mit denen die fachliche, recht-

liche und technische Korrektheit sichergestellt wurde. 
  
Diese Unterlagen sind für eventuelle Rückfragen, Nachweise oder Qualitätssicherun-
gen aufzubewahren. 
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10. Haftung und Regelverstöße 

 

Die Nichtbeachtung dieser KI-Richtlinie, insbesondere in Bezug auf Datenschutz und 
Vertraulichkeit, kann im Einzelfall arbeitsrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen.  
Diese können – je nach Schwere des Verstoßes – von einer Ermahnung bis hin zu dis-
ziplinarischen Maßnahmen (z. B. Abmahnung oder Kündigung) reichen.  

 Bei Unsicherheiten zur Nutzung von KI ist rechtzeitig Rücksprache mit der Führungskraft 
oder der zuständigen Fachabteilung zu halten.  

11. Einhaltung der KI-Richtlinie 

 

Hiermit bestätigt der Mitarbeiter 
 
                                ____________________________________ 
                                      (Vorname, Name, Abteilung) 

„Ich bestätige, dass ich die KI-Richtlinie gelesen, verstanden und akzeptiert habe.  
Ich verpflichte mich, die in der KI-Richtlinie enthaltenen Regeln und Hinweise bei der 
KI-Nutzung von KI-Systemen einzuhalten.“ 
 
Name:                      ___________________________________ 
 
Ort, Datum:             ____________________________________ 
 
Unterschrift:             ____________________________________ 
 

 

 
Anhänge:  

Anhang A: Erlaubte KI-Tools 

Anhang B: Zulässige und unzulässige Anwendung von KI-Tools 

Anhang C: Anhang III „Hochrisiko-KI-Systeme gemäß Artikel 6 Abs. 2“ der  
 KI-Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13.06.2024 (Amtsblatt der  
 EU 12.07.2024) 
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Anhang A zur KI-Unternehmensrichtlinie (Stand: xx.xx.xxxx) 
Klar und Zahlen GmbH: 

Erlaubte KI-Tools 

1. Textgenerierung und sprachliche Unterstützung 
a. Chat-GPT  
b. Gemini 
c. MS Copilot (Word, Outlook, Teams) 
d.  

 
2. Recherche 

a. Perplexity 
b.  

 
3. Datenanalyse und Automatisierung 

a. Power BI (mit KI-gestützten Funktionen) (zur visuellen Aufbereitung 
von Daten, Trends und Abweichungsanalysen) 

b. Excel Copilot/ Microsoft 365 Copilot (Automatisierung von Kalkulatio-
nen, Zusammenfassungen, Trendanalysen) 

c.  
 

4. Bild- und Visualisierungstools 
a. Dall-E, Midjourney (Symbolbilder für interne Schulungen, illustrative 

Präsentationen) 
b.  

 
5. KI-Übersetzungs- oder Schreibassistenten wie DeepL 

 
 

Nicht erlaubt: Benutzung des KI-Chatbots oder der Apps von DeepSeek. 
 
(Hinweis: Diese Liste ist fortlaufend zu aktualisieren und bestmöglich via Intranet 
den Mitarbeitenden zugänglich zu machen.) 
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Anhang B Anlage zur KI-Unternehmensrichtlinie (Stand: xx.xx.xxxx) 
Klar und Zahlen GmbH: 

Zulässige und unzulässige Anwendung von KI-Tools 
 

Anwendungsfall KI-gene-
rierter Text 

KI-gene-
riertes Bild Hinweise/Einschränkungen 

Interne Präsentationen ✓ ✓ Keine vertraulichen Inhalte;  
Quellen angeben 

Werbeanzeigen/Marketing-
kampagnen 

✓ ✓ 
Urheberrecht beachten, ggf. Li-
zenzen prüfen; Deepfake-Täu-
schungseffekte vermeiden 

Website-/Produkttexte ✓ ? 
Texte prüfen und anpassen; keine 
Bilder ohne Lizenzierung bzw. 
Kennzeichnung verwenden 

Vertragstexte/rechtliche 
Formulierungen 

  Nur durch Fachpersonal erstellen; 
hohe rechtliche Unsicherheit 

Schulungsmaterialien ✓ ✓ 
Inhalte müssen sachlich überprüft 
werden 

Social Media Beiträge ✓ ✓ 
Veröffentlichung nur nach Frei-
gabe; Urheber- und Persönlich-
keitsrechte prüfen 

Kundenkommunikation ? ? 
Nur Textvorschläge; keine auto-
matisierte Kommunikation ohne 
Freigabe 

Berichte, Analysen ✓ ? 
Keine sensiblen Daten; Grafische 
Visualisierungen müssen korrekt 
gekennzeichnet werden 

Bewerbungsprozesse: Vor-
sortierung von Bewerbun-
gen und Terminkoordination 

✓ ✓ 
Erlaubt, wenn Ergebnis geprüft 
und DSGVO-konform angewen-
det wird 

 
Hinweis: Diese Liste ist an die unternehmensindividuellen Gegebenheiten anzupassen! 
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Anhang C zur KI-Unternehmensrichtlinie (Stand: xx.xx.xxxx) 
Klar und Zahlen GmbH: 

Anhang III „Hochrisiko-KI-Systeme gemäß Artikel 6 Abs. 2 der KI-Verordnung 
(EU) 2024/1689 vom 13.06.2024 (Amtsblatt der EU 12.07.2024) 
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4/4 VERORDNUNG (EU) 2024/1624 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES

Stand: 19.06.2024 (111 Seiten)

VERORDNUNG (EU) 2024/1624 DES EUROPÄISCHEOPÄISCHEOP N PARLPARLP AMENTS UND DES RATESRATESRA

vom 31. Mai 2024

zur VerhinderVerhinderV ung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der Geldwäsche oder der 
TerTerT rorismusfinanzierismusfinanzierismusf ung

(Text (Text (T von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE OPÄISCHE OP PARLPARLP AMENT UND DER RAT RAT RA DER EUROPÄISCHEN OPÄISCHEN OP UNION —

gestützt auf den VerVerV trag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf VorscVorscV hlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- tschafts- tschaf und Sozialausschusses (2),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren fahren f (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) ist das wichtigste Rechtsinstrument zur 
VerhinderVerhinderV ung der Nutzung des Finanzsystems der Union für Zwecke der Geldwäsche und der TerTerT rorismusfinanzie-
rung. Mit der vorgenannten Richtlinie wird ein umfassender Rechtsrahmen geschaffen, haffen, haff der durch die Richtlinie (EU) 
2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) noch verstärkt wurde, indem neu auftretauftretauf enden Risiken der 
Geldwäsche und der T ismusfinanzier begegnet und die T beim wirtschaftlichen aftlichen af Eigentum erhöht 

Amtsblatt 
der Europäischen Union

DE 
Reihe L

2024/1624 19.6.2024

Geldwäsche und der TerTerT rorismusfinanzierung begegnet und die Transparenz Transparenz T beim wirtschaftlichen aftlichen af Eigentum erhöht 

Download der
Vollversion auf
www.loesle.de 
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VERORDNUNG (EU) 2024/1624 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 31. Mai 2024

zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der Geldwäsche oder der 
Terrorismusfinanzierung

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) ist das wichtigste Rechtsinstrument zur 
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems der Union für Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzie-
rung. Mit der vorgenannten Richtlinie wird ein umfassender Rechtsrahmen geschaffen, der durch die Richtlinie (EU) 
2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) noch verstärkt wurde, indem neu auftretenden Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung begegnet und die Transparenz beim wirtschaftlichen Eigentum erhöht 
wurde. Ungeachtet der im Rahmen dieses Rechtsrahmens erzielten Fortschritte hat die Erfahrung gezeigt, dass 
weitere Verbesserungen vorgenommen werden sollten, um Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
angemessen zu mindern und kriminelle Versuche, das Finanzsystem der Union für kriminelle Zwecke zu 
missbrauchen, wirksam aufzudecken.

(2) Bei der Anwendung der Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2015/849, die die Verpflichtungen der Verpflichteten 
regeln, stellt sich vor allem die Herausforderung, dass den in diesen Bestimmungen festgelegten Vorschriften keine 
unmittelbare Geltung zukommt sowie dass bei der Vorgehensweise eine nationale Fragmentierung festzustellen ist. 
Obwohl die Vorschriften seit drei Jahrzehnten bestehen und weiterentwickelt wurden, werden sie noch immer in 
einer Weise umgesetzt, die nicht ganz mit den Anforderungen eines integrierten Binnenmarkts in Einklang steht. 
Deshalb ist es notwendig, dass Vorschriften für derzeit in der Richtlinie (EU) 2015/849 geregelte Sachverhalte, die 
von den betreffenden Verpflichteten unmittelbar anzuwenden sein könnten, in einer Verordnung angegangen 
werden, um so bei der Anwendung zu der gewünschten Einheitlichkeit zu gelangen.
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(1) ABl. C 210 vom 25.5.2022, S. 5.
(2) ABl. C 152 vom 6.4.2022, S. 89.
(3) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 24. April 2024 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 

30. Mai 2024.
(4) Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des 

Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73).

(5) Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und 
zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43).
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(3) Dieses neue Instrument ist Teil eines umfassenden Pakets, mit dem der Unionsrahmen für die Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gestärkt werden soll. Zusammen werden die vorliegende Verordnung, die 
Richtlinie (EU) 2024/1640 des Europäischen Parlaments und des Rates (6) und die Verordnungen (EU) 2023/1113 (7) 
und (EU) 2024/1620 (8) des Europäischen Parlaments und des Rates den Rechtsrahmen für die von den 
Verpflichteten zu erfüllenden Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und 
den institutionellen Rahmen der Union zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bilden, der 
auch die Einrichtung einer Behörde zur die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (Authority 
for Anti-Money Laundering and Countering the Financing of Terrorism — im Folgenden „AMLA“) beinhaltet.

(4) Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung werden häufig in einem internationalen Kontext betrieben. Auf 
Unionsebene erlassene Maßnahmen ohne Berücksichtigung internationaler Koordinierung und Zusammenarbeit 
hätten nur sehr begrenzte Wirkung. Aus diesem Grund sollten die von der Union auf diesem Gebiet erlassenen 
Maßnahmen mit den auf internationaler Ebene ergriffenen Maßnahmen vereinbar und mindestens so streng wie 
diese sein. Die Maßnahmen der Union sollten auch weiterhin den Empfehlungen der Arbeitsgruppe „Bekämpfung 
der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung“ (FATF) und den Instrumenten anderer internationaler Gremien, 
die im Kampf gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung tätig sind, Rechnung tragen. Um Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung noch wirksamer bekämpfen zu können, sollten die einschlägigen Rechtsakte der Union 
gegebenenfalls an die Internationalen Standards der FATF zur Bekämpfung von Geldwäsche und der Finanzierung 
von Terrorismus und Proliferation vom Februar 2012 (im Folgenden „überarbeitete FATF-Empfehlungen“) sowie an 
spätere Änderungen dieser Standards angepasst werden.

(5) Seit dem Erlass der Richtlinie (EU) 2015/849 haben jüngste Weiterentwicklungen des strafrechtlichen Rahmens der 
Union dazu beigetragen, die Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäsche, damit zusammenhängenden Vortaten 
und Terrorismusfinanzierung zu stärken. Die Richtlinie (EU) 2018/1673 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (9) hat zu einem gemeinsamen Verständnis des Straftatbestands der Geldwäsche und damit zusammen-
hängender Vortaten geführt. In der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rates (10) 
wurden Finanzstraftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union definiert, die auch als Vortaten zur 
Geldwäsche betrachtet werden sollten. Mit der Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (11) wurde ein gemeinsames Verständnis des Straftatbestands der Terrorismusfinanzierung erreicht. Da diese 
Begriffe im Strafrecht der Union nunmehr geklärt sind, besteht keine Notwendigkeit mehr, Geldwäsche, damit 
zusammenhängende Vortaten oder Terrorismusfinanzierung in den Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung der Union zu definieren. Stattdessen sollte der Rahmen der Union zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in vollem Umfang mit dem strafrechtlichen Rahmen der Union 
übereinstimmen.

(6) Harmonisierung im einschlägigen Bereich des Strafrechts ermöglicht einen starken und kohärenten Ansatz auf 
Unionsebene zur Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäsche und damit zusammenhängenden Vortaten, 
einschließlich Korruption. Gleichzeitig stellt ein solcher Ansatz sicher, dass Mitgliedstaaten, die bei der Definition 
krimineller Tätigkeiten, die Vortaten für Geldwäsche darstellen, einen breiteren Ansatz gewählt haben, weiterhin 
einen solchen Ansatz anwenden können. Aus diesem Grund sollte im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2018/1673 
jede Art von strafbarer Beteiligung an der Begehung einer Vortat für Geldwäsche, die nach nationalem Recht unter 
Strafe gestellt ist, für die Zwecke der genannten Richtlinie und der vorliegenden Verordnung auch als kriminelle 
Tätigkeit betrachtet werden.

(7) Die Technologie entwickelt sich ständig weiter und bietet der Privatwirtschaft Möglichkeiten, neue Produkte und 
Systeme für den Austausch von Geldern oder Werten zu entwickeln. Dies ist zwar zu begrüßen, kann aber neue 
Risiken für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung mit sich bringen, da Straftäter ständig Wege finden, 
Anfälligkeiten auszunutzen, um so illegale Gelder zu verstecken und weltweit zu verschieben. Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen und Crowdfunding-Plattformen sind dem Risiko der Nutzung neuer Kanäle für die 
Verschiebung illegaler Gelder ausgesetzt und gut aufgestellt, um solche Verschiebungen aufdecken und Risiken 
mindern zu können. Der Geltungsbereich der Rechtsvorschriften der Union sollte daher im Einklang mit den 
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(6) Richtlinie (EU) 2024/1640 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2024 über die von den Mitgliedstaaten 
einzurichtenden Mechanismen zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der Geldwäsche oder der 
Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und zur Änderung und Aufhebung der Richtlinie (EU) 
2015/849 (ABl. L, 2024/1640, 19.6.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1640/oj).

(7) Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Übermittlung von Angaben 
bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 (ABl. L 150 vom 
9.6.2023, S. 1).

(8) Verordnung (EU) 2024/1620 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2024 zur Errichtung der Behörde zur 
Bekämpfung der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) 
Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L, 2024/1620, 19.6.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1620/oj).

(9) Richtlinie (EU) 2018/1673 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 über die strafrechtliche Bekämpfung 
der Geldwäsche (ABl. L 284 vom 12.11.2018, S. 22).

(10) Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von 
gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 29).

(11) Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 zur Terrorismusbekämpfung und zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates und zur Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates (ABl. L 88 vom 
31.3.2017, S. 6).
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FATF-Standards in Bezug auf Kryptowerte auf solche Unternehmen ausgeweitet werden. Gleichzeitig bieten 
Innovationen, wie etwa die Entwicklung des Metaversums, neue Möglichkeiten für die Begehung von Straftaten und 
das Waschen der Erträge daraus. Daher ist es wichtig, hinsichtlich der Risiken, die mit der Bereitstellung innovativer 
Produkte oder Dienstleistungen verbunden sind, wachsam zu sein, sei es auf Unions- oder nationaler Ebene oder auf 
Ebene der Verpflichteten.

(8) Die unter diese Verordnung fallenden Institute und Personen spielen eine zentrale Rolle als Torwächter (Gatekeeper) 
des Finanzsystems der Union und sollten daher alle erforderlichen Maßnahmen treffen, um die Anforderungen dieser 
Verordnung umzusetzen und so zu verhindern, dass Straftäter Geldwäsche bezüglich der Erträge aus ihren illegalen 
Tätigkeiten oder Terrorismusfinanzierung betreiben können. Außerdem sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 
jegliches Risiko der Nichtumsetzung oder der Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen zu mindern.

(9) Die Definition eines Versicherungsvermittlers gemäß der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (12) umfasst ein breites Spektrum natürlicher oder juristischer Personen, die die Tätigkeit des 
Versicherungsvertriebs aufnehmen oder ausüben. Einige Versicherungsvermittler nehmen Versicherungsvertriebs-
tätigkeiten unter der vollen Verantwortung von Versicherungsunternehmen oder Vermittlern auf und üben 
Tätigkeiten nach deren Grundsätzen und Verfahren aus. Erheben diese Vermittler keine Prämien oder Beträge, die für 
den Kunden, den Versicherungsnehmer oder den Begünstigten der Versicherungspolice bestimmt sind, so sind sie 
nicht in der Lage, eine sinnvolle Sorgfaltsprüfung durchzuführen oder verdächtige Transaktionen aufzudecken und 
zu melden. Angesichts dieser begrenzten Rolle und der Tatsache, dass die vollständige Anwendung der 
Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung von den Versicherungsunternehmen 
oder Vermittlern sichergestellt wird, unter deren Verantwortung sie Dienstleistungen erbringen, sollten Vermittler, 
die keine Geldbeträge im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (13) verwalten, für die Zwecke dieser Verordnung nicht als Verpflichtete gelten.

(10) Holdinggesellschaften, die gemischte Tätigkeiten ausüben und mindestens eine Tochtergesellschaft haben, bei der es 
sich um eine Verpflichtete handelt, sollten selbst als Verpflichtete in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
einbezogen werden. Um eine kohärente Beaufsichtigung durch die Finanzaufsichtsbehörden sicherzustellen, sollte in 
Fällen, in denen zu den Tochtergesellschaften einer gemischten Holdinggesellschaft mindestens ein Kreditinstitut 
oder Finanzinstitut gehört, die Holdinggesellschaft selbst auch als ein Finanzinstitut gelten.

(11) Finanztransaktionen können als Möglichkeit des Finanzmanagements einer Gruppe auch innerhalb ein und 
derselben Gruppe stattfinden. Derlei Transaktionen erfolgen jedoch nicht gegenüber Kunden und erfordern keine 
Anwendung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Um Rechtssicherheit 
zu gewährleisten, muss anerkannt werden, dass diese Verordnung nicht für Finanztätigkeiten oder andere 
Finanzdienstleistungen gilt, die von Mitgliedern einer Gruppe für andere Mitglieder dieser Gruppe vorgenommen 
werden.

(12) Angehörige von rechtsberatenden Berufen sollten dieser Verordnung unterliegen, wenn sie sich — einschließlich 
durch Steuerberatung — an Finanz- oder Unternehmenstransaktionen beteiligen, weil die Gefahr besteht, dass ihre 
Dienste für Zwecke der Geldwäsche in Bezug auf Erträge aus kriminellen Tätigkeiten oder zum Zweck der 
Terrorismusfinanzierung missbraucht werden. Es sollten jedoch Ausnahmen von der Pflicht zur Meldung von 
Informationen vorgesehen werden, die vor, während oder nach einem Gerichtsverfahren oder im Rahmen der 
Beurteilung der Rechtslage für einen Mandanten erlangt wurden, da für solche Informationen das Privileg der 
rechtsberatenden Berufe gilt. Die Rechtsberatung sollte deshalb auch weiterhin dem Berufsgeheimnis unterliegen, es 
sei denn, der Angehörige eines rechtsberatenden Berufs ist an Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung beteiligt, 
die Rechtsberatung wird für Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung erteilt oder der Angehörige eines 
rechtsberatenden Berufs weiß, dass der Mandant die Rechtsberatung für Zwecke der Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung in Anspruch nimmt. Ob Wissen und Zweck vorliegen, kann aus objektiven, faktischen 
Umständen abgeleitet werden. Da bereits im Stadium der Begehung der Erträge generierenden kriminellen Tätigkeit 
Rechtsberatung in Anspruch genommen werden könnte, ist es wichtig, dass sich die vom Privileg der 
rechtsberatenden Berufe ausgenommenen Fälle auch auf Fälle erstrecken, in denen die Rechtsberatung im 
Zusammenhang mit den Vortaten erteilt wird. Rechtsberatung, die im Zusammenhang mit einem laufenden 
Gerichtsverfahren in Anspruch genommen wird, sollte nicht als Rechtsberatung für Zwecke der Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung betrachtet werden.

(13) Damit die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) verankerten Rechte 
gewahrt bleiben, sollten die Informationen, die Abschlussprüfer, externe Buchprüfer und Steuerberater, die in einigen 
Mitgliedstaaten dazu befugt sind, einen Mandanten in einem Gerichtsverfahren zu verteidigen oder zu vertreten oder 
die Rechtslage eines Mandanten zu beurteilen, in Ausübung dieser Tätigkeiten erlangen, nicht den Meldepflichten 
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(12) Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Januar 2016 über Versicherungsvertrieb (ABl. L 26 
vom 2.2.2016, S. 19).

(13) Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im 
Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG, 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).
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unterliegen. Dieselben Ausnahmen, die für Notare und Rechtsanwälte gelten, sollten auch für Angehörige der 
genannten Berufe gelten, wenn sie in Ausübung des Rechts auf Verteidigung oder wenn sie zur Beurteilung der 
Rechtslage eines Mandanten tätig werden.

(14) Mit der Richtlinie (EU) 2018/843 wurden in der Union erstmals in einem Rechtsinstrument die Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung thematisiert, die mit Kryptowerten verbunden sind. Dabei wurde der 
Geltungsbereich des Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung um zwei Arten von 
Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen erweitert: um Dienstleister, die virtuelle Währungen in Fiatgeld und 
umgekehrt tauschen, sowie um Anbieter von elektronischen Geldbörsen. Aufgrund des raschen technologischen 
Fortschritts und der Weiterentwicklung der FATF-Standards muss dieser Ansatz überprüft werden. Ein erster Schritt 
zur Vervollständigung und Aktualisierung des Rechtsrahmens der Union wurde mit der Verordnung (EU) 
2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates (14) vollzogen, indem Anforderungen für Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen festgelegt wurden, die eine Zulassung für die Erbringung ihrer Dienstleistungen im 
Binnenmarkt anstreben. Außerdem wurden mit der Verordnung (EU) 2023/1113 die Rückverfolgbarkeitsan-
forderungen auf Transfers von Kryptowerten ausgedehnt, die von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, die 
unter die Verordnung (EU) 2023/1114 und die geänderte Richtlinie (EU) 2015/849 fallen, vorgenommen werden, 
um die Mitgliedstaaten zu verpflichten, diese Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zu Verpflichteten zu 
machen. Diese Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten auch der vorliegenden Verordnung unterliegen, 
um jegliches Risiko des Missbrauchs von Kryptowerten zu Zwecken der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
zu mindern.

(15) Die Schaffung von Märkten für einzigartige und nicht fungible Kryptowerte ist erst vor Kurzem erfolgt und hat noch 
nicht zu Rechtsvorschriften zur Regulierung ihrer Funktionsweise geführt. Die Entwicklung dieser Märkte wird 
beobachtet, und es ist wichtig, dass sie nicht zu neuen Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken führt, die 
nicht angemessen gemindert würden. Bis zum 30. Dezember 2024 hat die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über die jüngsten Entwicklungen in Bezug auf Kryptowerte vorzulegen, 
einschließlich einer Bewertung der Entwicklung von Märkten für einzigartige und nicht fungible Kryptowerte, der 
angemessenen regulatorischen Behandlung solcher Kryptowerte, einschließlich einer Bewertung der Notwendigkeit 
und Machbarkeit der Regulierung von Anbietern von Dienstleistungen im Zusammenhang mit einzigartigen und 
nicht fungiblen Kryptowerten. Gegebenenfalls hat die Kommission diesem Bericht einen Gesetzgebungsvorschlag 
beizufügen.

(16) Die Anfälligkeiten von Crowdfunding-Plattformen für Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung sind 
horizontaler Art und betreffen den Binnenmarkt als Ganzen. Bislang haben sich beim Umgang mit diesen Risiken in 
den Mitgliedstaaten unterschiedliche Ansätze entwickelt. Während mit der Verordnung (EU) 2020/1503 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (15) der Regulierungsansatz für Unternehmensinvestitionen und 
kreditbasierte Crowdfunding-Plattformen unionsweit harmonisiert wird und mehrere Schutzmaßnahmen gegen 
potenzielle Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken eingeführt werden, wie etwa eine Sorgfaltsprüfung 
von Crowdfunding-Plattformen in Bezug auf Projektträger und im Rahmen von Zulassungsverfahren, schafft das 
Fehlen eines harmonisierten Rechtsrahmens mit robusten Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung für Crowdfunding-Plattformen Lücken und schwächt die Schutzmaßnahmen der Union zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. Daher muss sichergestellt werden, dass alle 
Crowdfunding-Plattformen, einschließlich derjenigen, die bereits gemäß der Verordnung (EU) 2020/1503 zugelassen 
sind, den Rechtsvorschriften der Union zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung unterliegen.

(17) Crowdfunding-Vermittler, die eine digitale Plattform betreiben, um Geldgeber mit Projektträgern wie etwa 
Verbänden oder Einzelpersonen, die eine Finanzierung suchen, zusammenzubringen oder ein solches Zusammen-
bringen zu erleichtern, sind Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken ausgesetzt. Unternehmen, die nicht 
nach der Verordnung (EU) 2020/1503 zugelassen sind, unterliegen derzeit entweder keinerlei Regulierung oder aber 
unterschiedlichen Regulierungsansätzen in den Mitgliedstaaten, auch was die Vorschriften und Verfahren gegen 
Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung angeht. Solche Vermittler sollten daher den 
Verpflichtungen der vorliegenden Verordnung unterliegen, insbesondere um die Abzweigung von Geldbeträgen 
im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 oder von Kryptowerten, die von Straftätern für 
illegale Zwecke beschafft wurden, zu verhindern. Um diese Risiken zu mindern, gelten diese Verpflichtungen für ein 
breites Spektrum von Projekten, darunter unter anderem Bildungs- oder Kulturprojekte und die Sammlung dieser 
Geldbeträge oder Kryptowerte zur Unterstützung allgemeinerer Zwecke, beispielsweise im humanitären Bereich, 
oder zur Veranstaltung oder Feier eines familiären oder sozialen Ereignisses.

(18) Die Richtlinie (EU) 2015/849 wurde mit dem Ziel erlassen, die Risiken der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung bei Barzahlungen über große Beträge zu mindern, indem der Kreis der Verpflichteten 
auf Personen erweitert wurde, die mit Gütern handeln, soweit sie Zahlungen in Höhe von 10 000 EUR oder mehr in 
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(14) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für Kryptowerte und zur 
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 
(ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).

(15) Verordnung (EU) 2020/1503 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Oktober 2020 über Europäische 
Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1129 und der Richtlinie (EU) 
2019/1937 (ABl. L 347 vom 20.10.2020, S. 1).
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bar tätigen oder entgegennehmen, wobei es den Mitgliedstaaten freigestellt wurde, strengere Vorschriften 
einzuführen. Dieser Ansatz hat sich angesichts des mangelhaften Verständnisses und der mangelhaften Anwendung 
der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, der fehlenden Aufsicht und der 
begrenzten Zahl der verdächtigen Transaktionen, die bei der zentralen Meldestelle gemeldet wurden, als unwirksam 
erwiesen. Um die Missbrauchsrisiken bei großen Barbeträgen angemessen zu mindern, sollte eine unionsweite 
Obergrenze für große Bargeldzahlungen von über 10 000 EUR festgelegt werden. Folglich müssen Personen, die mit 
Gütern handeln, den Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht mehr 
unterliegen, mit Ausnahme von Personen, die mit Edelmetallen, Edelsteinen, anderen hochwertigen Gütern und 
Kulturgütern handeln.

(19) Einige Kategorien von Personen, die mit Gütern handeln sind dem Risiko der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung in besonderem Maße ausgesetzt, weil sie mit hochwertigen Gütern von oft geringer 
Größe handeln, die sich leicht transportieren lassen. Aus diesem Grund sollten Personen, die mit Edelmetallen und 
Edelsteinen und anderen hochwertigen Gütern handeln, den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung unterliegen, wenn dieser Handel entweder eine regelmäßige oder eine hauptberufliche 
Tätigkeit darstellt.

(20) Kraftfahrzeuge, Wasserfahrzeuge und Luftfahrzeuge in den höheren Marktsegmenten sind aufgrund ihres hohen 
Wertes und ihrer Transportfähigkeit anfällig für Risiken des Missbrauchs für Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung. Daher sollten Personen, die mit solchen Gütern handeln den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung unterliegen. Die Transportfähigkeit dieser Güter ist für die Zwecke der Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung besonders attraktiv, da solche Güter leicht über Grenzen der Union oder außerhalb der 
Union verbracht werden können und der Zugang zu Informationen über solche Güter, die in Drittländern registriert 
sind, für die zuständigen Behörden möglicherweise nicht leicht zugänglich ist. Um Risiken zu mindern, dass 
hochwertige Güter aus der Union zu kriminellen Zwecken missbraucht werden, und um die Sichtbarkeit des 
Eigentums an solchen Gütern sicherzustellen, müssen Personen, die mit hochwertigen Gütern handeln, verpflichtet 
werden, Transaktionen im Zusammenhang mit dem Verkauf von Kraftfahrzeugen, Wasserfahrzeugen und 
Luftfahrzeugen zu melden. Kredit- und Finanzinstitute erbringen Dienstleistungen, die für den Abschluss des 
Verkaufs oder der Übertragung des Eigentums an solchen Gütern unerlässlich sind, und sollten auch verpflichtet 
werden, diese Transaktionen bei der zentralen Meldestelle zu melden. Während Güter, die ausschließlich zur 
Ausübung gewerblicher Tätigkeiten bestimmt sind, nicht Gegenstand einer solchen Offenlegungen sein sollten, 
sollten Verkäufe für den privaten, nichtgewerblichen Gebrauch nicht auf Fälle beschränkt sein, in denen der Kunde 
eine natürliche Person ist, sondern auch Verkäufe an juristische Personen und Rechtsvereinbarungen betreffen, 
insbesondere wenn sie zur Verwaltung des Vermögens ihres wirtschaftlichen Eigentümers eingerichtet wurden.

(21) Investitionsmigrationsberater sind privatwirtschaftliche Unternehmen, Einrichtungen oder Personen, die im Auftrag 
von Drittstaatsangehörigen handeln oder direkt mit denjenigen nationalen Behörden, die für die Gewährung von 
Aufenthaltsrechten zuständig sind, interagieren oder Vermittlungsdienste für Drittstaatsangehörige erbringen, die 
gegen Investitionen aller Art, insbesondere auch gegen Vermögenstransfers, gegen den Erwerb oder die Anmietung 
von Immobilien, gegen Anlagen in Staatsanleihen, gegen Investitionen in Gesellschaften, gegen Schenkungen oder 
gemeinnützige Stiftungen und gegen Beiträge zum Staatshaushalt, Aufenthaltsrechte in einem Mitgliedstaat erwerben 
wollen. Aufenthaltsregelungen für Investoren beinhalten Risiken und Anfälligkeiten für Geldwäsche, Korruption und 
Steuerhinterziehung. Diese Risiken werden durch die grenzüberschreitenden Rechte, die mit dem Aufenthalt in 
einem Mitgliedstaat einhergehen, verschärft. Deshalb ist es notwendig, dass Investitionsmigrationsberater den 
Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung unterliegen. Nicht gelten sollte 
diese Verordnung für Staatsbürgerschaftsregelungen für Investoren, bei denen als Gegenleistung für die betreffenden 
Investitionen die Staatsangehörigkeit erworben wird, da davon ausgegangen werden muss, dass solche Regelungen 
den grundlegenden Status der Unionsbürgerschaft und die loyale Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
untergraben.

(22) Während Kreditgeber von Hypotheken und Verbraucherkrediten in der Regel Kreditinstitute oder Finanzinstitute 
sind, gibt es Verbraucher- und Hypothekenkreditvermittler, die nicht als Kreditinstitute oder Finanzinstitute gelten 
und den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf Unionsebene bislang 
nicht unterliegen, wegen ihrer Exponiertheit für Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken in manchen 
Mitgliedstaaten aber entsprechenden Verpflichtungen unterworfen wurden. Je nach Geschäftsmodell können solche 
Verbraucher- und Hypothekenkreditvermittler erheblichen Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
ausgesetzt sein. Es ist wichtig sicherzustellen, dass Unternehmen mit ähnlichen Tätigkeiten, die derartigen Risiken 
ausgesetzt sind, unabhängig davon, ob sie als Kreditinstitute oder Finanzinstitute gelten, unter die Anforderungen zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung fallen. Deshalb ist es angemessen, Verbraucher- und 
Hypothekenkreditvermittler, die keine Kredit- oder Finanzinstitute sind, aufgrund ihrer Tätigkeiten aber Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung ausgesetzt sind, einzubeziehen. In vielen Fällen handelt der 
Kreditvermittler jedoch im Auftrag des Kredit- oder Finanzinstituts, das den Kredit gewährt und bearbeitet. In diesen 
Fällen sollten die Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht für 
Verbraucher- und Hypothekenkreditvermittler gelten, sondern nur für die Kredit- oder Finanzinstitute.
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(23) Um eine übereinstimmende Vorgehensweise sicherzustellen, muss Klarheit darüber geschaffen werden, welche 
Unternehmen in der Anlagebranche den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung unterliegen. Organismen für gemeinsame Anlagen fallen zwar bereits in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie (EU) 2015/849, doch ist es notwendig, die einschlägige Terminologie an die geltenden Rechtsvorschriften 
der Union für Investmentfonds anzupassen, namentlich an die Richtlinien 2009/65/EG (16) und 2011/61/EU (17) des 
Europäischen Parlaments und des Rates. Da Fonds ohne Rechtspersönlichkeit aufgelegt werden könnten, müssen 
auch ihre Verwalter in den Anwendungsbereich dieser Verordnung einbezogen werden. Die Anforderungen zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sollten unabhängig davon gelten, in welcher Form 
Fondsanteile in der Union zum Kauf angeboten werden, und auch dann, wenn Fondsanteile direkt oder indirekt in 
der Union niedergelassenen Anlegern angeboten werden oder auf Betreiben oder im Auftrag des Fondsverwalters bei 
solchen Anlegern platziert werden. Da sowohl Fonds als auch Fondsverwalter in den Geltungsbereich der 
Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierungfallen, ist es angemessen, klarzu-
stellen, dass Doppelarbeit vermieden werden sollte. Zu diesem Zweck sollten die auf der Ebene des Fonds und auf der 
Ebene seines Verwalters getroffenen Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
nicht identisch sein, sondern die Aufgabenverteilung zwischen dem Fonds und seinem Verwalter widerspiegeln.

(24) Die Tätigkeiten von Profifußballvereinen und Fußballvermittlern sind aufgrund mehrerer dem Fußballsektor 
innewohnender Faktoren wie etwa der weltweiten Popularität des Fußballs, der damit verbundenen beträchtlichen 
Summen, Geldströme und finanziellen Interessen, der Häufigkeit von grenzüberschreitenden Transaktionen und der 
manchmal undurchsichtigen Eigentumsstrukturen Risiken der Geldwäsche und damit zusammenhängender Vortaten 
ausgesetzt. All diese Faktoren setzen den Fußball einem möglichen Missbrauch durch Straftäter zur Legitimierung 
illegaler Gelder aus und machen den Sport somit anfällig für Geldwäsche und damit zusammenhängende Vortaten. 
Zu den wichtigsten Risikobereichen gehören beispielsweise Transaktionen mit Investoren und Sponsoren, 
einschließlich Werbetreibender und des Transfers von Spielern. Profifußballvereine und Fußballvermittler sollten 
daher robuste Maßnahmen zur Bekämpfung der Geldwäsche ergreifen, einschließlich der Erfüllung von 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden bei Investoren, Sponsoren, einschließlich Werbetreibender, und anderen 
Partnern und Gegenparteien, mit denen sie Transaktionen tätigen. Um eine unverhältnismäßige Belastung kleinerer 
Vereine, die Risiken des kriminellen Missbrauchs in geringerem Maße ausgesetzt sind, zu vermeiden, sollten die 
Mitgliedstaaten bestimmte Profifußballvereine auf der Grundlage eines nachweislich geringeren Risikos der 
Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten und der Terrorismusfinanzierung ganz oder teilweise von den 
Anforderungen dieser Verordnung ausnehmen können.

(25) Profifußballvereine, die in den höchsten Ligen ihrer nationalen Fußballligen antreten, sind aufgrund ihrer Tätigkeiten 
höheren Risiken der Geldwäsche und damit zusammenhängender Vortaten ausgesetzt als Fußballvereine, die in 
niedrigeren Ligen spielen. Spitzenfußballvereine führen beispielsweise umfangreichere Finanztransaktionen durch, 
wie etwa kostspielige Transfers von Spielern und Sponsoringgeschäfte, haben möglicherweise komplexere 
Gesellschaftsstrukturen mit mehreren Eigentümerschichten und führen eher grenzüberschreitende Transaktionen 
durch. Diese Faktoren machen solche Spitzenvereine für Straftäter attraktiver und bieten mehr Möglichkeiten, illegale 
Gelder zu verschleiern. Daher sollten die Mitgliedstaaten Profifußballvereine, die in der höchsten Liga spielen, nur 
dann ausnehmen können, wenn sie nachweislich ein geringes Risiko aufweisen und diese Vereine in den beiden 
vorangegangenen Jahren jeweils einen Umsatz von weniger als 5 000 000 EUR oder dem Gegenwert in 
Landeswährung erzielt haben. Das Risiko der Geldwäsche hängt allerdings nicht allein von der Liga ab, in der ein 
Fußballverein antritt. Vereine in niedrigeren Ligen können auch erheblichen Risiken der Geldwäsche und damit 
zusammenhängender Vortaten ausgesetzt sein. Die Mitgliedstaaten sollten daher nur Fußballvereine in niedrigeren 
Ligen, die nachweislich mit einem geringen Risiko der Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der 
Terrorismusfinanzierung verbunden sind, von den Anforderungen dieser Verordnung ausnehmen können.

(26) Mit dieser Verordnung werden die zu ergreifenden Maßnahmen zur Verhinderung der Geldwäsche, damit 
zusammenhängender Vortaten und der Terrorismusfinanzierung auf Unionsebene harmonisiert. Gleichzeitig sollten 
die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem risikobasierten Ansatz in begrenzten Fällen, in denen sie mit spezifischen 
Risiken konfrontiert sind, zusätzliche Anforderungen auferlegen können. Um sicherzustellen, dass solche Risiken 
angemessen gemindert werden, sollten Verpflichtete, deren Hauptsitz sich in einem anderen Mitgliedstaat befindet, 
diese zusätzlichen Anforderungen anwenden, unabhängig davon, ob sie in diesem anderen Mitgliedstaat im Rahmen 
der Niederlassungsfreiheit oder im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs tätig sind, sofern sie in diesem 
anderen Mitgliedstaat über eine Infrastruktur verfügen. Darüber hinaus ist es zur Klarstellung des Verhältnisses 
zwischen diesen Binnenmarktfreiheiten wichtig, klarzustellen, welche Tätigkeiten als Niederlassung gelten.

(27) Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union muss eine Niederlassung, sofern in 
sektorspezifischen Rechtsvorschriften nicht ausdrücklich festgelegt, nicht die Form einer Tochtergesellschaft, 
Zweigniederlassung oder Agentur haben, sondern kann aus einem Büro bestehen, das von dem eigenen Personal 
eines Verpflichteten oder von einer unabhängigen Person geführt wird, die befugt ist, dauerhaft für den 
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(16) Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. L 302 vom 
17.11.2009, S. 32).

(17) Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer 
Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 
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Verpflichteten zu handeln. Gemäß dieser Definition, die die tatsächliche Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit 
am Ort der Niederlassung des Dienstleistungserbringers erfordert, begründet ein bloßer Briefkasten keine 
Niederlassung. Ebenso begründen Büros oder andere Infrastrukturen, die für unterstützende Tätigkeiten genutzt 
werden, wie etwa reine Backoffice-Tätigkeiten, IT-Knotenpunkte oder Datenzentren, die von Verpflichteten betrieben 
werden, keine Niederlassung. Umgekehrt begründen Tätigkeiten wie etwa die Erbringung von Krypto-D-
ienstleistungen über Geldautomaten angesichts der begrenzten physischen Ausrüstung, die Betreiber benötigen, 
welche ihre Kunden hauptsächlich über das Internet bedienen, wie dies bei Anbietern von Kryptowerte-Dienst-
leistungen der Fall ist, eine Niederlassung.

(28) Es ist wichtig, dass bei der Anwendung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung die Verhältnismäßigkeit gewahrt bleibt und dass alle auferlegten Anforderungen im 
Verhältnis zu der Rolle stehen, die Verpflichtete bei der Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
spielen können. Deshalb sollte es den Mitgliedstaaten möglich sein, im Einklang mit dem risikobasierten Ansatz 
dieser Verordnung bestimmte Wirtschaftsteilnehmer von den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung auszunehmen, wenn deren Tätigkeiten ein geringes Risiko der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung beinhalten und wenn die Tätigkeiten von ihrer Art her begrenzt sind. Um eine unionsweit 
transparente und übereinstimmende Anwendung solcher Ausnahmen sicherzustellen, sollte ein Mechanismus 
eingerichtet werden, der es der Kommission ermöglicht, die Notwendigkeit der zu gewährenden Ausnahmen zu 
überprüfen. Außerdem sollte die Kommission diese Ausnahmen jährlich im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlichen.

(29) Ein stimmiges Regelwerk für die internen Systeme und Kontrollen, das für alle im Binnenmarkt tätigen 
Verpflichteten gilt, wird die Einhaltung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung stärken und der Aufsicht mehr Wirksamkeit verleihen. Um sicherzustellen, dass die Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung sowie Risiken der Nichtumsetzung oder Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen angemessen gemindert werden, sollten die Verpflichteten über einen internen Kontroll-
rahmen verfügen, der risikobasierte Strategien, Verfahren und Kontrollen sowie eine über die gesamte Organisation 
hinweg klare Aufteilung der Zuständigkeiten beinhaltet. Dem risikobasierten Ansatz dieser Verordnung 
entsprechend sollten diese Strategien, Verfahren und Kontrollen im Verhältnis zur Art der Geschäftstätigkeit, 
einschließlich ihrer Risiken und Komplexität, und zur Größe des Verpflichteten stehen und den Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung gerecht werden, denen das Unternehmen ausgesetzt ist, 
einschließlich — im Fall von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen — Transaktionen mit selbst gehosteten 
elektronischen Geldbörsen.

(30) Ein angemessener risikobasierter Ansatz erfordert, dass die Verpflichteten die inhärenten Risiken der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung sowie die Risiken der Nichtumsetzung oder Umgehung gezielter finanzieller 
Sanktionen, denen sie aufgrund ihrer Geschäftstätigkeit ausgesetzt sind, ermitteln, um sie wirksam zu mindern und 
um sicherzustellen, dass ihre Strategien, Verfahren und internen Kontrollen angemessen sind, um diesen inhärenten 
Risiken zu begegnen. Dabei sollten die Verpflichteten berücksichtigen, wodurch ihre Kunden charakterisiert sind, 
welche Produkte, Dienstleistungen oder Transaktionen angeboten werden, einschließlich — im Fall von Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen — Transaktionen mit selbst gehosteten Adressen, welche Länder oder 
geografischen Gebiete betroffen sind und welche Vertriebskanäle genutzt werden. Da sich Risiken naturgemäß 
verändern, sollte eine derartige Risikobewertung regelmäßig auf den neuesten Stand gebracht werden.

(31) Zur Unterstützung eines kohärenten und wirksamen Ansatzes bei der Ermittlung von Risiken, die sich auf ihre 
Geschäftstätigkeiten auswirken, durch Verpflichtete sollte die AMLA Leitlinien betreffend Mindestanforderungen an 
den Inhalt der unternehmensweiten Risikobewertung und zu berücksichtigende zusätzliche Informationsquellen 
herausgeben. Diese Quellen könnten Informationen internationaler Standardsetzer im Bereich der Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, wie etwa FATF-Berichte über gegenseitige Evaluierungen, und andere 
glaubwürdige und zuverlässige Quellen mit Informationen über Typologien, neu auftretende Risiken und kriminelle 
Tätigkeiten, einschließlich Korruption, wie etwa Berichte von Organisationen der Zivilgesellschaft, Medien und 
Hochschulen, umfassen.

(32) Es ist angemessen, die charakteristischen Merkmale und Bedürfnisse kleinerer Verpflichteter zu berücksichtigen und 
sicherzustellen, dass diese ihren speziellen Bedürfnissen und der Art ihrer Geschäftstätigkeit entsprechend behandelt 
werden. Dies könnte beinhalten, dass bestimmte Verpflichtete von der Durchführung einer Risikobewertung 
freigestellt werden, wenn die Risiken in der Branche, in der das Unternehmen tätig ist, gut verstanden werden.

(33) Die FATF hat Standards für Länder und Gebiete entwickelt, damit die Risiken einer etwaigen Nichtumsetzung oder 
Umgehung der gezielten finanziellen Sanktionen im Zusammenhang mit der Proliferationsfinanzierung ermittelt 
und bewertet und Maßnahmen zur Minderung dieser Risiken ergriffen werden können. Diese von der FATF neu 
eingeführten Standards ersetzen und untergraben keineswegs die bestehenden strengen Anforderungen, die die 
Länder zur Umsetzung gezielter finanzieller Sanktionen nach Maßgabe einschlägiger Resolutionen des Sicherheits-
rates der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) zur Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung der Verbreitung 
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von Massenvernichtungswaffen und deren Finanzierung verpflichtet. Diese bestehenden Verpflichtungen, die auf 
Unionsebene durch die Beschlüsse 2010/413/GASP (18) und (GASP) 2016/849 (19) des Rates sowie die Verordnungen 
(EU) Nr. 267/2012 (20) und (EU) 2017/1509 (21) des Rates umgesetzt wurden, bleiben für alle natürlichen und 
juristischen Personen in der Union verbindlich. Angesichts der spezifischen Risiken der Nichtumsetzung und 
Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen, denen die Union ausgesetzt ist, ist es angezeigt, die Bewertung der 
Risiken auf alle gezielten finanziellen Sanktionen auszuweiten, die auf Unionsebene erlassen wurden. Die 
Risikosensibilität der Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Bezug auf 
gezielte finanzielle Sanktionen hebt nicht die regelbasierte Verpflichtung auf, die allen natürlichen oder juristischen 
Personen in der Union obliegt, Gelder oder andere Vermögenswerte einzufrieren und benannten Personen oder 
Einrichtungen weder direkt noch indirekt zur Verfügung zu stellen.

(34) Um sicherzustellen, dass Risiken der Nichtumsetzung oder Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen angemessen 
gemindert werden, ist es wichtig, Maßnahmen festzulegen, die Verpflichtete umsetzen müssen, einschließlich 
Maßnahmen zur Überprüfung ihres Kundenstamms anhand der Listen der im Rahmen gezielter finanzieller 
Sanktionen benannten Personen oder Einrichtungen. Die Anforderungen, die Verpflichteten gemäß dieser 
Verordnung obliegen, heben nicht die regelbasierte Verpflichtung auf, Gelder und andere Vermögenswerte 
einzufrieren und weder direkt noch indirekt Einzelpersonen oder Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, die 
gezielten finanziellen Sanktionen unterliegen, die für alle natürlichen oder juristischen Personen in der Union gelten. 
Darüber hinaus sollen die Anforderungen dieser Verordnung nicht Verpflichtungen in Bezug auf die Überprüfung 
von Kunden zur Umsetzung gezielter finanzieller Sanktionen gemäß anderen Rechtsakten der Union oder gemäß 
nationalem Recht ersetzen.

(35) Um den jüngsten Entwicklungen auf internationaler Ebene Rechnung zu tragen, soll mit dieser Verordnung die 
Verpflichtung eingeführt werden, dass Risiken einer potenziellen Nichtumsetzung oder Umgehung gezielter 
finanzieller Sanktionen auf der Ebene der Verpflichteten ermittelt, verstanden, gesteuert und gemindert werden 
müssen.

(36) Die Listung oder Benennungen von Einzelpersonen oder Einrichtungen durch den VN-Sicherheitsrat oder den 
Sanktionsausschuss der VN werden im Wege von Beschlüssen und Verordnungen, die gemäß Artikel 29 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) bzw. Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) erlassen werden und mit denen gezielte finanzielle Sanktionen gegen diese Einzelpersonen und 
Einrichtungen verhängt werden, in das Unionsrecht aufgenommen. Das Verfahren für den Erlass dieser Rechtsakte 
auf Unionsebene erfordert die Überprüfung, ob eine etwaige Benennung oder Listung mit den gemäß der Charta 
gewährten Grundrechten vereinbar ist. Um die wirksame Anwendung gezielter finanzieller Sanktionen zu 
ermöglichen, sollten Verpflichtete zwischen dem Zeitpunkt der Veröffentlichung durch die VN und dem Zeitpunkt 
des Geltungsbeginns der Rechtsakte der Union zur Umsetzung der VN-Listen oder -Benennungen Aufzeichnungen 
über die Gelder oder anderen Vermögenswerte, die sie für Kunden, die im Rahmen finanzieller Sanktionen der VN 
gelistet oder benannt wurden, oder für Kunden halten, die im Eigentum oder unter der Kontrolle gelisteter oder 
benannter Einzelpersonen oder Einrichtungen stehen, sowie über etwaige versuchte Transaktionen und über 
Transaktionen führen, die für den Kunden durchgeführt werden, beispielsweise zur Deckung der Grundbedürfnisse 
des Kunden.

(37) Bei der Bewertung, ob ein Kunde, bei dem es sich um eine juristische Person handelt, im Eigentum oder unter der 
Kontrolle von Einzelpersonen steht, die im Rahmen gezielter finanzieller Sanktionen benannt wurden, sollten 
Verpflichtete die Leitlinien des Rates zur Umsetzung und Evaluierung restriktiver Maßnahmen (Sanktionen) im 
Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Union und die vorbildlichen Verfahren der EU für die 
wirksame Umsetzung restriktiver Maßnahmen berücksichtigen.

(38) Es ist wichtig, dass die Verpflichteten alle Maßnahmen zur Umsetzung interner Strategien, Verfahren und Kontrollen 
sowie zur Umsetzung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf ihrer 
Führungsebene treffen. Auch wenn ein Mitglied desjenigen Leitungsorgans benannt werden sollte, das für die 
Umsetzung der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten zuständig ist, sollte die 
Verantwortung für die Einhaltung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung letztlich beim Leitungsorgan des Unternehmens liegen. Diese Zuweisung der Verantwortung sollte unbeschadet 
nationaler Bestimmungen über die gemeinsame zivil- oder strafrechtliche Haftung von Leitungsorganen erfolgen. 
Aufgaben im Zusammenhang mit der täglichen Umsetzung der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des 
Verpflichteten zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sollten dem Geldwäschebeauftragten 
übertragen werden.
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(18) Beschluss 2010/413/GASP des Rates vom 26. Juli 2010 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung des 
Gemeinsamen Standpunkts 2007/140/GASP (ABl. L 195 vom 27.7.2010, S. 39).

(19) Beschluss (GASP) 2016/849 des Rates vom 27. Mai 2016 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung des Beschlusses 2013/183/GASP (ABl. L 141 vom 28.5.2016, S. 79).

(20) Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 961/2010 (ABl. L 88 vom 24.3.2012, S. 1).

(21) Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 (ABl. L 224 vom 31.8.2017, S. 1).
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(39) Jeder Mitgliedstaat sollte in seinem nationalen Recht festlegen können, dass ein Verpflichteter, der Aufsichtsvor-
schriften unterliegt, die die Ernennung eines Geldwäschebeauftragten oder eines Leiters der internen Audit-Funktion 
vorschreiben, diese Personen mit den Funktionen und Zuständigkeiten des Geldwäsche- bzw. Terrorismusfinanzie-
rungbeauftragten und der internen Audit-Funktion für Zwecke der Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung betrauen kann. In Fällen höherer Risiken oder wenn die Größe des Verpflichteten dies 
rechtfertigt, sollten die Zuständigkeiten für Compliance-Kontrollen und für die tägliche Anwendung der Strategien 
und Verfahren des Verpflichteten zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zwei 
verschiedenen Personen übertragen werden können.

(40) Die wirksame Umsetzung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung hängt 
auch entscheidend davon ab, dass die Anforderungen sowie die internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des 
Unternehmens von den Mitarbeitern der Verpflichteten und von ihren Vertretern und Vertriebspartnern, die bei 
dieser Umsetzung eine Rolle spielen, verstanden werden. Die Verpflichteten sollten zu diesem Zweck Maßnahmen 
vorsehen, darunter Schulungsprogramme. Erforderlichenfalls sollten Verpflichtete allen, die bei der Umsetzung von 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung eine Rolle spielen, eine grundlegende 
Schulung zu diesen Maßnahmen anbieten. Dies umfasst nicht nur die Mitarbeiter der Verpflichteten, sondern auch 
ihre Vertreter und Vertriebspartner.

(41) Einzelpersonen, denen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung durch einen Verpflichteten Aufgaben übertragen wurden, sollten in Bezug auf ihre 
Fähigkeiten, ihr Wissen, ihre Fachkenntnisse, ihre Integrität und ihr Verhalten einer Beurteilung unterzogen werden. 
Nehmen Mitarbeiter Aufgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung durch den Verpflichteten in Bezug auf Kunden wahr, mit denen sie enge 
private oder berufliche Beziehungen unterhalten, so kann dies zu Interessenkonflikten führen und die Integrität des 
Systems untergraben. Solche Beziehungen könnten zum Zeitpunkt der Aufnahme der Geschäftsbeziehung bestehen, 
können aber auch danach entstehen. Daher sollten Verpflichtete über Verfahren zur Handhabung und Bewältigung 
von Interessenkonflikten verfügen. Diese Verfahren sollten sicherstellen, dass Mitarbeiter in Bezug auf diese Kunden 
keinerlei Aufgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung durch den Verpflichteten wahrnehmen.

(42) Es kann vorkommen, dass Einzelpersonen, die als Verpflichtete gelten würden, ihre Dienstleistungen intern für 
Unternehmen erbringen, deren Tätigkeiten nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. Da diese 
Unternehmen nicht als Torwächter des Finanzsystems der Union fungieren, ist es wichtig klarzustellen, dass solche 
Mitarbeiter, beispielsweise interne Rechtsanwälte, nicht unter die Anforderungen dieser Verordnung fallen. Ebenso 
sollten Einzelpersonen, die Tätigkeiten ausüben, welche in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, nicht 
als eigenständige Verpflichtete betrachtet werden, wenn diese Tätigkeiten im Rahmen ihrer Beschäftigung bei einem 
Verpflichteten ausgeübt werden, beispielsweise im Fall von Rechtsanwälten oder Buchprüfern, die bei einer Anwalts- 
oder Buchprüfungskanzlei beschäftigt sind.

(43) Die übereinstimmende Umsetzung gruppenweiter Strategien und Verfahren zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung ist der Schlüssel zu einem robusten und wirksamen Management von Geldwäsche- und 
Terrorismusfinanzierungsrisiken innerhalb einer Gruppe. Hierzu sollten vom Mutterunternehmen gruppenweite 
Strategien, Verfahren und Kontrollen beschlossen und umgesetzt werden. Unternehmen innerhalb einer Gruppe 
sollten zum Informationsaustausch verpflichtet sein, wenn eine solche Weitergabe von Informationen für die 
Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung relevant ist. Der Informationsaustausch sollte 
ausreichenden Garantien in Bezug auf die Vertraulichkeit, den Datenschutz und die Nutzung der Informationen 
unterliegen. Die AMLA sollte mit der Ausarbeitung von Entwürfen für Regulierungsstandards beauftragt werden, mit 
denen Mindestanforderungen für gruppenweite Verfahren und Strategien festgelegt werden, insbesondere auch 
Mindeststandards für den Informationsaustausch innerhalb einer Gruppe sowie die Kriterien für die Ermittlung des 
Mutterunternehmens für Gruppen, deren Hauptsitz sich außerhalb der Union befindet.

(44) Um eine wirksame Anwendung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
sicherzustellen, wenn mehrere Verpflichtete direkt oder indirekt miteinander verbunden sind und eine Gruppe von 
Unternehmen bilden oder Teil einer solchen sind, muss die weitestmöglich gefasste Definition einer Gruppe in 
Betracht gezogen werden. Zu diesem Zweck sollten Verpflichtete die geltenden Rechnungslegungsvorschriften 
befolgen, die es ermöglichen, Strukturen mit verschiedenen Arten wirtschaftlicher Verbindungen als Gruppen zu 
betrachten. Während eine herkömmliche Gruppe ein Mutterunternehmen und dessen Tochtergesellschaften umfasst, 
sind andere Arten von Gruppenstrukturen ebenso relevant, beispielsweise Gruppenstrukturen aus mehreren 
Mutterunternehmen, die eine einzige Tochtergesellschaft besitzen und die in Artikel 10 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (22) als Unternehmen bezeichnet werden, die einer 
Zentralorganisation ständig zugeordnet sind, oder Finanzinstitute, die Mitglieder desselben institutsbezogenen 
Sicherungssystems nach Artikel 113 Absatz 7 jener Verordnung sind. Diese Strukturen sind allesamt Gruppen 
gemäß den Rechnungslegungsvorschriften und sollten daher für die Zwecke der vorliegenden Verordnung als 
Gruppen betrachtet werden.
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(45) Neben Gruppen gibt es weitere Strukturen wie etwa Netzverbunde oder Personengesellschaften, bei denen 
Verpflichtete Eigentum, Führung und Compliance-Kontrollen unter Umständen gemeinsam wahrnehmen. Um für 
alle Branchen gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten und zugleich eine Überforderung dieser Branchen 
zu vermeiden, sollte die AMLA festlegen, in welchen Fällen für entsprechende Strukturen ähnliche gruppenweite 
Strategien gelten sollen, wobei der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen ist.

(46) Mitunter befinden sich Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften von Verpflichteten in Drittländern mit 
weniger strengen Mindestanforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, 
insbesondere auch weniger strengen Datenschutzauflagen, als im Rahmen der Union zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. In solchen Fällen und um eine Nutzung des Finanzsystems der Union für 
Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung gänzlich auszuschließen und ein Höchstmaß an Schutz 
der personenbezogenen Daten von Unionsbürgern zu gewährleisten, sollten diese Zweigniederlassungen und 
Tochtergesellschaften die auf Unionsebene festgelegten Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung erfüllen. Lässt das Recht eines Drittlands die Erfüllung dieser Anforderungen nicht zu, 
beispielsweise weil es der Gruppe aufgrund unzureichenden Datenschutzes oder eines gesetzlichen Bankgeheim-
nisses in dem betreffenden Drittland nur eingeschränkt möglich ist, auf Informationen zuzugreifen und diese zu 
verarbeiten oder auszutauschen, so sollten die Verpflichteten zusätzliche Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, 
dass die in diesem Drittland ansässigen Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften die Risiken wirksam 
handhaben. Die AMLA sollte mit der Ausarbeitung von Entwürfen technischer Regulierungsstandards beauftragt 
werden, in denen festgelegt wird, wie solche zusätzlichen Maßnahmen geartet sein sollten, wobei der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen ist.

(47) Verpflichtete könnten Aufgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung bestimmter Anforderungen zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung an einen Dienstleister auslagern. Für den Fall, dass zwischen 
Verpflichteten und nicht unter die Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
fallenden Dienstleistern Auslagerungsverhältnisse bestehen, erwachsen diesen Dienstleistern allein aus dem Vertrag 
zwischen den Parteien, nicht jedoch aus dieser Verordnung, Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung. Daher sollte die Verantwortung für die Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gänzlich beim Verpflichteten verbleiben. Der Verpflichtete sollte 
insbesondere sicherstellen, dass bei Inanspruchnahme eines Dienstleisters für die Fernidentifizierung von Kunden 
der risikobasierte Ansatz beachtet wird. Verfahren oder Vereinbarungen, die zur Erfüllung einer Anforderung gemäß 
dieser Verordnung beitragen, bei denen die Erfüllung der Anforderung selbst jedoch nicht durch einen Dienstleister 
erfolgt, wie etwa die Nutzung oder der Erwerb von Software Dritter oder der Zugang des Verpflichteten zu 
Datenbanken oder Screening-Diensten, werden nicht als Auslagerung betrachtet.

(48) Die Möglichkeit, Aufgaben an einen Dienstleister auszulagern, gestattet es Verpflichteten, über die Zuweisung ihrer 
Ressourcen zur Einhaltung dieser Verordnung zu entscheiden, entbindet sie jedoch nicht von ihrer Verpflichtung, zu 
verstehen, ob die von ihnen ergriffenen Maßnahmen, einschließlich der an Dienstleister ausgelagerten Maßnahmen, 
die ermittelten Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken mindern und ob solche Maßnahmen geeignet sind. 
Um ein solches Verständnis sicherzustellen, sollten die endgültigen Entscheidungen über Maßnahmen, die sich auf 
die Umsetzung von Strategien, Verfahren und Kontrollen auswirken, stets beim Verpflichteten liegen.

(49) Die Meldung von Auslagerungsvereinbarungen an den Aufseher bedeutet nicht, dass die Auslagerungsvereinbarung 
akzeptiert wird. Die in der Meldung enthaltenen Informationen, insbesondere wenn kritische Funktionen ausgelagert 
werden oder wenn der Verpflichtete seine Funktionen systematisch auslagert, könnten jedoch von Aufsehern bei der 
Bewertung der Systeme und Kontrollen des Verpflichteten und bei der Festlegung des Restrisikoprofils oder bei der 
Vorbereitung von Inspektionen berücksichtigt werden.

(50) Damit Auslagerungsverhältnisse effizient funktionieren können, bedarf es größerer Klarheit bei den Bedingungen, 
unter denen Auslagerung stattfindet. Die AMLA sollte die Aufgabe haben, Leitlinien dafür zu erarbeiten, unter 
welchen Bedingungen Auslagerung erfolgen kann und welche Aufgaben und Zuständigkeiten den Beteiligten jeweils 
zukommen. Um sicherzustellen, dass eine unionsweit übereinstimmende Überwachung der Auslagerungspraktiken 
gewährleistet ist, sollten die Leitlinien auch Klarheit darüber schaffen, wie die Aufseher solche Praktiken zu 
berücksichtigen und die Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung durch die Verpflichteten bei Anwendung dieser Praktiken zu überprüfen haben.

(51) Anforderungen an die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden sind von wesentlicher Bedeutung, um sicherzustellen, 
dass die Verpflichteten ihre Geschäftsbeziehungen zu ihren Kunden im Hinblick auf die von diesen ausgehenden 
Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung ermitteln, überprüfen und überwachen. Dass angehende 
und bestehende Kunden korrekt identifiziert und ihre Daten überprüft werden, ist von wesentlicher Bedeutung, um 
die bei Kunden bestehenden Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung unabhängig davon, ob es sich 
um natürliche oder juristische Personen handelt, zu verstehen. Verpflichtete sollten auch verstehen, in wessen 
Auftrag oder zu wessen Gunsten eine Transaktion durchgeführt wird, beispielsweise in Situationen, in denen Kredit- 
oder Finanzinstitute Angehörigen von rechtsberatenden Berufen Konten für die Zwecke der Entgegennahme oder 
Verwahrung von Geldbeträgen ihrer Kunden im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 zur 
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Verfügung stellen. Im Zusammenhang mit der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden bezieht sich die Person, zu deren 
Gunsten eine Transaktion oder Tätigkeit durchgeführt wird, nicht auf den Empfänger oder Begünstigten einer 
Transaktion, die der Verpflichtete für seinen Kunden durchführt.

(52) Es ist notwendig, in der Union einen einheitlichen und hohen Standard für die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden 
zu erreichen, dem harmonisierte Anforderungen für die Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität zugrunde 
liegen und der nationale Unterschiede verringert, damit binnenmarktweit gleiche Wettbewerbsbedingungen 
herrschen und die Bestimmungen unionsweit übereinstimmend angewandt werden. Zugleich ist es von wesentlicher 
Bedeutung, dass die Verpflichteten die Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden in risikobasierter Weise anwenden. 
Der risikobasierte Ansatz ist keine Option, die den Verpflichteten übergroße Freiheiten einräumt. Er beinhaltet eine 
faktengestützte Entscheidungsfindung, um die Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, die für die 
Union und in der Union tätige Marktteilnehmer bestehen, gezielter anzugehen.

(53) Organisationen der Zivilgesellschaft, die in Drittländern karitative oder humanitäre Arbeit leisten, tragen zu den 
Zielen der Union bei, Frieden, Stabilität, Demokratie und Wohlstand zu erreichen. Kredit- und Finanzinstitute spielen 
eine wichtige Rolle bei der Sicherstellung, dass solche Organisationen ihre Arbeit weiterhin durchführen können, 
indem sie Zugang zum Finanzsystem und zu wichtigen Finanzdienstleistungen verschaffen, die es ermöglichen, 
Entwicklungs- und humanitäre Mittel in Entwicklungs- oder Konfliktgebiete zu lenken. Während Verpflichtete sich 
darüber im Klaren sein sollten, dass sie durch Tätigkeiten in bestimmten Rechtsräumen einem höheren Risiko der 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung ausgesetzt sind, sollten Tätigkeiten von Organisationen der Zivilgesell-
schaft in diesen Rechtsräumen für sich genommen nicht dazu führen, dass die Erbringung von Finanzdienst-
leistungen verweigert oder solche Dienstleistungen eingestellt werden, da der risikobasierte Ansatz eine ganzheitliche 
Bewertung der von einzelnen Geschäftsbeziehungen ausgehenden Risiken und die Anwendung angemessener 
Maßnahmen zur Minderung der spezifischen Risiken erfordert. Während Kredit- und Finanzinstitute weiterhin frei 
entscheiden können, mit wem sie vertragliche Beziehungen eingehen, sollten sie sich ihrer zentralen Rolle für das 
Funktionieren des internationalen Finanzsystems und bei der Ermöglichung des Transfers von Geldbeträgen im Sinne 
von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 oder von Kryptowerten für die wichtigen 
entwicklungspolitischen und humanitären Ziele, die Organisationen der Zivilgesellschaft verfolgen, bewusst sein. 
Diese Institute sollten daher die durch den risikobasierten Ansatz eingeräumte Flexibilität nutzen, um die mit 
Geschäftsbeziehungen verbundenen Risiken auf verhältnismäßige Weise zu mindern. Unter keinen Umständen 
sollten Gründe der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung angeführt werden, um geschäftliche 
Entscheidungen in Bezug auf potenzielle oder bestehende Kunden zu rechtfertigen.

(54) Verpflichtete sollten den wirtschaftlichen Eigentümer identifizieren und angemessene Maßnahmen ergreifen, um 
seine Identität zu überprüfen, und zwar anhand Informationen aus zuverlässigen Dokumenten und Quellen. Die 
Abfrage von zentralen Registern über die Angabe der wirtschaftlichen Eigentümer (im Folgenden „Zentralregister“) 
ermöglicht es Verpflichteten, die Kohärenz mit den im Rahmen des Überprüfungsverfahrens erlangten 
Informationen sicherzustellen, und sollte nicht die Hauptquelle des Verpflichteten für die Überprüfung sein. Stellen 
Verpflichtete Unstimmigkeiten zwischen den in Zentralregistern enthaltenen Informationen und den Informationen 
fest, die sie im Zuge der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden vom Kunden oder aus anderen zuverlässigen Quellen 
erhalten, so sollten sie diese Unstimmigkeiten der für das betreffende Zentralregister zuständigen Stelle melden, 
damit Maßnahmen zur Behebung von Unstimmigkeiten getroffen werden können. Dieses Verfahren trägt zur 
Qualität und Zuverlässigkeit der in Zentralregistern enthaltenen Informationen bei und ist Teil eines mehrgleisigen 
Ansatzes, mit dem sichergestellt werden soll, dass die in Zentralregistern enthaltenen Informationen zutreffend, 
angemessen und auf dem neusten Stand sind. In Situationen mit geringem Risiko und wenn die wirtschaftlichen 
Eigentümer dem Verpflichteten bekannt sind, sollten Verpflichtete dem Kunden gestatten können, Unstimmigkeiten 
zu melden, wenn geringfügige Abweichungen festgestellt werden, die aus Fehlern typografischer oder ähnlicher 
technischer Art bestehen.

(55) Die Risiken, die von ausländischen juristischen Personen und ausländischen Rechtsvereinbarungen ausgehen, 
müssen angemessen gemindert werden. Ist eine außerhalb der Union gegründete juristischer Personen oder ein 
Express-Trust oder eine ähnliche Rechtsvereinbarung, die außerhalb der Union verwaltet wird oder deren Trustee 
oder Person in entsprechender Position außerhalb der Union ansässig oder niedergelassen ist, im Begriff, eine 
Geschäftsbeziehung mit einem Verpflichteten aufzunehmen, so sollte die Registrierung der Angaben zum 
wirtschaftlichen Eigentümer im Zentralregister des Mitgliedstaats eine Voraussetzung für die Aufnahme der 
Geschäftsbeziehung sein. Für außerhalb der Union gegründete juristische Personen sollte die Anforderung jedoch 
nur im Fall von mittleren oder hohen Risiken der Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der 
Terrorismusfinanzierung gelten, die mit der Kategorie der ausländischen juristischen Person, mit dem Sektor in dem 
die ausländische juristische Person tätig ist oder — im Fall von mittleren oder hohen Risiken der Geldwäsche, damit 
zusammenhängender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung — mit dem Sektor, in dem der Verpflichtete tätig 
ist, verbunden sind. Die Registrierung der Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer sollte auch eine Vorbedingung 
für die Fortführung einer Geschäftsbeziehung mit einer außerhalb der Union gegründeten juristischen Person sein, 
wenn diese Beziehung nach ihrer Begründung mit solchen mittelhohen oder hohen Risiken verbundenen wird.

(56) Das Verfahren der Begründung einer Geschäftsbeziehung oder der Durchführung der für eine gelegentliche 
Transaktion erforderlichen Schritte wird ausgelöst, wenn der Kunde Interesse am Erwerb eines Produkts oder am 
Erhalt einer Dienstleistung von einem Verpflichteten bekundet. Die von Immobilienmaklern angebotenen 
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Dienstleistungen umfassen die Unterstützung von Kunden bei der Suche nach einer Immobilie, die er kaufen, 
verkaufen, mieten bzw. pachten möchte. Solche Dienstleistungen sind für Zwecke der Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung von Bedeutung, sobald es eindeutige Hinweise darauf gibt, dass die Parteien bereit sind, 
den Kauf, Verkauf, Anmietung oder Vermietung durchzuführen oder die zu ihrer Vorbereitung erforderlichen 
Schritte zu unternehmen. Dies könnte beispielsweise der Zeitpunkt sein, zu dem ein Angebot für den Kauf oder die 
Miete der Immobilie gemacht und von den Parteien angenommen wird. Vor diesem Zeitpunkt wäre es nicht 
erforderlich, hinsichtlich jedes potenziellen Kunden Sorgfaltspflichten zu erfüllen. Ebenso wäre es nicht 
verhältnismäßig, eine Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden bei Personen durchzuführen, die noch kein Interesse 
an dem Kauf bekundet haben.

(57) Immobilientransaktionen sind Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken ausgesetzt. Um diese Risiken zu 
mindern, sollten Immobilienunternehmer, die den Kauf, den Verkauf und die Vermietung von Immobilien 
vermitteln, den Anforderungen dieser Verordnung unterliegen, unabhängig von ihrer Bezeichnung oder ihrer 
Haupttätigkeit oder ihrem Beruf, einschließlich Immobilienentwicklern, wenn und soweit sie bei dem Kauf, dem 
Verkauf und der Vermietung von Immobilien vermitteln.

(58) Aufgrund der mit bestimmten E-Geld-Produkten verbundenen Anonymität sind sie Geldwäsche- und 
Terrorismusfinanzierungsrisiken ausgesetzt. Innerhalb des Sektors gibt es jedoch erhebliche Unterschiede, und 
nicht alle E-Geld-Produkte sind mit dem gleichen Risikograd behaftet. Beispielsweise könnten bestimmte 
E-Geld-Produkte mit geringem Wert, wie etwa vorausbezahlte Geschenkkarten oder vorausbezahlte Gutscheine, 
geringe Risiken der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung bergen. Um sicherzustellen, dass die dem Sektor 
auferlegten Anforderungen in einem angemessenen Verhältnis zu seinem Risiko stehen und seine Tätigkeit nicht 
faktisch behindern, sollte es möglich sein, diese Produkte unter bestimmten nachweislich risikoarmen Umständen 
und unter strengen risikomindernden Bedingungen von bestimmten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden, wie 
etwa der Identifizierung und Überprüfung des Kunden und des wirtschaftlichen Eigentümers, auszunehmen, nicht 
aber von der Überwachung von Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen. Die Aufseher sollten nur dann eine 
solche Ausnahme gewähren, wenn das nachweislich geringe Risiko unter Berücksichtigung der von der AMLA 
festzulegenden einschlägigen Risikofaktoren überprüft wurde, und zwar in einer Weise, die das Risiko der 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung wirksam mindert und eine Umgehung der Vorschriften zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verhindert. In jedem Fall sollte jede Ausnahme an strenge 
Beschränkungen hinsichtlich des Höchstwerts des Produkts und seiner ausschließlichen Verwendung zum Erwerb 
von Gütern oder Dienstleistungen geknüpft sein und voraussetzen, dass die gelagerte Menge nicht gegen einen 
anderen Wert getauscht werden kann.

(59) Die Verpflichteten sollten Sorgfaltsmaßnahmen nicht bei Kunden anwenden müssen, die gelegentliche oder 
verbundene Transaktionen unterhalb eines bestimmten Werts tätigen, es sei denn, es besteht ein Verdacht auf 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung. Während für die meisten gelegentlichen Transaktionen der Schwellen-
wert von 10 000 EUR oder der Gegenwert in Landeswährung gilt, sollten Verpflichtete in Branchen oder bei 
Transaktionen, die ein höheres Risiko für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung beinhalten, schon ab niedrigeren 
Transaktionsschwellenwerten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden vornehmen müssen. Zur Festlegung dieser 
Branchen oder Transaktionen sowie angemessener Schwellenwerte für diese Branchen oder Transaktionen sollte die 
AMLA Entwürfe technischer Regulierungsstandards ausarbeiten.

(60) Es gibt bestimmte Situationen, in denen der Kunde für die Zwecke der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden nicht auf 
die Person beschränkt ist, die mit dem Verpflichteten Transaktionen durchführt. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
nur ein einziger Notar an einer Immobilientransaktion beteiligt ist. Damit sichergestellt ist, dass die Transaktion 
angemessen geprüft wird, um mögliche Fälle von Geldwäsche, damit zusammenhängenden Vortaten oder 
Terrorismusfinanzierung aufzudecken, sollten Verpflichtete in solchen Fällen sowohl den Käufer als auch den 
Verkäufer als Kunden betrachten und bei beiden Parteien Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anwenden. Diese 
Verordnung sollte eine Liste solcher Situationen, in denen der Kunde nicht oder nicht ausschließlich der direkte 
Kunde des Verpflichteten ist, enthalten. Eine solche Liste sollte das Verständnis dessen, wer in typischen Situationen 
der Kunde ist, ergänzen und sollte nicht als erschöpfende Auslegung des Begriffs verstanden werden. Ebenso sollte 
eine Geschäftsbeziehung nicht immer eine vertragliche Beziehung oder eine andere förmliche Verpflichtung 
erfordern, solange die Dienstleistungen wiederholt oder über einen bestimmten Zeitraum erbracht werden, sodass 
ein Element der Dauer gegeben ist. Hindert das nationale Recht Verpflichtete, die Amtsträger sind, daran, vertragliche 
Beziehungen mit Kunden einzugehen, sollte dieses nationale Recht nicht dahin gehend ausgelegt werden, dass 
Verpflichtete daran gehindert werden, eine Reihe von Transaktionen für Zwecke zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung als Geschäftsbeziehung zu behandeln.

(61) Die Einführung einer unionsweiten Obergrenze für Barzahlungen über große Beträge mindert die Risiken, die mit 
der Verwendung dieser Zahlungen verbunden sind. Verpflichtete, die Bargeldtransaktionen unterhalb dieser 
Obergrenze durchführen, sind jedoch weiterhin anfällig für Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, da 
sie eine Eingangsstelle in das Finanzsystem der Union darstellen. Daher ist es erforderlich, die Anwendung von 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden vorzuschreiben, um die Risiken des Missbrauchs von Bargeld zu mindern. 
Um sicherzustellen, dass die Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zu den Risiken stehen, die von 
Transaktionen im Wert von weniger als 10 000 EUR ausgehen, sollten diese Maßnahmen auf die Identifizierung und 
Überprüfung des Kunden und des wirtschaftlichen Eigentümers bei gelegentlichen Bargeldtransaktionen von 
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mindestens 3 000 EUR beschränkt werden. Diese Begrenzung entbindet den Verpflichteten nicht davon, bei Verdacht 
auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung sämtliche Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden vorzunehmen 
oder verdächtige Transaktionen an die zentrale Meldestelle zu melden.

(62) Manche Geschäftsmodelle beruhen darauf, dass der Verpflichtete eine Geschäftsbeziehung mit einem Händler 
unterhält und in diesem Rahmen Zahlungsauslösedienste anbietet, über die der Händler Zahlungen für Waren oder 
Dienstleistungen erhält, wobei der Verpflichtete jedoch keine Geschäftsbeziehung mit dem Kunden des Händlers 
unterhält, der den Zahlungsauslösedienst zur Ausführung einer einzelnen oder einmaligen Transaktion zugunsten 
des Händlers autorisiert. Bei einem solchen Geschäftsmodell gilt als Kunde des Verpflichteten für die Zwecke der 
Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nicht der Kunde des Händlers, sondern 
der Händler. Folglich sollte der Verpflichtete bei Zahlungsauslösediensten die Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber 
Kunden gegenüber dem Händler anwenden. In Bezug auf andere Finanzdienstleistungen, die in den Anwendungs-
bereich dieser Verordnung fallen, auch wenn sie von denselben Wirtschaftsteilnehmern erbracht werden, sollte die 
Ermittlung des Kunden unter Berücksichtigung der erbrachten Dienstleistungen erfolgen.

(63) Glücksspieltätigkeiten unterscheiden sich in ihrer Art, ihrem geografischen Umfang und den damit verbunden 
Risiken. Um eine verhältnismäßige und risikobasierte Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen, sollten die 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, Glücksspieldienste, die mit geringen Geldwäsche- und Terrorismusfinanzie-
rungsrisiken verbunden sind, wie etwa staatliche oder private Lotterien oder staatlich verwaltete Glück-
sspieltätigkeiten, zu ermitteln und zu beschließen, alle oder einige der Anforderungen dieser Verordnung nicht 
auf sie anzuwenden. Angesichts der potenziellen grenzüberschreitenden Auswirkungen nationaler Ausnahmen muss 
eine kohärente Anwendung eines strengen risikobasierten Ansatzes in der gesamten Union sichergestellt werden. Zu 
diesem Zweck sollte die Kommission die Möglichkeit erhalten, Entscheidungen der Mitgliedstaaten zu genehmigen 
oder sie abzulehnen, wenn die Ausnahme nicht durch ein nachweislich geringes Risiko gerechtfertigt ist. In jedem 
Fall sollte für Tätigkeiten, die mit höheren Risiken verbunden sind, keine Ausnahme gewährt werden. Dies ist der Fall 
bei Tätigkeiten wie etwa Kasinos, Online-Glücksspielen und Sportwetten, nicht aber, wenn Online-Glücks-
spieltätigkeiten vom Staat verwaltet werden, sei es durch die direkte Erbringung dieser Dienste oder durch die 
Regelung der Art und Weise, wie diese Glücksspieldienste organisiert, betrieben und verwaltet werden. Angesichts 
der Risiken für die öffentliche Gesundheit oder von kriminellen Tätigkeiten, die mit Glücksspielen verbunden sein 
können, können nationale Maßnahmen zur Regelung der Organisation, des Betriebs und der Verwaltung des 
Glückspiels, sofern sie tatsächlich Ziele der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit oder der öffentlichen 
Gesundheit verfolgen, zur Verringerung der Risiken beitragen, mit denen diese Tätigkeit verbunden ist.

(64) Der für Anbieter von Glücksspieldiensten geltende Schwellenwert von 2 000 EUR, oder dem Gegenwert in 
Landeswährung wird unabhängig davon erreicht, ob der Kunde eine einzige Transaktion in Höhe dieses Betrags oder 
mehrere kleinere Transaktionen tätigt, die sich zu diesem Betrag summieren. Zu diesem Zweck sollten Anbieter von 
Glücksspieldiensten in der Lage sein, Transaktionen einem bestimmten Kunden zuzuordnen, auch wenn sie die 
Identität des Kunden noch nicht überprüft haben, um feststellen zu können, ob und wann dieser Schwellenwert 
erreicht wurde. Daher sollten Anbieter von Glücksspieldiensten über Systeme verfügen, die die Zuordnung und 
Überwachung von Transaktionen ermöglichen, bevor das Erfordernis der Durchführung einer Sorgfaltsprüfung 
gegenüber Kunden zur Anwendung kommt. Im Fall von Kasinos oder anderen physischen Glücksspielstätten kann es 
unpraktikabel sein, die Identität des Kunden bei jeder Transaktion zu prüfen. In solchen Fällen sollte es möglich sein, 
den Kunden beim Betreten der Glücksspielstätte zu identifizieren und die Identität des Kunden zu überprüfen, sofern 
Systeme vorhanden sind, mit denen die in der Glücksspielstätte getätigten Transaktionen, einschließlich des Kaufs 
oder Umtauschs von Spielmarken, diesem Kunden zugeordnet werden können.

(65) Mit der Richtlinie (EU) 2015/849 wurden die Vorschriften der Mitgliedstaaten über die Pflichten zur Feststellung der 
Kundenidentität zwar bis zu einem gewissen Grad harmonisiert, doch wurden keine detaillierten Vorschriften für die 
von den Verpflichteten einzuhaltenden Verfahren festgelegt. Da dieser Aspekt für die Prävention von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung von zentraler Bedeutung ist, ist es angemessen, im Einklang mit dem risikobasierten 
Ansatz genauere und detailliertere Bestimmungen für die Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität 
einzuführen, unabhängig davon, ob es dabei um natürliche oder juristische Personen, Rechtsvereinbarungen wie 
etwa Trusts oder nach nationalem Recht rechtsfähige Unternehmen geht.

(66) Technologische Entwicklungen und Fortschritte bei der Digitalisierung ermöglichen bei angehenden und 
bestehenden Kunden eine sichere Identifizierung und Überprüfung aus der Ferne oder auf elektronischem Wege 
und können die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden aus der Ferne erleichtern. Die Identifizierungslösungen, die in 
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates (23) vorgesehen sind, ermöglichen 
sichere und verlässliche Wege der Kundenidentifizierung und -überprüfung sowohl bei angehenden als auch bei 
bestehenden Kunden und können die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden aus der Ferne erleichtern. Die in jener 
Verordnung vorgesehene elektronische Identifizierung sollte von den Verpflichteten als Verfahren für die 
Kundenidentifizierung berücksichtigt und akzeptiert werden. Die Verwendung solcher Identifizierungswege kann, 
sofern geeignete Maßnahmen zur Risikominderung getroffen wurden, das Risikoniveau auf ein standardmäßiges 
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oder sogar ein geringes Risiko reduzieren. Steht einem Kunden eine solche elektronische Identifizierung nicht zur 
Verfügung, beispielsweise aufgrund der Art seines Aufenthaltsstatus in einem bestimmten Mitgliedstaat oder seines 
Wohnsitzes in einem Drittland, so sollte die Überprüfung durch einschlägige qualifizierte Vertrauensdienste erfolgen.

(67) Um sicherzustellen, dass das Gelangen illegaler Gelder in das Finanzsystem durch den Rahmen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verhindert wird, sollten die Verpflichteten vor der Aufnahme von 
Geschäftsbeziehungen mit angehenden Kunden eine dem risikobasierten Ansatz entsprechende Sorgfaltsprüfung 
gegenüber Kunden durchführen. Damit es jedoch nicht zu unnötigen Verzögerungen in den üblichen Geschäfts-
abläufen kommt, sollten die Verpflichteten die Informationen vom angehenden Kunden einholen können, während 
die Geschäftsbeziehung begründet wird. Kredit- und Finanzinstitute sollten die erforderlichen Informationen von 
angehenden Kunden einholen können, nachdem die Geschäftsbeziehung begründet wurde, sofern Transaktionen erst 
nach erfolgreichem Abschluss des Verfahrens der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden initiiert werden.

(68) Das Verfahren der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden beschränkt sich nicht auf die Feststellung und Überprüfung 
der Kundenidentität. Vor der Aufnahme von Geschäftsbeziehungen oder der Durchführung gelegentlicher 
Transaktionen sollten die Verpflichteten auch Zweck und Art der Geschäftsbeziehung oder gelegentlichen 
Transaktion bewerten. Vorvertragliche oder sonstige Informationen, die dem angehenden Kunden über das 
angebotene Produkt oder die angebotene Dienstleistung erteilt werden, können zum Verständnis dieses Zwecks 
beitragen. Die Verpflichteten sollten stets in der Lage sein, Zweck und Art einer angehenden Geschäftsbeziehung 
oder gelegentlichen Transaktion eindeutig zu beurteilen. Gibt die angebotene Dienstleistung oder das angebotene 
Produkt den Kunden die Möglichkeit, verschiedene Arten von Transaktionen oder Tätigkeiten auszuführen, so sollten 
die Verpflichteten ausreichende Informationen darüber einholen, wie der Kunde die Geschäftsbeziehung zu nutzen 
gedenkt.

(69) Um die Wirksamkeit des Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sicherzustellen, 
sollten die Verpflichteten die Informationen, die sie von ihren Kunden erhalten, dem risikobasierten Ansatz 
entsprechend regelmäßig überprüfen. Geschäftsbeziehungen werden sich vermutlich weiterentwickeln, da sich die 
Umstände des Kunden und die Tätigkeiten, die er im Rahmen der Geschäftsbeziehung ausübt, im Laufe der Zeit 
ändern. Um ein umfassendes Verständnis des Kundenrisikoprofils aufrechtzuerhalten und eine sinnvolle Prüfung von 
Transaktionen durchzuführen, sollten Verpflichtete die von ihren Kunden erlangten Informationen gemäß dem 
risikobasierten Ansatz regelmäßig überprüfen. Solche Überprüfungen sollten in regelmäßigen Abständen erfolgen, 
sollten aber auch durch Veränderungen der maßgeblichen Umstände des Kunden ausgelöst werden, wenn Tatsachen 
und Informationen auf eine potenzielle Änderung des Risikoprofils oder der Identifizierungsmerkmale des Kunden 
hindeuten. Zu diesem Zweck sollte der Verpflichtete die Notwendigkeit einer Überprüfung der Kundendatei in 
Betracht ziehen, wenn sich wesentliche Änderungen wie etwa eine Änderung der Rechtsräume, mit denen 
Transaktionen getätigt werden, des Wertes oder des Umfangs von Transaktionen ergeben, wenn neue Produkte oder 
Dienstleistungen angefordert werden, die sich in Bezug auf das Risiko erheblich unterscheiden, oder wenn sich der 
wirtschaftliche Eigentümer ändert.

(70) Im Zusammenhang mit wiederkehrenden Kunden, für die in jüngster Zeit Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden 
durchgeführt wurden, sollten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden erfüllt werden können, indem eine 
Bestätigung des Kunden dahingehend eingeholt wird, dass sich die in den Aufzeichnungen enthaltenen 
Informationen und Unterlagen nicht geändert haben. Eine solche Methode erleichtert die Anwendung der 
Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Situationen, in denen der 
Verpflichtete zuversichtlich ist, dass sich die Informationen über den Kunden nicht geändert haben, da es 
Verpflichteten obliegt, sicherzustellen, dass sie angemessene Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden ergreifen. In 
allen Fällen sollten die vom Kunden erhaltene Bestätigung und etwaige Änderungen der über den Kunden 
hinterlegten Informationen aufgezeichnet werden.

(71) Verpflichtete könnten im Rahmen einer Geschäftsbeziehung mehr als ein Produkt oder eine Dienstleistung 
bereitstellen. Unter diesen Umständen zielt das Erfordernis, Informationen, Daten und Unterlagen in regelmäßigen 
Abständen zu aktualisieren, nicht auf das einzelne Produkt oder die einzelne Dienstleistung ab, sondern auf die 
gesamte Geschäftsbeziehung. Es obliegt den Verpflichteten, für die gesamte Bandbreite der bereitgestellten Produkte 
oder Dienstleistungen zu beurteilen, wann sich die maßgeblichen Umstände des Kunden ändern oder wann andere 
Bedingungen erfüllt sind, die die Erneuerung der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden auslösen, und die Kundendatei 
in Bezug auf die gesamte Geschäftsbeziehung zu überprüfen.

(72) Die Verpflichteten sollten auch ein Überwachungssystem einrichten, um Transaktionen, die einen Verdacht auf 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung begründen könnten, aufzudecken. Um die Wirksamkeit der Transak-
tionsüberwachung sicherzustellen, sollte sich die Überwachungstätigkeit der Verpflichteten grundsätzlich auf 
sämtliche Dienstleistungen und Produkte, die Kunden angeboten werden, und auf sämtliche Transaktionen erstrek-
ken, die vom Verpflichteten im Auftrag des Kunden durchgeführt oder dem Kunden angeboten werden. Jedoch 
brauchen nicht alle Transaktionen einzeln geprüft zu werden. Die Intensität der Überwachung sollte dem 
risikobasierten Ansatz entsprechen und sich nach präzisen und einschlägigen Kriterien richten, wobei insbesondere 
die charakteristischen Merkmale des Kunden und das damit verbundene Risikoniveau, die angebotenen Produkte und 
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Dienstleistungen sowie die betroffenen Länder oder geografischen Gebiete berücksichtigt werden sollten. Die AMLA 
sollte Leitlinien ausarbeiten, um sicherzustellen, dass die Intensität der Überwachung von Geschäftsbeziehungen und 
Transaktionen angemessen ist und im Verhältnis zur Höhe des Risikos steht.

(73) Die Beendigung der Geschäftsbeziehung, wenn die Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden nicht erfüllt werden 
können, verringert die Exponiertheit des Verpflichteten gegenüber Risiken, die sich aus möglichen Änderungen des 
Profils des Kunden ergeben. Es könnte jedoch Situationen geben, in denen die Beendigung aus Gründen des 
öffentlichen Interesses nicht vollzogen werden sollte. Dies ist beispielsweise in Bezug auf Lebensversicherungsver-
trägen der Fall, bei denen Verpflichtete erforderlichenfalls als Alternative zur Beendigung Maßnahmen ergreifen 
sollten, um die Geschäftsbeziehung einzufrieren, unter anderem durch das Verbot weiterer Dienstleistungen für 
diesen Kunden und die Zurückbehaltung der Auszahlung an Begünstigte, bis die Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber 
Kunden eingehalten werden können. Darüber hinaus erfordern bestimmte Produkte und Dienstleistungen, dass der 
Verpflichtete weiterhin Geldbeträge des Kunden im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 
hält oder entgegennimmt, beispielsweise im Zusammenhang mit der Kreditvergabe, Zahlungskonten oder der 
Entgegennahme von Einlagen. Dies sollte jedoch nicht als Hindernis für das Erfordernis der Beendigung der 
Geschäftsbeziehung behandelt werden, die dadurch erreicht werden kann, dass keine Transaktionen oder Tätigkeiten 
für den Kunden durchgeführt werden.

(74) Um eine übereinstimmende Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen, sollte die AMLA die Aufgabe haben, 
Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden auszuarbeiten. In diesen 
technischen Regulierungsstandards sollte festgelegt werden, welche Informationen die Verpflichteten je nach Höhe 
des mit dem einzelnen Kunden verbundenen Risikos mindestens einholen müssen, wenn sie neue Geschäfts-
beziehungen zu Kunden eingehen oder bestehende Geschäftsbeziehungen bewerten. Darüber hinaus sollte mit den 
Entwürfen technischer Regulierungsstandards ausreichende Klarheit geschaffen werden, damit die Marktteilnehmer 
unter Achtung des Grundsatzes der Technologieneutralität sichere, niedrigschwellige und innovative Wege entwik-
keln können, um — einschließlich aus der Ferne — die Kundenidentität zu überprüfen und die Sorgfaltsprüfung 
gegenüber Kunden durchzuführen. Diese spezifischen Aufgaben stehen im Einklang mit der Rolle und den 
Zuständigkeiten der AMLA gemäß der Verordnung (EU) 2024/1620.

(75) Die Harmonisierung der Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden wird dazu beitragen, dass die mit einem 
bestehenden oder angehenden Kunden verbundenen Risiken unabhängig davon, an welchem Ort in der Union die 
Geschäftsbeziehung eröffnet wird, übereinstimmend und gleichermaßen wirksam verstanden werden. Diese 
Harmonisierung sollte auch sicherstellen, dass die bei der Durchführung der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden 
erlangten Informationen von den Verpflichteten nicht für Risikominderungspraktiken verwendet werden, die zur 
Umgehung anderer rechtlicher Verpflichtungen, insbesondere der in der Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (24) oder in der Richtlinie (EU) 2015/2366 festgelegten Verpflichtungen, führen könnten, 
ohne dass die Ziele der Union bei der Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung erreicht werden. 
Um eine ordnungsgemäße Aufsicht über die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden zu ermöglichen, ist 
es wichtig, dass die Verpflichteten über die im Rahmen des Verfahrens der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden 
getroffenen Maßnahmen und erlangten Informationen Aufzeichnungen führen, und zwar unabhängig davon, ob 
eine neue Geschäftsbeziehung mit ihnen begründet wird und ob sie im Fall der Verweigerung der Begründung einer 
Geschäftsbeziehung eine verdächtige Transaktion gemeldet haben. Entscheidet sich der Verpflichtete gegen die 
Aufnahme einer Geschäftsbeziehung mit einem angehenden Kunden oder dafür, eine bestehende Geschäfts-
beziehung zu beenden, die Durchführung einer gelegentlichen Transaktion zu verweigern oder alternative 
Maßnahmen zur Beendigung einer Geschäftsbeziehung anzuwenden, so sollten in den Aufzeichnungen über die 
Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden auch die Gründe für diese Entscheidung festgehalten werden. Dies wird den 
Aufsichtsbehörden die Beurteilung ermöglichen, ob die Verpflichteten ihre Verfahren für die Sorgfaltsprüfung 
gegenüber Kunden angemessen kalibriert haben und wie sich die Risikolage des Unternehmens entwickelt, sowie 
dabei helfen, eine statistische Datenlage dazu aufzubauen, wie die Vorschriften über die Sorgfaltsprüfung gegenüber 
Kunden durch Verpflichtete in der gesamten Union angewandt werden.

(76) Der im gegenwärtigen Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung vorgesehene Ansatz 
für die Überprüfung von Bestandskunden ist schon jetzt risikobasiert. Da bestimmte zwischengeschaltete Strukturen 
jedoch mit einem höheren Risiko für Geldwäsche, damit zusammenhängende Vortaten und Terrorismusfinanzierung 
verbunden sind, könnten Risiken mit diesem Ansatz möglicherweise nicht rechtzeitig aufgedeckt und bewertet 
werden. Deshalb ist es wichtig sicherzustellen, dass auch bestimmte klar festgelegte Kategorien von Bestandskunden 
regelmäßig überwacht werden.

(77) Risiken sind naturgemäß veränderlich, und die Variablen können für sich genommen oder in Kombination 
miteinander das potenzielle Risiko erhöhen oder verringern und damit einen Einfluss darauf haben, welcher Umfang 
an Präventivmaßnahmen, zum Beispiel an Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden, angemessen ist.
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(78) Ist das Risiko gering, so sollten die Verpflichteten vereinfachte Sorgfaltsmaßnahmen anwenden dürfen. Dies kommt 
weder einer Freistellung von Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden noch einem Verzicht auf derartige 
Maßnahmen gleich. Es beinhaltet vielmehr einen vereinfachten oder reduzierten Satz an Überprüfungsmaßnahmen, 
bei denen jedoch alle Komponenten des Standardverfahrens der Sorgfaltsprüfung adressiert werden sollten. Dem 
risikobasierten Ansatz entsprechend sollte es den Verpflichteten gleichwohl möglich sein, die Häufigkeit oder 
Intensität der Überprüfung von Kunden oder Transaktionen zu verringern oder sich auf angemessene Annahmen 
hinsichtlich des Zwecks der Geschäftsbeziehung oder der Verwendung einfacher Produkte zu stützen. In den 
technischen Regulierungsstandards zur Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden sollte festgelegt werden, welche 
spezifischen vereinfachten Maßnahmen die Verpflichteten anwenden können, wenn das Risiko laut der durch die 
Kommission durchgeführten Risikobewertung auf Unionsebene gering ist. Bei der Ausarbeitung von Entwürfen 
technischer Regulierungsstandards sollte die AMLA der Wahrung der sozialen und der finanziellen Inklusion 
gebührend Rechnung tragen.

(79) Es sollte anerkannt werden, dass in bestimmten Situationen ein erhöhtes Risiko der Geldwäsche oder der 
Terrorismusfinanzierung besteht. Wenngleich im Rahmen der regulären Anwendung der Sorgfaltsmaßnahmen 
gegenüber Kunden die Identität und das Geschäftsprofil aller Kunden festgestellt werden sollten, gibt es Fälle, in 
denen eine besonders gründliche Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität erforderlich ist. Daher müssen 
detaillierte Vorschriften für solche verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen festgelegt werden, insbesondere auch spezifische 
verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen.

(80) Grenzüberschreitende Korrespondenzbankbeziehungen zu Respondenzinstituten in Drittländern sind durch ihre 
dauerhafte, repetitive Art gekennzeichnet. Außerdem weisen nicht alle grenzüberschreitenden Korrespondenzbank-
dienstleistungen gleich hohe Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung auf. Daher sollte sich die 
Intensität der verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen nach den Grundsätzen des risikobasierten Ansatzes richten. Nicht 
angewandt werden sollte der risikobasierte Ansatz jedoch bei der Interaktion mit Respondenzinstituten aus 
Drittländern, die dort wo sie gegründet wurden, nicht physisch präsent sind, oder mit nicht registrierten und nicht 
zugelassenen Unternehmen, die Krypto-Dienstleistungen erbringen. Angesichts des hohen Risikos von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung bei Mantelgesellschaften sollten Kreditinstitute und Finanzinstitute keine Korres-
pondenzbankbeziehungen zu solchen Mantelgesellschaften sowie zu Gegenparteien in Drittländern, die die Nutzung 
ihrer Konten durch Mantelgesellschaften gestatten, unterhalten. Um zu verhindern, dass das Finanzsystem der Union 
für die Erbringung unregulierter Dienstleistungen missbraucht wird, sollten Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
auch sicherstellen, dass ihre Konten nicht von eingebetteten Handelsplätzen genutzt werden, und über Strategien und 
Verfahren verfügen, um solche Versuche aufzudecken.

(81) Im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunktion könnten Aufseher Situationen ermitteln, in denen Verstöße 
gegen Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung durch Respondenzinstitute 
aus Drittländern oder Schwachstellen bei der Umsetzung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung Risiken für das Finanzsystem der Union verursachen. Um diese Risiken zu mindern, sollte 
es der AMLA möglich sein, Empfehlungen an Kredit- und Finanzinstitute in der Union zu richten, um sie über ihre 
Ansichten zu den Schwachstellen dieser Respondenzinstitute aus Drittländern zu unterrichten. Diese Empfehlungen 
sollten ausgesprochen werden, wenn die AMLA und die Finanzaufsichtsbehörden in der Union übereinkommen, 
dass sich die Verstöße und Schwachstellen in den Respondenzinstituten aus Drittländern wahrscheinlich auf die 
Risikoexposition von Korrespondenzbeziehungen von Kredit- und Finanzinstituten in der Union auswirken, und 
sofern das Respondenzinstitut aus einem Drittland und seine Aufsichtsbehörde Gelegenheit hatten, ihre Ansichten 
zu äußern. Um das reibungslose Funktionieren des Finanzsystems der Union zu erhalten, sollten Kredit- und 
Finanzinstitute auf die Empfehlungen der AMLA hin angemessene Maßnahmen ergreifen, unter anderem indem sie 
davon absehen, eine Korrespondenzbeziehung aufzunehmen oder fortzuführen, es sei denn, sie können 
ausreichende Risikominderungsmaßnahmen ergreifen, um den mit der Korrespondenzbankbeziehung verbundenen 
Risiken zu begegnen.

(82) Im Kontext der verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen muss die Einholung der Zustimmung der Führungsebene zur 
Aufnahme von Geschäftsbeziehungen nicht in jedem Fall beinhalten, dass die Zustimmung des Leitungsorgans 
einzuholen ist. Möglich sein sollte die Erteilung einer solchen Zustimmung durch Personen mit ausreichendem 
Wissen über die Risiken, die für das Institut in Bezug auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bestehen, und 
ausreichender Seniorität, um Entscheidungen mit Auswirkungen auf die Risikolage treffen zu können.

(83) Um das ordnungsgemäße Funktionieren des Finanzsystems der Union vor Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
zu schützen, sollte der Kommission die Befugnis zum Erlass von delegierten Rechtsakten übertragen werden, um die 
Drittländer zu ermitteln, deren nationale Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
Mängel aufweisen, die eine Bedrohung für die Integrität des Binnenmarkts der Union darstellen. Da die von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ausgehenden Bedrohungen von außerhalb der Union immer neue Formen 
annehmen, was durch die kontinuierliche Weiterentwicklung der Technologie und der den Straftätern zur Verfügung 
stehenden Mittel noch begünstigt wird, muss der rechtliche Rahmen in Bezug auf Drittländer rasch und fortlaufend 
angepasst werden, um den bestehenden Risiken wirksam zu begegnen und der Entstehung neuer Risiken 
vorzubeugen. Die Kommission sollte als Grundlage für ihre Bewertung Informationen internationaler Organisa-
tionen und Standardsetzer im Bereich der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, beispielsweise 
öffentliche Bekanntgaben der FATF, gegenseitige Evaluierungen oder detaillierte Bewertungsberichte oder 

DE ABl. L vom 19.6.2024

16/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

#RV0223
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



veröffentlichte Follow-up-Berichte, berücksichtigen und ihre Bewertungen gegebenenfalls an die darin enthaltenen 
Änderungen anpassen. Die Kommission sollte innerhalb von 20 Tagen nach Feststellung von Mängeln im System zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung eines Drittlands, die eine Bedrohung für die Integrität 
des Binnenmarkts der Union darstellen, tätig werden.

(84) Drittländer, die Adressat eines „Aufrufs zur Handlung“ durch den maßgeblichen internationalen Standardsetzer, 
namentlich die FATF, sind, weisen in ihren rechtlichen und institutionellen Rahmen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und deren Umsetzung erhebliche strategische Mängel dauerhafter Art auf, 
die ein hohes Risiko für das Finanzsystem der Union darstellen dürften. Die Dauerhaftigkeit dieser erheblichen 
strategischen Mängel, die das mangelnde Engagement oder beständige Versagen des Drittlands bei der Behebung 
dieser Mängel widerspiegelt, zeigt eine von diesen Drittländern ausgehende erhöhte Bedrohung an, die eine 
wirksame, übereinstimmende und harmonisierte Reaktion auf Unionsebene erfordert. Daher sollte den 
Verpflichteten vorgeschrieben werden, auf gelegentliche Transaktionen und Geschäftsbeziehungen mit diesen 
Drittländern mit hohem Risiko sämtliche verfügbaren verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen anzuwenden, um die 
zugrunde liegenden Risiken zu steuern und zu mindern. Darüber hinaus rechtfertigt das hohe Risiko die Anwendung 
zusätzlicher spezifischer Gegenmaßnahmen entweder auf der Ebene der Verpflichteten oder durch die 
Mitgliedstaaten. Durch einen solchen Ansatz würde eine Unterschiedlichkeit der einschlägigen Gegenmaßnahmen 
vermieden, die Risiken für das gesamte Finanzsystem der Union beinhalten würde. Stellen die Mitgliedstaaten 
spezifische Risiken fest, die nicht gemindert werden, so sollten sie zusätzliche Gegenmaßnahmen anwenden können, 
in welchem Fall sie die Kommission davon in Kenntnis setzen sollten. Ist die Kommission der Auffassung, dass diese 
Risiken von Bedeutung für den Binnenmarkt sind, so sollte sie den einschlägigen delegierten Rechtsakt aktualisieren 
können, um die zur Minderung dieser Risiken erforderlichen zusätzlichen Gegenmaßnahmen aufzunehmen. Ist die 
Kommission der Auffassung, dass diese Gegenmaßnahmen nicht erforderlich sind und das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Binnenmarkts der Union beeinträchtigen, so sollte sie die Befugnis erhalten, zu beschließen, dass 
der Mitgliedstaat die spezifische Gegenmaßnahme beendet. Vor Einleitung des Verfahrens für jenen Beschluss sollte 
die Kommission dem betreffenden Mitgliedstaat Gelegenheit geben, seine Ansichten zur Auffassung der Kommission 
vorzubringen. Angesichts ihrer technischen Fachkenntnisse kann die AMLA der Kommission nützliche Hinweise für 
die Ermittlung angemessener Gegenmaßnahmen geben.

(85) Mängel bei der Einhaltung sowohl des rechtlichen als auch des institutionellen Rahmens zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und seiner Umsetzung in Drittländern, die von der FATF „verstärkt 
überwacht“ werden, sind geeignet, von Straftätern ausgenutzt zu werden. Dies dürfte für das Finanzsystem der Union 
ein Risiko darstellen, und dieses Risiko muss gesteuert und gemindert werden. Durch die Verpflichtung dieser 
Drittländer, die festgestellten Mängel zu beheben, wird das Risiko zwar nicht beseitigt, doch sind zur 
Risikominderung weniger einschneidende Maßnahmen gerechtfertigt als bei Drittländern mit hohem Risiko. 
Verpflichten sich diese Drittländer, die festgestellten Mängel zu beheben, sollten Verpflichtete im Umgang mit 
natürlichen oder juristischen Personen, die in diesen Drittländern niedergelassen sind, auf gelegentliche 
Transaktionen und Geschäftsbeziehungen verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen anwenden, die auf die im jeweiligen 
Drittland festgestellten spezifischen Mängel zugeschnitten sind. Bei einer solchen granularen Ermittlung der 
anzuwendenden verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen wäre dem risikobasierten Ansatz entsprechend auch gewährlei-
stet, dass die Maßnahmen im Verhältnis zur Höhe des Risikos stehen. Um einen solchen übereinstimmenden und 
verhältnismäßigen Ansatz sicherzustellen, sollte die Kommission festlegen können, welche spezifischen verstärkten 
Sorgfaltsmaßnahmen erforderlich sind, um länderspezifische Risiken zu mindern. Angesichts ihrer technischen 
Fachkenntnisse kann die AMLA der Kommission nützliche Hinweise für die Festlegung der angemessenen 
verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen geben.

(86) Auch von Ländern, die nicht offiziell Gegenstand eines Aufrufs zur Handlung oder einer verstärkten Überwachung 
durch die FATF sind, könnte eine spezifische und ernsthafte Bedrohung für die Integrität des Finanzsystems der 
Union ausgehen, die entweder auf Mängel bei der Einhaltung oder auf erhebliche strategische Mängel dauerhafter Art 
in ihrem System zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zurückzuführen sein könnte. Zur 
Minderung dieser spezifischen Risiken, die nicht durch Maßnahmen für Länder mit strategischen Mängeln oder 
Ländern mit Mängeln bei der Einhaltung gemindert werden können, sollte es der Kommission möglich sein, unter 
außergewöhnlichen Umständen Maßnahmen zu ergreifen, indem sie solche Drittländer auf der Grundlage klarer 
Kriterien und mit Unterstützung der AMLA ermittelt. Je nachdem, wie hoch das Risiko für das Finanzsystem der 
Union ist, sollte die Kommission die Anwendung entweder aller verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen und 
länderspezifischer Gegenmaßnahmen in Bezug auf Drittländer mit hohem Risiko oder länderspezifischer verstärkter 
Sorgfaltsmaßnahmen in Bezug auf Drittländer mit Mängeln bei der Einhaltung vorschreiben.

(87) Um eine kohärente Ermittlung derjenigen Drittländer, die eine spezifische und ernsthafte Bedrohung für das 
Finanzsystem der Union darstellen, ohne offiziell Gegenstand eines Aufrufs zur Handlung oder einer verstärkten 
Überwachung durch die FATF zu sein, sicherzustellen, sollte die Kommission im Wege von Durchführungs-
rechtsakten die Methodik festlegen können, nach der unter außergewöhnlichen Umständen solche Drittländer 
ermittelt werden. Diese Methodik sollte insbesondere die Art und Weise der Bewertung der Kriterien und das 
Verfahren für die Interaktion mit diesen Drittländern und für die Einbeziehung der Mitgliedstaaten und der AMLA in 
die Vorbereitungsphasen einer solchen Ermittlung umfassen.
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(88) Da sich die Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung von im Rahmen dieser 
Verordnung ermittelten Drittländern oder deren Umsetzung verändern könnten, beispielsweise wenn sich ein Land 
zur Behebung festgestellter Mängel verpflichtet und hierzu entsprechende Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung einführt, durch die sich Art und Höhe der davon ausgehenden Risiken 
verändern könnten, sollte die Kommission die Festlegung dieser spezifischen verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen 
regelmäßig überprüfen, um sicherzustellen, dass diese verhältnismäßig und adäquat bleiben.

(89) Potenzielle externe Bedrohungen für das Finanzsystem der Union gehen nicht nur von Drittländern aus, sondern 
können auch im Zusammenhang mit spezifischen Kundenrisikofaktoren oder Produkten, Dienstleistungen, 
Transaktionen oder Vertriebskanälen auftreten, die in Bezug auf ein bestimmtes geografisches Gebiet außerhalb der 
Union zu beobachten sind. Deshalb müssen Tendenzen, Risiken und Methoden der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung ermittelt werden, denen die Verpflichteten in der Union ausgesetzt sein könnten. Die 
AMLA ist am besten aufgestellt, um neu auftretende Typologien der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung von 
außerhalb der Union zu erkennen, um deren Entwicklung mit dem Ziel zu überwachen, den Verpflichteten in der 
Union Orientierungshilfe dafür zu geben, ob zur Minderung von derlei Risiken verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen 
anzuwenden sind.

(90) Durch Beziehungen zu Einzelpersonen, die in der Union oder international wichtige öffentliche Ämter innehaben 
oder innehatten, und insbesondere durch Beziehungen zu Einzelpersonen aus Ländern, in denen Korruption weit 
verbreitet ist, könnte der Finanzsektor erheblichen Reputations- und Rechtsrisiken ausgesetzt sein. Auch in 
Anbetracht der internationalen Bemühungen um Korruptionsbekämpfung ist es notwendig, diesen Personen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen und in Bezug auf Personen, die mit wichtigen öffentlichen Ämtern betraut 
sind oder waren oder die in internationalen Organisationen hohe Positionen bekleiden, angemessene verstärkte 
Sorgfaltsmaßnahmen anzuwenden. Daher müssen Maßnahmen festgelegt werden, die die Verpflichteten in Bezug 
auf Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen mit politisch exponierten Personen anwenden sollten. Um die 
Anwendung des risikobasierten Ansatzes zu erleichtern, sollte die AMLA beauftragt werden, Leitlinien für die 
Bewertung des Risikograds auszugeben, der mit einer bestimmten Kategorie von politisch exponierten Personen, 
ihren Familienangehörigen oder bekanntermaßen eng verbundenen Personen einhergeht.

(91) Risiken im Zusammenhang mit Personen, die mit einem wichtigen öffentlichen Amt bekleidet sind oder waren, sind 
nicht auf die nationale Ebene beschränkt, sondern können auch auf regionaler oder kommunaler Ebene bestehen. 
Dies gilt insbesondere auf lokaler Ebene für dicht besiedelte Gebiete, wie etwa Städte, die neben der regionalen Ebene 
häufig erhebliche öffentliche Mittel und den Zugang zu kritischen Dienstleistungen oder Genehmigungen verwalten, 
was ein Risiko der Korruption und damit zusammenhängender Geldwäsche mit sich bringt. Daher ist es notwendig, 
die Leiter regionaler und lokaler Behörden, einschließlich Zusammenschlüssen von Gemeinden und Metropolre-
gionen, mit mindestens 50 000 Einwohnern, in die Kategorie von Personen, die mit einem wichtigen öffentlichen 
Amt betraut sind oder waren, aufzunehmen. Gleichzeitig sollte anerkannt werden, dass die geografischen 
Gegebenheiten und die Verwaltungsorganisation der Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich sind, und dass 
Mitgliedstaaten, wenn angezeigt, einen niedrigeren Schwellenwert festlegen können sollten, um die zuständigen 
lokalen Behörden auf der Grundlage des Risikos zu erfassen. Beschließen die Mitgliedstaaten, niedrigere 
Schwellenwerte festzulegen, sollten sie der Kommission diese niedrigeren Schwellenwerte mitteilen.

(92) Die Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane von Unternehmen, die vom Staat oder von 
regionalen oder lokalen Behörden kontrolliert werden, können ebenfalls Risiken der Korruption und damit 
zusammenhängender Geldwäsche ausgesetzt sein. Angesichts des Umfangs des Haushalts solcher Unternehmen und 
der verwalteten Mittel sind solche Risiken bei hochrangigen Führungskräften in staatlich kontrollierten 
Unternehmen besonders akut. Risiken können auch in Bezug auf Unternehmen erheblicher Größe entstehen, die 
von regionalen und lokalen Behörden kontrolliert werden. Folglich sollten die hochrangigen Führungskräfte in 
Unternehmen, die von regionalen oder lokalen Behörden kontrolliert werden, als politisch exponierte Personen 
betrachtet werden, wenn diese Unternehmen als mittlere oder große Unternehmen oder Gruppen im Sinne des 
Artikels 3 der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (25) gelten. In Anerkennung der 
geografischen und verwaltungsorganisatorischen Unterschiede und der mit diesen Unternehmen und ihren 
hochrangigen Führungskräften verbundenen Befugnisse und Zuständigkeiten sollten die Mitgliedstaaten jedoch 
entscheiden können, auf der Grundlage des Risikos eine niedrigere Jahresumsatzschwelle festzulegen. In einem 
solchen Fall sollten die Mitgliedstaaten der Kommission diese Entscheidung mitteilen.

(93) Damit politisch exponierte Personen in der Union ermittelt werden können, sollten von den Mitgliedstaaten Listen 
herausgegeben werden, in denen die einzelnen Ämter angegeben sind, die gemäß den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften als wichtige öffentliche Ämter angesehen werden. Die Mitgliedstaaten sollten jede in ihrem 
Hoheitsgebiet akkreditierte internationale Organisation verpflichten, eine Liste der wichtigen öffentlichen Ämter in 
dieser internationalen Organisation herauszugeben und auf Stand zu halten. Die Kommission sollte beauftragt 
werden, eine unionsweit gültige Liste der Personen zu erstellen und herauszugeben, die in den Organen oder 
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Einrichtungen der Union mit wichtigen öffentlichen Ämtern betraut sind. Um einen harmonisierten Ansatz bei der 
Ermittlung und Mitteilung wichtiger öffentlicher Ämter sicherzustellen, sollte die Kommission im Wege von 
Durchführungsrechtsakten das für Mitteilungen der Mitgliedstaaten zu verwendende Format festlegen können, und 
ihr sollte die Befugnis übertragen werden, delegierte Rechtsakte zur Ergänzung der in dieser Verordnung festgelegten 
Kategorien wichtiger öffentlicher Ämter zu erlassen, sofern sie in allen Mitgliedstaaten gleich sind.

(94) Auch wenn Kunden kein wichtiges öffentliches Amt mehr bekleiden, können sie dennoch weiterhin ein erhöhtes 
Risiko darstellen, beispielsweise weil sie noch informell Einfluss nehmen könnten oder ihre früheren und ihre 
aktuellen Ämter zusammenhängen. Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die Verpflichteten diesen fort-
bestehenden Risiken Rechnung tragen und die Anwendung einer oder mehrerer verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen 
noch so lange fortsetzen, bis davon ausgegangen werden kann, dass von den betreffenden Einzelpersonen kein Risiko 
mehr ausgeht, in jedem Fall jedoch noch mindestens zwölf Monate ab dem Zeitpunkt, ab dem die Betroffenen kein 
wichtiges öffentliches Amt mehr bekleiden.

(95) Versicherungsunternehmen unterhalten häufig keine Kundenbeziehungen zu den Begünstigten der Versicherungs-
policen. Jedoch sollten sie in der Lage sein, Fälle von erhöhtem Risiko zu erkennen, beispielsweise wenn die Erträge 
aus einer Police einer politisch exponierten Person zugutekommt. Um festzustellen, ob dies der Fall ist, sollte die 
Versicherungspolice angemessene Maßnahmen zur Identifizierung des Begünstigten beinhalten, so als sei dieser ein 
neuer Kunde. Derlei Maßnahmen sollten zum Zeitpunkt der Auszahlung oder zum Zeitpunkt der Abtretung der 
Police getroffen werden können, jedoch nicht später.

(96) Enge private und berufliche Beziehungen könnten für Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
missbraucht werden. Aus diesem Grund sollten die Maßnahmen für politisch exponierte Personen auch auf deren 
Familienangehörige und bekanntermaßen nahestehende Personen angewandt werden. Die richtige Identifizierung 
von Familienangehörigen und bekanntermaßen nahestehenden Personen könnte von der sozioökonomischen und 
kulturellen Struktur des Landes der politisch exponierten Person abhängen. In Anbetracht dessen sollte die AMLA 
die Aufgabe haben, Leitlinien für die Kriterien auszugeben, nach denen als nahestehend anzusehende Personen 
identifiziert werden sollten.

(97) Beziehungen zu Familienangehörigen, die von politisch exponierten Personen missbraucht werden könnten, 
umfassen nicht nur die Beziehung zu Eltern und Nachkommen, sondern kann auch Geschwister umfassen. Dies gilt 
insbesondere für Kategorien politisch exponierter Personen, die Führungspositionen in der Zentralregierung 
innehaben. In Anerkennung der unterschiedlichen auf nationaler Ebene bestehenden sozioökonomischen und 
kulturellen Strukturen, die das Potenzial für den Missbrauch von Geschwisterbeziehungen beeinflussen könnten, 
sollten die Mitgliedstaaten jedoch einen breiteren Anwendungsbereich für die Einstufung von Geschwistern als 
Familienangehörige politisch exponierter Personen anwenden können, um die Risiken des Missbrauchs dieser 
Beziehungen angemessen zu mindern. Beschließen Mitgliedstaaten, einen breiteren Anwendungsbereich anzu-
wenden, sollten sie der Kommission die Einzelheiten dieses breiteren Anwendungsbereichs mitteilen.

(98) Die Anforderungen für politisch exponierte Personen, deren Familienangehörige und bekanntermaßen nahestehende 
Personen sind nicht strafrechtlicher, sondern präventiver Art und sollten nicht zum Ausdruck bringen, dass politisch 
exponierte Personen, ihre Familienangehörigen oder bekanntermaßen nahestehende Personen an kriminellen 
Tätigkeiten beteiligt sind. Die Ablehnung einer Geschäftsbeziehung zu einer Person, die sich lediglich auf die 
Feststellung stützt, dass es sich um eine politisch exponierte Person oder einen Familienangehörigen oder eine 
Person, die einer politisch exponierten Person bekanntermaßen nahesteht, handelt, läuft dem Buchstaben und dem 
Geist dieser Verordnung zuwider.

(99) Angesichts der Anfälligkeit von Regelungen des Typs „Aufenthaltsrecht gegen Investitionen“ für Geldwäsche, 
Steuerstraftaten, Korruption und die Umgehung von gezielten finanziellen Sanktionen sowie die potenziellen damit 
verbundenen erheblichen Sicherheitsbedrohungen für die Union als Ganzes ist es angebracht, dass Verpflichtete bei 
Kunden, die Drittstaatsangehörige sind und im Rahmen dieser Regelungen Aufenthaltsrechte in einem Mitgliedstaat 
beantragen, zumindest spezifische verstärkte Sorgfaltspflichten erfüllt.

(100) Die Erbringung personalisierter Vermögensverwaltungsdienstleistungen für vermögende Einzelpersonen könnte 
Kreditinstitute, Finanzinstitute sowie Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften spezifischen Risiken aussetzen, 
einschließlich derjenigen, die sich aus dem komplexen und häufig personalisierten Charakter solcher Dienst-
leistungen ergeben. Daher muss eine Reihe verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen festgelegt werden, die zumindest dann 
angewandt werden sollten, wenn davon ausgegangen wird, dass solche Geschäftsbeziehungen ein hohes Risiko der 
Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung bergen. Bei der Feststellung, 
dass ein Kunde über Vermögenswerte im Wert von mindestens 50 000 000 EUR oder dem Gegenwert in 
Landeswährung oder in einer Fremdwährung verfügt, werden Finanz- und Anlagewerte einschließlich Bargeld und 
Barmitteläquivalente berücksichtigt, unabhängig davon, ob sie als Einlagen oder in Sparprodukten gehalten werden, 
sowie Anlagen wie etwa Aktien, Anleihen und Investmentfonds, selbst wenn sie im Rahmen langfristiger 
Vereinbarungen mit dem Verpflichteten gehalten werden. Darüber hinaus sollte der Wert der Immobilienwerte des 
Kunden, mit Ausnahme seines privaten Wohnsitzes, berücksichtigt werden. Für die Zwecke dieser Feststellung 
müssen Kreditinstitute, Finanzinstitute sowie Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften keine exakte Berechnung 
des Gesamtvermögens des Kunden vorzunehmen oder anzufordern. Vielmehr sollten solche Unternehmen 
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Maßnahmen ergreifen, um festzustellen, ob ein Kunde Vermögenswerte im Wert von mindestens 50 000 000 EUR, 
oder dem Gegenwert in Landeswährung oder in einer Fremdwährung, in Form von Finanz-, Anlage- oder 
Immobilienwerten hält.

(101) Um mehrfache Kundenidentifizierungsverfahren zu vermeiden, sollte es den Verpflichteten vorbehaltlich 
angemessener Schutzmaßnahmen gestattet sein, auf die von anderen Verpflichteten eingeholten Kunden-
informationen zu vertrauen. Vertraut ein Verpflichteter auf einen anderen Verpflichteten, so sollte die 
Letztverantwortung für die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden bei dem Verpflichteten verbleiben, der sich dafür 
entscheidet, auf die von einem anderen Verpflichteten durchgeführte Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden zu 
vertrauen. Der Verpflichtete, auf den vertraut wird, sollte ebenfalls die eigene Verantwortung für die Erfüllung der 
Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung behalten, wozu auch die 
Anforderung gehört, verdächtige Transaktionen zu melden und Aufzeichnungen aufzubewahren.

(102) Die Einführung harmonisierter Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in 
der gesamten Union, auch in Bezug auf gruppenweite Strategien und Verfahren, Informationsaustausch und 
Vertrauen, gestattet es Verpflichteten, die innerhalb einer Gruppe tätig sind, die innerhalb dieser Gruppe bestehenden 
Systeme in Situationen, die dieselben Kunden betreffen, optimal zu nutzen. Diese Vorschriften gestatten nicht nur 
eine kohärente und effiziente Umsetzung der Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung in der gesamten Gruppe, sondern profitieren auch von Skaleneffekten auf Gruppenebene, indem sie es 
beispielsweise Verpflichteten innerhalb der Gruppe ermöglichen, sich auf die Ergebnisse der von anderen 
Verpflichteten innerhalb der Gruppe angewandten Verfahren zu verlassen, um ihre Kundenidentifizierungs- und 
-verifizierungspflichten zu erfüllen.

(103) Damit die Auslagerung von Maßnahmen an Dritte effizient funktionieren kann, bedarf es größerer Klarheit bei den 
Bedingungen, unter denen diese Auslagerung stattfindet. Die AMLA sollte die Aufgabe haben, Leitlinien dafür zu 
erarbeiten, unter welchen Bedingungen eine Inanspruchnahme von Dritten erfolgen kann und welche Aufgaben und 
Zuständigkeiten den Beteiligten jeweils zukommen. Um sicherzustellen, dass eine unionsweit übereinstimmende 
Überwachung der Inanspruchnahme gewährleistet ist, sollten die Leitlinien auch Klarheit darüber schaffen, wie die 
Aufseher solche Praktiken berücksichtigen und die Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung durch die Verpflichteten bei Anwendung dieser Praktiken überprüfen sollten.

(104) Das Konzept des wirtschaftlichen Eigentümers wurde eingeführt, um bei komplexen Gesellschaftsstrukturen für 
mehr Transparenz zu sorgen. Die Notwendigkeit, auf zutreffende, aktuelle und angemessene Informationen zum 
wirtschaftlichen Eigentümer zugreifen zu können, ist eine wichtige Voraussetzung für das Aufspüren von Straftätern, 
die ihre Identität andernfalls hinter undurchsichtigen Strukturen verbergen könnten. Nach den gegenwärtigen 
Bestimmungen haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass Gesellschaften und sonstige juristische Personen sowie 
Express-Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen angemessene, zutreffende und aktuelle Informationen zu ihrem 
wirtschaftlichen Eigentümer einholen und vorhalten. Jedoch verlangen die Mitgliedstaaten ein unterschiedliches Maß 
an Transparenz. Die Vorschriften werden unterschiedlich ausgelegt, was dazu führt, dass die wirtschaftlichen 
Eigentümer einer gegebenen juristischen Person oder einer gegebenen Rechtsvereinbarung auf unterschiedliche 
Weise ermittelt werden. Dies liegt unter anderem daran, dass indirektes Eigentum an einer juristischen Person oder 
einer Rechtsvereinbarung nicht auf übereinstimmende Weise berechnet wird und dass es Unterschiede zwischen den 
Rechtssystemen der Mitgliedstaaten gibt. Dies beeinträchtigt die angestrebte Transparenz. Daher ist es notwendig, die 
Vorschriften klarer zu gestalten, um zu einer übereinstimmenden Definition des wirtschaftlichen Eigentümers und 
zur binnenmarktweiten Anwendung dieser Definition zu gelangen.

(105) Die Anwendung der Vorschriften zur Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentümers von juristischen Personen sowie 
von Rechtsvereinbarungen kann Umsetzungsfragen aufwerfen, wenn einschlägige Interessenträger mit konkreten 
Fällen konfrontiert sind, insbesondere in Fällen komplexer Gesellschaftsstrukturen, in denen die Kriterien der 
Eigentumsbeteiligung und der Kontrolle nebeneinander bestehen, oder für die Zwecke der Feststellung des indirekten 
Eigentums oder der indirekten Kontrolle. Um die Anwendung dieser Vorschriften durch juristische Personen, 
Trustees und Personen, die eine entsprechende Position in einer ähnlichen Rechtsvereinbarung innehaben, sowie 
Verpflichtete zu unterstützen, sollte die Kommission im Einklang mit dem Harmonisierungsziel dieser Verordnung 
Leitlinien erlassen können, in denen festgelegt wird, wie Vorschriften zur Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer 
in verschiedenen Szenarien anzuwenden sind, unter anderem anhand von Fallbeispielen.

(106) Eine aussagefähige Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer setzt die Feststellung einer etwaigen anderweitig 
ausgeübten Kontrolle voraus. Die Feststellung des Vorliegens einer Eigentumsbeteiligung oder einer Kontrolle durch 
eine Eigentumsbeteiligung ist notwendig, aber nicht ausreichend, und schließt nicht die erforderlichen Kontrollen zur 
Bestimmung der wirtschaftlichen Eigentümer aus. Die Prüfung daraufhin, ob eine natürliche Person anderweitig 
Kontrolle ausübt, ist keine nachgeschaltete Prüfung, die nur dann durchzuführen wäre, wenn keine Eigentums-
beteiligung festgestellt werden kann. Die beiden Prüfungen, das heißt die Prüfung auf das Vorliegen einer 
Eigentumsbeteiligung oder einer Kontrolle durch Eigentumsbeteiligung und die Prüfung auf eine anderweitige 
Kontrolle, sollten parallel durchgeführt werden.
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(107) Ein Eigentum von 25 % oder mehr der Anteile oder Stimmrechte oder sonstiger Eigentumsbeteiligung begründet im 
Allgemeinen das wirtschaftliche Eigentum an einer Gesellschaft. Eigentumsbeteiligung sollte sowohl Kontrollrechte 
als auch Rechte umfassen, die für den Erhalt eines Vorteils von Bedeutung sind, wie etwa das Recht auf einen Anteil 
an Gewinnen oder anderen internen Ressourcen oder am Liquidationssaldo. Es könnte jedoch Situationen geben, in 
denen das Risiko, dass bestimmte Kategorien von Gesellschaftenn für Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzie-
rungszwecke missbraucht werden, höher ist, beispielsweise aufgrund der spezifischen Sektoren mit höherem Risiko, 
in denen diese Gesellschaften tätig sind. In solchen Situationen sind verstärkte Transparenzmaßnahmen erforderlich, 
um Straftäter davon abzuhalten, diese Unternehmen zu errichten oder zu unterwandern, sei es durch direktes oder 
indirektes Eigentum oder durch direkte oder indirekte Kontrolle. Um sicherzustellen, dass die Union in der Lage ist, 
solche unterschiedlichen Risikograde angemessen zu mindern, muss der Kommission die Befugnis übertragen 
werden, diejenigen Kategorien von Gesellschaften zu ermitteln, für die niedrigere Schwellenwerte für wirtschaftliche 
Transparenz gelten sollten. Zu diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten der Kommission mitteilen, wenn sie 
Kategorien von Gesellschaften ermitteln, die höheren Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken ausgesetzt 
sind. In diesen Mitteilungen sollten die Mitgliedstaaten auch einen niedrigeren Eigentumsschwellenwert angeben 
können, der diese Risiken ihrer Auffassung nach mindern würde. Eine solche Ermittlung sollte fortlaufend erfolgen 
und sich auf die Ergebnisse Risikobewertungen auf Unionsebene und der nationalen Risikobewertung sowie auf 
einschlägige Analysen und Berichte stützen, die von der AMLA, Europol oder anderen Einrichtungen der Union, die 
bei der Verhinderung, Untersuchung und Verfolgung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung eine Rolle 
spielen, erstellt werden. Dieser niedrigere Schwellenwert sollte so niedrig sein, dass die höheren Risiken, dass 
Gesellschaften für kriminelle Zwecke missbraucht werden, gemindert werden. Zu diesem Zweck sollte dieser 
niedrigere Schwellenwert im Allgemeinen nicht auf mehr als 15 % der Anteile oder Stimmrechte oder sonstiger 
Eigentumsbeteiligung festgesetzt werden. Es könnte jedoch Fälle geben, in denen auf der Grundlage einer 
risikosensiblen Bewertung ein höherer Schwellenwert verhältnismäßiger wäre, um die ermittelten Risiken zu 
bewältigen. In diesen Fällen sollte es der Kommission möglich sein, den Schwellenwert auf zwischen 15 % und 25 % 
der Eigentumsbeteiligung festzusetzen.

(108) Aufgrund ihrer Komplexität erschweren vielschichtige Eigentums- und Kontrollstrukturen die Identifizierung 
wirtschaftlicher Eigentümer. Das Konzept der „Eigentums- oder Kontrollstruktur“ soll die Art und Weise beschreiben, 
in der eine juristische Person indirekt im Eigentum steht oder kontrolliert wird oder in der eine Rechtsvereinbarung 
indirekt kontrolliert wird, und zwar aufgrund der Beziehungen, die zwischen juristischen Personen oder 
Rechtsvereinbarungen über mehrere Ebenen hinweg bestehen. Um einen kohärenten Ansatz im gesamten 
Binnenmarkt sicherzustellen, müssen die für diese Situationen geltenden Vorschriften klargestellt werden. Zu diesem 
Zweck muss gleichzeitig geprüft werden, ob eine natürliche Person eine direkte oder indirekte Beteiligung von 25 % 
oder mehr der Anteile oder Stimmrechte oder sonstiger Eigentumsbeteiligung hält und ob eine natürliche Person den 
direkten Anteilseigner mit 25 % oder mehr der Anteile oder Stimmrechte oder sonstiger Eigentumsbeteiligung an der 
Gesellschaft kontrolliert. Im Fall einer indirekten Beteiligung sollten die wirtschaftlichen Eigentümer durch 
Multiplikation der Anteile in der Eigentumskette ermittelt werden. Zu diesem Zweck sollten alle Anteile, die direkt 
oder indirekt im Eigentum derselben natürlichen Person stehen, zusammengerechnet werden. Dies erfordert, dass 
Beteiligungen auf allen Eigentumsebenen berücksichtigt werden. Stehen 25 % der Anteile oder Stimmrechte oder 
sonstiger Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft im Eigentum eines Anteilseigners, bei dem es sich um eine andere 
juristische Person als eine Gesellschaft handelt, so sollte der wirtschaftliche Eigentümer unter Berücksichtigung der 
spezifischen Struktur des Anteilseigners bestimmt werden, einschließlich der Frage, ob eine natürliche Person auf 
andere Weise über einen Anteilseigner Kontrolle ausübt.

(109) Die Bestimmung des wirtschaftlichen Eigentümers einer Gesellschaft in Situationen, in denen die Anteile der 
Gesellschaft in einer Rechtsvereinbarung gehalten werden oder in denen sie von einer Stiftung oder einer ähnlichen 
juristischen Person gehalten werden, könnte angesichts der unterschiedlichen Art und der unterschiedlichen Kriterien 
für die Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentümers zwischen juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen 
schwieriger sein. Daher müssen klare Vorschriften für den Umgang mit diesen Situationen einer vielschichtigen 
Struktur festgelegt werden. In solchen Fällen sollten alle wirtschaftlichen Eigentümer der Rechtsvereinbarung oder 
einer ähnlichen juristischen Person, wie etwa einer Stiftung, die wirtschaftlichen Eigentümer derjenigen Gesellschaft 
sein, dessen Anteile in der Rechtsvereinbarung oder von der Stiftung gehalten werden.

(110) Ein gemeinsames Verständnis des Konzepts der Kontrolle und eine präzisere Definition der Mittel der Kontrolle sind 
erforderlich, um eine einheitliche Anwendung der Vorschriften im gesamten Binnenmarkt sicherzustellen. Kontrolle 
sollte als die tatsächliche Fähigkeit verstanden werden, der Entscheidungsfindung der Gesellschaft in wesentlichen 
Fragen den eigenen Willen aufzuzwingen. Das übliche Mittel der Kontrolle ist ein Mehrheitsanteil an den 
Stimmrechten. Die Stellung des wirtschaftlichen Eigentümers kann auch durch anderweitige Kontrolle begründet 
werden, ohne dass eine wesentliche oder überhaupt eine Eigentumsbeteiligung vorliegt. Um alle Einzelpersonen, die 
wirtschaftliche Eigentümer einer juristischen Person sind, zu erfassen, sollte Kontrolle daher unabhängig von einer 
Eigentumsbeteiligung ermittelt werden. Kontrolle kann im Allgemeinen mit allen Mitteln ausgeübt werden, 
einschließlich rechtlicher und nichtrechtlicher Mittel. Diese Mittel könnten bei der Beurteilung der Frage, ob eine 
anderweitige Kontrolle ausgeübt wird, je nach der spezifischen Situation der einzelnen juristischen Personen 
berücksichtigt werden.
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(111) Indirektes Eigentum oder indirekte Kontrolle könnte durch mehrere Glieder in einer Kette oder durch mehrere 
einzelne oder miteinander verknüpfte Ketten bestimmt werden. Ein Glied in einer Kette könnte eine beliebige 
natürliche oder juristische Person oder eine Rechtsvereinbarung sein. Die Beziehungen zwischen den Gliedern 
könnten in Eigentumsbeteiligung oder Stimmrechten oder anderen Mitteln der Kontrolle bestehen. In solchen Fällen, 
in denen Eigentumsbeteiligung und Kontrolle in der Eigentumsstruktur nebeneinander bestehen, sind spezifische 
und detaillierte Vorschriften zur Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentümers erforderlich, um einen 
harmonisierten Ansatz bei der Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer zu unterstützen.

(112) Um wirksame Transparenz zu gewährleisten, sollte ein möglichst breites Spektrum von juristischen Personen und 
Rechtsvereinbarungen, die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten gegründet oder errichtet wurden, in den 
Geltungsbereich der Vorschriften über das wirtschaftliche Eigentum einbezogen werden. Dies gilt auch für 
Gesellschaften, an denen eine Eigentumsbeteiligung möglich ist, sowie für sonstige juristische Personen und 
Rechtsvereinbarungen, die Express-Trusts ähneln. Aufgrund der Unterschiede zwischen den Rechtssystemen der 
Mitgliedstaaten umfassen diese breit gefassten Kategorien eine Vielzahl von unterschiedlichen Organisations-
strukturen. Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission eine Liste mit den Arten von juristischen Personen 
übermitteln, bei denen die wirtschaftlichen Eigentümer nach den Vorschriften ermittelt werden, die für die 
Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer von Gesellschaften als auch anderer juristischen Personen gelten.

(113) Die Eigenart bestimmter juristischer Personen, wie etwa Verbände, Gewerkschaften, politische Parteien oder Kirchen, 
führt nicht zu einer aussagekräftigen Identifizierung wirtschaftlicher Eigentümer auf der Grundlage von 
Eigentumsbeteiligung oder Mitgliedschaft. In diesen Fällen kann es jedoch vorkommen, dass die Mitglieder der 
Führungsebene auf andere Weise Kontrolle über die juristische Person ausüben. In diesen Fällen sollten diese 
Führungskräfte als die wirtschaftlichen Eigentümer gemeldet werden.

(114) Um sicherzustellen, dass die wirtschaftlichen Eigentümer von Express-Trusts und ähnlichen juristischen Personen, 
wie etwa Stiftungen, oder ähnlichen Rechtsvereinbarungen übereinstimmend identifiziert werden, müssen 
harmonisierte Vorschriften für das wirtschaftliche Eigentum festgelegt werden. Die Mitgliedstaaten sollten der 
Kommission eine Liste der Arten von juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen übermitteln müssen, die 
Express-Trusts ähnlich sind und bei denen die wirtschaftlichen Eigentümer auf dieselbe Weise identifiziert werden 
wie die wirtschaftlichen Eigentümer von Express-Trusts und ähnlichen juristischen Personen oder Rechtsverein-
barungen. Der Kommission sollte im Wege eines Durchführungsrechtsakts eine Liste derjenigen dem Recht der 
Mitgliedstaaten unterliegenden Rechtsvereinbarungen und juristischen Personen annehmen können, die eine 
ähnliche Struktur oder Funktion wie Express-Trusts aufweisen.

(115) Discretionary Trusts lassen ihren Trustees einen Ermessensspielraum bei der Zuweisung des Treuhandvermögens 
oder der daraus gezogenen Vorteile. Es gibt also keine von vornherein festgelegten Begünstigten oder Kategorien von 
Begünstigten, sondern vielmehr einen Pool von Personen, aus dem die Trustees die Begünstigten auswählen können, 
oder Personen, die zu Begünstigten werden, falls die Trustees ihren Ermessensspielraum nicht ausüben müssen. Wie 
bei der jüngsten Überarbeitung der FATF-Standards in Bezug auf Rechtsvereinbarungen anerkannt wurde, kann ein 
solcher Ermessensspielraum missbraucht werden und die Verschleierung wirtschaftlicher Eigentümer gestatten, 
wenn nicht Discretionary Trusts ein Mindestmaß an Transparenz auferlegt würde, da Transparenz in Bezug auf 
Begünstigte nur bei Ausübung des Ermessensspielraums der Trustees erreicht würde. Um eine angemessene und 
übereinstimmende Transparenz für alle Arten von Rechtsvereinbarungen sicherzustellen, ist es daher wichtig, dass 
im Fall von Discretionary Trusts auch Informationen über die Gegenstände der Befugnis eines Trustees und über die 
Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung, die die Vermögenswerte oder Vorteile erhalten würden, falls 
die Trustees ihren Ermessensspielraum nicht ausüben, eingeholt werden. Es gibt Situationen, in denen Objekte einer 
Ermächtigung oder Letztbegünstigte bei Nichtausübung der Ermächtigung nicht einzeln, sondern als eine Kategorie 
ermittelt werden könnten. In diesen Fällen sollten Informationen über die Kategorie sowie Informationen über die 
einzelnen Personen, die aus der Kategorie ausgewählt werden, eingeholt werden.

(116) Die Merkmale von Express-Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarungen sind in den Mitgliedstaaten unterschiedlich. 
Um einen harmonisierten Ansatz sicherzustellen, ist es angebracht, gemeinsame Grundsätze für die Ermittlung 
solcher Vereinbarungen festzulegen. Express-Trusts sind Trusts, die auf Initiative des Settlors errichtet wurden. Trusts, 
die durch Gesetz errichtet wurden oder die nicht auf die ausdrückliche Absicht des Settlors zurückgehen, sie zu 
errichten, sollten vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Express-Trusts werden in der 
Regel in Form eines Dokuments errichtet, wie etwa einer schriftlichen Urkunde oder eines schriftlichen 
Treuhandinstruments, und erfüllen in der Regel einen geschäftlichen oder persönlichen Bedarf. Rechtsverein-
barungen, die Express-Trusts ähneln, sind Vereinbarungen ohne Rechtspersönlichkeit, die in ihrer Struktur oder 
ihren Funktionen ähnlich sind. Ausschlaggebend ist nicht die Bezeichnung der Art der Rechtsvereinbarung, sondern 
die Erfüllung der grundlegenden Merkmale der Definition eines Express-Trusts, namentlich die Absicht des Settlors, 
die Vermögenswerte zu einem festgelegten Zweck, der in der Regel geschäftlicher oder persönlicher Art ist, wie etwa 
zum Vorteil der Begünstigten, der Verwaltung und Kontrolle einer bestimmten Person zu unterstellen. Um die 
einheitliche Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer von Rechtsvereinbarungen, die Express-Trusts ähneln, 
sicherzustellen, sollten die Mitgliedstaaten der Kommission eine Liste der Arten von Rechtsvereinbarungen, die 
Express-Trusts ähneln, übermitteln. Einer solchen Übermittlung sollte eine Bewertung beigefügt werden, in der 
begründet wird, warum bestimmte Rechtsvereinbarungen als Express-Trusts ähnlich eingestuft wurden sowie warum 
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andere Rechtsvereinbarungen als Express-Trusts in ihrer Struktur oder Funktion unähnlich betrachtet wurden. Bei 
der Durchführung einer solchen Bewertung sollten die Mitgliedstaaten alle Rechtsvereinbarungen berücksichtigen, 
die ihrem Recht unterliegen.

(117) In Bezug auf manche Arten von juristischen Personen wie etwa Stiftungen, Express-Trusts und ähnlichen 
Rechtsvereinbarungen ist es nicht möglich, einzelne Begünstigte zu identifizieren, da sie noch nicht bestimmt 
wurden. In solchen Fällen sollten die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer stattdessen eine Beschreibung der 
Kategorie von Begünstigten und ihrer Merkmale enthalten. Sobald Begünstigte innerhalb der Kategorie benannt sind, 
sind sie die wirtschaftlichen Eigentümer. Darüber hinaus gibt es bestimmte Arten von juristischen Personen und 
Rechtsvereinbarungen, bei denen es zwar Begünstigte gibt, deren Identifizierung jedoch im Hinblick auf die mit 
diesen juristischen Personen oder Rechtsvereinbarungen verbundenen Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungs-
risiken nicht verhältnismäßig ist. Dies ist der Fall in Bezug auf regulierte Produkte wie etwa Altersversorgungs-
systeme, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/2341 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (26) fallen, und könnte beispielsweise in Bezug auf Systeme des finanziellen Eigentums oder der finanziellen 
Beteiligung von Mitarbeitern oder auf juristische Personen oder Rechtsvereinbarungen mit einem gemeinnützigen 
oder wohltätigen Zweck der Fall sein, sofern die mit solchen juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen 
verbundenen Risiken gering sind. In diesen Fällen sollte eine Identifizierung der Kategorie von Begünstigten 
ausreichen.

(118) Bei durch die Richtlinie (EU) 2016/2341 geregelten Altersversorgungssystemen handelt es sich um regulierte 
Produkte, die strengen Aufsichtsstandards unterliegen und geringe Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung aufweisen. Werden solche Altersversorgungssysteme in Form einer Rechtsvereinbarung errichtet, sind 
ihre Begünstigten Mitarbeiter und Arbeitnehmer, die diese Produkte im Zusammenhang mit ihren Arbeitsverträgen 
für die Verwaltung ihrer Altersversorgungsleistungen in Anspruch nehmen. Aufgrund der Eigenart der 
Altersversorgungsleistung, die ein geringes Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung birgt, wäre es 
nicht verhältnismäßig, die Identifizierung jedes dieser Begünstigten zu verlangen, und die Identifizierung der 
Kategorie und ihrer Merkmale sollte ausreichen, um die Transparenzpflichten zu erfüllen.

(119) Um sicherzustellen, dass die wirtschaftlichen Eigentümer von Organismen für gemeinsame Anlagen einheitlich 
identifiziert werden, müssen harmonisierte Vorschriften für das wirtschaftliche Eigentum festgelegt werden. 
Unabhängig davon, ob die Organismen für gemeinsame Anlagen in dem Mitgliedstaat in Form einer juristischen 
Person mit Rechtspersönlichkeit, als Rechtsvereinbarung ohne Rechtspersönlichkeit oder in anderer Form bestehen, 
sollte der Ansatz zur Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentümers mit ihrem Zweck und ihrer Funktion im 
Einklang stehen.

(120) Eine übereinstimmende Vorgehensweise bei den Transparenzanforderungen für wirtschaftliches Eigentum setzt auch 
voraus, dass im gesamten Binnenmarkt dieselben Informationen über wirtschaftliche Eigentümer eingeholt werden. 
Es ist angemessen, genaue Anforderungen dafür einzuführen, welche Informationen im jeweiligen Einzelfall 
eingeholt werden sollten. Zu diesen Informationen gehören eine Mindestmenge an personenbezogenen Daten über 
die wirtschaftlichen Eigentümer, Informationen über die Art und den Umfang des wirtschaftlichen Interesses an der 
juristischen Person oder der Rechtsvereinbarung sowie Informationen über die juristische Person oder die 
Rechtsvereinbarung, die erforderlich sind, um die angebrachte Identifizierung der natürlichen Person sicherzustellen, 
die der wirtschaftliche Eigentümer ist, und die Gründe, aus denen diese natürliche Person als wirtschaftlicher 
Eigentümer identifiziert wurde.

(121) Ein wirksamer Rahmen für die Transparenz bei wirtschaftlichem Eigentum erfordert die Einholung von 
Informationen über verschiedene Kanäle. Ein solcher mehrgleisiger Ansatz umfasst die Informationen, über die 
die juristische Person oder der Trustee eines Express-Trusts oder die Personen, die eine entsprechende Position in 
einer ähnlichen Rechtsvereinbarung innehaben, selbst verfügen, die Informationen, die Verpflichtete im Rahmen der 
Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden erlangen, und die Informationen, die in Zentralregistern enthalten sind. Der 
Abgleich von Informationen zwischen diesen Säulen trägt zur Sicherstellung bei, dass jede Säule über angemessene, 
zutreffende und aktuelle Informationen verfügt. Zu diesem Zweck und um zu vermeiden, dass aufgrund 
unterschiedlicher Ansätze Unstimmigkeiten verursacht werden, ist es wichtig, die Kategorien von Daten zu ermitteln, 
die stets erhoben werden sollten, um sicherzustellen, dass die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer angemessen 
sind. Dies umfasst grundlegende Informationen über die juristische Person und die Rechtsvereinbarung, die die 
Voraussetzung dafür sind, dass das Unternehmen oder die Vereinbarung selbst ihre Struktur — über Eigentum oder 
Kontrolle — verstehen kann.

(122) Sind juristische Personen und Rechtsvereinbarungen Teil einer komplexen Struktur, ist Klarheit über ihre Eigentums- 
oder Kontrollstruktur entscheidend, um festzustellen, wer ihre wirtschaftlichen Eigentümer sind. Zu diesem Zweck 
ist es wichtig, dass juristische Personen und Rechtsvereinbarungen die Beziehungen, durch die sie indirekt im 
Eigentum oder unter Kontrolle stehen, klar verstehen, einschließlich aller zwischengeschalteten Stufen zwischen den 
wirtschaftlichen Eigentümern und der juristischen Person oder der Rechtsvereinbarung selbst, unabhängig davon, ob 
diese Beziehungen in Form von anderen juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen oder von Nominee- 
Beziehungen bestehen. Die Ermittlung der Eigentums- und Kontrollstruktur gestattet es, die Wege zu ermitteln, auf 
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die das Eigentum an einer juristischen Person begründet wird oder die Kontrolle über ihn ausgeübt werden kann, 
und ist daher für ein umfassendes Verständnis der Stellung des wirtschaftlichen Eigentümers wesentlich. Die 
Informationen zum wirtschaftlichen Eigentümer sollten daher stets eine Beschreibung der Beziehungsstruktur 
enthalten.

(123) Grundlage für einen wirksamen Rahmen für die Transparenz bei wirtschaftlichem Eigentum ist das Wissen von 
juristischen Personen um die natürlichen Personen, die ihre wirtschaftlichen Eigentümer sind. Daher sollten alle 
juristischen Personen in der Union angemessene, zutreffende und aktuelle Angaben zum wirtschaftlichen 
Eigentümer einholen und vorhalten. Diese Informationen sollten fünf Jahre lang aufbewahrt werden, und die 
Identität der für die Aufbewahrung der Informationen verantwortlichen Person sollte an die Zentralregister gemeldet 
werden. Diese Aufbewahrungsfrist ist mit der Aufbewahrungsfrist für Informationen identisch, die im Rahmen der 
Anwendung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, wie zum Beispiel 
der Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden, eingeholt werden. Um sicherzustellen, dass Informationen, 
beispielsweise über den Mechanismus zur Meldung von Unstimmigkeiten, abgeglichen und überprüft werden 
können, ist es gerechtfertigt, eine Abstimmung der einschlägigen Datenspeicherungsfristen sicherzustellen.

(124) Um sicherzustellen, dass Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer auf dem neusten Stand sind, sollte die juristische 
Person diese Informationen unmittelbar nach jeder Änderung aktualisieren und regelmäßig überprüfen, 
beispielsweise zum Zeitpunkt der Vorlage des Jahresabschlusses, oder anlässlich anderer wiederholter Interaktionen 
mit Behörden. Die Frist für die Aktualisierung der Informationen sollte angesichts möglicher komplexer Situationen 
angemessen sein.

(125) Juristische Personen sollten alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um ihre wirtschaftlichen Eigentümer zu 
ermitteln. Jedoch könnte es Fälle geben, in denen sich keine natürliche Person ermittelt lässt, in deren Eigentum oder 
unter deren Kontrolle ein Unternehmen letztlich steht. In solchen Ausnahmefällen sollten, sofern alle Mittel zur 
Identifizierung ausgeschöpft sind, bei der Bereitstellung von Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer an 
Verpflichtete im Rahmen des Verfahrens der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden oder bei der Übermittlung der 
Informationen an das Zentralregister anstelle der wirtschaftlichen Eigentümer die Mitglieder der Führungsebene 
angegeben werden können. Obwohl sie in diesen Situationen identifiziert werden, sind die Mitglieder der 
Führungsebene nicht die wirtschaftlichen Eigentümer. Juristische Personen sollten Aufzeichnungen darüber führen, 
welche Schritte sie zur Ermittlung ihrer wirtschaftlichen Eigentümer unternommen haben, insbesondere wenn sie 
auf diese als letztes Mittel zulässige Maßnahme zurückgreifen, die gebührend begründet und dokumentiert werden 
sollte.

(126) Schwierigkeiten bei der Erlangung der Informationen sollten kein triftiger Grund dafür sein, den Identifizierungs-
aufwand zu vermeiden und stattdessen auf die Angabe der Mitglieder der Führungsebene zurückzugreifen. Daher 
sollten juristische Personen stets in der Lage sein, ihre Zweifel an der Wahrhaftigkeit der eingeholten Informationen 
zu belegen. Eine solche Begründung sollte dem Risiko der juristischen Person und der Komplexität ihrer 
Eigentumsstruktur angemessen sein. Insbesondere sollten die Aufzeichnungen über die ergriffenen Maßnahmen den 
zuständigen Behörden bei Bedarf umgehend vorgelegt werden und die Aufzeichnungen sollten, auf risikoorientierter 
Grundlage, Beschlüsse des Vorstands und Protokolle seiner Sitzungen, Partnerschaftsvereinbarungen, Treuhandur-
kunden, informelle Vereinbarungen zur Festlegung von Befugnissen, die Vollmachten entsprechen, oder andere 
vertragliche Vereinbarungen und Unterlagen umfassen können. In Fällen, in denen das Fehlen wirtschaftlicher 
Eigentümer hinsichtlich der spezifischen Form und Struktur der juristischen Person offensichtlich ist, sollte die 
Begründung als Bezugnahme auf diese Tatsache verstanden werden, nämlich, dass die juristische Person aufgrund 
ihrer spezifischen Form und Struktur keinen wirtschaftlichen Eigentümer hat. Ein solches Fehlen eines 
wirtschaftlichen Eigentümers könnte entstehen, wenn es beispielsweise keine Eigentumsbeteiligungen der 
juristischen Person gibt oder wenn die juristische Person nicht anderweitig letztlich kontrolliert werden kann.

(127) Angesichts des Zwecks der Bestimmung des wirtschaftlichen Eigentümers, der darin besteht, die tatsächliche 
Transparenz von juristischen Personen sicherzustellen, ist es verhältnismäßig, bestimmte Unternehmen von der 
Verpflichtung zur Identifizierung ihres wirtschaftlichen Eigentümers auszunehmen. Eine solche Regelung kann nur 
auf Unternehmen angewandt werden, bei denen die Identifizierung und Registrierung ihrer wirtschaftlichen 
Eigentümer nicht sinnvoll ist und bei denen ein ähnliches Maß an Transparenz durch andere Mittel als den 
wirtschaftlichen Eigentümer erreicht wird. In dieser Hinsicht sollten Einrichtungen des öffentlichen Rechts des 
Mitgliedstaats nicht verpflichtet sein, ihren wirtschaftlichen Eigentümer zu bestimmen. Mit der Richtlinie 
2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (27) wurden strenge Transparenzanforderungen für 
Unternehmen eingeführt, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind. Unter 
bestimmten Umständen kann mit diesen Transparenzanforderungen eine Transparenzregelung erreicht werden, die 
den in dieser Verordnung festgelegten Transparenzvorschriften für wirtschaftliches Eigentum gleichwertig ist. Dies ist 
der Fall, wenn die Kontrolle über das Unternehmen durch Stimmrechte ausgeübt wird und die Eigentums- oder 
Kontrollstruktur des Unternehmens nur natürliche Personen umfasst. Unter diesen Umständen besteht keine 
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Notwendigkeit, Anforderungen zum wirtschaftlichen Eigentum auf diese börsennotierten Unternehmen anzu-
wenden. Die Ausnahme für juristische Personen von der Verpflichtung, ihren eigenen wirtschaftlichen Eigentümer 
zu bestimmen und zu registrieren, sollte nicht die Verpflichtung von Verpflichteten berühren, den wirtschaftlichen 
Eigentümer eines Kunden bei der Durchführung der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden zu ermitteln.

(128) Es ist notwendig, für die verschiedenen Rechtsformen gleiche Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen und den 
Missbrauch von Express-Trusts und Rechtsvereinbarungen zu vermeiden, die häufig als vielschichtige komplexe 
Gebilde strukturiert werden, um den wirtschaftlichen Eigentümer weiter zu verschleiern. Die Trustees eines in einem 
Mitgliedstaat verwalteten oder niedergelassenen oder ansässigen Express-Trusts sollten daher dafür verantwortlich 
sein, angemessene, zutreffende und aktuelle Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer des Express-Trusts 
einzuholen und vorzuhalten, dessen Status offenzulegen und diese Informationen an die Verpflichteten zu 
übermitteln, die eine Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden durchführen. Jeder andere wirtschaftliche Eigentümer des 
Express-Trusts sollte den Trustees bei der Beschaffung dieser Informationen unterstützen.

(129) Aufgrund des Charakters von Rechtsvereinbarungen und der mangelnden Publizität ihrer Strukturen und ihres 
Zwecks obliegt es den Trustees oder Personen in entsprechenden Positionen bei ähnlichen Rechtsvereinbarungen in 
besonderem Maße, alle einschlägigen Informationen über die Rechtsvereinbarung einzuholen und vorzuhalten. Diese 
Informationen sollten eine Identifizierung der Rechtsvereinbarung, der darin platzierten oder durch sie verwalteten 
Vermögenswerte und aller Vertreter oder Dienstleister des Trusts ermöglichen. Um die Tätigkeiten der zuständigen 
Behörden bei der Verhinderung, Aufdeckung und Untersuchung von Geldwäsche, damit zusammenhängenden 
Vortaten und Terrorismusfinanzierung zu erleichtern, ist es wichtig, dass Trustees diese Informationen auf dem 
neusten Stand halten und sie über einen ausreichend langen Zeitraum aufbewahren, nachdem sie ihre Rolle als 
Trustees oder eine gleichwertige Rolle niedergelegt haben. Die Bereitstellung grundlegender Informationen über die 
Rechtsvereinbarung an Verpflichtete ist auch erforderlich, damit diese den Zweck der Geschäftsbeziehung oder 
gelegentlichen Transaktion, an der die Rechtsvereinbarung beteiligt ist, in vollem Umfang erfassen, die damit 
verbundenen Risiken angemessen bewerten und angemessene Maßnahmen zur Minderung dieser Risiken ergreifen 
können.

(130) Angesichts der spezifischen Struktur bestimmter Rechtsvereinbarungen und der Notwendigkeit, in Bezug auf deren 
wirtschaftliche Eigentümer für ausreichende Transparenz zu sorgen, sollten für solche einem Express-Trust ähnliche 
Rechtsvereinbarungen in Bezug auf das wirtschaftliche Eigentum dieselben Anforderungen gelten wie für 
Express-Trusts.

(131) Bei Nominee-Vereinbarungen kann die Identität der wirtschaftlichen Eigentümer verschleiert werden, da eine 
bevollmächtigte Person („Nominee“) als Direktor oder Anteilseigner einer juristischen Person fungieren kann, 
während nicht immer offengelegt wird, wer die bevollmächtigende Person (der „Nominator“) ist. Diese 
Vereinbarungen könnten die Struktur des wirtschaftlichen Eigentums und die Kontrollstruktur verschleiern, wenn 
die wirtschaftlichen Eigentümer ihre Identität oder ihre Rolle innerhalb dieser Vereinbarungen nicht offenlegen 
wollen. Deshalb müssen Transparenzanforderungen eingeführt werden, um zu vermeiden, dass solche Verein-
barungen missbraucht werden und sich Straftäter hinter Personen verstecken können, die für sie handeln. Die 
Beziehung zwischen Nominee und Nominator wird nicht dadurch bestimmt, ob sie Auswirkungen auf die 
Öffentlichkeit oder Dritte hat. Auch wenn nominelle Anteilseigner, deren Namen in öffentlichen oder amtlichen 
Aufzeichnungen geführt werden, formal eine unabhängige Kontrolle über das Unternehmen hätten, sollte es 
verpflichtend sein, offenzulegen, ob sie auf Weisung einer anderen Person auf der Grundlage einer privaten 
Vereinbarung handeln. Nominelle Anteilseigner und nominelle Direktoren von juristischen Personen sollten 
ausreichende Informationen über die Identität ihres Nominators sowie etwaiger wirtschaftlicher Eigentümer des 
Nominators vorhalten und diese sowie deren Status gegenüber den juristischen Personen offenlegen. Dieselben 
Informationen sollten von juristischen Personen auch an die Verpflichteten gemeldet werden, wenn 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden angewendet werden, sowie an die Zentralregister.

(132) Die Risiken von ausländischen juristischen Personen und ausländischen Rechtsvereinbarungen, die missbraucht 
werden, um Erträge aus Vermögensgegenständen in das Finanzsystem der Union zu schleusen, müssen gemindert 
werden. Da die in Drittländern geltenden Standards für das wirtschaftliche Eigentum möglicherweise nicht 
ausreichen, um im selben Maße wie in der Union die Transparenz und zeitnahe Verfügbarkeit von Angaben zum 
wirtschaftlichen Eigentümer zu ermöglichen, muss dafür gesorgt werden, dass adäquate Mittel vorhanden sind, um 
in bestimmten Situationen die wirtschaftlichen Eigentümer ausländischer juristischer Personen oder ausländischer 
Rechtsvereinbarungen ermitteln zu können. Daher sollten außerhalb der Union gegründete juristische Personen 
sowie Express-Trusts oder ähnliche Rechtsvereinbarungen, die außerhalb der Union verwaltet werden oder deren 
Trustees oder Personen, die eine entsprechende Position innehaben, außerhalb der Union ansässig sind oder 
gegründet sind, verpflichtet sein, ihre wirtschaftlichen Eigentümer offenzulegen, wenn sie in der Union tätig werden, 
indem sie eine Geschäftsbeziehung zu einem Verpflichteten aus der Union aufnehmen oder Immobilien in der Union 
oder bestimmte hochwertige Güter von Verpflichteten mit Standort in der Union erwerben, oder ihnen aufgrund 
eines öffentlichen Vergabeverfahrens ein Auftrag für Güter oder Dienstleistungen oder Konzessionen erteilt wird. Die 
Risikoexposition könnte in den einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich sein, unter anderem in Abhängigkeit von 
der Kategorie oder Art der von Verpflichteten ausgeübten Tätigkeiten und der Attraktivität von Immobilien in ihrem 
Hoheitsgebiet für Straftäter. Wenn die Mitgliedstaaten Fälle mit höherem Risiko ermitteln, sollten sie daher in der 
Lage sein, zusätzliche Risikominderungsmaßnahmen zu ergreifen, um diesen Risiken zu begegnen.
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(133) Die Registrierungsanforderungen für ausländische juristische Personen und ausländische Rechtsvereinbarungen 
sollten in einem angemessenen Verhältnis zu den mit ihren Tätigkeiten in der Union verbundenen Risiken stehen. 
Angesichts des offenen Charakters des Binnenmarkts der Union und der Nutzung der von in der Union 
niedergelassenen Verpflichteten angebotenen Dienstleistungen durch ausländische juristische Personen, von denen 
viele mit geringeren Risiken der Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung 
verbunden sind, ist es angebracht, die Registrierungsanforderung auf juristische Personen zu beschränken, die 
Sektoren mit hohem Risiko angehören oder in höheren Risikokategorien tätig sind oder Dienstleistungen von 
Verpflichteten beziehen, die in mit höheren Risiken verbundenen Sektoren tätig sind. Der private Charakter von 
Rechtsvereinbarungen und die Hindernisse beim Zugang zu Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer im Fall 
ausländischer Rechtsvereinbarungen rechtfertigen die Anwendung einer Registrierungsanforderung unabhängig vom 
Risikograd, der mit dem Verpflichteten, der Dienstleistungen für die Rechtsvereinbarung erbringt, oder 
gegebenenfalls mit dem Sektor, in dem die Rechtsvereinbarung tätig ist, verbunden ist. Die Bezugnahme auf die 
Risikobewertung auf Unionsebene gemäß Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 ist als Bezugnahme auf die 
Risikobewertung zu verstehen, die von der Kommission gemäß Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2015/849 bis zur ersten 
Veröffentlichung des Berichts gemäß Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 vorgenommen wird.

(134) Um die Einhaltung der Vorschriften zu fördern und wirksame Transparenz bei wirtschaftlichem Eigentum 
sicherzustellen, müssen die für das wirtschaftliche Eigentum geltenden Anforderungen durchgesetzt werden. Zu 
diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten bei Verstößen gegen diese Anforderungen Sanktionen verhängen. Diese 
Sanktionen sollten wirksam, angemessen und abschreckend sein und nicht über das zur Förderung der Einhaltung 
der Vorschriften notwendige Maß hinausgehen. Die von den Mitgliedstaaten eingeführten Sanktionen sollten im 
Hinblick auf Verstöße gegen die für das wirtschaftliche Eigentum geltenden Anforderungen eine unionsweit 
gleichwertige Abschreckungswirkung haben. Sanktionen sollten für juristische Personen und Trustees oder Personen, 
die eine entsprechende Position in einer ähnlichen Rechtsvereinbarung innehaben, Geldbußen enthalten können, die 
wegen Nichtvorhandenseins zutreffender, angemessener oder aktueller Informationen über den wirtschaftlichen 
Eigentümer verhängt werden, sowie die Löschung von juristischen Personen, die der Verpflichtung nicht 
nachkommen, Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer vorzuhalten oder innerhalb einer bestimmten Frist zu 
übermitteln, Geldbußen für wirtschaftliche Eigentümer und andere Personen, die es versäumen, mit einer 
juristischen Person oder einem Trustee eines Express-Trusts oder einer Person, die bei einer ähnlichen 
Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, zusammenzuarbeiten, Geldbußen für nominelle 
Anteilseigner und nominelle Direktoren, die es versäumen, der Offenlegungspflicht nachzukommen, oder 
privatrechtliche Folgen für nicht offengelegte wirtschaftliche Eigentümer wie etwa ein Verbot der Gewinnausschüt-
tung oder ein Verbot der Ausübung von Stimmrechten.

(135) Zur Sicherstellung eines kohärenten Ansatzes bei der Durchsetzung der Anforderungen zum wirtschaftlichen 
Eigentum im gesamten Binnenmarkt sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, delegierte Rechtsakte 
zu erlassen, um die Kategorien von Verstößen, die Sanktionen unterliegen, und die Personen, die für solche Verstöße 
haften, sowie Indikatoren für den Schweregrad und Kriterien zur Festsetzung der Höhe der Sanktionen festzulegen. 
Darüber hinaus sollte die Kommission zur Unterstützung der Festsetzung dieser Höhe der Sanktionen und im 
Einklang mit dem Harmonisierungsziel dieser Verordnung Leitlinien erlassen können, in denen die Grundbeträge 
festgelegt werden, die für jede Kategorie von Verstößen gelten sollten.

(136) Verdächtige Transaktionen, einschließlich des entsprechenden Versuchs, und andere Informationen, die für 
Geldwäsche, damit zusammenhängende Vortaten und Terrorismusfinanzierung von Belang sind, sollten der 
zentralen Meldestelle gemeldet werden, die als einzige zentrale nationale Stelle beauftragt sein sollte, Verdachts-
meldungen entgegenzunehmen und zu analysieren und die Ergebnisse ihrer Analysen an die zuständigen Behörden 
weiterzugeben. Alle verdächtigen Transaktionen, einschließlich des entsprechenden Versuchs, sollten unabhängig 
vom Transaktionsbetrag gemeldet werden, und die Bezugnahme auf Verdachtsfälle sollte so ausgelegt werden, dass 
sie verdächtige Transaktionen, Tätigkeiten und Transaktionsmuster einschließt. Die Meldungen könnten auch 
schwellenwertbasierte Angaben enthalten. Um Verpflichtete bei der Aufdeckung von Verdachtsmomenten zu 
unterstützen, sollte die AMLA Leitlinien zu Indikatoren für eine verdächtige Tätigkeit oder Verhaltensweise 
herausgeben. Angesichts des sich wandelnden Risikoumfelds sollten diese Leitlinien regelmäßig überprüft werden 
und der Herausgabe von Leitlinien oder Indikatoren für auf nationaler Ebene ermittelte Risiken der Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung und -Methoden durch zentrale Meldestellen nicht vorgreifen. Die in gutem Glauben 
erfolgende Offenlegung von Informationen gegenüber der zentralen Meldestelle durch einen Verpflichteten oder 
einen Mitarbeiter oder Direktor eines Verpflichteten sollte keinen Verstoß gegen eine Einschränkung der Offenlegung 
von Informationen darstellen und keinerlei Haftung des Verpflichteten oder seiner Direktoren oder Mitarbeiter zur 
Folge haben.

(137) Verpflichtete sollten umfassende Meldesysteme errichten, die alle Verdachtsmomente umfassen, unabhängig von 
dem Wert oder der wahrgenommenen Schwere der damit verbundenen kriminellen Tätigkeit. Sie sollten sich der 
Erwartungen zentraler Meldestellen bewusst sein und ihre Aufdeckungssysteme und Analyseverfahren so weit wie 
möglich auf die wichtigsten Risiken abstimmen, die den Mitgliedstaat, in dem sie niedergelassen sind, betreffen, und 
ihre Analyse erforderlichenfalls auf die Bewältigung dieser Hauptrisiken ausrichten.
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(138) Transaktionen sollten auf der Grundlage von Informationen bewertet werden, die dem Verpflichteten bekannt sind 
oder bekannt sein sollten. Dies umfasst einschlägige Informationen von Vertretern, Vertriebspartnern und 
Dienstleistern. Ist die zugrunde liegende Vortat dem Verpflichteten nicht bekannt oder ersichtlich, so wird die Rolle 
der Ermittlung und Meldung verdächtiger Transaktionen effizienter erfüllt, indem der Schwerpunkt auf die 
Aufdeckung von Verdachtsmomenten und die umgehende Übermittlung von Meldungen gelegt wird. In diesen 
Fällen muss der Verpflichtete die Vortat bei der Meldung einer verdächtigen Transaktion an die zentrale Meldestelle 
nicht näher angeben, wenn sie ihm nicht bekannt ist. Ist diese Information verfügbar, so sollte sie in die Meldung 
aufgenommen werden. Als Torwächter des Finanzsystems der Union sollten Verpflichtete auch in der Lage sein, eine 
Meldung zu übermitteln, wenn sie wissen oder vermuten, dass Gelder für kriminelle Tätigkeiten wie etwa den Kauf 
illegaler Güter verwendet wurden oder werden, selbst wenn die ihnen vorliegenden Informationen nicht darauf 
hindeuten, dass die verwendeten Gelder aus illegalen Quellen stammen.

(139) Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bei den Meldepflichten für verdächtige Transaktionen könnten 
Verpflichteten, die grenzüberschreitend vertreten oder tätig sind, die Einhaltung der Vorschriften zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung erschweren. Außerdem wirken sich Struktur und Inhalt der 
Meldungen verdächtiger Transaktionen auf die Kapazität der zentralen Meldestelle für die Durchführung von 
Analysen und die Art dieser Analysen aus und beeinflussen auch die Fähigkeit der zentralen Meldestellen, 
zusammenzuarbeiten und Informationen auszutauschen. Um den Verpflichteten die Erfüllung ihrer Meldepflichten 
zu erleichtern und ein wirksameres Funktionieren der Analysetätigkeiten und der diesbezüglichen Zusammenarbeit 
der zentralen Meldestellen zu ermöglichen, sollte die AMLA Entwürfe von technischen Durchführungsstandards 
ausarbeiten, in denen ein gemeinsamer Meldebogen für die Meldung verdächtiger Transaktionen festgelegt wird, der 
unionsweit als einheitliche Grundlage zu verwenden ist.

(140) Die zentralen Meldestellen sollten in der Lage sein, von allen Verpflichteten schnell sämtliche erforderlichen 
Informationen über deren Funktionen einzuholen. Ihr ungehinderter und schneller Zugang zu Informationen ist von 
wesentlicher Bedeutung, um sicherzustellen, dass Finanzströme richtig zurückverfolgt und illegale Netze und 
Finanzströme frühzeitig aufgedeckt werden können. Auslöser eines Verdachts auf Geldwäsche oder Terrorismusfi-
nanzierung, aufgrund dessen die zentralen Meldestellen zusätzliche Informationen von Verpflichteten einholen 
müssen, können nicht nur eine zuvor der Meldestelle gemeldete verdächtige Transaktion, sondern auch andere 
Faktoren wie etwa eine eigene Analyse der zentralen Meldestellen, von zuständigen Behörden übermittelte 
sachdienliche Erkenntnisse oder im Besitz einer anderen zentralen Meldestelle befindliche Informationen sein. 
Folglich sollten die zentralen Meldestellen im Rahmen ihrer Funktionen selbst dann von einem Verpflichteten 
Informationen einholen können, wenn zuvor keine Meldung erfolgt ist. Insbesondere Aufzeichnungen über 
Finanztransaktionen und Überweisungen, die über ein Bank-, Zahlungs- oder Kryptowertekonto getätigt wurden, 
sind für die analytische Arbeit der zentralen Meldestellen entscheidend. Aufgrund der mangelnden Harmonisierung 
stellen Kredit- und Finanzinstitute zentralen Meldestellen Transaktionsaufzeichnungen jedoch derzeit in unter-
schiedlichen Formaten bereit, die für Analysen nicht ohne Weiteres nutzbar sind. Angesichts des grenzü-
berschreitenden Charakters der Analysetätigkeiten zentraler Meldestellen behindern die unterschiedlichen Formate 
und Schwierigkeiten bei der Verarbeitung von Transaktionsaufzeichnungen den Informationsaustausch zwischen 
zentralen Meldestellen und die Ausarbeitung grenzüberschreitender Finanzanalysen. Die AMLA sollte daher 
Entwürfe von technischen Durchführungsstandards ausarbeiten, in denen ein gemeinsames Muster für die 
Bereitstellung von Transaktionsaufzeichnungen durch Kredit- und Finanzinstitute an zentrale Meldestellen festgelegt 
wird, das in der gesamten Union als einheitliche Grundlage zu verwenden ist.

(141) Die Verpflichteten sollten ein Auskunftsersuchen der zentralen Meldestelle so bald wie möglich, in jedem Fall aber 
innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens oder einer anderen von der zentralen Meldestelle 
vorgegebenen kürzeren oder längeren Frist beantworten. In begründeten und dringenden Fällen sollte der 
Verpflichtete dem Ersuchen der zentralen Meldestelle innerhalb von 24 Stunden nachkommen. Diese Fristen sollten 
für Auskunftsersuchen unter hinreichend definierten Bedingungen gelten. Eine zentrale Meldestelle sollte solche 
Informationen auch auf Ersuchen einer anderen zentralen Meldestelle der Union einholen und mit dieser 
austauschen können. Ersuchen an Verpflichtete sind unterschiedlicher Art. Beispielsweise könnten komplexe 
Ersuchen mehr Zeit erfordern und eine längere Antwortfrist rechtfertigen. Zu diesem Zweck sollten zentrale 
Meldestellen in der Lage sein, Verpflichteten längere Fristen zu gewähren, sofern sich dies nicht negativ auf die 
Analyse der zentralen Meldestelle auswirkt.

(142) Für bestimmte Verpflichtete sollten die Mitgliedstaaten eine geeignete Selbstverwaltungseinrichtung benennen 
können, die statt der zentralen Meldestelle als Erste zu unterrichten ist. Im Einklang mit der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte bietet ein System, bei dem als Erste eine Selbstverwaltungsein-
richtung zu unterrichten ist, eine wichtige Garantie dafür, dass der Schutz der Grundrechte bei den für Rechtsanwälte 
geltenden Meldepflichten gewahrt bleibt. Die Mitgliedstaaten sollten Mittel und Wege vorsehen, die die Wahrung des 
Berufsgeheimnisses, der Vertraulichkeit und der Privatsphäre ermöglichen.

(143) Notare, Rechtsanwälte, andere selbstständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen, Abschlussprüfer, externen 
Buchprüfer und Steuerberater sollten nicht verpflichtet sein, Informationen an die zentrale Meldestelle oder eine 
Selbstverwaltungseinrichtung weiterzugeben, die sie in Bezug auf einen ihrer Mandanten erhalten oder in Bezug auf 
diesen erlangt haben, wenn sie für ihn die Rechtslage beurteilen oder ihn in einem Gerichtsverfahren oder im 
Zusammenhang damit verteidigen oder vertreten, wozu auch eine Beratung über das Betreiben oder Vermeiden 
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solcher Verfahren zählt, wobei unerheblich ist, ob diese Informationen vor, während oder nach einem solchen 
Verfahren erhalten oder erlangt werden. Eine solche Ausnahme sollte jedoch nicht gelten, wenn der Angehörige eines 
rechtsberatenden Berufs, Abschlussprüfer, externe Buchprüfer oder Steuerberater an Geldwäsche oder Terrorismus-
finanzierung beteiligt ist, die Rechtsberatung für Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung erteilt wird 
oder der Angehörige eines rechtsberatenden Berufs, Abschlussprüfer, externe Buchprüfer und Steuerberater weiß, 
dass der Mandant die Rechtsberatung für Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung in Anspruch 
nimmt. Ob Wissen und Zweck vorliegen, kann aus objektiven, faktischen Umständen abgeleitet werden. 
Rechtsberatung, die im Zusammenhang mit einem laufenden Gerichtsverfahren in Anspruch genommen wird, sollte 
nicht als Rechtsberatung für Zwecke der Geldwäsche der Terrorismusfinanzierung betrachtet werden. Im Einklang 
mit dem risikobasierten Ansatz sollten die Mitgliedstaaten in der Lage sein, zusätzliche Situationen zu ermitteln, in 
denen angesichts des hohen Risikos der Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der 
Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang mit bestimmten Arten von Transaktionen die Ausnahme von der 
Meldeanforderung nicht gilt. Bei der Ermittlung solcher zusätzlichen Situationen müssen die Mitgliedstaaten die 
Einhaltung insbesondere der Artikel 7 und 47 der Charta sicherstellen.

(144) In Ausnahmefällen sollten die Verpflichteten verdächtige Transaktionen vor Unterrichtung der zentralen Meldestelle 
ausführen können, falls die Nichtausführung nicht möglich ist oder falls dadurch die Verfolgung der Begünstigten 
einer mutmaßlichen Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung behindert werden könnte. Jedoch sollte eine solche 
Ausnahme nicht für Transaktionen geltend gemacht werden können, die vom Mitgliedstaat der zentralen Meldestelle 
eingegangenen internationalen Verpflichtungen unterliegen, wonach Gelder oder andere Vermögenswerte von 
Terroristen, terroristischen Vereinigungen oder denjenigen, die den Terrorismus finanzieren, gemäß den 
einschlägigen Resolutionen des VN-Sicherheitsrates unverzüglich einzufrieren sind.

(145) Die Vertraulichkeit bei der Meldung verdächtiger Transaktionen und der Übermittlung anderer einschlägiger 
Informationen an die zentralen Meldestellen ist von wesentlicher Bedeutung, damit die zuständigen Behörden 
Vermögenswerte, die möglicherweise mit Geldwäsche, damit zusammenhängenden Vortaten oder Terrorismusfi-
nanzierung im Zusammenhang stehen, einfrieren und beschlagnahmen können. Eine verdächtige Transaktion ist 
kein Indiz für eine kriminelle Tätigkeit. Die Offenlegung einer Verdachtsmeldung kann den Ruf der an der 
Transaktion Beteiligten schädigen und die Durchführung von Analysen und Untersuchungen gefährden. Deshalb 
sollten die Verpflichteten sowie ihre Direktoren und Mitarbeiter oder Personen in vergleichbaren Positionen, 
einschließlich Vertreter und Vertriebspartner, weder den betroffenen Kunden noch Dritte davon in Kenntnis setzen, 
dass direkt oder über die Selbstverwaltungseinrichtung eine Übermittlung von Informationen an die zentrale 
Meldestelle erfolgt, erfolgen wird oder erfolgt ist oder dass eine Analyse wegen Geldwäsche oder Terrorismusfi-
nanzierung stattfindet oder stattfinden könnte. Unter bestimmten Umständen sollte das Verbot der Offenlegung 
nicht gelten, beispielsweise bei Offenlegungen gegenüber zuständigen Behörden und Selbstverwaltungseinrichtungen 
bei der Wahrnehmung von Aufsichtsfunktionen oder bei Offenlegungen zu Strafverfolgungszwecken oder bei 
Offenlegungen zwischen Verpflichteten, die derselben Gruppe angehören.

(146) Um eine Aufdeckung zu vermeiden, bewegen Straftäter illegale Erträge über zahlreiche Vermittler. Deshalb ist es 
wichtig, dass die Verpflichteten die Möglichkeit erhalten, Informationen nicht nur zwischen den Mitgliedern einer 
Gruppe, sondern in bestimmten Fällen auch zwischen Kredit- und Finanzinstituten und anderen innerhalb von 
Netzwerken operierenden Unternehmen auszutauschen, wobei die Datenschutzvorschriften gebührend zu achten 
sind. Außerhalb einer Partnerschaft für den Informationsaustausch sollte die Offenlegung, die zwischen bestimmten 
Kategorien von Verpflichteten in Fällen, die dieselbe Transaktion betreffen, zulässig ist, nur in Bezug auf die 
spezifische Transaktion, die zwischen diesen Verpflichteten durchgeführt oder von ihnen erleichtert wird, und nicht 
in Bezug auf damit verbundene frühere oder nachfolgende Transaktionen erfolgen.

(147) Der Austausch von Informationen zwischen Verpflichteten und gegebenenfalls zuständigen Behörden könnte die 
Möglichkeiten zur Aufdeckung illegaler Finanzströme im Zusammenhang mit Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
und Erträgen aus Straftaten verbessern. Aus diesem Grund sollten Verpflichtete und zuständige Behörden in der Lage 
sein, Informationen im Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch auszutauschen, wenn sie einen 
solchen Austausch für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung und ihrer entsprechenden Aufgaben für erforderlich halten. Der Informationsaustausch sollte robusten 
Schutzvorkehrungen in Bezug auf Vertraulichkeit, Datenschutz, Nutzung von Informationen und Strafverfahren 
unterliegen. Verpflichtete sollten sich nicht ausschließlich auf die im Rahmen des Informationsaustauschs erhaltenen 
Informationen stützen, um Rückschlüsse auf das Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung des Kunden 
oder der Transaktion zu ziehen oder um Entscheidungen über die Begründung oder Beendigung einer 
Geschäftsbeziehung oder die Durchführung einer Transaktion zu treffen. Wie in der Richtlinie 2014/92/EU 
anerkannt, hängen das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts und die Entwicklung einer modernen, sozial 
inklusiven Wirtschaft zunehmend von der universellen Bereitstellung von Zahlungsdiensten ab. Daher sollte der 
Zugang zu grundlegenden Finanzdienstleistungen nicht auf der Grundlage von Informationen verweigert werden, 
die zwischen Verpflichteten oder zwischen Verpflichteten und zuständigen Behörden oder der AMLA ausgetauscht 
werden.

(148) Die Einhaltung der Anforderungen dieser Verordnung unterliegt Kontrollen durch Aufseher. Tauschen Verpflichtete 
im Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch Informationen aus, so sollten diese Kontrollen auch 
die Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen für diesen Informationsaustausch umfassen. 

DE ABl. L vom 19.6.2024

28/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

#RV0235
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



Aufsichtliche Kontrollen sollten zwar risikobasiert sein, in jedem Fall aber vor der Aufnahme der Tätigkeiten der 
Partnerschaft für den Informationsaustausch durchgeführt werden. Partnerschaften für den Informationsaustausch, 
bei denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, könnten zu einem hohen Risiko für die Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen führen. Daher sollte vor Beginn der Tätigkeiten der Partnerschaft eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (28) durchgeführt werden. Im Rahmen aufsichtlicher Kontrollen sollten Aufseher gegebenenfalls die 
Datenschutzbehörden konsultieren, die allein für die Bewertung der Datenschutz-Folgenabschätzung zuständig 
sind. Die in dieser Verordnung enthaltenen Datenschutzbestimmungen und alle Anforderungen an die 
Vertraulichkeit von Informationen über verdächtige Transaktionen gelten für Informationen, die im Rahmen einer 
Partnerschaft ausgetauscht werden. Im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 sollten die Mitgliedstaaten 
spezifischere Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung jener Verordnung beibehalten oder einführen können, 
um spezifischere Anforderungen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten festzulegen, die im 
Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch ausgetauscht werden.

(149) Während Partnerschaften für den Informationsaustausch den Austausch operativer Informationen und personen-
bezogener Daten unter strengen Schutzvorkehrungen ermöglichen, sollte dieser Austausch nicht die Anforderungen 
gemäß dieser Verordnung ersetzen, wonach Verdachtsmomente der zuständigen zentralen Meldestelle gemeldet 
werden müssen. Wenn Verpflichtete auf der Grundlage von Informationen, die sie im Rahmen einer Partnerschaft 
für den Informationsaustausch erlangt haben, verdächtige Tätigkeiten feststellen, sollten sie diesen Verdacht der 
zentralen Meldestelle in dem Mitgliedstaat, in dem sie niedergelassen sind, melden. Informationen, die auf eine 
verdächtige Tätigkeit hindeuten, unterliegen strengeren Vorschriften, die ihre Offenlegung verbieten, und sollten nur 
weitergegeben werden, wenn dies für die Zwecke der Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäsche, damit 
zusammenhängenden Vortaten und Terrorismusfinanzierung erforderlich ist, und Schutzvorkehrungen zum Schutz 
der Grundrechte, der Vertraulichkeit der Arbeit der zentralen Meldestelle und der Integrität strafrechtlicher 
Ermittlungen unterliegen.

(150) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung gilt die Verordnung (EU) 2016/679. 
Die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung wird von allen Mitgliedstaaten als wichtiges 
öffentliches Interesse anerkannt. Verpflichtete sollten besonders auf die Grundsätze achten, wonach die 
personenbezogenen Daten, die im Rahmen der Erfüllung ihrer Verpflichtungen zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung verarbeitet werden, zutreffend, zuverlässig und auf dem neuesten Stand sein müssen. 
Für die Zwecke der Einhaltung dieser Verordnung sollten Verpflichtete Verfahren einführen können, die 
automatisierte Entscheidungen im Einzelfall, einschließlich Profiling, gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) 
2016/679 ermöglichen. Dabei sollten die in der vorliegenden Verordnung festgelegten Anforderungen an die 
Wahrung der Rechte von Personen, die solchen Verfahren unterliegen, zusätzlich zu allen anderen einschlägigen 
Anforderungen gelten, die im Unionsrecht zum Schutz personenbezogener Daten festgelegt sind.

(151) Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die Angleichung des Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung an die überarbeiteten FATF-Empfehlungen in vollem Einklang mit dem Unionsrecht 
durchgeführt wird, insbesondere hinsichtlich des Datenschutzrechts der Union und des Schutzes der in der Charta 
verankerten Grundrechte. Bestimmte Aspekte der Umsetzung des Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung beinhalten die Erhebung, Analyse, Speicherung und Weitergabe von Daten. Diese 
Verarbeitung personenbezogener Daten sollte unter vollständiger Wahrung der Grundrechte nur zu den in dieser 
Verordnung festgelegten Zwecken und für die Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden, die laufende 
Überwachung, die Analyse und Meldung verdächtiger Transaktionen, die Identifizierung des wirtschaftlichen 
Eigentümers einer juristischen Person oder Rechtsvereinbarung, die Identifizierung einer politisch exponierten 
Person sowie den Informationsaustausch durch Kreditinstitute und Finanzinstitute und andere Verpflichtete zulässig 
sein. Personenbezogene Daten sollten von den Verpflichteten nur in dem Umfang erhoben und weiterverarbeitet 
werden, wie dies zur Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
notwendig ist, und personenbezogene Daten sollten nicht in einer Weise weiterverarbeitet werden, die nicht mit 
diesem Zweck vereinbar ist. Insbesondere die Weiterverarbeitung personenbezogener Daten zu gewerblichen 
Zwecken sollte strengstens untersagt sein.

(152) Die Verarbeitung bestimmter Kategorien sensibler Daten im Sinne des Artikels 9 der Verordnung (EU) 2016/679 
könnte Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der Personen mit sich bringen, von denen diese Daten 
stammen. Um die Risiken zu minimieren, dass die Verarbeitung solcher Daten durch Verpflichtete zu 
diskriminierenden oder verzerrten Ergebnissen führt, die sich nachteilig auf den Kunden auswirken, wie etwa die 
Beendigung oder Verweigerung der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung, sollten Verpflichtete Entscheidungen nicht 
ausschließlich auf der Grundlage von Informationen treffen, die sie in Bezug auf besondere Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 besitzen, wenn diese Informationen für das 
Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko, das von einer Transaktion oder Beziehung ausgeht, nicht von 
Bedeutung sind. Um sicherzustellen, dass die Intensität der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden auf einem 
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ganzheitlichen Verständnis der mit dem Kunden verbundenen Risiken beruht, sollten Verpflichtete die Anwendung 
eines höheren oder niedrigen Grades an Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden ebenfalls nicht ausschließlich auf 
die Grundlage sensibler Daten, die sie über den Kunden besitzen, stützen.

(153) Wie aus den überarbeiteten FATF-Empfehlungen hervorgeht, sollten die Verpflichteten die erforderlichen 
Informationen, die sie durch Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden erlangt haben, sowie die Aufzeichnungen 
über Transaktionen mindestens fünf Jahre lang aufbewahren, um eine umfassende Kooperation leisten und den 
Informationsersuchen der zuständigen Behörden zwecks Verhinderung, Aufdeckung und Untersuchung von 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zeitnah nachkommen zu können. Um unterschiedliche Vorgehensweisen 
zu vermeiden und die Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten und die Rechtssicherheit zu erfüllen, 
sollte die Aufbewahrungsfrist auf fünf Jahre ab dem Ende einer Geschäftsbeziehung oder einer gelegentlichen 
Transaktion festgesetzt werden. Es könnte Situationen geben, in denen die Funktionen zuständiger Behörden nicht 
wirksam ausgeführt werden können, wenn die einschlägigen Informationen, die sich im Besitz von Verpflichteten 
befinden, nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist gelöscht werden. In solchen Fällen sollten zuständige Behörden in der 
Lage sein, Verpflichtete aufzufordern, Informationen im Einzelfall für einen längeren Zeitraum aufzubewahren, der 
fünf Jahre nicht überschreiten sollte.

(154) Bezieht sich der Begriff „zuständige Behörden“ auf Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden, so sollte er so 
ausgelegt werden, dass er bei den Mitgliedstaaten, die sich an der Verstärkten Zusammenarbeit zur Errichtung der 
Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) beteiligen, die EUStA einschließt.

(155) Weitergaben durch zentrale Meldestellen spielen eine entscheidende Rolle bei der frühzeitigen Aufdeckung möglicher 
krimineller Tätigkeiten, die in die Zuständigkeit der EUStA oder des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) fallen oder bei denen Europol und Eurojust frühzeitig gemäß ihren jeweiligen Mandaten operative 
Unterstützung leisten können, und können rasche und wirksame Ermittlungen und Strafverfolgungen unterstützen. 
Informationen, die von zentralen Meldestellen an die EUStA und das OLAF weitergegeben werden, sollten Gründe 
für den Verdacht enthalten, dass eine Straftat im Rahmen der jeweiligen Zuständigen der EUStA und des OLAF 
begangen werden könnte oder begangen wurde, und ihnen sollten alle einschlägigen Informationen beigefügt 
werden, die die zentrale Meldestelle besitzt und die ein Tätigwerden unterstützen können, einschließlich einschlägiger 
Finanz- und Verwaltungsinformationen. Fordern die EUStA und das OLAF Informationen von zentralen Meldestellen 
an, ist es ebenso wichtig, dass zentrale Meldestellen in der Lage sind, alle Informationen, die sie in Bezug auf den Fall 
besitzen, weiterzugeben. Gemäß den geltenden Bestimmungen in ihren Gründungsrechtsakten sollten die EUStA und 
das OLAF zentrale Meldestellen über die Schritte, die in Bezug auf die weitergegebenen Informationen unternommen 
wurden, und über alle einschlägigen Ergebnisse unterrichten.

(156) Damit während des Zeitraums zwischen dem Inkrafttreten und dem Geltungsbeginn dieser Verordnung die 
angemessene und wirksame Rechtspflege sichergestellt ist und das reibungslose Zusammenspiel der Verordnung mit 
dem nationalen Verfahrensrecht ermöglicht wird, sollten Informationen und Dokumente im Zusammenhang mit 
laufenden Verfahren zwecks Verhinderung, Aufdeckung oder Untersuchung möglicher Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung, wenn diese Verfahren, zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung in den 
Mitgliedstaaten anhängig sind, ab diesem Datum fünf Jahre lang aufbewahrt werden; dieser Zeitraum sollte um 
weitere fünf Jahre verlängert werden können.

(157) Für personenbezogene Daten, die für die Zwecke dieser Verordnung verarbeitet werden, gelten die Zugangsrechte der 
betroffenen Person. Jedoch würde der Zugang der betroffenen Person zu Informationen im Zusammenhang mit 
Meldungen verdächtiger Transaktionen die Wirksamkeit der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung erheblich beeinträchtigen. Aus diesem Grund könnten Ausnahmen und Beschränkungen dieses Rechts gemäß 
Artikel 23 der Verordnung (EU) 2016/679 gerechtfertigt sein. Die betroffene Person hat das Recht, zu verlangen, 
dass die in Artikel 51 der Verordnung (EU) 2016/679 genannte Behörde die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 
überprüft, sowie das Recht, einen gerichtlichen Rechtsbehelf nach Artikel 79 jener Verordnung einzulegen. Diese 
Behörde kann auch von Amts wegen tätig werden, wenn dies in der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehen ist. 
Unbeschadet der Einschränkungen des Zugangsrechts sollte die Aufsichtsbehörde der betroffenen Person mitteilen 
können, dass alle erforderlichen Überprüfungen durch die Aufsichtsbehörde erfolgt sind und zu welchen Ergebnissen 
sie hinsichtlich der Rechtmäßigkeit der betreffenden Verarbeitung gelangt ist.

(158) Die Verpflichteten könnten die Dienste anderer privater Wirtschaftsteilnehmer in Anspruch nehmen. Jedoch sollte 
der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung nur für die Verpflichteten gelten und 
die Verantwortung für die Einhaltung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung gänzlich bei den Verpflichteten verbleiben. Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und zu vermeiden, 
dass bestimmte Dienstleistungen ungewollt in den Anwendungsbereich dieser Verordnung einbezogen werden, muss 
klargestellt werden, dass Personen, die lediglich Papierdokumente in elektronische Daten umwandeln und im 
Rahmen eines Vertrags mit einem Verpflichteten handeln, sowie Personen, die für Kreditinstitute oder Finanzinstitute 
lediglich Nachrichtenübermittlungs- oder andere Unterstützungssysteme für den Transfer von Geldbeträgen im Sinne 
von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 oder Clearing- und Abwicklungssysteme zur Verfügung 
stellen, nicht in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.
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(159) Die Verpflichteten sollten angemessene und zutreffende Informationen zum wirtschaftlichen Eigentümer und zur 
Kontrolle juristischer Personen einholen und vorhalten. Da Inhaberaktien derjenigen Person Eigentumsrechte 
verleihen, die das Inhaberzertifikat besitzt, geben sie dem wirtschaftlichen Eigentümer die Möglichkeit, anonym zu 
bleiben. Um sicherzustellen, dass solche Aktien nicht für Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
missbraucht werden, sollten Unternehmen, deren Wertpapiere nicht an einem geregelten Markt notiert sind oder 
deren Aktien nicht als intermediär verwahrte Wertpapiere ausgegeben werden, alle bestehenden Inhaberaktien in 
Namensaktien umwandeln, sie immobilisieren oder bei einem Finanzinstitut hinterlegen. Darüber hinaus sollten 
Bezugsscheine für Inhaberaktien nur in intermediär verwahrter Form zulässig sein.

(160) Die Anonymität von Kryptowerten birgt Risiken eines Missbrauchs zu kriminellen Zwecken. Anonyme 
Kryptowertekonten und andere Anonymisierungsinstrumente ermöglichen keine Rückverfolgung von Kryptowerte-
transfers und erschweren zugleich die Identifizierung möglicherweise verdächtiger verbundener Transaktionen oder 
die Anwendung einer hinreichenden Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden. Um eine wirksame Anwendung der 
Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf Kryptowerte zu gewährleisten, 
ist es notwendig, die Bereitstellung und Verwahrung von anonymen Kryptowertekonten oder Konten, die die 
Anonymisierung oder verstärkte Verschleierung von Transaktionen durch Anbieter von Kryptowerte-Dienst-
leistungen ermöglichen, einschließlich durch anonymitätsverstärkende Kryptowährungen, zu untersagen. Dieses 
Verbot gilt nicht für Anbieter von Hardware und Software oder Anbieter von selbst gehosteten Geldbörsen, sofern 
sie weder Zugang zu diesen Krypto-Geldbörsen noch Kontrolle darüber haben.

(161) Bei Barzahlungen über große Beträge besteht eine hohe Anfälligkeit für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
und diese Anfälligkeit wurde durch die Anforderung, dass die Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche auf 
Personen, die mit Gütern handeln, angewandt werden müssen, wenn diese Barzahlungen über 10 000 EUR oder 
mehr tätigen oder entgegennehmen, nicht hinreichend gemindert. Zugleich haben die unterschiedlichen Ansätze der 
Mitgliedstaaten die Wettbewerbsgleichheit im Binnenmarkt zum Nachteil der Unternehmen in Mitgliedstaaten mit 
strengeren Kontrollen untergraben. Deshalb ist es notwendig, eine unionsweite Obergrenze für Barzahlungen über 
große Beträge von 10 000 EUR einzuführen. Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, niedrigere 
Schwellenwerte und weitere strengere Vorschriften zu erlassen, soweit mit ihnen legitime Ziele im öffentlichen 
Interesse verfolgt werden. Da der Rahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf der 
Regulierung der Wirtschaft beruht, sollte die Obergrenze nicht für Zahlungen zwischen natürlichen Personen gelten, 
die nicht in beruflicher Eigenschaft handeln. Um sicherzustellen, dass mit der unionsweiten Obergrenze nicht 
unbeabsichtigt Hindernisse für Personen, die zur Ausführung von Zahlungen keine Bankdienstleistungen in 
Anspruch nehmen oder keinen Zugang dazu haben, oder für Unternehmen bei der Einzahlung von Einkünften aus 
ihren Tätigkeiten auf ihre Konten geschaffen werden, sollten Zahlungen oder Einzahlungen, die in den 
Räumlichkeiten von Kreditinstituten, Zahlungsinstituten oder E-Geld-Instituten getätigt werden, ebenfalls von der 
Anwendung der Obergrenze ausgenommen werden.

(162) Barzahlungen oder Einzahlungen, die in den Räumlichkeiten von Kreditinstituten, Zahlungsdienstleistern und 
E-Geld-Anbietern getätigt werden und den Schwellenwert für Barzahlungen über große Beträge überschreiten, 
sollten nicht standardmäßig als Indikator oder Verdachtsmoment für Geldwäsche, damit zusammenhängende 
Vortaten oder Terrorismusfinanzierung betrachtet werden. Die Meldung solcher Transaktionen ermöglicht es der 
zentralen Meldestelle, Muster in Bezug auf die Bewegung von Barmitteln zu bewerten und zu ermitteln, und 
während solche Informationen zu den operativen oder strategischen Analysen der zentralen Meldestelle beitragen, 
unterscheiden sie sich von Meldungen verdächtiger Transaktionen aufgrund des Charakters schwellenwertbasierter 
Offenlegungen. Zu diesem Zweck ersetzen schwellenwertbasierte Offenlegungen nicht die Anforderung zur Meldung 
verdächtiger Transaktionen oder zur Anwendung verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen in Fällen mit höherem Risiko. Die 
zentralen Meldestellen sollten verlangen können, dass die Meldungen innerhalb einer bestimmten Frist erfolgen, was 
auch die regelmäßige Übermittlung in aggregierter Form beinhalten könnte.

(163) Es könnte Fälle geben, in denen Gründe höherer Gewalt, beispielsweise infolge von Naturkatastrophen, zu einem 
weitreichenden Verlust des Zugangs zu anderen Zahlungsmechanismen als Bargeld führen. In solchen Fällen sollten 
die Mitgliedstaaten in der Lage sein, die Anwendung der Obergrenze für Barzahlungen über große Beträge 
auszusetzen. Eine solche Aussetzung ist eine außergewöhnliche Maßnahme und sollte nur dann angewandt werden, 
wenn sie als Reaktion auf hinreichend begründete Ausnahmesituationen erforderlich ist. Die Unmöglichkeit des 
Zugangs zu Finanzdienstleistungen stellt keinen triftigen Grund für die Aussetzung der Obergrenze dar, wenn dies 
darauf zurückzuführen ist, dass ein Mitgliedstaat es versäumt hat, zu gewährleisten, dass Verbraucher in seinem 
gesamten Hoheitsgebiet Zugang zu Finanzinfrastruktur haben.

(164) Die Kommission sollte die Kosten, den Nutzen und die Auswirkungen einer Anpassung der Obergrenze für 
Barzahlungen über große Beträge auf Unionsebene bewerten, um die Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen 
noch stärker anzugleichen und die Möglichkeiten für Straftäter, Bargeld zur Geldwäsche zu verwenden, 
einzuschränken. Bei dieser Bewertung sollte insbesondere geprüft werden, welche Höhe einer harmonisierten 
Obergrenze für Barzahlungen auf Unionsebene am angemessensten wäre, wobei die derzeit in vielen Mitgliedstaaten 
geltenden Obergrenzen für Barzahlungen, die Durchsetzbarkeit einer solchen Obergrenze auf Unionsebene und die 
Auswirkungen einer solchen Obergrenze auf den Status des Euro als gesetzliches Zahlungsmittel berücksichtigt 
werden sollten.

ABl. L vom 19.6.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj 31/111

#RV0238
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



(165) Die Kommission sollte auch die Kosten, den Nutzen und die Auswirkungen einer Absenkung des Schwellenwerts 
von 25 % für die Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer in Fällen bewerten, in denen die Kontrolle durch 
Eigentumsbeteiligung ausgeübt wird. Bei dieser Bewertung sollten insbesondere die Lehren aus Mitgliedstaaten oder 
Drittländern mit niedrigeren Schwellenwerten berücksichtigt werden.

(166) Mit hochwertigen Gütern verbundene Risiken könnten sich auch auf andere hochgradig tragbare Güter erstrecken, 
wie etwa Kleidungsstücke und Bekleidungszubehör. Die Kommission sollte daher prüfen, ob es notwendig ist, den 
Kreis der Verpflichteten auf Händler solcher hochwertigen Güter auszuweiten. Da mit dieser Verordnung erstmals 
verbindliche schwellenwertbasierte Offenlegungen für bestimmte hochwertige Güter auf Unionsebene eingeführt 
werden, sollte die Kommission darüber hinaus auf der Grundlage der im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieser Verordnung gesammelten Erfahrungen prüfen, ob es notwendig ist, den Kreis der Waren, die 
schwellenwertbasierten Offenlegungen unterliegen, auszuweiten und das Format solcher Offenlegungen im Hinblick 
auf die Nutzung verbindlicher schwellenwertbasierter Offenlegungen durch zentrale Meldestellen zu harmonisieren. 
Schließlich sollte die Kommission angesichts der Risiken, die mit hochwertigen Gütern in Freihandelszonen 
verbunden sind, prüfen, ob es notwendig ist, den Kreis der Informationen auszuweiten, die von Wirtschafts-
teilnehmern, die hochwertige Güter in diesen Freihandelszonen handeln und aufbewahren, zu melden sind.

(167) Um eine übereinstimmende Anwendung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung sicherzustellen, sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV 
Rechtsakte im Hinblick auf Folgendes zu erlassen: Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, Drittländern, die 
Mängel bei der Einhaltung aufweisen, und Drittländern, die eine spezifische und ernsthafte Bedrohung für das 
Finanzsystem der Union darstellen, sowie von Gegenmaßnahmen oder spezifischen verstärkten Sorgfaltsmaßnah-
men, die die von solchen Drittländern ausgehenden Risiken abmindern; Ermittlung von zusätzlichen Fällen mit 
höherem Risiko, die die Union betreffen, und damit verbundener verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen; Ermittlung 
gemeinsamer zusätzlicher Kategorien wichtiger öffentlicher Ämter; Ermittlung der Kategorien von Gesellschaften, 
die mit einem höheren Risiko verbunden sind, und der damit verbundenen niedrigeren Schwellenwerte zum Zweck 
der Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentümers durch Eigentumsbeteiligung; Festlegung der Kategorien von 
Verstößen gegen Transparenzanforderungen zum wirtschaftlichen Eigentum, die Sanktionen unterliegen, sowie der 
dafür haftenden Personen, der Indikatoren für die Einstufung des Schweregrads dieser Verstöße und der bei der 
Festsetzung der Höhe der Sanktionen zu berücksichtigenden Kriterien. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die 
Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von 
Sachverständigen, durchführt, die mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung (29) niedergelegt wurden. Um insbesondere für eine 
gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische 
Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre 
Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die 
mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(168) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, von der AMLA entwickelte technische Regulierungs-
standards anzunehmen, in denen Folgendes festgelegt wird: die Mindestanforderungen an gruppenweite Strategien, 
Verfahren und Kontrollen, einschließlich der Mindeststandards für den Informationsaustausch, der Kriterien zur 
Ermittlung des Mutterunternehmens und der Bedingungen, unter denen Strukturen mit gemeinsamen Eigentums-, 
Management- oder Compliance-Kontrollen zur Anwendung gruppenweiter Strategien, Verfahren und Kontrollen 
verpflichtet sind; die Art von zusätzlichen Maßnahmen, einschließlich der Mindestmaßnahmen, die Gruppen zu 
treffen haben, wenn das Recht von Drittländern die Anwendung gruppenweiter Strategien, Verfahren und Kontrollen 
sowie Aufsichtsmaßnahmen nicht gestattet; die Verpflichteten, Sektoren und Transaktionen, bei denen ein höheres 
Risiko besteht und die gelegentliche Transaktionen niedrigen Wertes durchführen, die entsprechenden Werte, die 
Kriterien für die Ermittlung gelegentlicher Transaktionen und Geschäftsbeziehungen sowie die Kriterien für die 
Ermittlung verbundener Transaktionen zum Zweck der Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden; und die 
zur Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden notwendigen Informationen. Die Kommission sollte diese 
technischen Regulierungsstandards im Wege von delegierten Rechtsakten gemäß Artikel 290 AEUV und im Einklang 
mit Artikel 49 der Verordnung (EU) 2024/1620 erlassen.

(169) Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung zu gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden, zur Festlegung der Methode zur Ermittlung von Drittländern, die eine 
spezifische und ernsthafte Bedrohung für das Finanzsystem der Union darstellen; zur Festlegung des Formats für die 
Erstellung und Übermittlung der Listen der wichtigen öffentlichen Ämter der Mitgliedstaaten; und zur Ermittlung der 
Arten von dem Recht der Mitgliedstaaten unterliegenden juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen, die 
Express-Trusts ähneln. Diese Befugnisse sollen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (30) ausgeübt werden. Der Kommission sollten ebenfalls Durchführungsbefugnisse zur 
Entscheidung über die Beendigung spezifischer nationaler Gegenmaßnahmen übertragen werden.
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(170) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, von der AMLA entwickelte technische Durchführungs-
standards zur Festlegung des für die Berichterstattung über verdächtige Transaktionen und für die Bereitstellung von 
Transaktionsaufzeichnungen zu verwendenden Formats und des von zentralen Meldestellen für die Bericht von 
Informationen an die EUStA zu verwendenden Formats zu erlassen. Die Kommission sollte diese technischen 
Regulierungsstandards im Wege von Durchführungsrechtsakten gemäß Artikel 291 AEUV und im Einklang mit 
Artikel 53 der Verordnung (EU) 2024/1620 erlassen.

(171) Diese Verordnung steht im Einklang mit den durch die Charta anerkannten Grundrechten und Grundsätzen, 
insbesondere dem Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens, dem Recht auf den Schutz personenbezogener 
Daten und der unternehmerischen Freiheit.

(172) Im Einklang mit dem in Artikel 21 der Charta niedergelegten Verbot jeglicher Diskriminierung sollten die 
Verpflichteten die Risikobewertungen im Rahmen der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden ohne jede 
Diskriminierung durchführen.

(173) Bei der Ausarbeitung eines Berichts mit einer Beurteilung der Durchführung dieser Verordnung sollte die 
Kommission die Achtung der in der Charta anerkannten Grundrechte und Grundsätze angemessen berücksichtigen.

(174) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems der Union für Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kann 
und wegen des Umfangs oder der Wirkungen der Maßnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die 
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die 
Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus.

(175) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde gemäß Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 
konsultiert und hat am 22. September 2021 eine Stellungnahme abgegeben (31) —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

ABSCHNITT 1

Gegenstand und Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung wird Folgendes geregelt:

a) die Maßnahmen, die Verpflichtete anzuwenden haben, um Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu verhindern;

b) die Anforderungen für die Transparenz des wirtschaftlichen Eigentums bei juristischen Personen, Express Trusts und 
ähnlichen Rechtsvereinbarungen;

c) die Maßnahmen zur Eindämmung des Missbrauchs anonymer Instrumente.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
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1. „Geldwäsche“ die in Artikel 3 Absätze 1 und 5 der Richtlinie (EU) 2018/1673 genannten Handlungen einschließlich 
Beihilfe und Anstiftung zu diesen Handlungen und des Versuchs, unabhängig davon, ob der Vermögensgegenstand, der 
der Geldwäsche unterzogen werden soll, aus Taten stammt, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats oder im 
Hoheitsgebiet eines Drittlands begangen wurden; ob Kenntnis, Vorsatz oder Zweck, die ein Merkmal dieser Handlungen 
sein müssen, vorliegen, kann aus den objektiven Tatumständen abgeleitet werden;

2. „Terrorismusfinanzierung“ die in Artikel 11 der Richtlinie (EU) 2017/541 genannten Handlungen einschließlich 
Beihilfe und Anstiftung zu diesen Handlungen und des Versuchs, unabhängig davon, ob sie im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats oder im Hoheitsgebiet eines Drittlands begangen werden; ob Kenntnis, Vorsatz oder Zweck, die ein 
Merkmal dieser Handlungen sein müssen, vorliegen, kann aus den objektiven Tatumständen abgeleitet werden;

3. „kriminelle Tätigkeit“ eine kriminelle Tätigkeit im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2018/1673 sowie 
Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union im Sinne von Artikel 3 Nummer 2 der Richtlinie (EU) 
2017/1371, Bestechlichkeit und Bestechung im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 und missbräuchliche Verwendung im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 2 jener Richtlinie;

4. „Geldbeträge“ bzw. „Gelder“ oder „Vermögensgegenstände“ Vermögensgegenstände im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 
der Richtlinie (EU) 2018/1673;

5. „Kreditinstitut“

a) ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013,

b) eine in der Union gelegene Zweigstelle eines Kreditinstituts im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 17 der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, unabhängig davon, ob sich deren Hauptsitz in einem Mitgliedstaat oder einem 
Drittland befindet;

6. „Finanzinstitut“

a) ein Unternehmen, das kein Kreditinstitut und keine Wertpapierfirma ist und das eine oder mehrere der in 
Anhang I Nummern 2 bis 12, 14 und 15 der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (32) 
aufgeführten Tätigkeiten ausübt, einschließlich der Tätigkeiten von Wechselstuben (bureaux de change) — mit 
Ausnahme der in Anhang I Nummer 8 der Richtlinie (EU) 2015/2366 aufgeführten Tätigkeiten –, oder ein 
Unternehmen, dessen Haupttätigkeit im Erwerb von Beteiligungen besteht, einschließlich einer Finanzholdingge-
sellschaft, einer finanziellen gemischten Holdinggesellschaft und einer finanziellen gemischten Holdinggesellschaft;

b) ein Versicherungsunternehmen im Sinne von Artikel 13 Nummer 1 der Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (33), sofern es Lebensversicherungstätigkeiten oder andere Versicherungstätigkeiten mit 
Anlagezweck ausübt, die unter die genannte Richtlinie fallen, einschließlich Versicherungsholdinggesellschaften und 
gemischter Versicherungsholdinggesellschaften im Sinne von Artikel 212 Absatz 1 Buchstaben f und g der 
Richtlinie 2009/138/EG;

c) einen Versicherungsvermittler im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2016/97, wenn dieser 
im Zusammenhang mit Lebensversicherungen und anderen Dienstleistungen mit Anlagezweck handelt, mit 
Ausnahme eines Versicherungsvermittlers, der keine Prämien oder Beträge, die für den Kunden bestimmt sind, 
erhebt und unter der Verantwortung eines oder mehrerer Versicherungsunternehmen oder -vermittler für die sie 
betreffenden Produkte handelt;

d) eine Wertpapierfirma im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (34);

e) einen Organismus für gemeinsame Anlagen, insbesondere

i) einen Organismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der 
Richtlinie 2009/65/EG und dessen Verwaltungsgesellschaft im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b jener 
Richtlinie oder eine gemäß jener Richtlinie zugelassene Investmentgesellschaft, die keine Verwaltungsgesellschaft 
benannt hat und die OGAW-Anteile in der Union zum Kauf anbietet;

DE ABl. L vom 19.6.2024

34/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

(32) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und 
zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).

(33) Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und 
Ausübung der Versicherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335 vom 17.12.2009, S. 1).

(34) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 
Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349).
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ii) einen alternativen Investmentfonds im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU und 
dessen Verwalter alternativer Investmentfonds im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b jener Richtlinie, die 
in den in deren Artikel 2 festgelegten Geltungsbereich jener Richtlinie fallen;

f) einen Zentralverwahrer im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (35);

g) einen Kreditgeber im Sinne von Artikel 4 Nummer 2 der Richtlinie 2014/17/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates (36) und von Artikel 3 Buchstabe b der Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (37);

h) einen Kreditvermittler im Sinne von Artikel 4 Nummer 5 der Richtlinie 2014/17/EU und von Artikel 3 Buchstabe f 
der Richtlinie 2008/48/EG, wenn Geldbeträge im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 
im Zusammenhang mit dem Kreditvertrag gehalten werden, mit Ausnahme von Kreditvermittlern, die Tätigkeiten 
unter der Verantwortung eines oder mehrerer Kreditgeber oder Kreditvermittler ausüben;

i) einen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen;

j) eine in der Union gelegene Zweigstelle eines Finanzinstituts gemäß Buchstaben a bis i, unabhängig davon, ob sich 
deren Hauptsitz in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland befindet;

7. „Kryptowert“ einen Kryptowert im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114, außer 
wenn der Kryptowert in die in Artikel 2 Absatz 4 jener Verordnung genannten Kategorien fällt;

8. „Krypto-Dienstleistungen“ Krypto-Dienstleistungen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 der Verordnung (EU) 
2023/1114 mit Ausnahme der Beratung zu Kryptowerten gemäß Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe h jener 
Verordnung;

9. „Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen“ einen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114, wenn er eine oder mehrere Krypto-Dienstleistungen erbringt;

10. „finanzielle gemischte Holdinggesellschaft“ ein Unternehmen, das keine Finanzholdinggesellschaft oder gemischte 
Finanzholdinggesellschaft ist und das kein Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens ist, zu dessen 
Tochterunternehmen mindestens ein Kreditinstitut oder Finanzinstitut gehört;

11. „Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften“ jede natürliche oder juristische Person, die gewerbsmäßig eine der 
folgenden Dienstleistungen für Dritte erbringt:

a) Gründung von Gesellschaften oder anderen juristischen Personen;

b) Ausübung der Leitungs- oder Geschäftsführungsfunktion einer Gesellschaft, der Funktion eines Gesellschafters einer 
Personengesellschaft oder einer ähnlichen Funktion bei einer anderen juristischen Person oder Bestellung einer 
anderen Person für die zuvor genannten Funktionen;

c) Bereitstellung eines Sitzes, einer Geschäfts-, Post- oder Verwaltungsadresse sowie anderer damit zusammenhän-
gender Dienstleistungen für eine Gesellschaft, eine Personengesellschaft oder eine andere juristische Person oder 
Rechtsvereinbarung;

d) Ausübung der Funktion eines Trustees eines Express Trusts oder einer gleichwertigen Funktion für eine ähnliche 
Rechtsvereinbarung oder Bestellung einer anderen Person für die zuvor genannten Funktionen;

e) Ausübung der Funktion eines nominellen Anteilseigners für eine andere Person oder Bestellung einer anderen 
Person für die zuvor genannte Funktion;

12. „Glücksspieldienst“ einen Dienst, der einen geldwerten Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich Spielen, die eine 
gewisse Geschicklichkeit voraussetzen, erfordert, wie etwa Lotterien, Kasinospiele, Pokerspiele und Wetten, die an 
einem physischen Ort oder auf beliebigem Wege aus der Ferne, auf elektronischem Wege oder über eine andere 
kommunikationserleichternde Technologie und auf individuelle Anfrage eines Diensteempfängers angeboten werden;

ABl. L vom 19.6.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj 35/111

(35) Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbesserung der 
Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der 
Richtlinien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 1).

(36) Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für 
Verbraucher und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 60 
vom 28.2.2014, S. 34).

(37) Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und zur 
Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl. L 133 vom 22.5.2008, S. 66).
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13. „nichtfinanzielle gemischte Holdinggesellschaft“ ein Unternehmen, das keine Finanzholdinggesellschaft oder gemischte 
Finanzholdinggesellschaft ist und das kein Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens ist, zu dessen 
Tochterunternehmen mindestens ein Verpflichteter gemäß Artikel 3 Nummer 3 gehört;

14. „selbst gehostete Adresse“ eine selbst gehostete Adresse im Sinne von Artikel 3 Nummer 20 der Verordnung 
(EU) 2023/1113;

15. „Schwarmfinanzierungsdienstleister“ einen Schwarmfinanzierungsdienstleister im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe e der Verordnung (EU) 2020/1503;

16. „Schwarmfinanzierungsvermittler“ ein Unternehmen, das kein Schwarmfinanzierungsdienstleister ist und dessen 
Geschäftstätigkeit darin besteht, über ein internetgestütztes Informationssystem, das für die Öffentlichkeit oder für nur 
eine begrenzte Anzahl von Geldgebern zugänglich ist, die Zusammenführung von Folgenden zu ermöglichen oder zu 
erleichtern:

a) Projektträgern, d. h. natürlichen oder juristischen Personen, die eine Finanzierung von Projekten anstreben, die ein 
vordefiniertes Vorhaben oder eine Reihe von vordefinierten Vorhaben mit einem bestimmten Ziel beinhalten, etwa 
die Mittelbeschaffung für einen bestimmten Zweck oder ein bestimmtes Ereignis, unabhängig davon, ob diese 
Projekte der Öffentlichkeit oder einer begrenzten Anzahl von Geldgebern vorgeschlagen werden, und

b) Geldgebern, d. h. natürlichen oder juristischen Personen, die zur Finanzierung von Projekten beitragen, etwa über 
verzinste oder unverzinste Darlehen oder Spenden, auch wenn solche Spenden einen Anspruch auf einen 
immateriellen Vorteil begründen;

17. „E-Geld“ E-Geld im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (38), jedoch ohne den monetären Wert im Sinne von Artikel 1 Absätze 4 und 5 jener Richtlinie;

18. „Niederlassung“ die tatsächliche Ausübung einer unter Artikel 3 fallenden wirtschaftlichen Tätigkeit durch einen 
Verpflichteten in einem Mitgliedstaat oder einem Drittland, in dem sich nicht dessen Hauptsitz befindet, auf 
unbestimmte Zeit und durch eine stabile Infrastruktur, darunter

a) eine Zweigstelle oder ein Tochterunternehmen,

b) im Fall von Kredit- und Finanzinstituten eine Infrastruktur, die nach den Aufsichtsvorschriften als Niederlassung gilt;

19. „Geschäftsbeziehung“ eine geschäftliche, berufliche oder gewerbliche Beziehung, die mit den gewerblichen Tätigkeiten 
eines Verpflichteten in Verbindung steht, die zwischen einem Verpflichteten und einem Kunden — auch ohne Vorliegen 
eines schriftlichen Vertrags — begründet wird und bei der bei Zustandekommen des Kontakts davon ausgegangen wird, 
dass sie von gewisser Regelmäßigkeit oder Dauer ist oder sein wird;

20. „verbundene Transaktionen“ zwei oder mehr Transaktionen mit identischer oder ähnlicher Herkunft und Bestimmung 
sowie mit identischem oder ähnlichem Zweck oder anderen relevanten Merkmalen innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums;

21. „Drittland“ einen Rechtsraum, einen unabhängigen Staat oder ein autonomes Gebiet, der bzw. das nicht Teil der Union 
ist und über eigene Rechtsvorschriften oder Durchsetzungsmechanismen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung verfügt;

22. „Korrespondenzbankbeziehung“

a) die Erbringung von Bankdienstleistungen durch ein Kreditinstitut als das Korrespondenzinstitut für ein anderes 
Kreditinstitut als das Respondenzinstitut; hierzu zählen unter anderem die Unterhaltung eines Kontokorrent- oder 
eines anderen Bezugskontos und die Erbringung damit verbundener Leistungen wie die Verwaltung von Barmitteln, 
internationale Transfers von Geldbeträgen im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366, 
Scheckverrechnung, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Durchlaufkonten und Devisengeschäfte;

b) die Beziehungen zwischen Kreditinstituten und Finanzinstituten, sowohl mit- als auch untereinander, wenn ähnliche 
Leistungen durch ein Korrespondenzinstitut für ein Respondenzinstitut erbracht werden; dies umfasst unter 
anderem Beziehungen, die für Wertpapiergeschäfte oder Transfers von Geldbeträgen im Sinne von Artikel 4 
Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366, für Transaktionen in Kryptowerten oder für Kryptowertetransfers 
aufgenommen wurden;

23. „Mantelgesellschaft“ (shell institution)

DE ABl. L vom 19.6.2024

36/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

(38) Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über die Aufnahme, Ausübung und 
Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur 
Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).
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a) – im Fall von Kredit- und Finanzinstituten, die keine Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sind — ein 
Kreditinstitut, ein Finanzinstitut oder ein Institut, das Tätigkeiten ausübt, die denen eines Kreditinstituts oder eines 
Finanzinstituts gleichwertig sind, das in einem Land gegründet wurde, in dem es nicht physisch präsent ist, sodass 
eine echte Leitung und Verwaltung stattfinden könnte, und das keiner regulierten Finanzgruppe angeschlossen ist;

b) – im Fall von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen — ein Unternehmen, dessen Name im von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde gemäß Artikel 110 der Verordnung (EU) 2023/1114 
erstellten Register aufgeführt ist, oder ein Unternehmen aus einem Drittland, das Krypto-Dienstleistungen erbringen, 
ohne dort zugelassen oder eingetragen zu sein oder der Aufsicht im Hinblick auf die Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung zu unterliegen;

24. „Kryptowertekonto“ ein Kryptowertekonto im Sinne von Artikel 3 Nummer 19 der Verordnung (EU) 2023/1113;

25. „anonymitätsverstärkende Kryptowährungen“ Kryptowerte mit eingebauten Merkmalen, mit denen Informationen über 
Kryptowertetransfers entweder systematisch oder optional anonymisiert werden sollen;

26. „virtuelle IBAN“ eine Kennung, durch die Zahlungen auf ein Zahlungskonto mit einer IBAN umgeleitet werden, die 
nicht der genannten Kennung entspricht;

27. „Rechtsträgerkennung“ den einer juristischen Person im Sinne der Norm ISO 17442 der Internationalen Organisation 
für Normung zugewiesenen einmaligen alphanumerischen Referenzcode;

28. „wirtschaftlicher Eigentümer“ jede natürliche Person, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle eine juristische 
Person, ein Express Trust oder eine ähnliche Rechtsvereinbarung letztlich steht;

29. „Express Trust“ einen Trust, der von dem Settlor willentlich unter Lebenden oder von Todes wegen — in der Regel in 
Form eines schriftlichen Dokuments — errichtet wird, um Vermögenswerte zugunsten eines Begünstigten oder für 
einen bestimmten Zweck unter die Kontrolle eines Trustees zu stellen;

30. „Objekte einer Ermächtigung“ die natürlichen oder juristischen Personen oder die Kategorie natürlicher oder 
juristischer Personen, unter denen die Trustees die Begünstigten eines Discretionary Trusts auswählen können;

31. „Letztbegünstigter bei Nichtausübung der Ermächtigung“ die natürlichen oder juristischen Personen oder die Kategorie 
natürlicher oder juristischer Personen, die Begünstigte eines Discretionary Trusts sind, sollten die Trustees nicht von 
ihrem Ermessen Gebrauch machen;

32. „Rechtsvereinbarung“ einen Express Trust oder eine Vereinbarung mit ähnlicher Struktur oder Funktion wie ein Express 
Trust, insbesondere auch Fiducie und bestimmte Arten von Treuhand und Fideicomiso;

33. „grundlegende Informationen“ Informationen

a) in Verbindung mit einer juristischen Person wie

i) die Rechtsform und der Namen einer juristischen Person;

ii) der Errichtungsakt und, falls er Gegenstand eines gesonderten Aktes ist, die Satzung;

iii) die Anschrift des eingetragenen oder offiziellen Sitzes und — falls abweichend — der Ort, an dem sich der 
Schwerpunkt der wirtschaftlichen Tätigkeit befindet, und das Land der Gründung;

iv) eine Liste der gesetzlichen Vertreter;

v) gegebenenfalls eine Liste von Anteilseignern oder Mitgliedern, einschließlich Informationen zur Anzahl der von 
jedem Anteilseigner Anteile und zu den Kategorien dieser Anteile und der Art der damit verbundenen 
Stimmrechte;

vi) gegebenenfalls die Registernummer, die einheitliche europäische Kennung, die Steuer-Identifikationsnummer 
und die Rechtsträgerkennung;

vii) im Fall von Stiftungen, die Vermögenswerte, die von der Stiftung zur Verfolgung ihrer Ziele gehalten werden;

b) in Verbindung mit einer Rechtsvereinbarung wie

i) der Namen oder die einheitliche Kennung der Rechtsvereinbarung;

ii) die Errichtungsurkunde des Trusts oder ein gleichwertiges Dokument;

ABl. L vom 19.6.2024 DE
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iii) der Zweck bzw. die Zwecke der Rechtsvereinbarung, falls vorhanden;

iv) die Vermögenswerte, die in der Rechtsvereinbarung gehalten oder über sie verwaltet werden;

v) der Wohnsitz des Trustees bzw. der Trustees des Express Trusts oder der Personen, die bei einer ähnlichen 
Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehaben, und — falls abweichend — der Ort, von dem aus 
der Express Trust oder die ähnliche Rechtsvereinbarung verwaltet wird;

34. „politisch exponierte Person“ eine natürliche Person, die wichtige öffentliche Ämter ausübt oder ausgeübt hat, 
einschließlich der folgenden:

a) in einem Mitgliedstaat

i) Staatschefs, Regierungschefs, Minister, stellvertretende Minister und Staatssekretäre;

ii) Parlamentsabgeordnete oder Mitglieder ähnlicher Gesetzgebungsorgane;

iii) Mitglieder der Führungsgremien politischer Parteien, die Sitze in nationalen Exekutiv- oder Gesetzgebungs-
organen oder in regionalen oder lokalen Exekutiv- oder Gesetzgebungsorganen, die Wahlkreise mit mindestens 
50 000 Einwohnern vertreten, innehaben;

iv) Mitglieder von obersten Gerichtshöfen, Verfassungsgerichtshöfen oder sonstigen hohen Gerichten, gegen deren 
Entscheidungen, von außergewöhnlichen Umständen abgesehen, kein Rechtsmittel mehr eingelegt werden 
kann;

v) Mitglieder von Rechnungshöfen oder der Leitungsorgane von Zentralbanken;

vi) Botschafter, Geschäftsträger und hochrangige Offiziere der Streitkräfte;

vii) Mitglieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane von Unternehmen, die im Rahmen einer der in 
Artikel 22 der Richtlinie 2013/34/EU aufgeführten Beziehung entweder unter der Kontrolle des Staats oder, 
wenn diese Unternehmen als mittlere oder große Unternehmen oder Gruppen im Sinne von Artikel 3 
Absätze 3, 4, 6 und 7 der genannten Richtlinie gelten, unter der Kontrolle regionaler oder lokaler Behörden 
stehen;

viii) Leiter regionaler und lokaler Behörden, einschließlich Gemeindeverbänden und Metropolregionen, mit 
mindestens 50 000 Einwohnern;

ix) sonstige von den Mitgliedstaaten vorgesehene wichtige öffentliche Ämter;

b) in einer internationalen Organisation

i) die obersten Amtsträger, ihre Stellvertreter und Mitglieder des Leitungsorgans oder Inhaber einer gleichwertigen 
Funktion bei einer internationalen Organisation;

ii) Vertreter bei einem Mitgliedstaat oder bei der Union;

c) auf Unionsebene

Funktionen auf der Ebene der Organe und Einrichtungen der Union, die den unter Buchstabe a Ziffern i, ii, iv, v und 
vi genannten Ämtern gleichwertig sind;

d) in einem Drittland

Funktionen, die den unter Buchstabe a genannten Ämtern gleichwertig sind;

35. „Familienangehöriger“

a) einen Ehegatten oder einen Partner im Rahmen einer eingetragenen Partnerschaft, einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft oder einer ähnlichen Vereinbarung;

b) ein Kind und einen Ehegatten oder Partner im Rahmen einer eingetragenen Partnerschaft, einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft oder einer ähnlichen Vereinbarung;

c) ein Elternteil;

DE ABl. L vom 19.6.2024

38/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

#RV0245
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



d) für die unter Nummer 34 Buchstabe a Ziffer i genannten Ämter und gleichwertige Funktionen auf Unionsebene 
oder in einem Drittland ein Geschwisterteil;

36. „bekanntermaßen nahestehende Person“

a) eine natürliche Person, die bekanntermaßen gemeinsam mit einer politisch exponierten Person wirtschaftlicher 
Eigentümer von juristischen Personen oder Rechtsvereinbarungen ist oder sonstige enge Geschäftsbeziehungen zu 
einer politisch exponierten Person unterhält;

b) eine natürliche Person, die alleiniger wirtschaftlicher Eigentümer einer juristischen Person oder einer Rechtsver-
einbarung ist, welche bekanntermaßen de facto zugunsten einer politisch exponierten Person errichtet wurde;

37. „Leitungsorgan“ das Organ oder die Organe eines Verpflichteten, die nach nationalem Recht bestellt wurden, die befugt 
sind, Strategie, Ziele und Gesamtpolitik des Verpflichteten festzulegen, und die die Entscheidungsprozesse der 
Geschäftsleitung beaufsichtigen und überwachen, und Personen umfassen, die die Geschäfte des Verpflichteten 
tatsächlich führen; in Ermangelung eines solchen Organs die Person, die die Geschäfte des Verpflichteten tatsächlich 
führt;

38. „Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion“ das Leitungsorgan, das für die laufende Leitung des Verpflichteten 
verantwortlich ist;

39. „Leitungsorgan in seiner Aufsichtsfunktion“ das Leitungsorgan bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe der 
Beaufsichtigung und Überwachung der Entscheidungsprozesse der Geschäftsleitung;

40. „Führungsebene“ die Mitglieder des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion sowie Funktionsträger und Beschäftigte 
mit ausreichendem Wissen über die Risiken, die für das Institut in Bezug auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
bestehen, und einer ausreichend hohen Position, um Entscheidungen mit Auswirkungen auf die Risikolage treffen zu 
können;

41. „Gruppe“ eine Gruppe von Unternehmen, die aus einem Mutterunternehmen und seinen Tochterunternehmen besteht, 
sowie Unternehmen, die untereinander durch eine Beziehung im Sinne von Artikel 22 der Richtlinie 2013/34/EU 
verbunden sind;

42. „Mutterunternehmen“

a) bei Gruppen, deren Hauptsitz sich in der Union befindet, einen Verpflichteten, der ein Mutterunternehmen im Sinne 
von Artikel 2 Nummer 9 der Richtlinie 2013/34/EU ist, das selbst kein Tochterunternehmen eines anderen 
Unternehmens in der Union ist, sofern mindestens ein Tochterunternehmen Verpflichteter ist;

b) bei Gruppen, deren Hauptsitz sich außerhalb der Union befindet, wenn mindestens zwei Tochterunternehmen 
Verpflichtete mit Sitz in der Union sind, ein Unternehmen innerhalb dieser Gruppe mit Sitz in der Union, das

i) ein Verpflichteter ist,

ii) ein Unternehmen ist, das kein Tochterunternehmen eines anderen Unternehmens ist, das wiederum ein 
Verpflichteter mit Sitz in der Union ist,

iii) über eine ausreichende Bedeutung innerhalb der Gruppe und ein ausreichendes Verständnis der Tätigkeiten der 
Gruppe verfügt, die den Anforderungen der vorliegenden Verordnung unterliegen, und

iv) die Verantwortung für die Umsetzung der gruppenweiten Anforderungen gemäß Kapitel II Abschnitt 2 der 
vorliegenden Verordnung erhält;

43. „Barmittel“ Barmittel im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2018/1672 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (39);

44. „zuständige Behörde“

a) eine zentrale Meldestelle;

b) eine Aufsichtsbehörde;

ABl. L vom 19.6.2024 DE
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(39) Verordnung (EU) 2018/1672 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 über die Überwachung von 
Barmitteln, die in die Union oder aus der Union verbracht werden, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 (ABl. 
L 284 vom 12.11.2018, S. 6).
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c) eine Behörde, deren Aufgabe es ist, Geldwäsche, deren Vortaten oder Terrorismusfinanzierung zu untersuchen oder 
strafrechtlich zu verfolgen, oder deren Aufgabe es ist, Vermögenswerte aus Straftaten zu ermitteln, zu 
beschlagnahmen oder einzufrieren und einzuziehen;

d) eine Behörde mit besonderen Zuständigkeiten für die Bekämpfung von Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung;

45. „Aufseher“ das Organ, das mit Aufgaben betraut ist, die sicherstellen sollen, dass die Verpflichteten die Anforderungen 
der vorliegenden Verordnung einhalten, einschließlich der AMLA bei der Wahrnehmung der Aufgaben, die ihr in 
Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/1620 übertragen wurden;

46. „Aufsichtsbehörde“ einen Aufseher, der eine Behörde ist, oder die Behörde, die die Selbstverwaltungseinrichtungen bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben nach Artikel 37 der Richtlinie (EU) 2024/1640 beaufsichtigt, oder die 
AMLA, wenn sie als Aufseher agiert;

47. „Selbstverwaltungseinrichtung“ eine Einrichtung, die Angehörige eines Berufes vertritt und die eine Rolle bei deren 
Regulierung, bei der Wahrnehmung bestimmter Aufgaben aufsichts- oder überwachungsrechtlicher Art sowie bei der 
Gewährleistung der Durchsetzung der sie betreffenden Regeln wahrnimmt;

48. „Gelder oder andere Vermögenswerte“ alle Vermögenswerte, einschließlich, aber nicht beschränkt auf finanzielle 
Vermögenswerte, wirtschaftliche Ressourcen — auch Öl und andere natürliche Ressourcen –, Vermögensgegenstände 
jeder Art — unabhängig davon, ob sie materiell oder immateriell und beweglich oder unbeweglich sind und wie sie 
erworben wurden — sowie rechtserhebliche Schriftstücke oder Urkunden in jeder Form — auch in elektronischer oder 
digitaler Form –, die das Recht auf solche Gelder oder andere Vermögenswerte oder Rechte daran belegen, unter 
anderem Bankkredite, Reiseschecks, Bankschecks, Zahlungsanweisungen, Anteile, Wertpapiere, Anleihen, Wechsel und 
Akkreditive, und alle Zinserträge, Dividenden oder anderen Einkünfte oder Wertzuwächse aus solchen Geldern oder 
anderen Vermögenswerten sowie alle anderen Vermögenswerte, die für den Erwerb von Geldern, Gütern oder 
Dienstleistungen verwendet werden können;

49. „gezielte finanzielle Sanktionen“ sowohl das Einfrieren von Vermögenswerten als auch das Verbot, Gelder oder andere 
Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar zugunsten der Personen und Organisationen bereitzustellen, die in 
Beschlüssen des Rates auf der Grundlage von Artikel 29 EUV und in Verordnungen des Rates auf der Grundlage von 
Artikel 215 AEUV benannt wurden;

50. „finanzielle Sanktionen der Vereinten Nationen“ sowohl das Einfrieren von Vermögenswerten als auch das Verbot, 
Gelder oder andere Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar zugunsten der Personen und Organisationen 
bereitzustellen, die gemäß Folgendem benannt oder in eine Liste aufgenommen wurden:

a) der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 1267 (1999) und deren nachfolgenden Resolutionen;

b) der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 1373 (2001), einschließlich der Feststellung, dass die 
einschlägigen Sanktionen auf die Person oder Organisation angewandt werden, und die Veröffentlichung dieser 
Feststellung;

c) der finanziellen Sanktionen der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit der Proliferationsfinanzierung;

51. „finanzielle Sanktionen der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit der Proliferationsfinanzierung“ sowohl das 
Einfrieren von Vermögenswerten als auch das Verbot, Gelder oder andere Vermögenswerte unmittelbar oder mittelbar 
zugunsten der Personen und Organisationen bereitzustellen, die gemäß Folgendem benannt oder in eine Liste 
aufgenommen wurden:

a) der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 1718 (2006) und etwaiger nachfolgender Resolutionen;

b) der Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 2231 (2015) und etwaiger nachfolgender Resolutionen;

c) aller anderen Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, mit denen im Zusammenhang mit der 
Finanzierung der Proliferation von Massenvernichtungswaffen Vermögenswerte eingefroren werden und die 
Bereitstellung von Geldern oder anderen Vermögenswerten verboten wird;

52. „Profifußballverein“ jede juristische Person, die ein Fußballverein oder Eigentümer oder Verwalter eines Fußballvereins 
ist, dem eine Lizenz erteilt wurde, der an der nationalen Fußballliga oder den nationalen Fußballligen eines 
Mitgliedstaats in der Union teilnimmt und dessen Spieler und Personal vertraglich eingestellt und im Gegenzug für ihre 
Dienstleistungen vergütet werden;

53. „Fußballvermittler“ eine natürliche oder juristische Person, die gegen eine Gebühr Vermittlungsdienste erbringt und 
Fußballspieler oder Profifußballvereine bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss eines Vertrags für einen 
Fußballspieler vertritt oder Profifußballvereine bei Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss eines Vertrags für den 
Transfer eines Fußballspielers vertritt;
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54. „hochwertige Güter“ die in Anhang IV aufgeführten Güter;

55. „Edelmetalle und Edelsteine“ die in Anhang V aufgeführten Edelmetalle und Edelsteine;

56. „Kulturgüter“ Güter, die im Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates (40) aufgeführt sind;

57. „Partnerschaft für den Informationsaustausch“ einen Mechanismus, der den Austausch von Informationen zwischen 
Verpflichteten und gegebenenfalls den unter Nummer 44 Buchstaben a, b und c genannten zuständigen Behörden und 
deren Verarbeitung durch die Verpflichteten und gegebenenfalls diese zuständigen Behörden für die Zwecke der 
Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäsche, deren Vortaten und Terrorismusfinanzierung auf nationaler oder 
grenzüberschreitender Ebene und unabhängig von der Form dieser Partnerschaft ermöglicht.

(2) Unter Absatz 1 Nummer 34 genannten öffentlichen Funktionen sind nicht als Funktionsträger mittleren oder 
niedrigeren Ranges umfassend zu verstehen;

(3) Wenn dies durch ihre Verwaltungsorganisation und ihr Risiko gerechtfertigt ist, können die Mitgliedstaaten niedrigere 
Schwellenwerte für die Benennung folgender wichtiger öffentlicher Ämter festlegen:

a) Mitglieder der Führungsgremien der auf regionaler oder lokaler Ebene vertretenen politischen Parteien entsprechend 
Absatz 1 Nummer 34 Buchstabe a Ziffer iii;

b) Leiter regionaler und lokaler Behörden entsprechend Absatz 1 Nummer 34 Buchstabe a Ziffer viii.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über diese niedrigeren Schwellenwerte;

4. In Zusammenhang mit Absatz 1 Nummer 34 Buchstabe a Ziffer vii, sofern dies durch ihre Verwaltungsorganisation 
und ihr Risiko gerechtfertigt ist, können die Mitgliedstaaten niedrigere Schwellenwerte für die Ermittlung von 
Unternehmen, die unter der Kontrolle regionaler oder lokaler Behörden stehen, als jene in Artikel 3 Absätze 3, 4, 6 und 
7 der Richtlinie 2013/34/EU festlegen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über diese niedrigeren Schwellenwerte.

5. Wenn dies durch ihre sozialen und kulturellen Strukturen und ihr Risiko gerechtfertigt ist, können die Mitgliedstaaten 
für die Benennung von Geschwistern als Familienangehörige politisch exponierter Personen einen breiteren Anwendungs-
bereich gemäß Absatz 1 Nummer 35 Buchstabe d vorsehen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über diesen breiteren Anwendungsbereich.

ABSCHNITT 2

Geltungsbereich

Artikel 3

Verpflichtete

Die folgenden Unternehmen gelten für die Zwecke dieser Verordnung als Verpflichtete:

1. Kreditinstitute,

2. Finanzinstitute,

3. die folgenden natürlichen oder juristischen Personen bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit:

a) Abschlussprüfer, externe Buchprüfer und Steuerberater sowie jede andere natürliche oder juristische Person, 
einschließlich selbstständiger Angehöriger von rechtsberatenden Berufen wie Rechtsanwälten, die — unmittelbar 
oder über Dritte, mit denen diese andere Person verbunden ist, — als wesentliche geschäftliche oder berufliche 
Tätigkeit materielle Hilfe, Unterstützung oder Beratung im Hinblick auf Steuerangelegenheiten leistet;

b) Notare, Rechtsanwälte und andere selbstständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen, wenn sie im Namen und 
auf Rechnung ihres Mandanten Finanz- oder Immobilientransaktionen durchführen oder für ihren Mandanten an der 
Planung oder Durchführung von Transaktionen mitwirken, die eine der folgenden Handlungen betreffen:
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i) Kauf und Verkauf von Immobilien oder Gewerbebetrieben,

ii) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen Vermögenswerten, einschließlich Kryptowerten, ihres 
Mandanten,

iii) Eröffnung oder Verwaltung von Bank-, Spar-, Wertpapier- oder Kryptowertekonten,

iv) Beschaffung der zur Gründung, zum Betrieb oder zur Verwaltung von Gesellschaften erforderlichen Mittel,

v) Gründung, Errichtung, Betrieb oder Verwaltung von Trusts, Gesellschaften, Stiftungen oder ähnlichen Strukturen,

c) Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften;

d) Immobilienmakler und andere Fachkräfte im Immobilienbereich, soweit sie als Vermittler bei Immobilientrans-
aktionen tätig sind, auch im Zusammenhang mit der Vermietung von Immobilien in Bezug auf Transaktionen, bei 
denen sich die monatliche Miete unabhängig vom Zahlungsmittel auf mindestens 10 000 EUR oder den Gegenwert 
in Landeswährung beläuft;

e) Personen, deren regelmäßige oder hauptberufliche Tätigkeit im Handel mit Edelmetallen und Edelsteinen besteht;

f) Personen, deren regelmäßige oder hauptberufliche Tätigkeit im Handel mit hochwertigen Gütern besteht;

g) Anbieter von Glücksspieldiensten;

h) Schwarmfinanzierungsdienstleister und Schwarmfinanzierungsvermittler;

i) Personen, die mit Kulturgütern handeln oder beim Handel mit Kulturgütern als Vermittler tätig werden, auch 
Kunstgalerien und Auktionshäuser, sofern sich der Wert einer Transaktion oder verbundener Transaktionen auf 
mindestens 10 000 EUR oder den Gegenwert in Landeswährung beläuft;

j) Personen, die Kulturgüter und andere hochwertige Güter aufbewahren, mit ihnen handeln oder beim Handel mit 
ihnen als Vermittler tätig werden, wenn dies in Freizonen und Zolllagern erfolgt, sofern sich der Wert einer 
Transaktion oder der verbundenen Transaktionen auf mindestens 10 000 EUR oder den Gegenwert in 
Landeswährung beläuft;

k) Hypotheken- und Verbraucherkreditvermittler, bei denen es sich nicht um Kreditinstitute oder Finanzinstitute 
handelt, mit Ausnahme von Kreditvermittlern, die Tätigkeiten unter der Verantwortung eines oder mehrerer 
Kreditgeber(s) oder Kreditvermittler(s) ausüben;

l) Investitionsmigrationsberater, die Drittstaatsangehörige vertreten oder Vermittlungsdienste für Drittstaatsangehörige 
anbieten dürfen, welche gegen eine Investition jeglicher Art, insbesondere auch gegen Vermögenstransfers, gegen den 
Erwerb oder die Anmietung von Immobilien, gegen Anlagen in Staatsanleihen, gegen Investitionen in Gesellschaften, 
gegen eine Schenkung oder eine gemeinnützige Stiftung und gegen Beiträge zum Staatshaushalt, Aufenthaltsrechte in 
einem Mitgliedstaat erwerben wollen;

m) nichtfinanzielle gemischte Holdinggesellschaften;

n) Fußballvermittler;

o) Profifußballvereine in Bezug auf folgende Transaktionen:

i) Transaktionen mit einem Anleger;

ii) Transaktionen mit einem Sponsor;

iii) Transaktionen mit Fußballvermittlern oder anderen Vermittlern handelt;

iv) Transaktionen für den Zweck des Transfers eines Fußballspielers.
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Artikel 4

Ausnahmen für bestimmte Anbieter von Glücksspieldiensten

(1) Die Mitgliedstaaten können beschließen, Anbieter von Glücksspieldiensten ganz oder teilweise von den 
Anforderungen dieser Verordnung auszunehmen, wenn von der Art und gegebenenfalls dem Umfang der Tätigkeiten 
dieser Dienste nachgewiesenermaßen ein geringes Risiko ausgeht.

Die Ausnahme gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht für

a) Kasinos;

b) Anbieter von Glücksspieldiensten, deren Haupttätigkeit in der Erbringung von Diensten in den Bereichen 
Online-Glücksspiele oder Sportwetten besteht, mit Ausnahme von

i) Online-Glücksspieldienste, die von einem Staat über eine Behörde oder ein Unternehmen oder eine staatlich 
kontrollierte Einrichtung betrieben werden;

ii) Online-Glücksspieldienste, deren Organisation, Betrieb und Verwaltung staatlich geregelt sind.

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 führen die Mitgliedstaaten eine Risikobewertung von Glücksspieldiensten durch, bei der 
Folgendes bewertet wird:

a) die von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ausgehenden Bedrohungen und die Anfälligkeiten dafür und die 
diesbezüglichen risikomindernden Faktoren, die bei den Glücksspieldiensten bestehen;

b) die Risiken im Zusammenhang mit dem Umfang der Transaktionen und den verwendeten Zahlungsarten;

c) das geografische Gebiet, in dem die Glücksspieldienste erbracht werden, einschließlich ihrer grenzüberschreitenden 
Dimension und der Zugänglichkeit aus anderen Mitgliedstaaten oder Drittländern.

Bei der Durchführung der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Risikobewertungen berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten die Ergebnisse der von der Kommission gemäß Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführten 
Risikobewertung auf Unionsebene.

(3) Die Mitgliedstaaten legen risikoabhängige Überwachungsmaßnahmen fest oder treffen andere geeignete Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die nach diesem Artikel gewährten Ausnahmen nicht missbraucht werden.

Artikel 5

Ausnahmen für bestimmte Profifußballvereine

(1) Die Mitgliedstaaten können beschließen, Profifußballvereine, die in der höchsten Liga der nationalen Fußballliga 
spielen und in den beiden vorangegangenen Kalenderjahren jeweils einen jährlichen Gesamtumsatz von weniger als 
5 000 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung erzielt haben, ganz oder teilweise von den Anforderungen dieser 
Verordnung auszunehmen, wenn von der Art und dem Umfang der Tätigkeiten dieser Profifußballvereine 
nachgewiesenermaßen ein geringes Risiko ausgeht.

Die Mitgliedstaaten können beschließen, Profifußballvereine, die in einer Liga unter der höchsten Liga der nationalen 
Fußballliga spielen, ganz oder teilweise von den Anforderungen dieser Verordnung auszunehmen, wenn von der Art und 
dem Umfang der Tätigkeiten dieser Profifußballvereine nachgewiesenermaßen ein geringes Risiko ausgeht.

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 führen die Mitgliedstaaten eine Risikobewertung von Profifußballvereinen durch, bei 
der Folgendes bewertet wird:

a) die von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ausgehenden Bedrohungen und die Anfälligkeiten dafür und die 
diesbezüglichen risikomindernden Faktoren, die bei den Profifußballvereinen bestehen;

b) die Risiken im Zusammenhang mit dem Umfang und dem grenzüberschreitenden Charakter der Transaktionen.

Bei der Durchführung der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Risikobewertungen berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten die Ergebnisse der von der Kommission gemäß Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführten 
Risikobewertungen auf Unionsebene.

(3) Die Mitgliedstaaten legen risikoabhängige Überwachungsmaßnahmen fest oder treffen andere geeignete Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die nach diesem Artikel gewährten Ausnahmen nicht missbraucht werden.
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Artikel 6

Ausnahmen für bestimmte Finanztätigkeiten

(1) Bis auf Personen, die mit Finanztransfers im Sinne von Artikel 4 Nummer 22 der Richtlinie (EU) 2015/2366 befasst 
sind, können die Mitgliedstaaten beschließen, natürliche oder juristische Personen, die eine der in Anhang I Nummern 2 bis 
12, Nummer 14 und Nummer 15 der Richtlinie 2013/36/EU genannten Finanztätigkeiten gelegentlich oder sehr 
eingeschränkt ausüben, von den Anforderungen dieser Verordnung auszunehmen, wenn das Risiko der Geldwäsche oder 
der Terrorismusfinanzierung gering ist und alle nachstehend genannten Kriterien erfüllt sind:

a) die Finanztätigkeit ist absolut gesehen begrenzt;

b) die Finanztätigkeit ist auf Transaktionsbasis begrenzt;

c) die Finanztätigkeit stellt nicht die Haupttätigkeit der betreffenden Personen dar;

d) die Finanztätigkeit ist eine Nebentätigkeit und hängt unmittelbar mit der Haupttätigkeit der betreffenden Personen 
zusammen;

e) die Haupttätigkeit der betreffenden Personen ist keine der in Artikel 3 Nummer 3 Buchstaben a bis d oder Buchstabe g 
der vorliegenden Verordnung genannten Tätigkeiten;

f) die Finanztätigkeit wird nur für Kunden der Haupttätigkeit der betreffenden Personen und nicht für die allgemeine 
Öffentlichkeit erbracht.

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe a schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass der Gesamtumsatz der 
Finanztätigkeit einen ausreichend niedrig anzusetzenden Schwellenwert nicht überschreiten darf. Dieser Schwellenwert wird 
abhängig von der Art der Finanztätigkeit auf nationaler Ebene festgelegt.

(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe b wenden die Mitgliedstaaten pro Kunde und pro Transaktion einen 
maximalen Schwellenwert an, unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder über verbundene 
Transaktionen ausgeführt wird. Dieser maximale Schwellenwert wird abhängig von der Art der Finanztätigkeit auf 
nationaler Ebene festgelegt. Er muss so niedrig sein, dass sichergestellt ist, dass die fraglichen Transaktionen für Zwecke der 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung nicht praktikabel und ungeeignet sind, und darf unabhängig vom Zahlungs-
mittel 1 000 EUR oder den entsprechenden Betrag in der Landeswährung nicht übersteigen.

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe c schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass der Umsatz der Finanztätigkeit 5 % 
des Gesamtumsatzes der betreffenden natürlichen oder juristischen Person nicht übersteigen darf.

(5) Wenn die Mitgliedstaaten für die Zwecke dieses Artikels das Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung 
bewerten, richten sie ihr Augenmerk insbesondere auf alle Finanztätigkeiten, die naturgemäß als besonders geeignet gelten, 
für Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung genutzt oder missbraucht zu werden.

(6) Die Mitgliedstaaten legen risikoabhängige Überwachungsmaßnahmen fest oder treffen andere geeignete Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die nach diesem Artikel gewährten Ausnahmen nicht missbraucht werden.

Artikel 7

Vorherige Unterrichtung über Ausnahmen

(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverzüglich über jede Ausnahme, die sie gemäß den Artikeln 4, 5 
und 6 gewähren wollen. Diese Unterrichtung muss eine Begründung enthalten, die sich auf die von dem Mitgliedstaat 
durchgeführte Bewertung des mit der betreffenden Ausnahme verbundenen Risikos stützt.

(2) Binnen zwei Monaten nach der in Absatz 1 genannten Unterrichtung unternimmt die Kommission einen der 
folgenden Schritte:

a) sie bestätigt, dass die Ausnahme auf der Grundlage der von dem Mitgliedstaat angegebenen Begründung gewährt werden 
darf;

b) sie erlässt eine mit Gründen versehene Verfügung, wonach die Ausnahme nicht gewährt werden darf.

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 kann die Kommission von dem unterrichtenden Mitgliedstaat zusätzliche Informationen 
anfordern.
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(3) Nach Erhalt einer Bestätigung der Kommission nach Absatz 2 Buchstabe a des vorliegenden Artikels können die 
Mitgliedstaaten beschließen, die Ausnahme zu gewähren. In dem Beschluss sind die Gründe anzugeben, auf denen der 
Beschluss basiert. Die Mitgliedstaaten überprüfen solche Beschlüsse regelmäßig, in jedem Fall aber, wenn sie ihre nationale 
Risikobewertung nach Artikel 8 der Richtlinie (EU) 2024/1640 aktualisieren.

(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission bis zum 10. Oktober 2027 über die nach Artikel 2 Absätze 2 und 3 
der Richtlinie (EU) 2015/849 gewährten Ausnahmen, die am 10. Juli 2027 bestehen.

(5) Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union jährlich eine Liste der nach diesem Artikel 
gewährten Ausnahmen und macht diese Liste auf ihrer Website öffentlich zugänglich.

ABSCHNITT 3

Grenzüberschreitende Tätigkeiten

Artikel 8

Notifizierung grenzüberschreitender Tätigkeiten und Anwendung des nationalen Rechts

(1) Verpflichtete, die erstmals Tätigkeiten im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ausüben wollen, notifizieren den 
Aufsehern ihres Herkunftsmitgliedstaats diejenigen Tätigkeiten, die sie in diesem anderen Mitgliedstaat ausüben wollen. 
Diese Notifizierung erfolgt, sobald der Verpflichtete Schritte zur Durchführung dieser Tätigkeiten unternimmt und im Fall 
von Niederlassungen spätestens drei Monate vor Aufnahme dieser Tätigkeiten. Die Verpflichteten notifizieren den 
Aufsehern ihres Herkunftsmitgliedstaats unverzüglich die Aufnahme dieser Tätigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat.

Unterabsatz 1 gilt nicht für Verpflichtete, die gemäß anderen Rechtsakten der Union besonderen Notifizierungsverfahren 
für die Ausübung der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit unterliegen, und für Fälle, in denen der 
Verpflichtete besonderen Zulassungsanforderungen unterliegt, um im Hoheitsgebiet dieses anderen Mitgliedstaats tätig 
werden zu können.

(2) Jegliche geplante Änderung der nach Absatz 1 übermittelten Informationen wird dem Aufseher des Herkunftsmit-
gliedstaats durch den Verpflichteten mindestens einen Monat vor ihrer Durchführung mitgeteilt.

(3) Ist es Mitgliedstaaten im Rahmen dieser Verordnung gestattet, zusätzliche Vorschriften für Verpflichtete zu erlassen, 
so halten die Verpflichteten die nationalen Vorschriften des Mitgliedstaats ein, in dem sie niedergelassen sind.

(4) Haben Verpflichtete Niederlassungen in mehreren Mitgliedstaaten, so stellen sie sicher, dass jede Niederlassung die 
Vorschriften des Mitgliedstaats anwenden, in dem sie sich befinden.

(5) Sind die in Artikel 38 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2024/1640 genannten Verpflichteten in einem anderen 
Mitgliedstaat tätig als dem Mitgliedstaat, in dem sie im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit über in diesen anderen 
Mitgliedstaaten befindliche Vertreter, Vertriebspartner oder andere Arten von Infrastruktur niedergelassen sind, so wenden 
sie die Vorschriften der Mitgliedstaaten an, in denen sie Dienstleistungen im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten 
erbringen, es sei denn, Artikel 38 Absatz 2 der genannten Richtlinie findet Anwendung; in diesem Fall wenden sie die 
Vorschriften des Mitgliedstaats an, in dem sich ihr Hauptsitz befindet.

(6) Müssen Verpflichtete gemäß Artikel 41 der Richtlinie (EU) 2024/1640 eine zentrale Kontaktstelle benennen, so 
stellen sie sicher, dass die zentrale Kontaktstelle in der Lage ist, die Einhaltung des geltenden Rechts im Namen des 
Verpflichteten zu gewährleisten.
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KAPITEL II

INTERNE STRATEGIEN, VERFAHREN UND KONTROLLEN DER VERPFLICHTETEN

ABSCHNITT 1

Interne Strategien, Verfahren und Kontrollen, Risikobewertung und Mitarbeiter

Artikel 9

Umfang interner Strategien, Verfahren und Kontrollen

(1) Die Verpflichteten verfügen über interne Strategien, Verfahren und Kontrollen, um sicherzustellen, dass die 
vorliegende Verordnung, die Verordnung (EU) 2023/1113, und von Aufsehern erlassene Verwaltungsakte eingehalten 
werden, und insbesondere um

a) die auf Unionsebene, auf mitgliedstaatlicher Ebene und auf eigener Ebene ermittelten Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zu mindern und zu steuern;

b) zusätzlich zu der Pflicht, gezielte finanzielle Sanktionen anzuwenden, das Risiko der Nichtumsetzung und Umgehung 
gezielter finanzieller Sanktionen zu mindern und zu steuern.

Die im Unterabsatz 1 genannten Strategien, Verfahren und Kontrollen müssen in einem angemessenen Verhältnis zur Art 
der Geschäftstätigkeit, einschließlich ihrer Risiken und Komplexität, und zur Größe des Verpflichteten stehen und alle 
Tätigkeiten des Verpflichteten abdecken, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Strategien, Verfahren und Kontrollen umfassen

a) interne Strategien und Verfahren, insbesondere in Bezug auf

i) die Durchführung und Aktualisierung der unternehmensweiten Risikobewertung;

ii) den Risikomanagementrahmen des Verpflichteten;

iii) die Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden zur Umsetzung von Kapitel III dieser Verordnung, einschließlich Verfahren 
zur Feststellung, ob es sich bei dem Kunden, dem wirtschaftlichen Eigentümer oder der Person, in deren Namen 
oder zu deren Nutzen eine Transaktion oder Tätigkeit durchgeführt wird, um eine politisch exponierte Person oder 
einen Familienangehörigen oder eine bekanntermaßen nahestehende Person handelt;

iv) die Meldung verdächtiger Transaktionen;

v) die Auslagerung und Inanspruchnahme der von anderen Verpflichteten wahrgenommenen Erfüllung von 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden;

vi) die Aufbewahrung von Aufzeichnungen und die Strategien für die Verarbeitung personenbezogener Daten nach 
Artikel 76 und 77;

vii) die Überwachung und Steuerung der Einhaltung dieser internen Strategien und Verfahren im Einklang mit den 
unter Buchstabe b des vorliegenden Artikels genannten Bedingungen, die Ermittlung und Steuerung von Mängeln 
und die Durchführung von Abhilfemaßnahmen;

viii) die Überprüfung bei Einstellung von Mitarbeitern und deren Einteilung für bestimmte Aufgaben und Funktionen 
und bei Ernennung von Vertretern und Vertriebspartnern, dass die betreffenden Personen über einen guten 
Leumund verfügen, wobei diese Überprüfung den mit den auszuführenden Aufgaben und Funktionen verbundenen 
Risiken angemessen sein muss;

ix) die interne Bekanntgabe der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten, was auch seine 
Vertreter, Vertriebspartner und Dienstleister einschließt, die an der Umsetzung seiner Strategien zur Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung beteiligt sind;

x) eine Strategie für die Schulung der Mitarbeiter sowie gegebenenfalls der Vertreter und Vertriebspartner in Bezug auf 
die Maßnahmen, die der Verpflichtete getroffen hat, um sicherzustellen, dass die Anforderungen aus der 
vorliegenden Verordnung, der Verordnung (EU) 2023/1113 und von Aufsehern erlassenen Verwaltungsakten 
eingehalten werden;
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b) interne Kontrollen und eine unabhängige Audit-Funktion, die die unter Buchstabe a des vorliegenden Absatzes 
genannten internen Strategien und Verfahren sowie die Kontrollen des Verpflichteten testen; gibt es keine unabhängige 
Audit-Funktion, können die Verpflichteten diesen Test von einem externen Sachverständigen durchführen lassen.

Die in Unterabsatz 1 dargelegten internen Strategien, Verfahren und Kontrollen werden schriftlich festgehalten. Interne 
Strategien müssen vom Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion gebilligt werden. Interne Verfahren und Kontrollen, 
müssen mindestens auf Ebene des Compliance-Managers gebilligt werden.

(3) Die Verpflichteten halten die internen Strategien, Verfahren und Kontrollen auf aktuellem Stand und verbessern sie, 
wenn Schwachstellen festgestellt werden.

(4) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2026 Leitlinien dazu aus, welche Elemente Verpflichtete bei der Festlegung des 
Umfangs ihrer internen Strategien, Verfahren und Kontrollen auf der Grundlage der Art ihrer Geschäftstätigkeit, 
einschließlich ihrer Risiken und Komplexität, und ihrer Größe berücksichtigen sollten, insbesondere in Bezug auf die den 
Compliance-Funktionen zugewiesenen Mitarbeiter. In diesen Leitlinien werden ferner Situationen genannt, in denen 
aufgrund der Art und der Größe des Verpflichteten

i) interne Kontrollen auf der Ebene der wirtschaftlichen Funktion, der Compliance-Funktion und der Audit-Funktion zu 
organisieren sind;

ii) die unabhängige Audit-Funktion von einem externen Sachverständigen wahrgenommen werden kann.

Artikel 10

Unternehmensweite Risikobewertung

(1) Die Verpflichteten treffen angemessene, der Art ihrer Geschäftstätigkeit, einschließlich ihrer Risiken und Komplexität, 
und ihrer Größe entsprechende Maßnahmen, um die bei ihnen bestehenden Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung sowie das Risiko der Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen zu 
ermitteln und zu bewerten, und berücksichtigen dabei mindestens Folgendes:

a) den in Anhang I dargelegten Risikovariablen und den in den Anhängen II und III dargelegten Risikofaktoren;

b) die Ergebnisse der von der Kommission nach Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführten Risikobewertung 
auf Unionsebene;

c) die Ergebnisse der von der Kommission nach Artikel 8 der Richtlinie (EU) 2024/1640 vorgenommenen nationalen 
Risikobewertung sowie alle einschlägigen sektorspezifischen Risikobewertungen, die von den Mitgliedstaaten 
vorgenommen wurden;

d) einschlägige Informationen, die von internationalen Standardsetzern im Bereich der Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung veröffentlicht werden, oder — auf Ebene der Union — einschlägige Veröffentlichungen der 
Kommission oder der AMLA;

e) von den zuständigen Behörden bereitgestellte Informationen über die Risiken der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung;

f) Informationen über den Kundenstamm.

Vor der Einführung neuer Produkte, Dienstleistungen oder Geschäftsmodelle, einschließlich der Nutzung neuer 
Vertriebskanäle und neuer oder in der Entwicklung begriffener Technologien, in Verbindung mit neuen oder bereits 
bestehenden Produkten und Dienstleistungen oder bevor mit der Bereitstellung einer bestehenden Dienstleistung oder eines 
bestehenden Produkts für ein neues Kundensegment oder in einem neuen geografischen Gebiet begonnen wird, ermitteln 
und bewerten die Verpflichteten insbesondere die damit verbundenen Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfi-
nanzierung und ergreifen geeignete Maßnahmen zur Steuerung und Minderung dieser Risiken.

(2) Die von dem Verpflichteten gemäß Absatz 1 vorgenommene unternehmensweite Risikobewertung wird 
dokumentiert, auf dem neuesten Stand gehalten und regelmäßig überprüft, auch dann, wenn sich interne oder externe 
Ereignisse erheblich auf die Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung auswirken, die mit den Tätigkeiten, 
Produkten, Transaktionen, Vertriebskanälen, Kunden oder geografischen Tätigkeitsbereichen des Verpflichteten verbunden 
sind. Sie wird den Aufsehern auf Anfrage zur Verfügung gestellt.

Die unternehmensweite Risikobewertung wird vom Geldwäschebeauftragten erstellt und vom Leitungsorgan in seiner 
Leitungsfunktion gebilligt und, sofern ein solches Organ vorhanden ist, dem Leitungsorgan in seiner Aufsichtsfunktion 
mitgeteilt.
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(3) Mit Ausnahme von Kreditinstituten, Finanzinstituten, Schwarmfinanzierungsdienstleistern und Schwarmfinanzie-
rungsvermittlern können Aufseher beschließen, dass von einzelnen dokumentierten unternehmensweiten Risikobewer-
tungen abgesehen werden kann, wenn klar ist, welche besonderen Risiken in dem betreffenden Sektor bestehen, und diese 
Risiken verstanden werden.

(4) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2026 Leitlinien zu den Mindestanforderungen an den Inhalt der vom Verpflichteten 
gemäß Absatz 1 vorgenommenen unternehmensweiten Risikobewertung sowie zu den zusätzlichen Informationsquellen, 
die bei der Durchführung der unternehmensweiten Risikobewertung zu berücksichtigen sind, heraus.

Artikel 11

Compliance-Funktionen

(1) Die Verpflichteten benennen ein Mitglied des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion, das dafür verantwortlich ist, 
sicherzustellen, dass die vorliegende Verordnung, die Verordnung (EU) 2023/1113 und von Aufsehern erlassene 
Verwaltungsakte eingehalten werden (im Folgenden „Compliance-Manager“).

Der Compliance-Manager stellt sicher, dass die internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten mit der 
Risikolage des Verpflichteten in Einklang stehen und umgesetzt werden. Der Compliance-Manager stellt ferner sicher, dass 
zu diesem Zweck ausreichende personelle und materielle Ressourcen bereitgestellt werden. Der Compliance-Manager ist 
dafür verantwortlich, Informationen über signifikante oder wesentliche Schwachstellen bei diesen Strategien, Verfahren und 
Kontrollen entgegenzunehmen.

Ist das Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion ein Organ, das kollektiv für seine Entscheidungen verantwortlich ist, so ist 
der Compliance-Manager dafür zuständig, es zu unterstützen und zu beraten und die in diesem Artikel genannten 
Entscheidungen vorzubereiten.

(2) Verpflichtete haben über einen Geldwäschebeauftragten zu verfügen, der vom Leitungsorgan in seiner Leitungs-
funktion zu ernennen ist, über eine ausreichend hohe hierarchische Stellung verfügt und für die Strategien, Verfahren und 
Kontrollen bei der täglichen Umsetzung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
an den Verpflichteten, auch in Bezug auf die Umsetzung gezielter finanzieller Sanktionen, zuständig ist und als Kontaktstelle 
für die zuständigen Behörden dient. Der Geldwäschebeauftragte ist ebenfalls dafür zuständig, der zentralen Meldestelle 
gemäß Artikel 69 Absatz 6 verdächtige Transaktionen zu melden.

Werden die Geschäftsleitung oder wirtschaftlichen Eigentümer von Verpflichteten gemäß Artikel 6 der Richtlinie (EU) 
2024/1640 oder im Rahmen von Rechtsakten der Union überprüft, schließt dies auch die Geldwäschebeauftragten ein, um 
sicherzustellen, dass diese die genannten Anforderungen einhalten.

Wenn die Größe des Verpflichteten und das geringe Risiko seiner Geschäftstätigkeit dies rechtfertigt, kann ein Verpflichteter, 
der einer Gruppe angehört, zum Geldwäschebeauftragten eine Person ernennen, die diese Funktion schon in einem anderen 
Unternehmen der Gruppe wahrnimmt.

Der Geldwäschebeauftragte kann erst nach vorheriger Unterrichtung des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion 
abberufen werden. Der Verpflichtete unterrichtet den Aufseher über die Abberufung des Geldwäschebeauftragten und gibt 
an, ob die Entscheidung mit der Wahrnehmung der nach dieser Verordnung übertragenen Aufgaben in Zusammenhang 
steht. Der Geldwäschebeauftragte kann dem Aufseher auf eigene Initiative oder auf Anfrage Informationen über die 
Abberufung zur Verfügung stellen. Der Aufseher kann diese Informationen zur Wahrnehmung seiner Aufgaben gemäß 
Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes sowie gemäß Artikel 37 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/1640 verwenden.

(3) Verpflichtete statten die Compliance-Funktionen mit angemessenen personellen, technologischen und sonstigen 
Ressourcen, die ihrer Größe, ihrer Art und ihren Risiken entsprechen, für die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben aus 
und stellen sicher, dass die für diese Funktionen verantwortlichen Personen die Befugnis erhalten, jegliche Maßnahmen 
vorzuschlagen, die erforderlich sind, um für die Wirksamkeit der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des 
Verpflichteten zu sorgen.

(4) Die Verpflichteten treffen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der Geldwäschebeauftragte vor Repressalien, 
Diskriminierung sowie jeglicher anderen unfairen Behandlung geschützt ist und dass Entscheidungen des Geldwäschebe-
auftragten nicht durch die wirtschaftlichen Interessen des Verpflichteten beeinträchtigt oder in unzulässiger Weise 
beeinflusst werden.

(5) Die Verpflichteten stellen sicher, dass der Geldwäschebeauftragte und die gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe b für 
die Audit-Funktion zuständige Person direkt dem Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion und, sofern ein solches Organ 
besteht, dem Leitungsorgan in seiner Aufsichtsfunktion unabhängig Bericht erstatten können und Bedenken äußern und das 
Leitungsorgan warnen können, wenn sich spezifische Risikoentwicklungen auf den Verpflichteten auswirken oder 
auswirken können.
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Die Verpflichteten stellen sicher, dass die Personen, die direkt oder indirekt an der Durchführung der vorliegenden 
Verordnung, der Verordnung (EU) 2023/1113 und der von Aufsehern erlassenen Verwaltungsakte beteiligt sind, Zugang zu 
allen Informationen und Daten haben, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind.

(6) Der Compliance-Manager erstattet dem Leitungsorgan regelmäßig Bericht über die Umsetzung der internen 
Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten. Insbesondere legt der Compliance-Manager dem Leitungsorgan 
jährlich oder gegebenenfalls in kürzeren Abständen einen Bericht über die Umsetzung der vom Geldwäschebeauftragten 
erstellten internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten vor und hält es über das Ergebnis aller etwaigen 
Prüfungen auf dem Laufenden. Der Compliance-Manager trifft die notwendigen Maßnahmen, um alle festgestellten Mängel 
zeitnah zu beheben.

(7) Wenn die Art der Geschäftstätigkeit, einschließlich ihrer Risiken und Komplexität, und die Größe des Verpflichteten 
dies rechtfertigen, können die Funktionen des Compliance-Managers und des Compliance-Beauftragten von derselben 
natürlichen Person wahrgenommen werden. Diese Funktionen können mit anderen Funktionen kumuliert werden.

Handelt es sich bei dem Verpflichteten um eine natürliche oder juristische Person, deren Tätigkeiten von nur einer 
natürlichen Person ausgeführt werden, so ist diese Person für die Wahrnehmung der in diesem Artikel genannten Aufgaben 
verantwortlich.

Artikel 12

Kenntnis der Anforderungen

Verpflichtete treffen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass ihre Mitarbeiter oder Personen in vergleichbaren Positionen, 
deren Funktion dies erfordert, einschließlich ihrer Vertreter und Vertriebspartner, die aus der vorliegenden Verordnung, der 
Verordnung (EU) 2023/1113 und von Aufsehern erlassenen Verwaltungsakten resultierenden Anforderungen sowie die 
unternehmensweite Risikobewertung, internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten kennen, was auch 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten für die Zwecke dieser Verordnung gilt.

Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen schließen die Teilnahme der betroffenen Mitarbeiter oder Personen in 
vergleichbaren Positionen, einschließlich Vertreter und Vertriebspartner, an speziellen kontinuierlichen Schulungspro-
grammen ein, bei denen sie lernen, möglicherweise mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammenhängende 
Transaktionen zu erkennen und sich in solchen Fällen richtig zu verhalten. Solche Schulungsprogramme müssen ihren 
Funktionen oder Tätigkeiten und den Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, denen der Verpflichtete 
ausgesetzt ist, angemessen sein und sind gebührend zu dokumentieren.

Artikel 13

Integrität der Mitarbeiter

(1) Alle Mitarbeiter oder Personen in einer vergleichbaren Position, einschließlich Vertreter und Vertriebspartner, die 
direkt an der Einhaltung der vorliegenden Verordnung, der Verordnung (EU) 2023/1113 und der von Aufsehern erlassenen 
Verwaltungsakte durch den Verpflichteten beteiligt sind, werden einer Prüfung unterzogen, die den mit den auszuführenden 
Aufgaben verbundenen Risiken angemessen ist, deren Inhalt vom Geldwäschebeauftragten zu billigen ist und bei der 
bewertet wird, ob der Mitarbeiter oder die Person über

a) die/das individuelle(n) Fähigkeiten, Wissen und Fachkenntnisse verfügt, die für eine wirkungsvolle Wahrnehmung seiner 
Funktionen erforderlich sind,

b) einen guten Leumund besitzt und aufrichtig und integer ist.

Die in Unterabsatz 1 genannte Prüfung wird vor Aufnahme der Tätigkeiten durch den Mitarbeiter oder die Person in einer 
vergleichbaren Position, einschließlich Vertreter und Vertriebspartner, durchgeführt und regelmäßig wiederholt. Die 
Intensität der nachfolgenden Prüfungen wird auf der Grundlage der der Person übertragenen Aufgaben und der mit der von 
ihr wahrgenommenen Funktion verbundenen Risiken bestimmt.

(2) Mitarbeiter oder Personen in vergleichbaren Positionen, einschließlich Vertreter und Vertriebspartner, deren 
Aufgaben mit der Einhaltung dieser Verordnung, der Verordnung (EU) 2023/1113 sowie von Aufsehern erlassene 
Verwaltungsakte, durch den Verpflichteten zusammenhängen, unterrichten den Geldwäschebeauftragten über jede enge 
private oder berufliche Beziehung zu Kunden oder angehenden Kunden des Verpflichteten und werden aller Aufgaben 
entbunden, die mit der Einhaltung dieser Verordnung durch den Verpflichteten zusammenhängen und diese Kunden 
betreffen.

(3) Die Verpflichteten verfügen über Verfahren zur Vermeidung und Bewältigung von Interessenkonflikten, die sich auf 
die Wahrnehmung von Aufgaben im Zusammenhang mit der Einhaltung dieser Verordnung, der Verordnung (EU) 
2023/1113 und von Aufsehern erlassene Verwaltungsakte, durch den Verpflichteten auswirken können.
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(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn es sich bei dem Verpflichteten um eine natürliche oder juristische 
Person handelt, deren Tätigkeiten nur von einer natürlichen Person ausgeführt werden.

Artikel 14

Meldung von Verstößen und Schutz von Hinweisgebern

(1) Die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments und des Rates (41) gilt für die Meldung von Verstößen 
gegen diese Verordnung, die Verordnung (EU) 2023/1113 und von Aufsehern erlassene Verwaltungsakte sowie den Schutz 
von Personen, die solche Verstöße melden.

(2) Die Verpflichteten richten interne Meldekanäle ein, die die Anforderungen der Richtlinie (EU) 2019/1937 erfüllen.

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung, wenn es sich bei dem Verpflichteten um eine natürliche oder juristische Person 
handelt, deren Tätigkeiten nur von einer natürlichen Person ausgeführt werden.

Artikel 15

Situation bestimmter Mitarbeiter

Üben natürliche Personen, die unter eine der in Artikel 3 Nummer 3 genannten Kategorien fallen, berufliche Tätigkeiten als 
Mitarbeiter einer juristischen Person aus, gelten die in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen nicht für die 
natürliche, sondern für die juristische Person.

ABSCHNITT 2

Bestimmungen für Gruppen

Artikel 16

Gruppenweite Anforderungen

(1) Ein Mutterunternehmen stellt sicher, dass die in Abschnitt 1 dieses Kapitels genannten Anforderungen an interne 
Verfahren, Risikobewertung und Mitarbeiter in allen Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen der Gruppe in den 
Mitgliedstaaten und für den Fall, dass sich der Hauptsitz der Gruppe in der Union befindet, in allen Zweigniederlassungen 
und Tochterunternehmen der Gruppe in Drittländern gelten. Zu diesem Zweck führt ein Mutterunternehmen unter 
Berücksichtigung der unternehmensweiten Risikobewertung, die von allen Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen 
der Gruppe durchgeführt wird, eine gruppenweite Risikobewertung durch und legt gruppenweite Strategien, Verfahren und 
Kontrollen fest und setzt diese um, auch über Datenschutz und Informationsaustausch innerhalb der Gruppe für Zwecke 
der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und um sicherzustellen, dass sich die Mitarbeiter der 
Gruppe der sich aus dieser Verordnung ergebenden Anforderungen bewusst sind. Verpflichtete innerhalb der Gruppe setzen 
diese gruppenweiten Strategien, Verfahren und Kontrollen um und berücksichtigen dabei ihre Besonderheiten und Risiken, 
denen sie ausgesetzt sind.

Die gruppenweiten Strategien, Verfahren und Kontrollen sowie die in Unterabsatz 1 genannten gruppenweiten 
Risikobewertungen umfassen alle in den Artikeln 9 beziehungsweise 10 aufgeführten Elemente.

Hat eine Gruppe Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat und — bei Gruppen, deren Hauptsitz sich in der Union 
befindet — in Drittländern, so berücksichtigen Mutterunternehmen für die Zwecke des Unterabsatzes 1 die von den 
Behörden aller Mitgliedstaaten oder Drittländer, in denen sich die Niederlassungen der Gruppe befinden, veröffentlichten 
Informationen.

(2) Compliance-Funktionen werden auf Gruppenebene eingerichtet. Diese Funktionen umfassen einen Compliance-Ma-
nager auf Gruppenebene und, wenn dies durch die auf Gruppenebene durchgeführten Tätigkeiten gerechtfertigt ist, einen 
Geldwäschebeauftragten. Die Entscheidung über den Umfang der Compliance-Funktionen ist zu dokumentieren.

Der in Unterabsatz 1 genannte Compliance-Manager erstattet dem Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion des 
Mutterunternehmens regelmäßig Bericht über die Umsetzung der gruppenweiten Strategien, Verfahren und Kontrollen. Der 
Compliance-Manager legt jährlich einen Bericht über die Umsetzung der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des 
Verpflichteten vor und trifft die notwendigen Maßnahmen, um alle festgestellten Mängel zeitnah zu beheben. Ist das 
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Leitungsorgan in seiner Leitungsfunktion ein Organ, das kollektiv für seine Entscheidungen verantwortlich ist, so 
unterstützt und berät es der Compliance-Manager und bereitet die für die Umsetzung dieses Artikels erforderlichen 
Entscheidungen vor.

(3) Die Strategien, Verfahren und Kontrollen für den in Absatz 1 genannten Informationsaustausch müssen die 
Verpflichteten zum Informationsaustausch innerhalb der Gruppe verpflichten, wenn dies für die Zwecke der 
Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden und das Management von Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken relevant 
ist. Der Informationsaustausch innerhalb der Gruppe erstreckt sich insbesondere auf die Identität und Merkmale des 
Kunden, dessen wirtschaftliche Eigentümer oder die Person, in deren Namen der Kunde handelt, auf Art und Zweck der 
Geschäftsbeziehung und der gelegentlichen Transaktionen sowie jeden der zentralen Meldestelle nach Artikel 69 zusammen 
mit den zugrunde liegenden Analysen gemeldeten Verdacht, dass die Gelder die Erträge aus kriminellen Tätigkeiten sind 
oder mit Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen, es sei denn, die zentrale Meldestelle erteilt anderslautende 
Anweisungen.

Die gruppenweiten Strategien, Verfahren und Kontrollen dürfen Unternehmen innerhalb einer Gruppe, die keine 
Verpflichteten sind, nicht daran hindern, den Verpflichteten derselben Gruppe Informationen zur Verfügung zu stellen, 
wenn ein solcher Austausch für diese Verpflichteten relevant ist, um die in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen 
zu erfüllen.

Um zu gewährleisten, dass für die nach Unterabsätzen 1 und 2 ausgetauschten Informationen ausreichende Garantien im 
Hinblick auf Vertraulichkeit, Datenschutz und Verwendung dieser Informationen bestehen, und um auch deren Offenlegung 
zu verhindern, sorgen Mutterunternehmen für gruppenweit geltende Strategien, Verfahren und Kontrollen.

(4) Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus und legt sie der 
Kommission zur Annahme vor. Darin werden die Mindestanforderungen an gruppenweite Strategien, Verfahren und 
Kontrollen festgelegt, einschließlich der Mindeststandards für den Informationsaustausch innerhalb der Gruppe, die 
Kriterien für die Ermittlung des Mutterunternehmens in den in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 42 Buchstabe b genannten 
Fällen und die Bedingungen, unter denen die Bestimmungen dieses Artikels für Unternehmen gelten, die Teil von Strukturen 
sind, die sich in gemeinsamem Besitz oder unter gemeinsamer Verwaltung befinden oder bei denen die Einhaltung der 
Anforderungen gemeinsam kontrolliert wird, einschließlich Netzwerken oder Personengesellschaften, sowie die Kriterien 
für die Ermittlung des Mutterunternehmens in diesen Fällen.

(5) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Absatz 4 des vorliegenden 
Artikels genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 49 bis 52 der Verordnung (EU) 2024/1620 zu 
ergänzen.

Artikel 17

Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in Drittländern

(1) Verfügen Verpflichtete über Zweigniederlassungen oder Tochterunternehmen in Drittländern, deren Mindestan-
forderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung weniger streng sind als in dieser Verordnung 
festgelegt, stellt die Muttergesellschaft sicher, dass diese Zweigniederlassungen oder Tochterunternehmen die in dieser 
Verordnung festgelegten Anforderungen erfüllen, was auch für Anforderungen an Datenschutz oder Ähnliches gilt.

(2) Lässt das Recht eines Drittlandes die Einhaltung dieser Verordnung nicht zu, so trifft das Mutterunternehmen 
zusätzliche Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in diesem Drittland 
dem Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung wirkungsvoll begegnen, und unterrichtet die Aufseher seines 
Herkunftsmitgliedstaats über diese zusätzlichen Maßnahmen. Halten die Aufseher des Herkunftsmitgliedstaats die 
zusätzlichen Maßnahmen für nicht ausreichend, so ergreifen sie zusätzliche Aufsichtsmaßnahmen und schreiben der 
Gruppe u. a. vor, keine Geschäftsbeziehung einzugehen, bestehende Geschäftsbeziehungen zu beenden, keine 
Transaktionen vorzunehmen oder die Geschäfte in dem betreffenden Drittland einzustellen.

(3) Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus und legt sie der 
Kommission zur Annahme vor. Darin wird ausgeführt, welcher Art die in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten 
zusätzlichen Maßnahmen sein müssen und welche Maßnahmen von den Verpflichteten mindestens zu treffen sind, wenn 
das Recht des Drittlandes die Umsetzung der in Artikel 16 verlangten Maßnahmen und der in solchen Fällen erforderlichen 
zusätzlichen Aufsichtsmaßnahmen nicht zulässt.

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Absatz 3 des vorliegenden 
Artikels genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 49 bis 52 der Verordnung (EU) 2024/1620 zu 
ergänzen.
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ABSCHNITT 3

Auslagerung

Artikel 18

Auslagerung

(1) Verpflichtete können Aufgaben, die sich aus dieser Verordnung ergeben, an Dienstleister auslagern. Der Verpflichtete 
teilt dem Aufseher die Auslagerung mit, bevor der Dienstleister die ausgelagerte Aufgabe ausführt.

(2) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach dem vorliegenden Artikel gilt der Dienstleister als Teil des Verpflichteten, 
auch wenn sie verpflichtet sind, die in Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2024/1640 genannten Zentralregister (im Folgenden 
„Zentralregister“) abzufragen, um die Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden im Namen des Verpflichteten zu erfüllen.

Der Verpflichtete haftet in vollem Umfang für jede Handlung, unabhängig davon, ob es sich um eine Beauftragung oder 
Unterlassung handelt, die mit den ausgelagerten Aufgaben im Zusammenhang steht und von Dienstleistern ausgeführt wird.

Für jede ausgelagerte Aufgabe muss der Verpflichtete dem Aufseher nachweisen können, dass er die Hintergründe für die 
vom Dienstleister durchgeführten Tätigkeiten und den bei ihrer Durchführung verfolgten Ansatz versteht und dass solche 
Tätigkeiten die spezifischen Risiken, denen der Verpflichtete ausgesetzt ist, mindern.

(3) Die nach Absatz 1 dieses Artikels ausgelagerten Aufgaben dürfen nicht in einer Weise ausgeführt werden, die die 
Qualität der Strategien und Verfahren des Verpflichteten zur Erfüllung der Anforderungen dieser Verordnung und der 
Verordnung (EU) 2023/1113 sowie der zur Prüfung dieser Strategien und Verfahren bestehenden Kontrollen wesentlich 
beeinträchtigen. Unter keinen Umständen ausgelagert werden dürfen

a) der Vorschlag und die Billigung der unternehmensweiten Risikobewertung des Verpflichteten gemäß Artikel 10 
Absatz 2;

b) die Billigung der internen Strategien, Verfahren und Kontrollen des Verpflichteten gemäß Artikel 9;

c) die Entscheidung über das dem Kunden zuzuordnende Risikoprofil;

d) die Entscheidung, eine Geschäftsbeziehung aufzunehmen oder eine gelegentliche Transaktion mit einem Kunden 
durchzuführen;

e) die Meldung verdächtiger Tätigkeiten an die zentrale Meldestelle gemäß Artikel 69 oder schwellenwertbasierte 
Meldungen gemäß den Artikeln 74 und 80, es sei denn, diese Tätigkeiten werden an einen anderen Verpflichteten 
ausgelagert, der derselben Gruppe angehört und in demselben Mitgliedstaat niedergelassen ist;

f) die Billigung der Kriterien für die Aufdeckung verdächtiger oder ungewöhnlicher Transaktionen und Tätigkeiten.

(4) Bevor ein Verpflichteter eine Aufgabe gemäß Absatz 1 auslagert, stellt er sicher, dass der Dienstleister ausreichend 
qualifiziert ist, um die ausgelagerten Aufgaben zu wahrzunehmen.

Bei Auslagerung einer Aufgabe gemäß Absatz 1 stellt der Verpflichtete sicher, dass der Dienstleister sowie alle 
nachfolgenden Dienstleister, an die weiter ausgelagert wird, die vom Verpflichteten festgelegten Strategien und Verfahren 
anwenden. Die Bedingungen für die Ausführung solcher Aufgaben werden in einer schriftlichen Vereinbarung zwischen 
dem Verpflichteten und dem Dienstleister festgelegt. Der Verpflichtete führt regelmäßige Kontrollen durch, um sich zu 
vergewissern, dass diese Strategien und Verfahren vom Dienstleister wirksam umgesetzt werden. Die Häufigkeit solcher 
Kontrollen richtet sich danach, wie kritisch die ausgelagerten Aufgaben sind.

(5) Die Verpflichteten stellen sicher, dass eine Auslagerung nicht in einer Weise erfolgt, die die Aufsichtsbehörden 
wesentlich in ihrer Fähigkeit einschränkt, die Einhaltung dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 2023/1113 durch den 
Verpflichteten zu überwachen und nachzuverfolgen.

(6) Abweichend von Absatz 1 lagern Verpflichtete Aufgaben, die sich aus den Anforderungen dieser Verordnung 
ergeben, nicht an Dienstleister aus, die in gemäß Kapitel III Abschnitt 2 ermittelten Drittländern ansässig oder 
niedergelassen sind, es sei denn, alle folgenden Bedingungen sind erfüllt:

a) Der Verpflichtete lagert Aufgaben ausschließlich an einen derselben Gruppe angehörenden Dienstleister aus;

b) die Strategien und Verfahren zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, die Sorgfaltsmaßnahmen 
gegenüber Kunden und die Regeln bezüglich der Führung von Aufzeichnungen stehen voll und ganz mit dieser 
Verordnung oder mit gleichwertigen Vorschriften in Drittländern in Einklang;
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c) die wirksame Umsetzung der unter Buchstabe b dieses Absatzes genannten Anforderungen wird auf Gruppenebene von 
der Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaats gemäß Kapitel IV der Richtlinie (EU) 2024/1640 beaufsichtigt.

(7) Abweichend von Absatz 3 kann ein Organismus für gemeinsame Anlagen, der keine Rechtspersönlichkeit hat oder 
nur ein Direktorium hat und die Verarbeitung von Zeichnungen und die Einziehung von Geldbeträgen im Sinne von 
Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 von Anlegern an ein anderes Unternehmen übertragen hat, die in 
Absatz 3 Buchstaben c, d und e genannte Aufgabe an einen seiner Dienstleister auslagern.

Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Auslagerung darf erst erfolgen, nachdem der Organismus für 
gemeinsame Anlagen dem Aufseher seine Absicht mitgeteilt hat, die Aufgabe gemäß Absatz 1 auszulagern, und der 
Aufseher eine solche Auslagerung genehmigt hat, wobei Folgendes berücksichtigt wurde:

a) die Ressourcen, Erfahrungen und Kenntnisse des Dienstleisters in Bezug auf die Verhinderung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung;

b) die Kenntnis des Dienstleisters der Art der von dem Organismus für gemeinsame Anlagen ausgeführten Tätigkeiten oder 
Transaktionen.

(8) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien für die Verpflichteten zu folgenden Punkten aus:

a) der Begründung von Auslagerungsverhältnissen, einschließlich nachfolgender Auslagerungsverhältnisse, gemäß dem 
vorliegenden Artikel, den entsprechenden Aufgaben und Zuständigkeiten sowie den Verfahren, mit denen überwacht 
wird, wie der Dienstleister diese Funktionen, insbesondere die als kritisch anzusehenden Funktionen, wahrnimmt;

b) den Aufgaben und Zuständigkeiten des Verpflichteten und des Dienstleisters im Rahmen einer Auslagerungsverein-
barung;

c) den aufsichtlichen Vorgehensweisen für die Auslagerung sowie den aufsichtlichen Erwartungen in Bezug auf die 
Auslagerung kritischer Funktionen.

KAPITEL III

SORGFALTSPRÜFUNG GEGENÜBER KUNDEN

ABSCHNITT 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 19

Anwendung der Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden

(1) Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden sind vom Verpflichteten immer dann anzuwenden, wenn

a) eine Geschäftsbeziehung begründet wird;

b) der Verpflichtete eine gelegentliche Transaktion mit einem Wert von 10 000 EUR oder mehr bzw. dem entsprechenden 
Gegenwert in Landeswährung ausführt, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang 
oder über verbundene Transaktionen erfolgt, wobei nach Absatz 9 auch ein niedrigerer Wert festgelegt werden kann;

c) der Verpflichtete sich an der Gründung einer juristischen Person, an der Errichtung einer Rechtsvereinbarung oder — im 
Fall der in Artikel 3 Nummer 3 Buchstaben a, b oder c genannten Verpflichteten — an der Übertragung des Eigentums 
an einer juristischen Person, unabhängig vom Wert der Transaktion, beteiligt;

d) ungeachtet etwaiger Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenwerte ein Verdacht auf Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung besteht;

e) Zweifel an der Echtheit oder Angemessenheit zuvor erhaltener Kundenidentifikationsdaten bestehen;

f) Zweifel daran bestehen, dass es sich bei der Person, mit der er interagiert, um denjenigen Kunden oder diejenige Person 
handelt, der/die befugt ist, im Namen des Kunden zu handeln.
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(2) Zusätzlich zu den in Absatz 1 genannten Fällen wenden Kredit- und Finanzinstitute, mit Ausnahme von Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen, Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden an, wenn sie gelegentliche Transaktionen, die 
einen Geldtransfer im Sinne von Artikel 3 Nummer 9 der Verordnung (EU) 2023/1113 darstellen, im Wert von 1 000 EUR 
oder mehr oder dem Gegenwert in Landeswährung initiieren oder ausführen, und zwar unabhängig davon, ob die 
Transaktion in einem einzigen Vorgang oder über verbundene Transaktionen erfolgt.

(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b müssen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen

a) bei der Durchführung einer gelegentlichen Transaktion im Wert von 1 000 EUR oder mehr oder dem Gegenwert in 
Landeswährung Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anwenden, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in 
einem einzigen Vorgang oder über verbundene Transaktionen erfolgt;

b) bei der Durchführung einer gelegentlichen Transaktion im Wert von weniger als 1 000 EUR bzw. dem Gegenwert in 
Landeswährung mindestens die in Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a genannten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden 
anwenden, und zwar unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder über verbundene 
Transaktionen erfolgt.

(4) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b wenden die Verpflichteten bei der Durchführung einer gelegentlichen 
Barzahlung über große Beträge im Wert von 3 000 EUR oder mehr bzw. dem Gegenwert in Landeswährung mindestens die 
in Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a genannten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden an, und zwar unabhängig davon, ob 
die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder über verbundene Transaktionen erfolgt.

Unterabsatz 1 dieses Absatzes findet keine Anwendung, wenn die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 80 Absätze 2 und 3 eine 
Obergrenze für große Barzahlungen von 3 000 EUR oder weniger oder der gleiche Wert in nationaler Währung haben, 
außer in den Fällen nach Absatz 4 Buchstabe b des genannten Artikels.

(5) Zusätzlich zu den in Absatz 1 genannten Umständen wenden Anbieter von Glücksspieldiensten im Zusammenhang 
mit Gewinnen und/oder Einsätzen bei Glücksspielen Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden an, wenn Transaktionen in 
Höhe von 2 000 EUR oder mehr bzw. dem Gegenwert in Landeswährung vorgenommen werden, und zwar unabhängig 
davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder in mehreren miteinander in Verbindung stehenden Vorgängen 
erfolgt.

(6) Für die Zwecke dieses Kapitels betrachten die Verpflichteten folgende Personen als ihre Kunden:

a) im Fall von Verpflichteten nach Artikel 3 Nummer 3 Buchstaben e, f und i und Personen, die mit hochwertigen Gütern 
handeln, nach Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe j, neben ihrem direkten Kunden auch den Warenlieferanten;

b) im Fall von Notaren, Rechtsanwälten und Angehörigen von rechtsberatenden Berufen, die eine Transaktion vermitteln, 
und soweit sie der einzige Notar bzw. Rechtsanwalt oder Angehörige von rechtsberatenden Berufen sind, der die 
Transaktion vermittelt, beide Parteien der Transaktion;

c) im Fall von Immobilienmaklern beide Parteien der Transaktion;

d) in Bezug auf Zahlungsauslösedienste, die von Zahlungsauslösedienstleistern erbracht werden, den Händler;

e) in Bezug auf Schwarmfinanzierungsdienstleister und Schwarmfinanzierungsvermittler die natürliche oder juristische 
Person, die Finanzmittel über die Schwarmfinanzierungsplattform sowohl sucht als auch bereitstellt.

(7) Die Aufseher können Verpflichtete direkt oder in Zusammenarbeit mit anderen Behörden dieses Mitgliedstaats von 
der Anwendung der in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden in 
Bezug auf E-Geld auf der Grundlage des nachweislich geringen Risikos, das von der Art des Produkts ausgeht, ganz oder 
teilweise freistellen, wenn alle folgenden risikomindernden Bedingungen erfüllt sind:

a) das Zahlungsinstrument kann nicht wieder aufgeladen werden, und der elektronisch gespeicherte Betrag übersteigt nicht 
den Wert von 150 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung;

b) das Zahlungsinstrument wird ausschließlich für den Erwerb von Gütern oder Dienstleistungen verwendet, die vom 
Emittenten oder innerhalb eines Netzes von Dienstleistern bereitgestellt werden;

c) das Zahlungsinstrument ist nicht an ein Zahlungskonto gebunden und erlaubt keinen Tausch eines gespeicherten Betrags 
gegen Bargeld oder Kryptowerte;

d) der Emittent überwacht die Transaktionen oder die Geschäftsbeziehung in ausreichendem Umfang, um die Aufdeckung 
ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen.
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(8) Anbieter von Glücksspieldiensten können ihre Verpflichtung, Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden nach 
Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a anzuwenden, durch die Identifizierung des Kunden und die Überprüfung seiner Identität 
beim Betreten des Kasinos oder einer anderen physischen Glücksspielstätte erfüllen, sofern sie über Systeme verfügen, die es 
ihnen ermöglichen, Transaktionen bestimmten Kunden zuzuordnen.

(9) Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus und legt sie der 
Kommission zur Annahme vor. Darin wird Folgendes festgelegt:

a) die Verpflichteten, die Sektoren oder die Transaktionen, bei denen ein erhöhtes Risiko für Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung besteht, und für die ein niedrigerer Wert gilt als in Absatz 1 Buchstabe b festgelegt;

b) die damit verbundenen Werte für gelegentliche Transaktionen;

c) die zu berücksichtigenden Kriterien für die Ermittlung von gelegentlichen Transaktionen und Geschäftsbeziehungen;

d) die Kriterien für die Ermittlung verbundener Transaktionen.

Bei Ausarbeitung des in Unterabsatz 1 genannten Entwurfs technischer Regulierungsstandards berücksichtigt die AMLA die 
Höhe des Risikos, das mit dem jeweiligen Geschäftsmodell der verschiedenen Arten von Verpflichteten einhergeht, sowie 
die von der Kommission nach Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführte Risikobewertung auf Unionsebene.

(10) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Absatz 9 des vorliegenden 
Artikels genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 49 bis 52 der Verordnung (EU) 2024/1620 zu 
ergänzen.

Artikel 20

Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden

(1) Für die Zwecke der Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden treffen die Verpflichteten alle folgenden 
Maßnahmen:

a) sie stellen die Identität des Kunden fest und überprüfen diese;

b) sie ermitteln den/die wirtschaftlichen Eigentümer und ergreifen angemessene Maßnahmen, um dessen/deren Identität zu 
überprüfen, sodass sie davon ausgehen können, den wirtschaftlichen Eigentümer zu kennen und die Eigentümer- und 
Kontrollstruktur des Kunden zu verstehen;

c) sie bewerten und beschaffen gegebenenfalls Informationen über und verstehen den Zweck und die angestrebte Art der 
Geschäftsbeziehung oder der gelegentlichen Transaktionen;

d) sie überprüfen, ob der Kunde oder die wirtschaftlichen Eigentümer gezielten finanziellen Sanktionen unterliegt bzw. 
unterliegen, und im Fall eines Kunden oder einer Partei einer Rechtsvereinbarung, bei der es sich um eine juristische 
Person handelt, ob natürliche oder juristische Personen, die gezielten finanziellen Sanktionen unterliegen, die juristische 
Person kontrollieren oder einzeln oder kollektiv mehr als 50 % der Eigentumsrechte oder eine Mehrheitsbeteiligung an 
dieser juristischen Person haben;

e) sie bewerten und holen gegebenenfalls Informationen über die Art der Geschäftstätigkeit der Kunden — einschließlich, 
im Fall von Unternehmen, Informationen zur Frage, ob sie Tätigkeiten ausüben –, ihrer Beschäftigung oder ihres Berufs 
ein;

f) sie überwachen die Geschäftsbeziehung kontinuierlich und überprüfen die in deren Verlauf ausgeführten Transaktionen, 
um sicherzustellen, dass diese mit ihren Kenntnissen über den Kunden, seine Geschäftstätigkeit und sein Risikoprofil, 
einschließlich erforderlichenfalls der Herkunft der Mittel, übereinstimmen;

g) sie stellen fest, ob es sich bei dem Kunden, dem wirtschaftlichen Eigentümer des Kunden und gegebenenfalls der Person, 
in deren Namen oder zu deren Nutzen eine Transaktion oder Tätigkeit durchgeführt wird, um eine politisch exponierte 
Person, einen Familienangehörigen einer politisch exponierten Person oder eine einer politisch exponierten Person 
bekanntermaßen nahestehende Person handelt.

h) sie stellen die Identität der natürlichen Personen fest und überprüfen diese, wenn eine Transaktion oder Tätigkeit im 
Namen oder zum Nutzen anderer natürlicher Personen als des Kunden durchgeführt wird;

i) sie überprüfen, dass jede Person, die vorgibt, im Namen des Kunden zu handeln, dazu berechtigt ist, und stellen ihre 
Identität fest und überprüfen sie.
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(2) Den Umfang der in Absatz 1 genannten Maßnahmen bestimmen die Verpflichteten anhand einer individuellen 
Analyse des Risikos von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, bei der sie die spezifischen Merkmale des Kunden und 
die Geschäftsbeziehung oder gelegentliche Transaktion berücksichtigen und der unternehmensweiten Risikobewertung 
nach Artikel 10 sowie den in Anhang I enthaltenen Risikovariablen für Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierung und den 
in den Anhängen II und III genannten Risikofaktoren Rechnung tragen.

Stellen Verpflichtete ein erhöhtes Risiko für Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung fest, wenden sie verstärkte 
Sorgfaltsmaßnahmen nach Abschnitt 4 an. Bei geringerem Risiko können Verpflichtete vereinfachte Sorgfaltsmaßnahmen 
nach Abschnitt 3 anwenden.

(3) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2026 Leitlinien für die Risikovariablen und Risikofaktoren aus, die von den 
Verpflichteten bei der Aufnahme von Geschäftsbeziehungen oder bei Durchführung gelegentlicher Transaktionen zu 
berücksichtigen sind.

(4) Verpflichtete müssen gegenüber den zuständigen Aufsehern jederzeit nachweisen können, dass die getroffenen 
Maßnahmen den festgestellten Risiken von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung angemessen sind.

Artikel 21

Unmöglichkeit, die vorgeschriebenen Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anzuwenden

(1) Kann ein Verpflichteter der in Artikel 20 Absatz 1 festgelegten Anforderung, Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber 
Kunden anzuwenden, nicht nachkommen, sieht er von der Durchführung einer Transaktion oder Begründung einer 
Geschäftsbeziehung ab, beendet die Geschäftsbeziehung und zieht in Bezug auf den Kunden eine Meldung verdächtiger 
Transaktionen an die zentrale Meldestelle gemäß Artikel 69 in Betracht.

Durch die Beendigung einer Geschäftsbeziehung gemäß Unterabsatz 1 dieses Absatzes wird der Erhalt von Geldbeträgen im 
Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 durch den Verpflichteten nicht untersagt.

Ist ein Verpflichteter verpflichtet, die Vermögenswerte seines Kunden zu schützen, so wird es durch die Beendigung der 
Geschäftsbeziehung nicht erforderlich, die Vermögenswerte des Kunden zu veräußern.

Im Fall von Lebensversicherungsverträgen führen die Verpflichteten — soweit dies als Alternative zur Beendigung der 
Geschäftsbeziehung erforderlich ist — keine Transaktionen für den Kunden durch, einschließlich Auszahlungen an 
Begünstigte, bis den Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden des Artikels 20 Absatz 1 entsprochen ist.

(2) Notare, Rechtsanwälte, andere selbstständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen, Abschlussprüfer, externe 
Buchprüfer und Steuerberater sind von Absatz 1 nur ausgenommen, soweit sie die Rechtslage für einen Mandanten 
beurteilen oder ihn in oder im Zusammenhang mit einem Gerichtsverfahren verteidigen oder vertreten, wozu auch eine 
Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines Verfahrens zählt.

Unterabsatz 1 gilt jedoch nicht, wenn die darin genannten Verpflichteten

a) an Geldwäsche, diesbezügliche Vortaten oder Terrorismusfinanzierung beteiligt sind,

b) Rechtsberatung für die Zwecke der Geldwäsche, der diesbezüglichen Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung erteilen, 
oder

c) wissen, dass der Mandant die Rechtsberatung für die Zwecke der Geldwäsche, der diesbezüglichen Vortaten oder der 
Terrorismusfinanzierung in Anspruch nimmt; ob Wissen oder Zweck vorliegen, kann aus objektiven, tatsächlichen 
Umständen abgeleitet werden.

(3) Verpflichtete führen Aufzeichnungen darüber, welche Maßnahmen getroffen wurden, um die verlangten 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anzuwenden, wozu auch Aufzeichnungen über die gefassten Entscheidungen 
sowie die zugehörigen Belege und Begründungen zählen. Im Besitz des Verpflichteten befindliche Unterlagen, Daten oder 
Informationen werden bei jeder Überarbeitung der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden nach Artikel 26 aktualisiert.

Die Verpflichtung gemäß Unterabsatz 1 dieses Absatzes, Aufzeichnungen zu führen, gilt auch für Situationen, in denen 
Verpflichtete die Aufnahme einer Geschäftsbeziehung, die Beendigung einer Geschäftsbeziehung oder alternative 
Maßnahmen gemäß Absatz 1 verweigern.

(4) Die AMLA gibt mit der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde bis zum 10. Juli 2027 gemeinsame Leitlinien zu den 
Maßnahmen heraus, die von Kredit- und Finanzinstituten ergriffen werden können, um die Einhaltung der Vorschriften zur 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bei der Umsetzung der Anforderungen der Richtlinie 
2014/92/EU sicherzustellen, auch in Bezug auf Geschäftsbeziehungen, die am stärksten von Risikominderungspraktiken 
betroffen sind.
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Artikel 22

Feststellung und Überprüfung der Identität der Kunden und der wirtschaftlichen Eigentümer

(1) Abgesehen von Fällen, in denen das Risiko geringer ist und für die die in Abschnitt 3 genannten Maßnahmen gelten, 
und unabhängig davon, ob in Fällen mit erhöhtem Risiko zusätzliche Maßnahmen nach Abschnitt 4 getroffen werden, 
holen die Verpflichteten zur Ermittlung des Kunden, jeglicher Person, die vorgibt, im Namen des Kunden zu handeln, und 
der natürlichen Personen, in deren Namen oder zu deren Nutzen eine Transaktion oder Tätigkeit durchgeführt wird, 
zumindest die folgenden Informationen ein:

a) Bei natürlichen Personen:

i) alle Vor- und Nachnamen;

ii) Geburtsort und vollständiges Geburtsdatum;

iii) Staatsangehörigkeiten oder ob es sich bei der betreffenden Person gegebenenfalls um einen Staatenlosen, einen 
Flüchtling oder eine Person mit subsidiärem Schutzstatus handelt, sowie gegebenenfalls die nationale Identifika-
tionsnummer;

iv) gewöhnlicher Aufenthaltsort oder für den Fall, dass die Person nicht über eine feste Meldeadresse und einen 
rechtmäßigen Aufenthaltstitel in der Union verfügt, die Postanschrift, unter der sie erreichbar ist, sowie — falls 
verfügbar — die Steueridentifikationsnummer.

b) Bei juristischen Personen:

i) Rechtsform und Name der juristischen Person;

ii) Anschrift des eingetragenen oder offiziellen Sitzes und — falls abweichend — Ort, an dem sich der Schwerpunkt der 
wirtschaftlichen Tätigkeit befindet, und Land der Gründung;

iii) Namen der gesetzlichen Vertreter der juristischen Person sowie — falls verfügbar — Registernummer, 
Steueridentifikationsnummer und Rechtsträgerkennung;

iv) Namen der Personen, die nominelle Anteilseigner oder nominelle Direktoren sind, einschließlich der Angabe ihres 
Status als nominelle Anteilseigner oder nominelle Direktoren.

c) Bei Trustees eines Express Trusts oder Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position 
innehaben:

i) grundlegende Informationen über die Rechtsvereinbarung; jedoch werden in Bezug auf die Vermögenswerte, die in 
der Rechtsvereinbarung gehalten oder über sie verwaltet werden, nur diejenigen Vermögenswerte ermittelt, die im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung oder gelegentlichen Transaktion verwaltet werden sollen;

ii) Wohnanschrift der Trustees oder der Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende 
Position innehaben und — falls abweichend — Ort, von dem aus der Express Trust oder die ähnliche 
Rechtsvereinbarung verwaltet wird, Befugnisse, die die Rechtsvereinbarung regeln und binden sowie — falls 
verfügbar — Steueridentifikationsnummer und Rechtsträgerkennung.

d) Bei anderen Organisationen, die nach nationalem Recht rechtsfähig sind:

i) Name, Anschrift des eingetragenen Sitzes oder gleichwertige Angaben;

ii) Namen der zur Vertretung der Organisationen bevollmächtigten Personen sowie gegebenenfalls Rechtsform, 
Steueridentifikationsnummer, Registernummer, Rechtsträgerkennung und Satzung oder Ähnliches.

(2) Zur Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentümers einer juristischen Person oder einer Rechtsvereinbarung holen 
Verpflichtete die in Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a genannten Informationen ein.

Lässt sich nach Ausschöpfung aller möglichen Ermittlungswege keine natürlichen Personen als wirtschaftliche Eigentümer 
ermitteln oder besteht Zweifel daran, dass es sich bei den ermittelten Personen um die wirtschaftlichen Eigentümer handelt, 
so halten die Verpflichteten fest, dass kein wirtschaftlicher Eigentümer ermittelt wurde, und ermitteln alle natürlichen 
Personen, die in der Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person der Führungsebene angehören, und überprüfen 
deren Identität.
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Wenn der Kunde infolge der Durchführung einer Identitätsüberprüfung gemäß Unterabsatz 2 erfahren kann, dass der 
Verpflichtete Zweifel in Bezug auf den wirtschaftlichen Eigentümer der juristischen Person hat, so verzichtet der 
Verpflichtete darauf, die Identität der Personen, die der Führungsebene angehören, zu überprüfen, und erfasst stattdessen die 
Schritte, die ergriffen wurden, um die Identität der wirtschaftlichen Eigentümer und der Personen, die der Führungsebene 
angehören, festzustellen. Die Verpflichteten führen Aufzeichnungen über die getroffenen Maßnahmen und die 
Schwierigkeiten, auf die sie im Zuge des Prozesses, bei dem als Ausweg ein Mitglied der Führungsebene ermittelt wurde, 
gestoßen sind.

(3) Die Kredit- und Finanzinstitute holen Informationen zur Ermittlung und Überprüfung der Identität von natürlichen 
oder juristischen Personen, die die von ihnen ausgegebene virtuelle IBAN verwenden, sowie über das zugehörige Bank- oder 
Zahlungskonto ein.

Das Kredit- oder Finanzinstitut, das das Bank- oder Zahlungskonto führt, auf das eine von einem anderen Kredit- oder 
Finanzinstitut ausgegebene virtuelle IBAN Zahlungen umleitet, stellt sicher, dass es von dem Institut, das die virtuelle IBAN 
ausgegeben hat, unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Einholung der Informationen, die 
Informationen zur Identifizierung der natürlichen Person, die diese virtuelle IBAN verwendet, und zur Überprüfung ihrer 
Identität einholen kann.

(4) Werden die Begünstigten von Trusts, von ähnlichen juristischen Personen oder von Rechtsvereinbarungen nach 
besonderen Merkmalen oder nach Kategorie bestimmt, holt ein Verpflichteter ausreichende Informationen über den 
Begünstigten ein, sodass er zum Zeitpunkt der Auszahlung oder zu dem Zeitpunkt, zu dem der Begünstigte seine 
erworbenen Rechte wahrnimmt, die Identität des Begünstigten feststellen kann.

(5) Bei Discretionary Trusts erhält der Verpflichtete ausreichende Informationen über das Objekt einer Ermächtigung 
und den Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung, damit er die Identität des Begünstigten zu dem Zeitpunkt, 
zu dem die Trustees ihren Ermessensspielraum ausüben, oder zu dem Zeitpunkt feststellen kann, zu dem die 
Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung aufgrund der Tatsache, dass die Trustees ihren Ermessensspielraum 
nicht ausüben, zu Begünstigten werden.

(6) Die Verpflichteten holen die für die Überprüfung der Identität des Kunden und jeder Person, die vorgibt, in seinem 
Namen zu handeln, notwendigen Informationen, Unterlagen und Daten auf einem der folgenden Wege ein:

a) Vorlage eines Personalausweises, Passes oder eines gleichwertigen Ausweisdokuments und erforderlichenfalls Einholung 
von Informationen aus verlässlichen und unabhängigen Quellen, unabhängig davon, ob darauf unmittelbar zugegriffen 
wird oder diese vom Kunden geliefert werden;

b) Nutzung elektronischer Identifizierungsmittel, die die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 in Bezug auf 
die Sicherheitsniveaus „substanziell“ oder „hoch“ erfüllen, und einschlägiger qualifizierter Vertrauensdienste gemäß der 
genannten Verordnung.

(7) Die Verpflichteten überprüfen die Identität des wirtschaftlichen Eigentümers und gegebenenfalls der Personen, in 
deren Namen oder zu deren Nutzen eine Transaktion oder Tätigkeit ausgeführt wird, auf eine der folgenden Weisen:

a) im Einklang mit Absatz 6;

b) indem sie angemessene Maßnahmen ergreifen, um die erforderlichen Informationen, Unterlagen und Daten vom Kunden 
oder aus anderen zuverlässigen Quellen, einschließlich öffentlicher Register, die keine Zentralregister sind, einzuholen.

In welchem Umfang Informationen heranzuziehen sind, bestimmen die Verpflichteten unter Berücksichtigung der Risiken, 
die mit der gelegentlichen Transaktion oder der Geschäftsbeziehung und dem wirtschaftlichen Eigentümer verbunden sind, 
einschließlich der Risiken im Zusammenhang mit der Eigentumsstruktur.

Zusätzlich zu den in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten Überprüfungsweisen überprüfen die Verpflichteten die 
Angaben zu den wirtschaftlichen Eigentümern durch Abfrage der Zentralregister.

Artikel 23

Zeitpunkt der Überprüfung der Identität des Kunden und wirtschaftlichen Eigentümers

(1) Die Identität des Kunden, des wirtschaftlichen Eigentümers und jeder Person im Sinne des Artikels 20 Absatz 1 
Buchstaben h und i ist zu überprüfen, bevor eine Geschäftsbeziehung begründet oder eine gelegentliche Transaktion 
ausgeführt wird. Dies gilt nicht für die unter Abschnitt 3 behandelten Fälle, in denen ein geringeres Risiko besteht, sofern 
das geringere Risiko den Aufschub einer solchen Überprüfung rechtfertigt.

Bei Immobilienmaklern erfolgt die Überprüfung nach Unterabsatz 1 erst nachdem der Verkäufer oder Vermieter ein 
Angebot annimmt, in jedem Fall aber vor der Übertragung von Geldern oder Immobilien.
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(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Überprüfung der Identität des Kunden und des wirtschaftlichen Eigentümers erst 
während der Begründung einer Geschäftsbeziehung abgeschlossen werden, wenn dies notwendig ist, um den normalen 
Geschäftsablauf nicht zu unterbrechen, und wenn das Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung gering ist. In 
diesem Fall werden die betreffenden Verfahren so bald wie möglich nach dem ersten Kontakt abgeschlossen.

(3) Abweichend von Absatz 1 des vorliegenden Artikels darf ein Kredit- oder Finanzinstitut ein Konto — und falls der 
Kunde dies wünscht, auch ein Konto, über das Wertpapiertransaktionen vorgenommen werden können — eröffnen, sofern 
ausreichende Sicherungsmaßnahmen getroffen wurden, die gewährleisten, dass Transaktionen von dem Kunden oder in 
seinem Namen erst dann vorgenommen werden, wenn den in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden vollständig entsprochen ist.

(4) Bei jeder Aufnahme einer neuen Geschäftsbeziehung mit einer juristischen Person, dem Verwalter eines Express 
Trusts oder der Person, die bei einer ähnlichen, in den Artikeln 51, 57, 58, 61 und 67 genannten Rechtsvereinbarung eine 
entsprechende Position innehat, holen die Verpflichteten — sofern die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer gemäß 
Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2024/1640 registriert sind — einen gültigen Nachweis für die Registrierung oder einen 
kürzlich ausgestellten Registerauszug ein, durch den die Gültigkeit der Registrierung bestätigt wird.

Artikel 24

Meldung von Unstimmigkeiten bei den in Registern wirtschaftlicher Eigentümer enthaltenen Informationen

(1) Die Verpflichteten melden dem Zentralregister jegliche Unstimmigkeiten zwischen den in den Zentralregistern 
verfügbaren Informationen und den von ihnen gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 22 Absatz 7 
eingeholten Informationen.

Die in Unterabsatz 1 genannten Unstimmigkeiten werden unverzüglich und jedenfalls innerhalb von 14 Kalendertagen nach 
ihrer Feststellung gemeldet. Wenn diese Unstimmigkeiten gemeldet werden, fügen die Verpflichteten die eingeholten 
Informationen bei und geben an, worin die Unstimmigkeit besteht und wen sie als wirtschaftliche Eigentümer und 
gegebenenfalls als nominelle Anteilseigner und nominelle Direktoren erachten und warum.

(2) Abweichend von Absatz 1 können Verpflichtete davon absehen, die Unstimmigkeiten dem Zentralregister zu 
melden, und können stattdessen von den Kunden zusätzliche Informationen anfordern, wenn die festgestellten 
Unstimmigkeiten

a) auf Schreibfehler, verschiedene Arten der Transliteration oder geringfügige Ungenauigkeiten beschränkt sind, die sich 
nicht auf die Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentümer oder ihre Position auswirken, oder

b) aus veralteten Daten hervorgehen, die wirtschaftlichen Eigentümer dem Verpflichteten jedoch aus einer anderen 
zuverlässigen Quelle bekannt sind und es keinen Grund zu der Annahme gibt, dass die Absicht besteht, Informationen 
zu verschleiern.

Kommt ein Verpflichteter zu dem Schluss, dass die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer im Zentralregister falsch 
sind, fordert er die Kunden auf, die korrekten Angaben gemäß den Artikeln 63, 64 und 67 unverzüglich, in jedem Fall aber 
innerhalb von 14 Kalendertagen, an das Zentralregister einzureichen.

Dieser Absatz gilt nicht für Fälle mit erhöhtem Risiko, für die Maßnahmen nach Abschnitt 4 dieses Kapitels gelten.

(3) Hat ein Kunde die korrekten Informationen nicht innerhalb der in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Fristen 
eingereicht, meldet der Verpflichtete die Unstimmigkeit im Einklang mit Absatz 1 Unterabsatz 2 an das Zentralregister.

(4) Dieser Artikel gilt nicht für Notare, Rechtsanwälte, andere selbstständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen, 
Abschlussprüfer, externe Buchprüfer und Steuerberater in Bezug auf Informationen, die sie von einem Mandanten erhalten 
oder in Bezug auf diesen einholen, wenn sie für diesen Kunden die Rechtslage beurteilen oder ihn in oder im 
Zusammenhang mit einem Gerichtsverfahren verteidigen oder vertreten, wozu auch eine Beratung über das Betreiben oder 
Vermeiden solcher Verfahren zählt, wobei unerheblich ist, ob diese Informationen vor, bei oder nach einem solchen 
Verfahren empfangen oder eingeholt werden.

Die Anforderungen des vorliegenden Artikels gelten jedoch, wenn die in Unterabsatz 1 genannten Verpflichteten in einer 
der in Artikel 21 Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Situationen Rechtsberatung leisten.
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Artikel 25

Ermittlung des Zwecks und der angestrebten Art einer Geschäftsbeziehung oder gelegentlichen Transaktion

Vor der Aufnahme von Geschäftsbeziehung oder der Durchführung einer gelegentlichen Transaktion vergewissert sich ein 
Verpflichteter, dass er ihren Zweck und ihre angestrebte Art versteht. Dazu holt er erforderlichenfalls die nachstehend 
genannten Informationen ein:

a) Zweck und wirtschaftlicher Beweggrund der gelegentlichen Transaktion oder der Geschäftsbeziehung;

b) geschätzter Betrag der geplanten Tätigkeiten;

c) Herkunft der Gelder;

d) Bestimmung der Gelder;

e) Geschäftstätigkeit oder Beschäftigung eines Kunden.

Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels holen die unter Artikel 74 fallenden Verpflichteten Informationen 
ein, um festzustellen, ob die in jenem Artikel genannten hochwertigen Güter zu gewerblichen oder nichtgewerblichen 
Zwecken verwendet werden sollen.

Artikel 26

Kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung und Überwachung der Transaktionen von Kunden

(1) Die Verpflichteten überwachen die Geschäftsbeziehung einschließlich der vom Kunden im Laufe einer Geschäfts-
beziehung durchgeführten Transaktionen kontinuierlich, um sicherzugehen, dass diese Transaktionen mit ihrem Wissen 
über den Kunden, dessen Geschäftstätigkeit und Risikoprofil sowie erforderlichenfalls mit ihren Informationen über die 
Herkunft und die Bestimmung der Gelder übereinstimmen, und um diejenigen Transaktionen aufzudecken, die einer 
eingehenderen Bewertung nach Artikel 69 Absatz 2 zu unterziehen sind.

Betreffen Geschäftsbeziehungen mehr als ein Produkt oder mehr als eine Dienstleistung, stellen die Verpflichteten sicher, 
dass die Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden alle diese Produkte und Dienstleistungen abdecken.

Unterhalten Verpflichtete, die einer Gruppe angehören, Geschäftsbeziehungen zu Kunden, die auch Kunden anderer 
Unternehmen dieser Gruppe sind — unabhängig davon, ob es sich um Verpflichtete oder Unternehmen handelt, die nicht 
den Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung unterliegen — so berücksichtigen sie 
Informationen über diese anderen Geschäftsbeziehungen für die Zwecke der Überwachung der Geschäftsbeziehung mit 
ihren Kunden.

(2) Im Zusammenhang mit der in Absatz 1 genannten kontinuierlichen Überwachung stellen die Verpflichteten sicher, 
dass die maßgeblichen Unterlagen, Daten oder Informationen des Kunden auf aktuellem Stand gehalten werden.

Der Zeitabstand zwischen Aktualisierungen von Kundeninformationen gemäß Unterabsatz 1 richtet sich nach dem mit der 
Geschäftsbeziehung verbundenen Risiko und darf keinesfalls folgende Zeiträume überschreiten:

a) ein Jahr für Kunden mit erhöhtem Risiko, für die Maßnahmen nach Abschnitt 4 dieses Kapitels gelten,

b) fünf Jahre für alle anderen Kunden.

(3) Zusätzlich zu den in Absatz 2 festgelegten Anforderungen müssen Verpflichtete die Kundeninformationen immer 
dann überprüfen und gegebenenfalls aktualisieren, wenn

a) sich bei einem Kunden maßgebliche Umstände ändern,

b) der Verpflichtete rechtlich dazu verpflichtet ist, den Kunden im Laufe des betreffenden Kalenderjahres zu kontaktieren, 
um etwaige einschlägige Informationen über die wirtschaftlichen Eigentümer zu überprüfen oder den Vorgaben der 
Richtlinie 2011/16/EU des Rates (42) nachzukommen,

c) sie von einem maßgeblichen, den Kunden betreffenden Sachverhalt Kenntnis erlangen.
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(4) Zusätzlich zu der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten kontinuierlichen Überwachung überprüfen die 
Verpflichteten regelmäßig, ob die in Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe d genannten Bedingungen erfüllt sind. Die Häufigkeit 
dieser Überprüfung muss der Exponiertheit des Verpflichteten und der Geschäftsbeziehung gegenüber Risiken einer 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen angemessen sein.

Bei Kredit- und Finanzinstituten wird die Überprüfung nach Unterabsatz 1 auch bei jeder neuen Benennung im 
Zusammenhang mit gezielten finanziellen Sanktionen durchgeführt.

Die Anforderungen dieses Absatzes ersetzen weder die Pflicht, gezielte finanzielle Sanktionen anzuwenden, noch strengere 
Anforderungen gemäß anderen Rechtsakten der Union oder gemäß nationalem Recht für die Überprüfung des 
Kundenstamms anhand von Listen gezielter finanzieller Sanktionen.

(5) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2026 Leitlinien für die kontinuierliche Überwachung einer Geschäftsbeziehung und 
die Überwachung der im Kontext dieser Beziehung durchgeführten Transaktionen aus.

Artikel 27

Befristete Maßnahmen für Kunden, die finanziellen Sanktionen der Vereinten Nationen unterliegen

(1) In Bezug auf Kunden, die finanziellen Sanktionen der Vereinten Nationen unterliegen oder die von natürlichen oder 
juristischen Personen oder Organisationen kontrolliert werden, die finanziellen Sanktionen der Vereinten Nationen 
unterliegen, oder bei denen natürliche oder juristische Personen oder Organisationen, die finanziellen Sanktionen der 
Vereinten Nationen unterliegen, einzeln oder kollektiv mehr als 50 % der Eigentumsrechte oder der Mehrheitsbeteiligung 
haben, führen die Verpflichteten Aufzeichnungen über

a) die Gelder oder andere Vermögenswerte, die sie zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der finanziellen Sanktionen der 
Vereinten Nationen für den Kunden verwalten,

b) die vom Kunden versuchten Transaktionen,

c) die für den Kunden durchgeführten Transaktionen.

(2) Die Verpflichteten wenden diesen Artikel zwischen dem Zeitpunkt der Veröffentlichung der finanziellen Sanktionen 
der Vereinten Nationen und dem Zeitpunkt der Anwendung der entsprechenden gezielten finanziellen Sanktionen in der 
Union an.

Artikel 28

Technische Regulierungsstandards zu den Informationen, die für die Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber 
Kunden en notwendig sind

(1) Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus und legt sie der 
Kommission zur Annahme vor. Darin wird Folgendes festgelegt:

a) die Anforderungen an Verpflichtete nach Artikel 20 und die Informationen, die für die Durchführung einer 
standardmäßigen, einer vereinfachten und einer verstärkten Sorgfaltsprüfung nach den Artikeln 22 und 25 und nach 
Artikel 33 Absatz 1 und Artikel 34 Absatz 4 eingeholt werden müssen, einschließlich der Mindestanforderungen in 
Fällen, in denen das Risiko geringer ist;

b) welche Art von vereinfachten Sorgfaltsmaßnahmen die Verpflichteten nach Artikel 33 Absatz 1 dieser Verordnung in 
Fällen anwenden dürfen, in denen das Risiko geringer ist, einschließlich der Maßnahmen, die unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der von der Kommission nach Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführten Risikobewertung auf 
Unionsebene auf bestimmte Kategorien von Verpflichteten und Produkten oder Dienstleistungen anzuwenden sind;

c) die mit den Merkmalen von E-Geld-Instrumenten verbundenen Risikofaktoren, die Aufseher bei der Festlegung des 
Umfangs der Ausnahme nach Artikel 19 Absatz 7 berücksichtigen sollten;

d) für die Zwecke von Artikel 22 Absätze 6 und 7 die verlässlichen und unabhängigen Informationsquellen, auf die für die 
Überprüfung der Identifikationsdaten natürlicher oder juristischer Personen zurückgegriffen werden darf;

e) die Liste der Attribute, die die in Artikel 22 Absatz 6 Buchstabe b genannten elektronischen Identifikationsmittel und 
einschlägigen qualifizierten Vertrauensdienste aufweisen müssen, damit die in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a und b 
genannten Anforderungen bei standardmäßiger, vereinfachter und verstärkter Sorgfaltsprüfung erfüllt sind.

(2) Die in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Anforderungen und Maßnahmen stützen sich auf folgende Kriterien:
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a) das mit der erbrachten Leistung verbundene Risiko,

b) die mit Kundenkategorien verbundenen Risiken;

c) die Art, den Betrag und die Häufigkeit der Transaktion;

d) die Kanäle, die für die Geschäftsbeziehung oder die gelegentliche Transaktion genutzt werden.

(3) Um u. a. der Innovation und technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen, überprüft die AMLA die 
technischen Regulierungsstandards regelmäßig, arbeitet erforderlichenfalls einen Entwurf zu deren Aktualisierung aus und 
legt ihn der Kommission vor.

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in den Absätzen 1 und 3 des 
vorliegenden Artikels genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 49 bis 52 der Verordnung (EU) 
2024/1620 zu ergänzen.

ABSCHNITT 2

Strategien gegenüber Drittländern sowie Bedrohungen durch Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung von außerhalb 
der Union

Artikel 29

Ermittlung der Drittländer, deren nationale Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinan-
zierung signifikante strategische Mängel aufweisen

(1) Drittländer, deren nationale Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung e signifikante 
strategische Mängel aufweisen, werden von der Kommission ermittelt und als „Drittländer mit hohem Risiko“ eingestuft.

(2) Zur Ermittlung der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Drittländer wird der Kommission die Befugnis übertragen, 
gemäß Artikel 85 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, wenn

a) beim rechtlichen und institutionellen Rahmen des Drittlands zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung oder bei seinem System zur Bewertung und Minderung von Risiken einer Nichtumsetzung oder Umgehung 
finanzieller Sanktionen der Vereinten Nationen im Zusammenhang mit der Proliferationsfinanzierung signifikante 
strategische Mängel festgestellt wurden;

b) bei der Wirksamkeit des Systems zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung des Drittlands beim 
Vorgehen gegen die Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung signifikante strategische Mängel 
festgestellt wurden;

c) die gemäß den Buchstaben a und b festgestellten signifikanten strategischen Mängel von Dauer sind und keinerlei 
Maßnahmen zu ihrer Minderung getroffen wurden oder werden.

Hat die Kommission festgestellt, dass die unter Unterabsatz 1 Buchstabe a, b oder c genannten Kriterien erfüllt sind, werden 
diese delegierten Rechtsakte binnen 20 Kalendertagen erlassen.

(3) Für die Zwecke des Absatzes 2 berücksichtigt die Kommission Aufrufe von internationalen Organisationen und 
Standardsetzern mit Kompetenzen für die Geldwäscheprävention und die Bekämpfung von Terrorismusfinanzierung zur 
Anwendung verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen und zusätzlicher Risikominderungsmaßnahmen (im Folgenden „Gegen-
maßnahmen“) sowie von diesen erstellte einschlägige Evaluierungen, Bewertungen, Berichte oder öffentliche Erklärungen.

(4) Wird gemäß den in Absatz 2 genannten Kriterien ein Drittland ermittelt, wenden die Verpflichteten bei 
Geschäftsbeziehungen oder gelegentlichen Transaktionen mit natürlichen oder juristischen Personen aus diesem Drittland 
die in Artikel 34 Absatz 4 genannten verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen an.

(5) In dem in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakt werden aus den in Artikel 35 aufgeführten Gegenmaßnahmen 
die spezifischen Gegenmaßnahmen ermittelt, die die von ein jedem Drittland ausgehenden spezifischen Risiken mindern.

(6) Stellt ein Mitgliedstaat ein von einem Drittland ausgehendes spezifisches Risiko der Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung fest, das die Kommission gemäß den in Absatz 2 genannten Kriterien ermittelt hat und dem 
mit den in Absatz 5 genannten Gegenmaßnahmen nicht begegnet werden kann, so kann er von Verpflichteten mit Sitz in 
seinem Hoheitsgebiet verlangen, spezifische zusätzliche Gegenmaßnahmen zu ergreifen, um die von diesem Drittland 
ausgehenden spezifischen Risiken zu mindern. Das ermittelte Risiko und die entsprechenden Gegenmaßnahmen werden der 
Kommission innerhalb von fünf Tagen nach Anwendung der Gegenmaßnahmen mitgeteilt.
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(7) Um zu gewährleisten, dass die nach Absatz 5 ermittelten spezifischen Gegenmaßnahmen den Änderungen am 
Rahmen des Drittlands zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Rechnung tragen und mit Blick auf 
die Risiken verhältnismäßig und angemessen sind, überprüft die Kommission die in Absatz 2 genannten delegierten 
Rechtsakte regelmäßig.

Nach Eingang einer Mitteilung gemäß Absatz 6 bewertet die Kommission die eingegangenen Informationen, um eine 
Aussage treffen zu können, ob diese landesspezifischen Risiken die Integrität des Binnenmarkts der Union beeinträchtigen. 
Soweit erforderlich überprüft die Kommission die in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakte, indem sie die zur 
Minderung dieser zusätzlichen Risiken erforderlichen Gegenmaßnahmen hinzufügt. Ist die Kommission der Auffassung, 
dass die von einem Mitgliedstaat gemäß Absatz 6 angewandten spezifischen zusätzlichen Maßnahmen nicht erforderlich 
sind, um spezifische Risiken, die von diesem Drittland ausgehen, zu mindern, so kann sie im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts beschließen, dass der Mitgliedstaat die spezifische zusätzliche Gegenmaßnahme beendet.

Artikel 30

Ermittlung der Drittländer, die Mängel bei der Einhaltung ihrer nationalen Systeme zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung aufweisen

(1) Drittländer, die Mängel bei der Einhaltung ihrer nationalen Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung aufweisen, werden von der Kommission ermittelt.

(2) Zur Ermittlung der in Absatz 1 genannten Drittländer wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß 
Artikel 85 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, wenn

a) bei der Einhaltung des rechtlichen und institutionellen Rahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung des Drittlands Mängel festgestellt wurden;

b) bei der Wirksamkeit des Systems zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung des Drittlands beim 
Vorgehen gegen die Risiken der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung oder bei seinem System zur Bewertung 
und Minderung von Risiken einer Nichtumsetzung oder Umgehung finanzieller Sanktionen der Vereinten Nationen im 
Zusammenhang mit der Proliferationsfinanzierung Mängel festgestellt wurden.

Diese delegierten Rechtsakte werden binnen 20 Kalendertagen nachdem die Kommission festgestellt hat, dass die in 
Unterabsatz 1 Buchstabe a oder b genannten Kriterien erfüllt sind, erlassen.

(3) Bei der Ausarbeitung der in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakte berücksichtigt die Kommission als Grundlage 
für ihre Bewertung Informationen über Länder, die unter verstärkter Überwachung von internationalen Organisationen und 
Standardsetzern mit Kompetenzen für die Geldwäscheprävention und die Bekämpfung von Terrorismusfinanzierung 
stehen, sowie von diesen erstellte einschlägige Evaluierungen, Bewertungen, Berichte oder öffentliche Erklärungen.

(4) In dem in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakt werden aus den in Artikel 34 Absatz 4 aufgeführten verstärkten 
Sorgfaltsmaßnahmen die spezifischen Maßnahmen ermittelt, die die Verpflichteten anwenden müssen, um die mit 
Geschäftsbeziehungen oder gelegentlichen Transaktionen mit natürlichen oder juristischen Personen aus diesem Drittland 
verbundenen Risiken zu mindern.

(5) Um zu gewährleisten, dass die nach Absatz 4 ermittelten spezifischen verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen den 
Änderungen am Rahmen des Drittlands zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Rechnung tragen 
und mit Blick auf die Risiken verhältnismäßig und angemessen sind, überprüft die Kommission die in Absatz 2 genannten 
delegierten Rechtsakte regelmäßig.

Artikel 31

Ermittlung der Drittländer, von denen eine spezifische und ernsthafte Bedrohung für das Finanzsystem der Union 
ausgeht

(1) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, zur Ergänzung dieser Verordnung gemäß Artikel 85 delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, in denen Drittländer ermittelt werden, bei denen sie es in Ausnahmefällen für unabdingbar hält, eine 
von diesen Drittländern ausgehende spezifische und ernsthafte Bedrohung für das Finanzsystem der Union und das 
ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts einzudämmen, wenn diese Bedrohung nicht gemäß den Artikeln 29 
und 30 gemindert werden kann.

(2) Bei der Ausarbeitung der in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte berücksichtigt die Kommission insbesondere 
Folgendes:

a) den rechtlichen und institutionellen Rahmen des Drittlands zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung, insbesondere
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i) die Einstufung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung als Straftatbestand,

ii) die Maßnahmen, die mit der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden zusammenhängen,

iii) die Anforderungen an die Führung von Aufzeichnungen,

iv) die Pflicht, verdächtige Transaktionen zu melden,

v) die Verfügbarkeit zutreffender und aktueller Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer von juristischen Personen 
und Rechtsvereinbarungen für die zuständigen Behörden;

b) die Befugnisse und Verfahren der zuständigen Behörden des Drittlands für die Zwecke der Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung, einschließlich angemessen wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen, 
sowie die Praxis des Drittlandes bezüglich der Zusammenarbeit und des Austauschs von Informationen mit den 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten;

c) die Wirksamkeit des Systems zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung des Drittlands beim 
Vorgehen gegen die Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung.

(3) Um den Grad der in Absatz 1 genannten Bedrohung zu bestimmen, kann die Kommission die AMLA um eine 
Stellungnahme mit einer Einschätzung im Hinblick darauf ersuchen, wie sich die von einem Drittland ausgehende 
Bedrohung auf die Integrität des Finanzsystems der Union auswirkt.

(4) Stellt die AMLA fest, dass ein anderes Drittland als diejenigen Drittländer, die gemäß den Artikeln 29 und 30 
ermittelt wurden, eine spezifische und ernsthafte Bedrohung für das Finanzsystem der Union darstellt, so kann sie eine 
Stellungnahme an die Kommission richten, in der sie darlegt, welche Bedrohung sie festgestellt hat und warum sie der 
Auffassung ist, dass die Kommission das Drittland gemäß Absatz 1 ermitteln sollte.

Beschließt die Kommission, das in Unterabsatz 1 genannte Drittland nicht zu ermitteln, so legt sie der AMLA diesbezüglich 
eine Begründung vor.

(5) Bei der Ausarbeitung der in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte berücksichtigt die Kommission insbesondere 
einschlägige Evaluierungen, Bewertungen oder Berichte von internationalen Organisationen und Standardsetzern mit 
Kompetenzen für die Geldwäscheprävention und die Bekämpfung von Terrorismusfinanzierung.

(6) Stellt die ermittelte, von dem betreffenden Drittland ausgehende spezifische und ernsthafte Bedrohung einen 
signifikanten strategischen Mangel dar, ist Artikel 29 Absatz 4 anzuwenden und sind in dem in Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels genannten delegierten Rechtsakt spezifische Gegenmaßnahmen nach Artikel 29 Absatz 5 anzuführen.

(7) Stellt die ermittelte, von dem betreffenden Drittland ausgehende spezifische und ernsthafte Bedrohung einen Mangel 
bei der Einhaltung dar, sind in dem in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakt spezifische verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen 
nach Artikel 34 Absatz 4 anzuführen, die die Verpflichteten anwenden müssen, um die mit Geschäftsbeziehungen oder 
gelegentlichen Transaktionen mit natürlichen oder juristischen Personen aus diesem Drittland verbundenen Risiken zu 
mindern.

(8) Die Kommission überprüft die in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakte regelmäßig, um zu gewährleisten, dass 
die in Absatz 6 genannten Gegenmaßnahmen und die in Absatz 7 genannten verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen den 
Änderungen am Rahmen des Drittlands zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Rechnung tragen 
und mit Blick auf die Risiken verhältnismäßig und angemessen sind.

(9) Der Kommission kann im Wege eines Durchführungsrechtsakts die Methode zur Ermittlung von Drittländern gemäß 
diesem Artikel annehmen. In diesem Durchführungsrechtsakt wird insbesondere Folgendes festgelegt:

a) die Art und Weise, wie die in Absatz 2 genannten Kriterien bewertet werden;

b) das Verfahren für die Interaktion mit dem Drittland, das Gegenstand einer Bewertung ist;

c) das Verfahren für die Beteiligung der Mitgliedstaaten und der AMLA an der Ermittlung von Drittländern, von denen eine 
spezifische und ernsthafte Bedrohung für das Finanzsystem der Union ausgeht.

Der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 86 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.
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Artikel 32

Leitlinien zu Risiken, Trends und Methoden bei Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

(1) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien aus, aus denen hervorgeht, mit welchen Risiken, Trends und 
Methoden bei Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Verpflichtete im Zusammenhang mit geografischen Gebieten 
außerhalb der Union konfrontiert sind. Dabei trägt die AMLA insbesondere den in Anhang III aufgeführten Risikofaktoren 
Rechnung. Für Fälle, in denen ein erhöhtes Risiko festgestellt wird, umfassen die Leitlinien verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen, 
die die Verpflichteten zur Minderung dieser Risiken in Betracht ziehen müssen.

(2) Die AMLA überarbeitet die in Absatz 1 genannten Leitlinien mindestens alle zwei Jahre.

(3) Bei der Ausgabe und Überprüfung der in Absatz 1 genannten Leitlinien berücksichtigt die AMLA Evaluierungen, 
Bewertungen oder Berichte von Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, von internationalen 
Organisationen und Standardsetzern mit Kompetenzen für die Geldwäscheprävention und die Bekämpfung von 
Terrorismusfinanzierung.

ABSCHNITT 3

Vereinfachte Sorgfaltsprüfung

Artikel 33

Vereinfachte Sorgfaltsmaßnahmen

(1) Ist die Geschäftsbeziehung oder Transaktion unter Berücksichtigung der in den Anhängen II und III festgelegten 
Risikofaktoren mit einem geringen Risiko verbunden, können die Verpflichteten die nachstehend genannten vereinfachten 
Sorgfaltsmaßnahmen anwenden:

a) Überprüfung der Identität des Kunden und des wirtschaftlichen Eigentümers nachdem die Geschäftsbeziehung 
begründet wurde, sofern das ermittelte geringere Risiko einen solchen Aufschub rechtfertigt; sie müssen dies aber 
spätestens 60 Tage nach Begründung der Geschäftsbeziehung getan haben;

b) Vergrößerung der Abstände, in denen die Kundenidentität erneut zu überprüfen ist;

c) Verringerung der Menge der Informationen, die zur Feststellung des Zwecks und der angestrebten Art der 
Geschäftsbeziehung oder gelegentlichen Transaktion eingeholt werden, oder deren Ableitung von der Art der 
Transaktionen oder begründeten Geschäftsbeziehungen;

d) Vergrößerung der Abstände, in denen die Transaktionen des Kunden überprüft werden, oder Verringerung des Umfangs 
dieser Überprüfungen;

e) Anwendung jeder anderen von der AMLA nach Artikel 28 ermittelten einschlägigen vereinfachten Sorgfaltsmaßnahme.

Die in Unterabsatz 1 genannten Maßnahmen müssen mit Blick auf die Art und den Umfang der Geschäftstätigkeit und die 
spezifischen Elemente, die zu der niedrigeren Risikoeinstufung geführt haben, verhältnismäßig sein. Allerdings überwachen 
die Verpflichteten die Transaktionen und die Geschäftsbeziehung in ausreichendem Umfang, um die Aufdeckung 
ungewöhnlicher oder verdächtiger Transaktionen zu ermöglichen.

(2) Die Verpflichteten stellen sicher, dass die nach Artikel 9 eingerichteten internen Verfahren die speziellen Maßnahmen 
für eine vereinfachte Überprüfung enthalten, die bei den verschiedenen Arten von Kunden mit geringerem Risiko 
einzuleiten sind. Wenn Verpflichtete beschließen, zusätzliche Faktoren für eine geringeres Risiko zu berücksichtigen, 
müssen sie diese Entscheidung dokumentieren.

(3) Zwecks Anwendung der in Absatz 1 Buchstabe a genannten vereinfachten Sorgfaltsmaßnahmen legen die 
Verpflichteten Risikomanagementverfahren für die Voraussetzungen fest, unter denen sie Leistungen für einen Kunden 
erbringen oder Transaktionen für diesen durchführen können, bevor die Überprüfung stattgefunden hat, wozu u. a. eine 
Begrenzung der Höhe, der Anzahl oder der Arten der möglichen Transaktionen oder die Überwachung der Transaktionen 
mit dem Ziel zählt, sicherzustellen, dass diese den erwarteten Normen für die betreffende Geschäftsbeziehung entsprechen.

(4) Die Verpflichteten vergewissern sich regelmäßig, dass die Voraussetzungen für die Anwendung der vereinfachten 
Sorgfaltsmaßnahmen weiterhin gegeben sind. Die Häufigkeit solcher Überprüfungen muss der Art und dem Umfang des 
Geschäfts und den mit der spezifischen Beziehung verbundenen Risiken angemessen sein.

(5) Von vereinfachten Sorgfaltsmaßnahmen sehen die Verpflichteten immer dann ab, wenn
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a) sie Zweifel an der Richtigkeit der vom Kunden oder wirtschaftlichen Eigentümer auf der Stufe der Identifizierung 
gelieferten Angaben haben oder sie bei diesen Angaben Unstimmigkeiten entdecken;

b) die Faktoren, die auf ein geringeres Risiko schließen lassen, nicht mehr gegeben sind;

c) die Überwachung der Transaktionen des Kunden und die im Zusammenhang mit der Geschäftsbeziehung eingeholten 
Informationen das Szenario eines geringeren Risikos ausschließen;

d) ein Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung besteht;

e) ein Verdacht besteht, dass der Kunde oder die im Namen des Kunden handelnde Person versucht, gezielte finanzielle 
Sanktionen zu umgehen oder sich diesen zu entziehen.

ABSCHNITT 4

Verstärkte Sorgfaltsprüfung

Artikel 34

Anwendungskreis verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen

(1) Zur angemessenen Steuerung und Minderung erhöhter Risiken wenden die Verpflichteten in den in den Artikeln 29, 
30, 31 und 36 bis 46 genannten Fällen sowie in anderen Fällen mit erhöhtem Risiko, die sie gemäß Artikel 20 Absatz 2 
Unterabsatz 2 ermittelt haben, verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen an.

(2) Die Verpflichteten überprüfen Herkunft und Bestimmung der betreffenden Gelder sowie den Zweck aller 
Transaktionen, die zumindest eine der folgenden Voraussetzungen erfüllen:

a) Die Transaktion ist komplex;

b) die Transaktion ist ungewöhnlich hoch;

c) die Transaktion folgt einem ungewöhnlichen Muster;

d) die Transaktion hat keinen offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck.

(3) Wenn Verpflichtete die Risiken von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung einer Geschäftsbeziehung oder 
gelegentlichen Transaktion bewerten, berücksichtigen sie außer in den unter Abschnitt 2 dieses Kapitels fallenden Fällen 
zumindest die in Anhang III dargelegten Faktoren für ein potenziell erhöhtes Risiko und die von der AMLA nach Artikel 32 
erlassenen Leitlinien sowie alle anderen Indikatoren für ein erhöhtes Risiko, wie die von der zentralen Meldestelle 
herausgegebenen Mitteilungen und Erkenntnisse der unternehmensweiten Risikobewertung gemäß Artikel 10.

(4) Außer in den unter Abschnitt 2 dieses Kapitels fallenden Fällen wenden die Verpflichteten in Fällen mit erhöhtem 
Risiko gemäß Absatz 1 dieses Artikels verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen an, die in Bezug auf die ermittelten erhöhten Risiken 
verhältnismäßig sind und folgende Maßnahmen umfassen können:

a) Einholung zusätzlicher Informationen über den Kunden und die wirtschaftlichen Eigentümer;

b) Einholung zusätzlicher Informationen über die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung;

c) Einholung zusätzlicher Informationen über die Herkunft der Gelder und die Herkunft des Vermögens des Kunden und 
der wirtschaftlichen Eigentümer;

d) Einholung von Informationen über die Gründe für die geplanten oder durchgeführten Transaktionen und deren 
Vereinbarkeit mit der Geschäftsbeziehung;

e) Einholung des Einverständnisses der Führungsebene zur Begründung oder Fortführung der Geschäftsbeziehung;

f) Durchführung verstärkter Überwachung der Geschäftsbeziehung, indem sie die Anzahl und Häufigkeit der Kontrollen 
erhöhen und Transaktionsmuster bestimmen, die einer weiteren Prüfung bedürfen;

g) Aufstellung der Bedingung, dass die erste Zahlung über ein auf den Namen des Kunden lautendes Konto bei einem 
Kreditinstitut erfolgt, das keinen weniger strikten Standards bei der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden unterliegt als in 
dieser Verordnung festgelegt.
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(5) Umfasst eine Geschäftsbeziehung, bei der ein erhöhtes Risiko ermittelt wurde, die Verwaltung von Vermögenswerten 
im Wert von mindestens 5 000 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung oder in einer Fremdwährung durch 
personalisierte Dienstleistungen für einen Kunden, der über Vermögenswerte im Gesamtwert von mindestens 
50 000 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung oder in einer Fremdwährung in Form von Finanz-, Anlage- 
oder Immobilienwerten oder einer Kombination davon mit Ausnahme seines privaten Wohnsitzes verfügt, so wenden 
Kredit- und Finanzinstitute sowie Dienstleister für Trusts oder Gesellschaften zusätzlich zur Anwendung jeglicher 
verstärkter Sorgfaltsmaßnahme gemäß Artikel 4 die folgenden verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen an:

a) spezifische Maßnahmen, einschließlich Verfahren zur Minderung der mit personalisierten Dienstleistungen und 
Produkten, die diesem Kunden angeboten werden, verbundenen Risiken;

b) Einholung zusätzlicher Informationen über die Herkunft der Gelder des Kunden;

c) Vermeidung und Bewältigung von Interessenkonflikten zwischen dem Kunden und höheren Führungskräften oder 
Mitarbeitern des Verpflichteten, die Aufgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung der Anforderungen durch diesen 
Verpflichteten in Bezug auf diesen Kunden wahrnehmen.

Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien zu den Maßnahmen aus, die von Kredit- und Finanzinstituten sowie von 
Dienstleistern für Trusts oder Gesellschaften zu ergreifen sind, um festzustellen, ob ein Kunde über Vermögenswerte im 
Gesamtwert von mindestens 50 000 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung oder in einer Fremdwährung in 
Form von Finanz-, Anlage- oder Immobilienwerten verfügt und wie dieser Wert bestimmt werden kann.

(6) Wenn Mitgliedstaaten nach Artikel 8 der Richtlinie (EU) 2024/1640 Fälle mit erhöhtem Risiko, auch als Ergebnis der 
von den Mitgliedstaaten vorgenommenen sektorspezifischen Risikobewertungen, ermitteln, können sie von den 
Verpflichteten außer in den von Abschnitt 2 dieses Kapitels abgedeckten Fällen verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen verlangen 
und diese Maßnahmen gegebenenfalls präzisieren. Erlegen die Mitgliedstaaten den in ihrem Gebiet niedergelassenen 
Verpflichteten verstärkte Sorgfaltspflichten auf, setzen sie die Kommission und die AMLA binnen eines Monats nach der 
Einführung dieser verstärkten Anforderungen an die Sorgfaltsprüfung über die Entscheidung zu deren Einführung in 
Kenntnis und fügen eine Begründung bei, aus der hervorgeht, welche Risiken für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
zu dieser Entscheidung geführt haben.

Wenn die von den Mitgliedstaaten nach Unterabsatz 1 ermittelten Risiken von außerhalb der Union stammen und das 
Finanzsystem der EU beeinträchtigen können, zieht die AMLA auf Ersuchen der Kommission oder aus eigener Initiative eine 
Aktualisierung der nach Artikel 32 herausgegebenen Leitlinien in Betracht.

(7) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 85 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser 
Verordnung zu erlassen, wenn sie zusätzliche Fälle mit erhöhtem Risiko gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels, die sich 
auf die Union als Ganzes auswirken, und verstärkte Sorgfaltspflichten ermittelt, die Verpflichtete in diesen Fällen unter 
Berücksichtigung der Mitteilungen der Mitgliedstaaten gemäß Absatz 6 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels anwenden 
müssen.

(8) Verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen gelten nicht automatisch auch für Zweigniederlassungen oder Tochterunternehmen 
von Verpflichteten mit Sitz in der Union, die in den in den Artikeln 29, 30 und 31 genannten Drittländern niedergelassen 
sind, wenn sich diese Zweigniederlassungen oder Tochterunternehmen uneingeschränkt an die gruppenweit 
anzuwendenden Strategien, Verfahren und Kontrollen gemäß Artikel 17 halten.

Artikel 35

Gegenmaßnahmen zur Minderung von Bedrohungen durch Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung von 
außerhalb der Union

Für die Zwecke der Artikel 29 und 31 kann die Kommission aus folgenden Gegenmaßnahmen wählen:

a) Gegenmaßnahmen, die die Verpflichteten auf natürliche und juristische Personen anwenden müssen, wenn diese mit 
Drittländern mit hohem Risiko sowie gegebenenfalls mit anderen Ländern, die eine Bedrohung für das Finanzsystem der 
Union darstellen, in Verbindung stehen; diese Gegenmaßnahmen bestehen aus:

i) der Anwendung zusätzlicher Elemente einer verstärkten Sorgfaltsprüfung;

ii) der Einführung verstärkter einschlägiger Meldemechanismen oder einer systematischen Meldepflicht für 
Finanztransaktionen;

iii) der Beschränkung der Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen mit natürlichen oder juristischen Personen aus 
diesen Drittländern;
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b) Gegenmaßnahmen, die die Mitgliedstaaten in Bezug auf Drittländer mit hohem Risiko sowie gegebenenfalls in Bezug auf 
andere Länder, die eine Bedrohung für das Finanzsystem der Union darstellen, anwenden müssen; diese 
Gegenmaßnahmen bestehen aus:

i) der Verwehrung der Gründung von Tochterunternehmen, Zweigniederlassungen oder Repräsentanzbüros von 
Verpflichteten aus dem betreffenden Land oder einer anderweitigen Berücksichtigung der Tatsache, dass der fragliche 
Verpflichtete aus einem Drittland stammt, das über keine angemessenen Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung verfügt;

ii) dem für Verpflichtete geltenden Verbot der Gründung von Zweigniederlassungen oder Repräsentanzbüros in dem 
betreffenden Drittland oder einer anderweitigen Berücksichtigung der Tatsache, dass sich die betreffende 
Zweigniederlassung beziehungsweise das betreffende Repräsentanzbüro in einem Drittland befände, das über keine 
angemessenen Systeme zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verfügt;

iii) der Verschärfung der aufsichtlichen Prüfung oder der Anforderungen bezüglich des externen Audits für 
Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen von Verpflichteten in dem betreffenden Drittland;

iv) der Verschärfung der Anforderungen bezüglich des externen Audits für Finanzgruppen im Hinblick auf alle ihre 
Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in dem betreffenden Drittland;

v) der Verpflichtung von Kredit- und Finanzinstituten, Korrespondenzbankbeziehungen zu Respondenzinstituten in 
dem betreffenden Drittland zu überprüfen und zu ändern oder erforderlichenfalls zu beenden.

Artikel 36

Spezifische verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen

Bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen — auch solchen, die für die Zwecke von Wertpapiertrans-
aktionen oder Geldtransfers begründet wurden –, bei denen Zahlungen mit einem Respondenzinstitut in einem Drittland 
ausgeführt werden, müssen die Kredit- und Finanzinstitute zusätzlich zu den in Artikel 20 festgelegten Sorgfaltsmaßnah-
men gegenüber Kunden bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung

a) ausreichende Informationen über das Respondenzinstitut einholen, um die Art seiner Geschäftstätigkeit in vollem 
Umfang verstehen und auf der Grundlage öffentlich verfügbarer Informationen seinen Ruf und die Qualität der 
Beaufsichtigung bewerten zu können,

b) die vom Respondenzinstitut vorgenommenen Kontrollen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-
rung bewerten,

c) vor Begründung neuer Korrespondenzbankbeziehungen das Einverständnis ihrer Führungsebene einholen,

d) die jeweiligen Verantwortlichkeiten eines jeden Instituts dokumentieren,

e) sich im Fall von Durchlaufkonten („payable-through accounts“) vergewissern, dass das Respondenzinstitut die Identität 
der Kunden, die direkten Zugang zu den Konten des Korrespondenzinstituts haben, überprüft hat und in Bezug auf diese 
Kunden kontinuierlich Sorgfaltspflichten erfüllt hat und dass es in der Lage ist, dem Korrespondenzinstitut auf dessen 
Ersuchen entsprechende Daten in Bezug auf diese Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden vorzulegen.

Wenn Kredit- und Finanzinstitute beschließen, grenzüberschreitende Korrespondenzbankbeziehungen mit Rücksicht auf 
ihre Strategien zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu beenden, so dokumentieren sie diese 
Entscheidung.

Artikel 37

Spezifische verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen bei 
grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen

(1) Abweichend von Artikel 36 sind Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in Bezug auf grenzüberschreitende 
Korrespondenzbankbeziehungen, in deren Rahmen Krypto-Dienstleistungen mit einer Respondenzeinrichtung ausgeführt 
werden, die nicht in der Union ansässig ist und ähnliche Dienstleistungen erbringt, einschließlich Kryptowertetransfers, bei 
Aufnahme einer Geschäftsbeziehung mit einer solchen Einrichtung zusätzlich zu den in Artikel 20 festgelegten 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden dazu verpflichtet,

a) festzustellen, ob die Respondenzeinrichtung zugelassen oder eingetragen ist,
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b) ausreichende Informationen über die Respondenzeinrichtung einzuholen, um die Art ihrer Geschäftstätigkeit in vollem 
Umfang verstehen und auf der Grundlage öffentlich verfügbarer Informationen ihren Ruf und die Qualität der 
Beaufsichtigung bewerten zu können,

c) die Kontrollen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung der Respondenzeinrichtung zu bewerten,

d) vor Begründung der neuen Korrespondenzbankbeziehung das Einverständnis ihrer Führungsebene einzuholen,

e) die jeweiligen Verantwortlichkeiten einer jeden Partei der Korrespondenzbankbeziehung zu dokumentieren,

f) sich im Fall von Kryptowerte-Durchlaufkonten zu vergewissern, dass die Respondenzeinrichtung die Identität der 
Kunden, die direkten Zugang zu den Konten der Korrespondenzeinrichtung haben, überprüft hat und in Bezug auf diese 
Kunden kontinuierliche Sorgfaltspflichten erfüllt hat und dass sie in der Lage ist, der Korrespondenzeinrichtung auf 
deren Ersuchen entsprechende Daten in Bezug auf diese Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden vorzulegen.

Wenn Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beschließen, Korrespondenzbankbeziehungen mit Rücksicht auf ihre 
Strategien zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu beenden, dokumentieren sie diese 
Entscheidung.

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen aktualisieren die Informationen zur Sorgfaltsprüfung bei der Korrespondenz-
bankbeziehung regelmäßig oder bei Auftreten neuer Risiken in Bezug auf die Respondenzeinrichtung.

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen berücksichtigen die gemäß Absatz 1 eingeholten Informationen, um auf 
risikoorientierter Basis die angemessenen verstärkten Maßnahmen festzulegen, die zur Minderung der mit der 
Respondenzeinrichtung verbundenen Risiken erforderlich sind.

(3) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien heraus, in denen die Kriterien und Elemente festgelegt sind, die 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bei der Durchführung der in Absatz 1 genannten Bewertung und der in 
Absatz 2 genannten Risikominderungsmaßnahmen berücksichtigen müssen; dazu gehören auch die Mindestmaßnahmen, 
die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen treffen müssen, wenn sie feststellen, dass die Respondenzeinrichtung nicht 
eingetragen oder zugelassen ist.

Artikel 38

Spezifische Maßnahmen für einzelne Respondenzinstitute aus Drittländern

(1) Kredit- und Finanzinstitute wenden die in Absatz 6 dieses Artikels festgelegten Maßnahmen in Bezug auf 
Respondenzinstitute aus Drittländern an, mit denen sie eine Korrespondenzbankbeziehung gemäß Artikel 36 oder 37 
unterhalten und zu denen die AMLA eine Empfehlung gemäß Absatz 2 dieses Artikels abgibt.

(2) Die AMLA richtet eine Empfehlung an Kredit- und Finanzinstitute, wenn Bedenken bestehen, dass Respondenz-
institute in Drittländern einer der folgenden Situationen unterfallen:

a) Sie verstoßen in schwerwiegender, wiederholter oder systematischer Weise gegen Anforderungen zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung;

b) sie weisen Schwachstellen in ihren internen Strategien, Verfahren und Kontrollen auf, die zu schwerwiegenden, 
wiederholten oder systematischen Verstößen gegen Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung führen dürften;

c) sie verfügen über interne Strategien, Verfahren und Kontrollen, die den Risiken der Geldwäsche, der damit 
zusammenhängenden Vortaten und der Terrorismusfinanzierung, denen sie ausgesetzt sind, nicht angemessen sind.

(3) Die in Absatz 2 genannte Empfehlung wird abgegeben, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Auf der Grundlage der im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeiten verfügbaren Informationen ist eine Finanzaufsichtsbehörde, 
einschließlich der AMLA bei der Wahrnehmung ihrer Aufsichtstätigkeiten, der Auffassung, dass ein Respondenzinstitut 
eines Drittlands einer der in Absatz 2 aufgeführten Situationen unterfällt und sich dies auf die Risikoexposition der 
Korrespondenzbankbeziehung auswirken kann;

b) nach einer Bewertung der Informationen, die der unter Buchstabe a des vorliegenden Absatzes genannten 
Finanzaufsichtsbehörde zur Verfügung stehen, besteht zwischen den Finanzaufsichtsbehörden in der Union 
Einvernehmen darüber, dass das Respondenzinstitut eines Drittlands einer der in Absatz 2 aufgeführten Situationen 
unterfällt und sich dies auf die Risikoexposition der Korrespondenzbankbeziehung auswirken kann.
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(4) Vor Abgabe der in Absatz 2 genannten Empfehlung konsultiert die AMLA den für das Respondenzinstitut 
zuständigen Aufseher des Drittlands und ersucht ihn, seinen eigenen Standpunkt sowie den Standpunkt des 
Respondenzinstituts zur Angemessenheit der Strategien zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, 
Verfahren und Kontrollen sowie der Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden, über die das Respondenzinstitut zur 
Minderung der Risiken der Geldwäsche, der damit zusammenhängenden Vortaten und der Terrorismusfinanzierung verfügt, 
und zu den zu ergreifenden Abhilfemaßnahmen darzulegen. Geht innerhalb von zwei Monaten keine Antwort ein oder geht 
aus der Antwort nicht hervor, dass das Respondenzinstitut eines Drittlands in der Lage ist, zufriedenstellende Strategien, 
Verfahren und Kontrollen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung durchzuführen sowie 
angemessene Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anzuwenden, um die Risiken, denen es ausgesetzt ist und die die 
Korrespondenzbankbeziehung beeinträchtigen können, zu mindern, so leitet die AMLA die Abgabe der Empfehlung ein.

(5) Die AMLA zieht ihre in Absatz 2 genannte Empfehlung zurück, sobald sie der Auffassung ist, dass ein 
Respondenzinstitut eines Drittlands, zu dem sie diese Empfehlung abgegeben hat, die in Absatz 3 aufgeführten 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt.

(6) In Bezug auf in Absatz 1 genannte Respondenzinstitute aus Drittländern, müssen Kredit- und Finanzinstitute

a) davon absehen, neue Geschäftsbeziehungen mit dem Respondenzinstitut eines Drittlands aufzunehmen, es sei denn, sie 
gelangen auf der Grundlage der gemäß Artikel 36 oder 37 eingeholten Informationen zu dem Schluss, dass die auf die 
Geschäftsbeziehung mit dem Respondenzinstitut eines Drittlands angewandten Risikominderungsmaßnahmen und die 
von dem Respondenzinstitut eines Drittlands getroffenen Maßnahmen die mit dieser Geschäftsbeziehung verbundenen 
Risiken von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung angemessen mindern können;

b) für laufende Geschäftsbeziehungen mit dem Respondenzinstitut eines Drittlands

i) die Informationen über das Respondenzinstitut gemäß Artikel 36 oder 37 überprüfen und aktualisieren,

ii) die Geschäftsbeziehung beenden, es sei denn, sie gelangen auf der Grundlage der gemäß Ziffer i eingeholten 
Informationen zu dem Schluss, dass die auf die Geschäftsbeziehung mit dem Respondenzinstitut eines Drittlands 
angewandten Risikominderungsmaßnahmen und die von dem Respondenzinstitut eines Drittlands getroffenen 
Maßnahmen die mit dieser Geschäftsbeziehung verbundenen Risiken von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
angemessen mindern können,

c) das Respondenzinstitut über die Schlussfolgerungen unterrichten, die sie in Bezug auf die Risiken, die mit der 
Korrespondenzbankbeziehung verbunden sind, entsprechend der Empfehlung der AMLA und der gemäß den 
Buchstaben a oder b getroffenen Maßnahmen gezogen haben.

Hat die AMLA eine Empfehlung gemäß Absatz 5 zurückgezogen, so überprüfen die Kredit- und Finanzinstitute ihre 
Bewertung dahingehend, ob das Respondenzinstitut eines Drittlands eine der in Absatz 3 festgelegten Voraussetzungen 
erfüllt

(7) Die Kredit- und Finanzinstitute dokumentieren jede nach diesem Artikel getroffene Entscheidung.

Artikel 39

Verbot von Korrespondenzbankbeziehungen mit Mantelgesellschaften

(1) Kredit- und Finanzinstituten ist die Aufnahme oder Fortführung einer Korrespondenzbankbeziehung mit einer 
Mantelgesellschaft untersagt. Kredit- und Finanzinstitute treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, dass sie keine 
Korrespondenzbankbeziehung mit einem Kredit- oder Finanzinstitut eingehen oder fortführen, von dem bekannt ist, dass es 
die Nutzung seiner Konten durch eine Mantelgesellschaft zulässt.

(2) Zusätzlich zum in Absatz 1 festgelegten Erfordernis stellen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sicher, 
dass ihre Konten nicht von Mantelgesellschaften für die Erbringung von Krypto-Dienstleistungen genutzt werden. Zu 
diesem Zweck müssen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen über interne Strategien, Verfahren und Kontrollen 
verfügen, um jeden Versuch aufzudecken, ihre Konten für die Erbringung unregulierter Krypto-Dienstleistungen zu nutzen.

Artikel 40

Maßnahmen zur Minderung der Risiken im Zusammenhang mit Transaktionen mit einer selbst gehosteten 
Adresse

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ermitteln und bewerten das Risiko von Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung, das mit an eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Kryptowertetransfers 
verbunden ist. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verfügen diesbezüglich über interne Strategien, Verfahren und 
Kontrollen.
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Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen wenden Risikominderungsmaßnahmen an, die den ermittelten Risiken 
angemessen sind. Die Risikominderungsmaßnahmen umfassen mindestens eine der folgenden Maßnahmen:

a) das Ergreifen risikobasierter Maßnahmen zur Ermittlung und Überprüfung der Identität des Originators oder des 
Begünstigten eines an eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Transfers oder des 
wirtschaftlichen Eigentümers eines solchen Originators oder Begünstigten, auch durch Heranziehung Dritter;

b) das Verlangen zusätzlicher Informationen über Herkunft und Bestimmung der Kryptowerte;

c) eine verstärkte dauerhafte Überwachung von Transaktionen mit einer selbst gehosteten Adresse;

d) jede andere Maßnahme, um die Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung sowie das Risiko der 
Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen zu mindern und zu steuern.

(2) Bis zum 10. Juli 2027 gibt die AMLA Leitlinien zur Festlegung der in Absatz 1 genannten Risikominderungs-
maßnahmen aus, einschließlich

a) der Kriterien und Mittel zur Ermittlung und Überprüfung der Identität des Originators oder des Begünstigten eines an 
eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Transfers, auch durch Heranziehung Dritter, unter 
Berücksichtigung der neuesten technologischen Entwicklungen;

b) der Kriterien und Mittel zur Überprüfung, ob sich die selbst gehostete Adresse im Eigentum oder unter der Kontrolle 
eines Kunden befindet.

Artikel 41

Sonderbestimmungen für Antragsteller, die Aufenthaltsrechte im Gegenzug für Investitionen anstreben

Zusätzlich zu den in Artikel 20 festgelegten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden in Bezug auf Kunden, bei denen es 
sich um Drittstaatsangehörige handelt und deren Antragsverfahren auf Aufenthaltsrechte in einem Mitgliedstaat im 
Gegenzug für Investition jeglicher Art, auch gegen Transfers, gegen den Erwerb oder die Anmietung von Immobilien, gegen 
Anlagen in Staatsanleihen, gegen Investitionen in Gesellschaften, gegen eine Schenkung oder eine gemeinnützige Stiftung 
und gegen Beiträge zum Staatshaushalt, läuft, wenden die Verpflichteten mindestens verstärkte Sorgfaltsmaßnahmen gemäß 
Artikel 34 Absatz 4 Buchstaben a, c, e und f an.

Artikel 42

Besondere Bestimmungen für politisch exponierte Personen

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 20 festgelegten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden wenden die Verpflichteten in 
Bezug auf gelegentliche Transaktionen oder Geschäftsbeziehungen mit politisch exponierten Personen die folgenden 
Maßnahmen an:

a) Sie holen das Einverständnis ihrer Führungsebene ein, bevor sie gelegentliche Transaktionen durchführen oder 
Geschäftsbeziehungen mit politisch exponierten Personen eingehen oder fortführen;

b) sie treffen angemessene Maßnahmen, um die Herkunft des Vermögens und der Gelder, die im Rahmen von 
Geschäftsbeziehungen oder gelegentlichen Transaktionen mit politisch exponierten Personen eingesetzt werden, zu 
bestimmen;

c) sie unterziehen diese Geschäftsbeziehungen einer verstärkten fortlaufenden Überwachung.

(2) Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien zu folgenden Punkten aus:

a) den Kriterien für die Identifizierung von bekanntermaßen nahestehenden Personen;

b) der Höhe des Risikos, das mit einer bestimmten Kategorie politisch exponierter Personen, Familienmitglieder oder 
bekanntermaßen nahestehenden Personen verbunden ist, einschließlich Leitlinien dazu, wie solche Risiken für die 
Zwecke des Artikels 45 zu bewerten sind, wenn die Person nicht mehr mit einem wichtigen öffentlichen Amt betraut ist.
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Artikel 43

Liste der wichtigen öffentlichen Ämter

(1) Jeder Mitgliedstaat veröffentlicht eine Liste mit den genauen Funktionen, die gemäß seinen nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften als wichtige öffentliche Ämter im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 34 angesehen werden, 
und hält diese auf neuestem Stand. Die Mitgliedstaaten verlangen von jeder in ihrem Staatsgebiet akkreditierten 
internationalen Organisation, dass sie eine Liste der wichtigen öffentlichen Ämter im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 
Nummer 34 bei dieser internationalen Organisation veröffentlicht und auf neuestem Stand hält. Diese Listen umfassen auch 
alle Funktionen, die Vertretern von Drittländern und von auf Ebene des Mitgliedstaats akkreditierten internationalen 
Einrichtungen übertragen werden können. Die Mitgliedstaaten übermitteln diese Listen sowie jede daran vorgenommene 
Änderung der Kommission und der AMLA.

(2) Der Kommission kann im Wege eines Durchführungsrechtsakts das Format für die Erstellung und Übermittlung der 
Listen der wichtigen öffentlichen Ämter der Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 festlegen. Dieser Durchführungsrechtsakt wird 
gemäß dem in Artikel 86 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen.

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 85 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung von Artikel 2 
Absatz 1 Nummer 34 zu erlassen, wenn sich herausstellt, dass in den von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 
übermittelten Listen gemeinsame zusätzliche Kategorien wichtiger öffentlicher Ämter enthalten sind und diese Kategorien 
wichtiger öffentlicher Ämter für die Union als Ganzes von Bedeutung sind.

Bei der Ausarbeitung delegierter Rechtsakte gemäß Unterabsatz 1 konsultiert die Kommission die AMLA.

(4) Die Kommission erstellt eine Liste der genauen Funktionen, die auf Ebene der Union als wichtige öffentliche Ämter 
gelten, und hält diese auf neuestem Stand. Diese Liste umfasst auch alle Funktionen, die Vertretern von Drittländern und 
von auf Unionsebene akkreditierten internationalen Einrichtungen übertragen werden können.

(5) Die Kommission erstellt auf der Grundlage der in den Absätzen 1 und 4 vorgesehenen Listen eine einzige Liste aller 
wichtigen öffentlichen Ämter im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 34. Diese Liste veröffentlicht die Kommission im 
Amtsblatt der Europäischen Union. Die AMLA stellt diese Liste öffentlich auf ihrer Website zur Verfügung.

Artikel 44

Politisch exponierte Personen, die Begünstigte von Versicherungspolicen sind

Die Verpflichteten treffen angemessene Maßnahmen, um zu bestimmen, ob es sich bei den Begünstigten einer 
Lebensversicherungs- oder anderen Versicherungspolice mit Anlagezweck oder, falls relevant, bei dem wirtschaftlichen 
Eigentümer des Begünstigten um politisch exponierte Personen handelt. Diese Maßnahmen sind spätestens zum Zeitpunkt 
der Auszahlung oder zum Zeitpunkt der vollständigen oder teilweisen Abtretung der Police zu treffen. Falls erhöhte Risiken 
ermittelt wurden, müssen die Verpflichteten zusätzlich zu den in Artikel 20 festgelegten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber 
Kunden

a) ihre Führungsebene vor Auszahlung der Versicherungserlöse unterrichten,

b) die gesamte Geschäftsbeziehung zu dem Versicherungsnehmer einer verstärkten Überprüfung unterziehen.

Artikel 45

Maßnahmen bei Personen, die keine politisch exponierten Personen mehr sind

(1) Ist eine politisch exponierte Person nicht mehr mit einem wichtigen öffentlichen Amt bei der Union, einem 
Mitgliedstaat, einem Drittland oder einer internationalen Organisation betraut, tragen die Verpflichteten dem von dieser 
Person weiterhin ausgehenden Risiko als Ergebnis ihres früheren Amtes Rechnung, wenn sie gemäß Artikel 20 die Risiken 
für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bewerten.

(2) Zur Minderung der mit der politisch exponierten Person verbundenen Risiken wenden die Verpflichteten eine oder 
mehrere der in Artikel 34 Absatz 4 genannten Maßnahmen an, und zwar so lange, bis die in Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels genannten Risiken nicht mehr bestehen, auf jeden Fall aber mindestens zwölf Monate ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Person nicht mehr mit einem wichtigen öffentlichen Amt betraut ist.

(3) Führt ein Verpflichteter eine gelegentliche Transaktion durch oder geht er eine Geschäftsbeziehung mit einer Person 
ein, die in der Vergangenheit mit einem wichtigen öffentlichen Amt bei der Union, einem Mitgliedstaat, einem Drittland 
oder einer internationalen Organisation betraut war, gilt die in Absatz 2 genannte Pflicht entsprechend.
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Artikel 46

Familienmitglieder politisch exponierter Personen und politisch exponierten Personen bekanntermaßen 
nahestehende Personen

Die in den Artikeln 42, 44 und 45 genannten Maßnahmen gelten auch für Familienmitglieder politisch exponierter 
Personen oder für Personen, die politisch exponierten Personen bekanntermaßen nahestehen.

ABSCHNITT 5

Besondere Bestimmungen zur Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden

Artikel 47

Spezifikationen für den Sektor Lebensversicherungen und andere Versicherungen mit Anlagezweck

Für Lebensversicherungen oder andere Versicherungen mit Anlagezweck treffen die Verpflichteten zusätzlich zu den in 
Bezug auf den Kunden und den wirtschaftlichen Eigentümer verlangten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden auch in 
Bezug auf die Begünstigten von Lebensversicherungs- und anderen Versicherungspolicen mit Anlagezweck die nachstehend 
genannten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden, sobald die Begünstigten ermittelt oder bestimmt sind:

a) Bei Begünstigten, die als namentlich genannte Personen oder Rechtsvereinbarungen ermittelt werden, halten sie den 
Namen dieser Person oder Rechtsvereinbarung fest;

b) bei Begünstigten, die nach Merkmalen oder nach Kategorie oder auf andere Weise bestimmt werden, holen sie 
ausreichende Informationen über diese Begünstigten ein, sodass zum Zeitpunkt der Auszahlung die Identität des 
Begünstigten festgestellt werden kann.

Für die Zwecke des Unterabsatzes 1 wird die Identität der Begünstigten sowie gegebenenfalls deren wirtschaftlicher 
Eigentümer zum Zeitpunkt der Auszahlung überprüft. Wird die Lebens- oder andere Versicherung mit Anlagezweck ganz 
oder teilweise an einen Dritten abgetreten, stellen die Verpflichteten, wenn sie über diese Abtretung auf dem Laufenden 
sind, die Identität des wirtschaftlichen Eigentümers zum Zeitpunkt der Abtretung der Ansprüche aus der übertragenen 
Police an die natürliche oder juristische Person oder die Rechtsvereinbarung fest.

ABSCHNITT 6

Inanspruchnahme anderer Verpflichteter zur Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden

Artikel 48

Allgemeine Bestimmungen zur Inanspruchnahme anderer Verpflichteter

(1) Zur Erfüllung der in Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben a, b und c festgelegten Anforderungen an die Sorgfaltsprüfung 
gegenüber Kunden können Verpflichtete andere Verpflichtete in Anspruch nehmen, unabhängig davon, ob diese in einem 
Mitgliedstaat oder in einem Drittland niedergelassen sind, wenn

a) die anderen Verpflichteten die in dieser Verordnung bzw. — wenn sich ihr Wohn- oder Gesellschaftssitz in einem 
Drittland befindet — in einer gleichwertigen Vorschrift festgelegten Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden und die 
Führung von Aufzeichnungen einhalten,

b) die Erfüllung der Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung durch die anderen 
Verpflichteten in einer mit Kapitel IV der Richtlinie (EU) 2024/1640 kohärenten Weise überwacht wird.

Die letztliche Verantwortung für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden verbleibt bei dem Verpflichteten, 
der einen anderen Verpflichteten in Anspruch nimmt.

(2) Wenn sich Verpflichtete dafür entscheiden, andere Verpflichtete in Drittländern in Anspruch zu nehmen, tragen sie 
den in den Anhängen II und III aufgeführten geografischen Risikofaktoren sowie allen von der Kommission, der AMLA oder 
anderen zuständigen Behörden bereitgestellten einschlägigen Informationen oder Leitlinien Rechnung.

(3) Gehören Verpflichtete einer Gruppe an, kann die Erfüllung der in diesem Artikel und in Artikel 49 festgelegten 
Anforderungen durch gruppenweit geltende Strategien, Verfahren und Kontrollen sichergestellt werden, wenn dabei alle 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:
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a) Der Verpflichtete stützt sich auf Informationen, die ausschließlich von einem derselben Gruppe angehörenden 
Verpflichteten geliefert werden;

b) die Strategien und Verfahren zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, die Sorgfaltsmaßnahmen 
gegenüber Kunden und die Regeln bezüglich der Führung von Aufzeichnungen stehen voll und ganz mit dieser 
Verordnung oder mit gleichwertigen Vorschriften in Drittländern in Einklang;

c) die wirksame Umsetzung der unter Buchstabe b dieses Absatzes genannten Anforderungen wird auf Gruppenebene von 
der Aufsichtsbehörde des Herkunftsmitgliedstaats gemäß Kapitel IV der Richtlinie (EU) 2024/1640 oder von dem 
Drittland in Einklang mit den Vorschriften dieses Drittlands beaufsichtigt.

(4) Verpflichtete dürfen keine Verpflichteten mit Sitz in einem gemäß Abschnitt 2 ermittelten Drittland in Anspruch 
nehmen. Verfügen Verpflichtete mit Sitz in der Union allerdings über Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in 
einem solchen Drittland, dürfen sie diese Zweigniederlassungen und Tochterunternehmen in Anspruch nehmen, wenn alle 
in Absatz 3 festgelegten Voraussetzungen erfüllt sind.

Artikel 49

Vorgehensweise bei Inanspruchnahme eines anderen Verpflichteten

(1) Verpflichtete holen von dem in Anspruch genommenen Verpflichteten alle zur Erfüllung der in Artikel 20 Absatz 1 
Buchstaben a, b und c festgelegten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden und für das neue Geschäft erforderlichen 
Informationen ein.

(2) Bei Inanspruchnahme eines anderen Verpflichteten unternehmen Verpflichtete alle notwendigen Schritte, um 
sicherzustellen, dass der in Anspruch genommene Verpflichtete auf Verlangen alles Folgende vorlegt:

a) Kopien der zur Kundenidentifizierung eingeholten Informationen,

b) sämtliche Belege oder vertrauenswürdige Informationsquellen, die zur Überprüfung der Identität des Kunden sowie 
gegebenenfalls des wirtschaftlichen Eigentümers des Kunden oder der Personen, in deren Namen der Kunde handelt, 
herangezogen wurden, einschließlich Daten, die über die in der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 genannten 
elektronischen Identifikationsmittel und einschlägigen Vertrauensdienste erlangt wurden, und

c) alle Informationen, die bezüglich des Zwecks und der angestrebten Art der Geschäftsbeziehung eingeholt wurden.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen sind von dem in Anspruch genommenen Verpflichteten 
umgehend, auf jeden Fall aber binnen fünf Arbeitstagen zu liefern.

(4) Die Bedingungen für die Übermittlung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen und Unterlagen 
werden in einer schriftlichen Vereinbarung zwischen den Verpflichteten niedergelegt.

(5) Nimmt ein Verpflichteter einen derselben Gruppe angehörenden Verpflichteten in Anspruch, kann die schriftliche 
Vereinbarung durch ein auf Gruppenebene geschaffenes internes Verfahren ersetzt werden, sofern die in Artikel 48 
Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind.

Artikel 50

Leitlinien für die Inanspruchnahme anderer Verpflichteter

Die AMLA gibt bis zum 10. Juli 2027 Leitlinien für die Verpflichteten zu folgenden Punkten aus:

a) die Bedingungen, die für Verpflichtete akzeptabel sind, um — auch im Fall einer Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden aus 
der Ferne — auf die von einem anderen Verpflichteten eingeholten Informationen zurückzugreifen;

b) Rolle und Verantwortung der beteiligten Verpflichteten bei Inanspruchnahme eines anderen Verpflichteten;

c) aufsichtliche Vorgehensweisen bei Inanspruchnahme eines anderen Verpflichteten.
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KAPITEL IV

TRANSPARENZ DES WIRTSCHAFTLICHEN EIGENTUMS

Artikel 51

Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer bei juristischen Personen

Bei juristischen Personen sind die wirtschaftlichen Eigentümer diejenigen natürlichen Personen, die

a) direkt oder indirekt eine Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft halten,

b) die Gesellschaft oder sonstige juristische Personen entweder durch Eigentumsbeteiligung oder anderweitig direkt oder 
indirekt kontrollieren.

Eine anderweitige Kontrolle gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b wird unabhängig von und parallel zu dem Bestehen einer 
Eigentumsbeteiligung oder der Kontrolle durch Eigentumsbeteiligung ermittelt.

Artikel 52

Wirtschaftliches Eigentum durch Eigentumsbeteiligung

(1) Für die Zwecke des Artikels 51 Absatz 1 Buchstabe a bezeichnet der Ausdruck „Eigentumsbeteiligung an der 
Gesellschaft“ das direkte oder indirekte Eigentum von 25 % oder mehr der Anteile oder Stimmrechte oder sonstiger 
Eigentumsbeteiligungen an der Gesellschaft, einschließlich des Rechts auf einen Anteil an Gewinnen, an anderen internen 
Ressourcen oder am Liquidationssaldo. Das indirekte Eigentum wird berechnet, indem die Anteile oder Stimmrechte oder 
sonstigen Eigentumsbeteiligungen, die von den zwischengeschalteten Gesellschaften in der Kette von Gesellschaften 
gehalten werden, an der der wirtschaftliche Eigentümer Anteile oder Stimmrechte hält, multipliziert und die Ergebnisse aus 
diesen verschiedenen Ketten addiert werden, es sei denn, Artikel 54 findet Anwendung.

Für die Zwecke der Beurteilung, ob eine Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft besteht, werden Beteiligungen auf jeder 
Beteiligungsebene berücksichtigt.

(2) Ermitteln die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe c der Richtlinie (EU) 2024/1640 Kategorien von 
Gesellschaften, die erhöhten Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ausgesetzt sind, auch auf der Grundlage 
der Sektoren, in denen sie tätig sind, so setzen sie die Kommission davon in Kenntnis. Die Kommission bewertet bis zum 
10. Juli 2029, ob die mit diesen Kategorien von juristischen Personen verbundenen Risiken von Bedeutung für den 
Binnenmarkt sind und erlässt, wenn sie zu dem Schluss gelangt, dass ein niedrigerer Schwellenwert zur Minderung dieser 
Risiken angemessen ist, delegierte Rechtsakte im Einklang mit Artikel 85 zur Änderung dieser Verordnung, indem sie 
Folgendes ermittelt:

a) die Kategorien von Gesellschaften, die mit erhöhten Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verbunden 
sind und für die ein niedrigerer Schwellenwert gelten soll;

b) die entsprechenden Schwellenwerte.

Der in Unterabsatz 1 genannte niedrigere Schwellenwert wird auf höchstens 15 % der Eigentumsbeteiligungen an der 
Gesellschaft festgesetzt, es sei denn, die Kommission kommt aufgrund des Risikos zu dem Schluss, dass ein höherer 
Schwellenwert verhältnismäßiger wäre, der in jedem Fall auf weniger als 25 % festgesetzt wird.

(3) Die Kommission überprüft den in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakt regelmäßig, um sicherzustellen, dass sie 
die einschlägigen Kategorien von Gesellschaften ermittelt, die mit erhöhten Risiken verbunden sind, und dass die 
entsprechenden Schwellenwerte diesen Risiken angemessen sind.

(4) Bei juristischen Personen, bei denen es sich nicht um Gesellschaften handelt und bei denen es hinsichtlich ihrer Form 
und Struktur nicht angemessen oder möglich ist, das Eigentum zu berechnen, sind die wirtschaftlichen Eigentümer 
diejenigen natürlichen Personen, die die juristische Person gemäß Artikel 53 Absätze 3 und 4 anderweitig direkt oder 
indirekt kontrollieren, es sei denn, Artikel 57 findet Anwendung.

Artikel 53

Wirtschaftliches Eigentum durch Kontrolle

(1) Die Kontrolle über eine Gesellschaft oder eine sonstige juristische Person wird durch Eigentumsbeteiligung oder 
anderweitig ausgeübt.
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(2) Für die Zwecke dieses Kapitels bezeichnet der Ausdruck

a) „Kontrolle über die juristische Person“ die Möglichkeit, innerhalb der juristischen Person direkt oder indirekt erheblichen 
Einfluss auszuüben und entsprechende Entscheidungen zu erzwingen;

b) „indirekte Kontrolle über eine juristische Person“ die Kontrolle über zwischengeschaltete juristische Personen in der 
Eigentumsstruktur oder in verschiedenen Ketten der Eigentumsstruktur, wobei die direkte Kontrolle auf jeder Ebene der 
Struktur festgestellt wird;

c) „Kontrolle durch Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft“ das direkte oder indirekte Eigentum von 50 % zuzüglich 
eines der Anteile oder Stimmrechte oder einer der sonstigen Eigentumsbeteiligungen an der Gesellschaft.

(3) Eine anderweitige Kontrolle der juristischen Person umfasst in jedem Fall die Möglichkeit,

a) im Fall einer Gesellschaft die Mehrheit der Stimmrechte in der Gesellschaft auszuüben, unabhängig davon, ob sie von 
gemeinsam handelnden Personen geteilt werden oder nicht;

b) das Recht auszuüben, die Mehrheit der Mitglieder des Vorstands oder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 
oder ähnlicher Funktionsträger der juristischen Person zu bestellen oder abzuberufen;

c) einschlägige Veto- und Beschlussfassungsrechte auszuüben, die mit dem Anteil an der Gesellschaft verbunden sind,

d) Entscheidung zu treffen, die Gewinnausschüttungen der juristischen Person oder eine Vermögensverschiebung bei der 
juristischen Person bewirkt.

(4) Über Absatz 3 hinaus kann die Kontrolle über die juristische Person anderweitig ausgeübt werden. Abhängig von der 
jeweiligen Situation der juristischen Person und ihrer Struktur kann eine anderweitige Kontrolle Folgendes umfassen:

a) förmliche oder informelle Vereinbarungen mit den Eigentümern, den Gesellschaftern oder den juristischen Personen, 
Bestimmungen in der Satzung, Partnerschaftsvereinbarungen, Syndizierungsvereinbarungen oder — je nach den 
besonderen Merkmalen der juristischen Person — gleichwertige Dokumente oder Vereinbarungen sowie Ab-
stimmungsmodalitäten;

b) Beziehungen zwischen Familienangehörigen;

c) die Nutzung formeller oder informeller Nominee-Vereinbarungen.

Für die Zwecke dieses Absatzes bezeichnet der Begriff „formelle Nominee-Vereinbarung“ einen Vertrag oder eine 
entsprechende Vereinbarung zwischen einem Nominator und einem Nominee, wobei der Nominator eine juristische oder 
natürliche Person ist, die einem Nominee Weisungen erteilt, in einer bestimmten Eigenschaft in seinem Namen zu handeln, 
auch als Direktor, Anteilseigner oder Settlor, und wobei der Nominee eine juristische oder natürliche Person ist, die vom 
Nominator angewiesen wird, in seinem Namen zu handeln;

Artikel 54

Gleichzeitiges Bestehen einer Eigentumsbeteiligung und einer Kontrolle in der Eigentumsstruktur

Besitzt eine Gesellschaft eine vielschichtige Eigentümerstruktur und bestehen in einer oder mehreren Ketten dieser Struktur 
eine Eigentumsbeteiligung und eine Kontrolle in Bezug auf verschiedene Ebenen der Kette nebeneinander, so sind die 
wirtschaftlichen Eigentümer

a) diejenigen natürlichen Personen, die direkt oder indirekt, durch Eigentumsbeteiligung oder anderweitig diejenigen 
juristischen Personen kontrollieren, die einzeln oder kumulativ eine direkte Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft 
halten;

b) diejenigen natürlichen Personen, die einzeln oder kumulativ, direkt oder indirekt eine Eigentumsbeteiligung an 
derjenigen Gesellschaft halten, die die Gesellschaft direkt oder indirekt durch Eigentumsbeteiligung oder anderweitig 
kontrolliert.
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Artikel 55

Eigentumsstrukturen, an denen Rechtsvereinbarungen oder ähnliche juristische Personen beteiligt sind

Halten juristische Personen im Sinne des Artikels 57 oder Rechtsvereinbarungen einzeln oder kumulativ eine 
Eigentumsbeteiligung an der Gesellschaft oder kontrollieren sie direkt oder indirekt, durch Eigentumsbeteiligung oder 
anderweitig die Gesellschaft, so sind die wirtschaftlichen Eigentümer diejenigen natürlichen Personen, die die 
wirtschaftlichen Eigentümer der in Artikel 57 genannten juristischen Personen oder der Rechtsvereinbarungen sind.

Artikel 56

Mitteilungen

Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission bis zum 10. Oktober 2027 eine Liste mit den Arten der nach ihrem 
nationalen Recht bestehenden juristischen Personen mit den gemäß Artikel 51 und Artikel 52 Absatz 4 ermittelten 
wirtschaftlichen Eigentümern. In dieser Mitteilung sind auch die speziellen Kategorien von Gesellschaften und anderen 
juristischen Personen sowie die Merkmale und gegebenenfalls die Rechtsgrundlage nach dem nationalen Recht der 
betreffenden Mitgliedstaaten anzugeben. Außerdem ist darin anzugeben, ob aufgrund der speziellen Form und Strukturen 
derjenigen juristischen Personen, bei denen es sich nicht um Gesellschaften handelt, der Mechanismus von Artikel 63 
Absatz 4 zur Anwendung kommt, sowie eine ausführliche Begründung, warum dies so ist.

Die Kommission übermittelt den anderen Mitgliedstaaten die Mitteilung gemäß Absatz 1.

Artikel 57

Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer bei juristischen Personen, die Express Trusts ähneln

(1) Im Fall anderer als der in Artikel 51 genannten juristischen Personen, die Express Trusts ähneln, wie z. B. Stiftungen, 
sind die wirtschaftlichen Eigentümer alle nachstehend genannten natürlichen Personen:

a) die Gründer,

b) die Mitglieder des Leitungsorgans in seiner Leitungsfunktion,

c) die Mitglieder des Leitungsorgans in seiner Aufsichtsfunktion,

d) die Begünstigten, es sei denn, Artikel 59 findet Anwendung,

e) jede andere natürliche Person, die die juristische Person direkt oder indirekt kontrolliert.

(2) In Fällen, in denen die in Absatz 1 genannten juristischen Personen zu vielschichtigen Kontrollstrukturen gehören 
und in denen eine juristische Person eine der in Absatz 1 aufgeführten Positionen innehat, sind die wirtschaftlichen 
Eigentümer der in Absatz 1 genannten juristischen Person

a) die in Absatz 1 aufgeführten natürlichen Personen und

b) diejenigen wirtschaftlichen Eigentümer der juristischen Person, die eine der in Absatz 1 aufgeführten Positionen 
innehaben.

(3) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 10. Oktober 2027 eine Liste der Arten von juristischen 
Personen, deren wirtschaftliche Eigentümer gemäß Absatz 1 ermittelt wurden.

Der in Unterabsatz 1 genannten Mitteilung ist eine Beschreibung folgender Punkte beizufügen:

a) die Form und grundlegenden Merkmale dieser juristischen Personen,

b) des Verfahrens, durch das sie eingerichtet werden können,

c) des Verfahrens für den Zugang zu grundlegenden Informationen und zu Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer in 
Bezug auf diese juristischen Personen,

d) der Websites, auf denen die Zentralregister, die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer dieser juristischen Personen 
enthalten, eingesehen werden können, sowie die Kontaktdaten der für diese Register zuständigen Stellen.
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(4) Der Kommission kann im Wege eines Durchführungsrechtsakts eine Liste der dem Recht der Mitgliedstaaten 
unterliegenden Arten von juristischen Personen annehmen, für die die Anforderungen des vorliegenden Artikels gelten 
sollten. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 86 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 58

Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer bei Express Trusts und ähnlichen Rechtsvereinbarungen

(1) Die wirtschaftlichen Eigentümer von Express Trusts sind alle nachstehend genannten natürlichen Personen:

a) die Settlor,

b) die Trustees,

c) die Protektoren, sofern vorhanden,

d) die Begünstigten, es sei denn, Artikel 59 oder 60 findet Anwendung,

e) jede sonstige natürliche Person, die den Express Trust durch direkte oder indirekte Beteiligung oder anderweitig, auch 
über eine Kontroll- oder Beteiligungskette, letztlich kontrolliert.

(2) Die wirtschaftlichen Eigentümer von anderen Rechtsvereinbarungen, die Express-Trusts ähneln, sind diejenigen 
natürlichen Personen, die gleichwertige oder ähnliche Positionen innehaben wie die in Absatz 1 genannten.

(3) Gehören die Rechtsvereinbarungen zu vielschichtigen Kontrollstrukturen und hat eine juristische Person eine der in 
Absatz 1 aufgeführten Positionen inne, sind die wirtschaftlichen Eigentümer der Rechtsvereinbarung

a) die in Absatz 1 aufgeführten natürlichen Personen und

b) die wirtschaftlichen Eigentümer derjenigen juristischen Personen, die eine der in Absatz 1 aufgeführten Positionen 
innehaben.

(4) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 10. Oktober 2027 eine Liste der ihrem Recht 
unterliegenden Arten von Rechtsvereinbarungen, die Express-Trusts ähneln.

Der Mitteilung ist eine Beschreibung folgender Punkte beizufügen:

a) der Form und grundlegenden Merkmale dieser Rechtsvereinbarungen,

b) des Verfahrens, durch das diese Rechtsvereinbarungen eingerichtet werden können,

c) des Verfahrens für den Zugang zu grundlegenden Informationen und zu Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer in 
Bezug auf diese Rechtsvereinbarungen,

d) der Websites, auf denen die Zentralregister, die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer dieser Rechtsvereinbarungen 
enthalten, eingesehen werden können, und der Kontaktdaten der für diese Register zuständigen Behörden.

Der Notifizierung ist auch eine ausführliche Begründung mit Nennung der Gründe dafür beizufügen, dass der Mitgliedstaat 
die notifizierten Rechtsvereinbarungen als Express-Trusts ähnelnd ansieht, sowie dafür, dass er zu dem Schluss kommt, dass 
andere, seinem Recht unterliegende Rechtsvereinbarungen Express-Trusts nicht ähneln.

(5) Die Kommission kann im Wege eines Durchführungsrechtsakts eine Liste der dem Recht der Mitgliedstaaten 
unterliegenden Arten von Rechtsvereinbarungen annehmen, für die bezüglich des wirtschaftlichen Eigentums die gleichen 
Transparenzanforderungen gelten sollten wie für Express Trusts; dieser Liste sind die in Absatz 4 Unterabsatz 2 dieses 
Artikels aufgeführten Informationen beizufügen. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 86 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 59

Ermittlung einer Kategorie von Begünstigten

(1) Im Fall von juristischen Personen nach Artikel 57, die Express Trusts ähneln, oder Express Trusts und ähnlichen 
Rechtsvereinbarungen gemäß Artikel 58 mit Ausnahme von Discretionary Trusts sind, sofern die Begünstigten noch zu 
bestimmen sind, die Kategorie der Begünstigten und ihre allgemeinen Merkmale anzugeben. Begünstigte innerhalb dieser 
Kategorie sind wirtschaftliche Eigentümer, sobald sie ermittelt oder benannt sind.
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(2) In den folgenden Fällen sind nur die Kategorie der Begünstigten und ihre Merkmale anzugeben:

a) Altersversorgungssysteme, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/2341 fallen,

b) Systeme des finanziellen Eigentums oder der finanziellen Beteiligung von Mitarbeitern, sofern die Mitgliedstaaten nach 
einer angemessenen Risikobewertung zu dem Schluss gelangt sind, dass das Risiko eines Missbrauchs für Zwecke der 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung gering ist,

c) juristische Personen nach Artikel 57, die Express Trusts ähneln, Express Trusts und ähnliche Rechtsvereinbarungen nach 
Artikel 58, sofern

i) die juristische Person, der Express Trust oder eine ähnliche Rechtsvereinbarung zu gemeinnützigen oder wohltätigen 
Zwecken gegründet wird, und

ii) die Mitgliedstaaten nach einer angemessenen Risikobewertung zu dem Schluss gelangt sind, dass die Kategorie von 
juristischer Person, Express Trust oder ähnlicher Rechtsvereinbarung ein geringes Risiko eines Missbrauchs für 
Zwecke der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung aufweist.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Kategorien von juristischen Personen, Express Trusts oder ähnlichen 
Rechtsvereinbarungen gemäß Absatz 2 zusammen mit einer Begründung auf der Grundlage der spezifischen 
Risikobewertung mit. Die Kommission übermittelt den anderen Mitgliedstaaten diese Mitteilung in Kenntnis.

Artikel 60

Ermittlung von Objekten einer Ermächtigung und Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung bei 
Discretionary Trusts

Bei Discretionary Trusts, bei denen die Begünstigten noch ausgewählt werden müssen, sind die Objekte einer Ermächtigung 
und die Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung zu ermitteln. Begünstigte unter den Objekten einer 
Ermächtigung sind wirtschaftliche Eigentümer, sobald sie ausgewählt sind. Letztbegünstigter bei Nichtausübung der 
Ermächtigung sind wirtschaftliche Eigentümer, falls die Trustees ihren Ermessensspielraum nicht ausüben.

Erfüllen Discretionary Trusts die in Artikel 59 Absatz 2 genannten Voraussetzungen, so werden nur die Kategorien von 
Objekten einer Ermächtigung und von Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung ermittelt. Diese Kategorien 
von Discretionary Trusts werden der Kommission gemäß Absatz 3 des genannten Artikels gemeldet.

Artikel 61

Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentümer von Organismen für gemeinsame Anlagen

Abweichend von Artikel 51 Absatz 1 und Artikel 58 Absatz 1 sind die wirtschaftlichen Eigentümer von Organismen für 
gemeinsame Anlagen diejenigen natürlichen Personen, die eine oder mehrere der folgenden Voraussetzungen erfüllen:

a) Sie halten direkt oder indirekt 25 % oder mehr der Anteile, die in dem Organismus für gemeinsame Anlagen gehalten 
werden;

b) sie sind in der Lage, die Anlagepolitik des Organismus für gemeinsame Anlagen festzulegen oder zu beeinflussen;

c) sie kontrollieren anderweitig die Tätigkeiten des Organismus für gemeinsame Anlagen.

Artikel 62

Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer

(1) Juristische Personen und Trustees von Express Trusts oder Personen, die entsprechende Positionen in ähnlichen 
Rechtsvereinbarungen innehaben, stellen sicher, dass die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer, die sie besitzen, den 
Verpflichteten im Rahmen von Verfahren der Sorgfaltsprüfung gegenüber Kunden gemäß Kapitel III zur Verfügung stellen 
oder an die Zentralregister übermitteln, angemessen, zutreffend und auf dem neusten Stand sind.

Die in Unterabsatz 1 genannten Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer umfassen Folgendes:
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a) alle Vor- und Nachnamen, Geburtsort und vollständiges Geburtsdatum, Wohnanschrift, Land des Wohnsitzes und 
Staatsangehörigkeit(en) des wirtschaftlichen Eigentümers, Nummer eines Ausweisdokuments wie Pass oder Personal-
ausweis und — sofern vorhanden — eindeutige persönliche Identifikationsnummer, die der Person vom Land ihres 
gewöhnlichen Aufenthalts zugewiesen wurde, sowie eine allgemeine Beschreibung der Quellen dieser Nummern;

b) Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses an der juristischen Person oder der Rechtsvereinbarung, ob über eine 
Eigentumsbeteiligung oder anderweitige Kontrolle, sowie das Datum ab dem das wirtschaftliche Interesse besteht;

c) Angaben zu der juristischen Person, deren wirtschaftlicher Eigentümer die natürliche Person gemäß Artikel 22 Absatz 1 
Buchstabe b ist, oder — im Fall von Rechtsvereinbarungen, deren wirtschaftlicher Eigentümer die natürliche Person 
ist — grundlegende Informationen über die Rechtsvereinbarung;

d) umfasst die Eigentümer- und Kontrollstruktur mehr als eine juristische Person oder eine Rechtsvereinbarung, eine 
Beschreibung dieser Struktur, einschließlich der Namen und, sofern vorhanden, der Kennnummern der einzelnen 
juristischen Personen oder Rechtsvereinbarungen, die Teil dieser Struktur sind, und einer Beschreibung der Beziehungen 
zwischen ihnen, einschließlich des Anteils an den gehaltenen Anteilen;

e) wird eine Kategorie von Begünstigten gemäß Artikel 59 ermittelt, eine allgemeine Beschreibung der Merkmale der 
Kategorie von Begünstigten;

f) werden Objekte einer Ermächtigung und Letztbegünstigte bei Nichtausübung der Ermächtigung gemäß Artikel 60 
ermittelt, folgende Angaben:

i) bei natürlichen Personen deren Vor- und Nachnamen,

ii) bei juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen deren Namen,

iii) bei Kategorien von Objekten einer Ermächtigung oder Letztbegünstigten bei Nichtausübung der Ermächtigung deren 
Beschreibung.

(2) Juristische Personen und Trustees von Express Trusts oder Personen, die eine entsprechende Position in einer 
ähnlichen Rechtsvereinbarung innehaben, holen innerhalb von 28 Kalendertagen nach der Gründung der juristischen 
Person oder der Errichtung der Rechtsvereinbarung angemessene, zutreffende und aktuelle Angaben zum wirtschaftlichen 
Eigentümer ein. Diese Angaben werden umgehend, in jedem Fall aber innerhalb von 28 Kalendertage nach einer 
diesbezüglichen Änderung sowie jährlich aktualisiert.

Artikel 63

Pflichten von juristischen Personen

(1) Alle in der Union gegründeten juristischen Personen müssen angemessene, zutreffend und aktuelle Angaben zum 
wirtschaftlichen Eigentümer einholen und vorhalten.

Juristische Personen legen den Verpflichteten, wenn diese gemäß Kapitel III Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden treffen, 
zusätzlich zu den Informationen über ihre rechtlichen Eigentümer auch Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer vor.

(2) die juristische Person übermittelt Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer unverzüglich nach seiner Gründung 
dem Zentralregister. Jede Änderung der Informationen ist dem Zentralregister unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von 
28 Kalendertagen danach zu übermitteln. Die juristische Person überprüft regelmäßig, ob sie aktuelle Angaben zu ihrem 
wirtschaftlichen Eigentümer besitzt. Diese Überprüfung wird mindestens einmal jährlich durchgeführt, sei es als 
eigenständiges Verfahren oder als Teil anderer regelmäßiger Verfahren, etwa der Vorlage des Jahresabschlusses.

Die wirtschaftlichen Eigentümer einer juristischen Person sowie diejenigen juristischen Personen und — bei Rechtsver-
einbarungen — deren Trustees oder Personen, die eine entsprechende Position innehaben, die Teil der Eigentums- oder 
Kontrollstruktur einer juristischen Person sind, legen dieser juristischen Person alle notwendigen Informationen vor, um die 
Anforderungen dieses Kapitels zu erfüllen oder um etwaigen Ersuchen um zusätzliche Informationen gemäß Artikel 10 
Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2024/1640 nachzukommen.

(3) Lässt sich nach Ausschöpfung aller nach den Artikeln 51 bis 57 möglichen Ermittlungswege keine Person als 
wirtschaftlicher Eigentümer ermitteln oder hat die juristische Person erhebliche und berechtigte Zweifel daran, dass es sich 
bei den ermittelten Personen um die wirtschaftlichen Eigentümer handelt, führen die juristischen Personen Aufzeichnungen 
über die zur Ermittlung ihrer wirtschaftlichen Eigentümer getroffenen Maßnahmen.

(4) Wenn juristische Personen gemäß Artikel 20 dieser Verordnung und Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2024/1640 
Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer vorlegen, liefern sie in den in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten 
Fällen Folgendes:

DE ABl. L vom 19.6.2024

80/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

#RV0287
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



a) eine Erklärung, dass es keinen wirtschaftlichen Eigentümer gibt oder dass die wirtschaftlichen Eigentümer nicht ermittelt 
werden konnten, begleitet von einer Begründung, warum es nicht möglich war, den wirtschaftlichen Eigentümer gemäß 
den Artikeln 51 bis 57 der vorliegenden Verordnung zu ermitteln, und worin die Unsicherheit in Bezug auf die 
ermittelten Angaben bestand;

b) den in Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung verlangten Angaben gleichwertige 
Informationen über alle natürlichen Personen, die Angehörige der Führungsebene der juristischen Person sind.

Für die Zwecke des vorliegenden Absatzes bezeichnet der Begriff „Angehörige der Führungsebene“ natürliche Personen, die 
geschäftsführende Mitglieder des Leitungsorgans sind, sowie natürliche Personen, die innerhalb einer juristischen Person 
Führungsaufgaben wahrnehmen, Verantwortung für die laufende Leitung des Unternehmens tragen und gegenüber dem 
Leitungsorgan rechenschaftspflichtig sind.

(5) Juristische Personen stellen den zuständigen Behörden die nach diesem Artikel eingeholten Angaben auf Verlangen 
umgehend zur Verfügung.

(6) Nach Auflösung oder anderweitiger Beendigung einer juristischen Person werden die in Absatz 4 genannten 
Angaben entweder von den von der juristischen Person zu diesem Zweck bestimmten Personen oder von Verwaltern, 
Liquidatoren oder anderen an der Auflösung der Gesellschaft beteiligten Personen fünf Jahre lang aufbewahrt. Name und 
Kontaktdaten der für die Aufbewahrung der Angaben zuständigen Person sind den Zentralregistern zu übermitteln.

Artikel 64

Pflichten der Trustees

(1) Im Fall einer Rechtsvereinbarung, die in einem Mitgliedstaat verwaltet wird oder deren Trustee oder die Person, die 
bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, in einem Mitgliedstaat ansässig oder 
niedergelassen ist, holen Trustees und Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position 
innehaben, folgende Informationen in Bezug auf die Rechtsvereinbarung ein und halten diese vor:

a) grundlegende Informationen über die Rechtsvereinbarung;

b) angemessene, zutreffende und aktuelle Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer gemäß Artikel 62;

c) wenn juristische Personen oder Rechtsvereinbarungen Parteien der Rechtsvereinbarung sind, grundlegende 
Informationen und Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer in Bezug auf diese juristischen Personen und 
Rechtsvereinbarungen;

d) Informationen über alle Vertreter mit der Befugnis, im Namen der Rechtsvereinbarung zu handeln oder etwaige 
Maßnahmen in Bezug auf diese zu ergreifen, und über die Verpflichteten, mit denen der Trustee oder die Person, die bei 
einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, eine Geschäftsbeziehung im Namen der 
Rechtsvereinbarung aufnehmen.

Die in Unterabsatz 1 genannten Informationen sind nach Beendigung der Beteiligung des Trustees oder der Person in 
entsprechender Position am Express Trust oder einer ähnlichen Rechtsvereinbarung fünf Jahre lang aufzubewahren.

(2) Der Trustee oder die Person, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, erfasst 
die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer und die grundlegenden Informationen und übermittelt diese unverzüglich 
nach Errichtung des Express Trusts oder ähnlicher Rechtsvereinbarungen dem Zentralregister. Der Trustee oder die Person, 
die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, stellt sicher, dass jede Änderung zum 
wirtschaftlichen Eigentümer oder der grundlegenden Informationen in Bezug auf die Rechtsvereinbarung dem 
Zentralregister unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von 28 Kalendertagen gemeldet wird.

Der Trustee oder die Person, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, überprüft 
regelmäßig, ob seine bzw. ihre Informationen über die Rechtsvereinbarung gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 aktuell sind. 
Diese Überprüfung wird mindestens einmal jährlich durchgeführt, sei es als eigenständiges Verfahren oder als Teil anderer 
regelmäßiger Verfahren.

(3) Die in Absatz 1 genannten Trustees oder Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende 
Position innehaben, legen ihren Status offen und legen den Verpflichteten, wenn diese Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber 
Kunden gemäß Kapitel III anwenden, die Angaben zu den wirtschaftlichen Eigentümern und zu den Vermögenswerten der 
Rechtsvereinbarungen, die im Zusammenhang mit einer Geschäftsbeziehung oder einer gelegentlichen Transaktion 
verwaltet werden sollen, vor.
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(4) Die wirtschaftlichen Eigentümer einer Rechtsvereinbarung, bei denen es sich nicht um die Trustees oder Personen, die 
eine entsprechende Position innehaben, ihre Vertreter und die Verpflichteten, die die Rechtsvereinbarung verwalten, sowie 
jegliche Person und — bei Rechtsvereinbarungen — deren Trustees, die Teil der vielschichtigen Kontrollstruktur der 
Rechtsvereinbarung sind, legen den Trustees oder Personen, die in einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende 
Position innehaben, alle Informationen und Unterlagen vor, die die Trustees und die Personen, die eine entsprechende 
Position innehaben, zur Erfüllung der Anforderungen dieses Kapitels benötigen.

(5) Die Trustees eines Express Trusts und Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende 
Position innehaben, stellen den zuständigen Behörden die nach diesem Artikel eingeholten Angaben und Informationen auf 
Verlangen unverzüglich zur Verfügung.

(6) Lässt sich im Fall von Rechtsvereinbarungen, deren Parteien juristische Personen sind, nach Ausschöpfung aller nach 
den Artikeln 51 bis 57 möglichen Ermittlungswege keine Person als wirtschaftlicher Eigentümer dieser juristischen 
Personen ermitteln oder bestehen erhebliche und berechtigte Zweifel daran, dass es sich bei den ermittelten Personen um die 
wirtschaftlichen Eigentümer handelt, führen die Trustees der Express Trusts oder die Personen, die bei einer ähnlichen 
Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehaben, Aufzeichnungen über die zur Ermittlung ihrer wirtschaftlichen 
Eigentümer getroffenen Maßnahmen.

(7) Wenn die Trustees der Express Trusts oder die Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine 
entsprechende Position innehaben, gemäß Artikel 20 dieser Verordnung und Artikel 10 der Richtlinie (EU) 2024/1640 
Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer vorlegen, liefern sie in den in Absatz 6 des vorliegenden Artikels genannten 
Fällen Folgendes:

a) eine Erklärung, dass es keinen wirtschaftlichen Eigentümer gibt oder dass der/die wirtschaftliche(n) Eigentümer nicht 
ermittelt werden konnte(n), begleitet von einer Begründung, warum es nicht möglich war, den wirtschaftlichen 
Eigentümer gemäß den Artikeln 51 bis 57 der vorliegenden Verordnung zu ermitteln, und worin die Unsicherheit in 
Bezug auf die ermittelten Angaben bestand;

b) den in Artikel 62 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung verlangten Angaben gleichwertige 
Informationen über alle natürlichen Personen, die Angehörige der Führungsebene der juristischen Person, der Partei der 
Rechtsvereinbarung ist, sind.

Artikel 65

Ausnahmen von den Pflichten von juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen

Artikel 63 und 64 finden keine Anwendung auf

a) Gesellschaften, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, sofern

i) die Kontrolle über die Gesellschaft ausschließlich von der natürlichen Person ausgeübt wird, die über Stimmrechte 
verfügt,

ii) keine anderen juristischen Personen oder Rechtsvereinbarungen Teil der Eigentums- oder Kontrollstruktur der 
Gesellschaft sind, und

iii) für juristische Personen aus dem Ausland gemäß Artikel 67 im Rahmen von internationalen Standards 
Anforderungen gelten, die den unter den Ziffern i und ii dieses Buchstabens genannten Anforderungen gleichwertig 
sind;

b) Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 der Richtlinie 2014/24/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (43).

Artikel 66

Pflichten von Nominees

Nominelle Anteilseigner und nominelle Direktoren einer juristischen Person halten angemessene, zutreffende und aktuelle 
Informationen über die Identität ihrer Nominatoren sowie deren wirtschaftliche Eigentümer vor und legen diese sowie 
deren Status gegenüber der juristischen Person offen. Die juristische Person übermittelt diese Informationen den 
Zentralregistern.
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Juristische Personen legen die in Absatz 1 genannten Informationen auch Verpflichteten vor, wenn diese gemäß Kapitel III 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anwenden.

Artikel 67

Juristische Personen und Rechtsvereinbarungen aus dem Ausland

(1) Juristische Personen, die außerhalb der Union gegründet sind, und Trustees von Express Trusts oder Personen, die bei 
einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehaben, die außerhalb der Union verwaltet werden oder 
außerhalb der Union ansässig oder niedergelassen sind, übermitteln dem Zentralregister die Angaben zum wirtschaftlichen 
Eigentümer gemäß Artikel 62, wenn sie

a) eine Geschäftsbeziehung mit einem Verpflichteten aufnehmen;

b) direkt oder über Vermittler Immobilien in der Union erwerben;

c) im Zusammenhang mit einer gelegentlichen Transaktion direkt oder über Vermittler von einer in Artikel 3 Nummer 3 
Buchstaben f und j genannten, Handel treibenden Person eines der folgenden Güter erwerben:

i) Kraftfahrzeuge für nichtgewerbliche Zwecke zu einem Preis von mindestens 250 000 EUR oder dem Gegenwert in 
Landeswährung;

ii) Wasserfahrzeuge für nichtgewerbliche Zwecke zu einem Preis von mindestens 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert 
in Landeswährung;

iii) Luftfahrzeuge für nichtgewerbliche Zwecke zu einem Preis von mindestens 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert in 
Landeswährung;

d) von einem öffentlichen Auftraggeber in der Union einen öffentlichen Auftrag über Güter, Dienstleistungen oder 
Konzessionen erhalten.

(2) Nehmen juristische Personen, die außerhalb der Union gegründet sind, eine Geschäftsbeziehung mit einem 
Verpflichteten auf, so übermitteln sie dem Zentralregister abweichend von Absatz 1 Buchstabe a ihre Angaben zum 
wirtschaftlichen Eigentümer wenn

a) sie eine Geschäftsbeziehung mit einem Verpflichteten aufnehmen, der gemäß der Risikobewertung auf Unionsebene 
oder der nationalen Risikobewertung des betreffenden Mitgliedstaats im Einklang mit den Artikeln 7 und 8 der Richtlinie 
(EU) 2024/1640 mit mittelhohen oder hohen Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung verbunden ist; 
oder

b) die Risikobewertung auf Unionsebene oder die nationalen Risikobewertung des betreffenden Mitgliedstaats ermittelt, 
dass die Kategorie der juristischen Person oder des Sektors, in dem die außerhalb der Union gegründete juristische 
Person tätig ist, gegebenenfalls mit mittelhohen oder hohen Risiken der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung 
verbunden ist.

(3) Die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer werden zusammen mit einer Erklärung, in der dargelegt wird, in 
Bezug auf welche Tätigkeiten die Angaben übermittelt werden, und allen einschlägigen Unterlagen übermittelt, und zwar

a) in den in Absatz 1 Buchstabe a genannten Fällen vor Beginn der Geschäftsbeziehung;

b) in den in Absatz 1 Buchstaben b und c genannten Fällen vor Abschluss des Erwerbs;

c) in den in Absatz 1 Buchstabe d genannten Fällen vor Unterzeichnung des Vertrags.

(4) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a unterrichten die Verpflichteten die juristischen Personen, wenn die in 
Absatz 2 festgelegten Bedingungen erfüllt sind, und verlangen einen Nachweis für die Registrierung oder einen Auszug mit 
den Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer aus dem Zentralregister, um die Geschäftsbeziehung oder die gelegentliche 
Transaktion fortzusetzen.

(5) In den in Absatz 1 genannten Fällen melden juristische Personen, die außerhalb der Union gegründet sind, und 
Trustees von Express Trusts oder Personen, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position 
innehaben, die außerhalb der Union verwaltet werden oder außerhalb der Union ansässig oder niedergelassen sind, eine 
etwaige Änderung der dem Zentralregister gemäß Absatz 1 übermittelten Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer 
unverzüglich und in jedem Fall innerhalb von 28 Kalendertagen danach.

Unterabsatz 1 gilt
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a) in den in Absatz 1 Buchstabe a genannten Fällen während der gesamten Dauer der Geschäftsbeziehung mit dem 
Verpflichteten;

b) in den in Absatz 1 Buchstabe b genannten Fällen, solange sich die Immobilie im Besitz der juristischen Person oder der 
Rechtsvereinbarung befindet;

c) in den in Absatz 1 Buchstabe c genannten Fällen in dem Zeitraum zwischen der erstmaligen Übermittlung der Angaben 
an das Zentralregister und dem Abschluss des Erwerbs;

d) in den in Absatz 1 Buchstabe d genannten Fällen während der gesamten Laufzeit des Vertrags.

(6) Erfüllt die juristische Person, der Trustee des Express Trusts oder die Person, die bei einer ähnlichen 
Rechtsvereinbarung eine entsprechende Position innehat, die in Absatz 1 festgelegten Bedingungen in mehreren 
Mitgliedstaaten, so ist ein Nachweis für die Registrierung der Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer in einem von 
einem Mitgliedstaat geführten Zentralregister als ausreichender Registrierungsnachweis anzusehen.

(7) Sind juristische Personen, die außerhalb der Union gegründet sind, oder Rechtsvereinbarungen, die außerhalb der 
Union verwaltet werden oder deren Trustee oder die Person, die bei einer ähnlichen Rechtsvereinbarung eine entsprechende 
Position innehat, außerhalb der Union ansässig oder niedergelassen ist, am 10. Juli 2027, direkt oder durch Vermittler, 
Eigentümer von Immobilien, so werden die Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer dieser juristischen Personen und 
Rechtsvereinbarungen bis zum 10. Januar 2028 an das Zentralregister übermittelt und mit einer Begründung dieser 
Übermittlung versehen.

Unterabsatz 1 gilt jedoch nicht für juristische Personen oder Rechtsvereinbarungen, die vor dem 1. Januar 2014 Immobilien 
in der Union erworben haben.

Die Mitgliedstaaten können auf der Grundlage des Risikos beschließen, dass ein früheres Datum gilt, und teilen dies der 
Kommission mit. Die Kommission setzt die anderen Mitgliedstaaten von diesen Beschlüssen in Kenntnis.

(8) Die Mitgliedstaaten können auf der Grundlage des Risikos die in Absatz 1 Buchstabe a Verpflichtung auf 
Geschäftsbeziehungen mit ausländischen juristischen Personen ausweiten, die am 10. Juli 2027 fortbestehen, und teilen dies 
der Kommission mit. Die Kommission setzt die anderen Mitgliedstaaten von diesen Beschlüssen in Kenntnis.

Artikel 68

Sanktionen

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die Bestimmungen dieses Kapitels Vorschriften über Sanktionen fest und 
treffen alle zur Sicherstellung von deren Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften über Sanktionen samt ihrer Rechtsgrundlage bis zum 
10. Januar 2025 mit und setzen sie umgehend über jede nachfolgende Änderung in Kenntnis.

(2) Die Kommission erlässt bis zum 10. Juli 2026 delegierte Rechtsakte im Einklang mit Artikel 85 zur Ergänzung dieser 
Verordnung, in denen Folgendes definiert wird:

a) die Kategorien von Verstößen, die Sanktionen unterliegen, und die Personen, die für solche Verstöße haften;

b) Indikatoren für die Einstufung des Schweregrads der Verstöße, die Sanktionen unterliegen;

c) die Kriterien, die bei der Festsetzung der Höhe der Sanktionen zu berücksichtigen sind.

Die Kommission überprüft regelmäßig die in Unterabsatz 1 genannten delegierten Rechtsakte, um zu gewährleisten, dass 
die einschlägigen Kategorien von Verstößen darin ermittelt werden und die entsprechenden Sanktionen wirksam, 
abschreckend und verhältnismäßig sind.
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KAPITEL V

MELDEPFLICHTEN

Artikel 69

Meldung von Verdachtsfällen

(1) Die Verpflichteten sowie gegebenenfalls ihre Direktoren und Mitarbeiter kooperieren vollumfänglich mit der 
zentralen Meldestelle, indem sie umgehend

a) auf eigene Initiative der zentralen Meldestelle berichten, wenn sie Kenntnis davon erhalten oder den Verdacht oder 
berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass Gelder oder Tätigkeiten — unabhängig von der Höhe des jeweiligen 
Betrags — mit Erträgen aus kriminellen Tätigkeiten oder mit Terrorismusfinanzierung oder kriminellen Tätigkeiten in 
Verbindung stehen, und etwaigen Aufforderungen der zentralen Meldestelle zur Übermittlung zusätzlicher Auskünfte 
Folge leisten;

b) der zentralen Meldestelle auf Verlangen alle erforderlichen Auskünfte innerhalb der vorgegebenen Fristen zur Verfügung 
stellen, einschließlich Auskünfte zu den Transaktionsaufzeichnungen;

Alle verdächtigen Transaktionen, einschließlich von Versuchen und Verdachtsfällen, die sich aus der Unmöglichkeit ergeben, 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden anzuwenden, unterliegen gemäß Unterabsatz 1 der Meldepflicht.

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 beantworten Verpflichtete ein Auskunftsersuchen der zentralen Meldestelle innerhalb 
von fünf Arbeitstagen. In begründeten und dringenden Fällen können die zentralen Meldestellen eine solche Frist — auch 
auf weniger als 24 Stunden — verkürzen.

Abweichend von Unterabsatz 1 kann die zentrale Meldestelle die Frist für die Beantwortung über fünf Arbeitstage hinaus 
verlängern, wenn sie dies für gerechtfertigt hält und sofern dies die Analyse der zentralen Meldestelle nicht untergräbt.

(2) Für die Zwecke von Absatz 1 bewerten die Verpflichteten die Transaktionen oder Tätigkeiten ihrer Kunden auf der 
Grundlage und vor dem Hintergrund aller einschlägigen Tatsachen und Informationen, die ihnen bekannt sind oder sich in 
ihrem Besitz befinden. Die Verpflichteten räumen ihrer Bewertung erforderlichenfalls Vorrang ein, wobei der Dringlichkeit 
der Transaktion oder der Tätigkeit und den Risiken, die den Mitgliedstaat, in dem sie niedergelassen sind, betreffen, 
Rechnung getragen wird.

Verdachtsfälle gemäß Absatz 1 Buchstabe a begründen sich aus den Merkmalen des Kunden und seiner Gegenpartei, dem 
Umfang und der Art der Transaktion oder Tätigkeit oder deren Methoden und Mustern, der Verbindung zwischen mehreren 
Transaktionen oder Tätigkeiten, der Herkunft, Bestimmung und Verwendung von Geldern oder jedem anderen Umstand, 
von dem der Verpflichtete Kenntnis hat, wozu auch die Vereinbarkeit der Transaktion oder Tätigkeit mit den gemäß 
Kapitel III erlangten Informationen, einschließlich des Risikoprofils des Kunden, zählt.

(3) Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 Entwürfe technischer Durchführungsstandards aus und legt sie der 
Kommission zur Annahme vor. In diesen Entwürfen technischer Durchführungsstandards wird das Format festgelegt, das 
für die Meldung von Verdachtsfällen gemäß Absatz 1 Buchstabe a und für die Bereitstellung von Transaktionsauf-
zeichnungen gemäß Absatz 1 Buchstabe b zu verwenden ist.

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten technischen 
Durchführungsstandards im Einklang mit Artikel 53 der Verordnung (EU) 2024/1620 anzunehmen.

(5) Bis zum 10. Juli 2027 gibt die AMLA Leitlinien mit Indikatoren für verdächtige Tätigkeiten und Verhaltensweisen aus 
und aktualisiert diese regelmäßig. Diese Leitlinien werden regelmäßig aktualisiert.

(6) Der gemäß Artikel 11 Absatz 2 ernannte Geldwäschebeauftragte leitet die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
genannten Informationen an die zentrale Meldestelle desjenigen Mitgliedstaats weiter, in dessen Hoheitsgebiet der 
Verpflichtete, der diese Informationen weiterleitet, niedergelassen ist.

(7) Die Verpflichteten stellen sicher, dass die gemäß Artikel 11 Absatz 2 ernannte Geldwäschebeauftragte sowie etwaige 
Mitarbeiter oder Personen in entsprechender Position, einschließlich Vermittler und Vertriebspartner, die an der 
Wahrnehmung der unter diesen Artikel fallenden Aufgaben beteiligt sind, vor Repressalien, Diskriminierung sowie jeglicher 
anderen unfairen Behandlung aufgrund der Wahrnehmung dieser Aufgaben geschützt sind.

Der vorliegende Absatz berührt nicht den Schutz, auf den die in Unterabsatz 1 genannten Personen gemäß der Richtlinie 
(EU) 2019/1937 Anspruch haben können.
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(8) Führen die Tätigkeiten einer Partnerschaft für den Informationsaustausch dazu, dass sie Kenntnis davon erhalten oder 
den Verdacht oder berechtigten Grund zu der Annahme haben, dass Gelder — unabhängig von der Höhe des jeweiligen 
Betrags — Erträge aus kriminellen Tätigkeiten sind oder mit Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen, so können die 
Verpflichteten, die den Verdachtsfall im Zusammenhang mit den Tätigkeiten ihrer Kunden festgestellt haben, einen von 
ihnen bestimmen, der mit der Übermittlung einer Meldung an die zentrale Meldestelle gemäß Absatz 1 Buchstabe a be-
auftragt wird. Bei dieser Übermittlung müssen mindestens der Name und die Kontaktdaten aller Verpflichteten angegeben 
werden, die an den Tätigkeiten, die zu der Meldung geführt haben, beteiligt waren.

Sind die in Unterabsatz 1 genannten Verpflichteten in mehreren Mitgliedstaaten niedergelassen, so werden die 
Informationen jeder zuständigen zentralen Meldestelle gemeldet. Zu diesem Zweck stellen die Verpflichteten sicher, dass die 
Meldung durch einen Verpflichteten im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten erfolgt, in denen sich die zentrale Meldestelle 
befindet.

Beschließen die Verpflichteten, von der Möglichkeit, der zentralen Meldestelle eine einzige Meldung gemäß Unterabsatz 1 zu 
übermitteln, nicht Gebrauch zu machen, so nehmen sie in ihren Meldungen einen Hinweis darauf auf, dass der Verdachtsfall 
als Ergebnis der Tätigkeiten einer Partnerschaft für den Informationsaustausch ermittelt wurde.

(9) Die in Absatz 8 des vorliegenden Artikels genannten Verpflichteten behalten gemäß Artikel 77 eine Kopie von jeder 
ihnen gemäß dem genannten Absatz übermittelten Meldung.

Artikel 70

Besondere Bestimmungen für die Meldung von Verdachtsfällen durch bestimmte Kategorien von Verpflichteten

(1) Abweichend von Artikel 69 Absatz 1 dürfen Mitgliedstaaten den in Artikel 3 Nummer 3 Buchstaben a und b 
genannten Verpflichteten gestatten, die in Artikel 69 Absatz 1 genannten Informationen an eine von dem Mitgliedstaat 
benannte Selbstverwaltungseinrichtung weiterzuleiten.

Die benannte Selbstverwaltungseinrichtung leitet die in Unterabsatz 1 genannten Informationen umgehend und ungefiltert 
an die zentrale Meldestelle weiter.

(2) Notare, Rechtsanwälte, andere selbstständige Angehörige von rechtsberatenden Berufen, Abschlussprüfer, externe 
Buchprüfer und Steuerberater sind von den in Artikel 69 Absatz 1 festgelegten Anforderungen ausgenommen, soweit dies 
Informationen betrifft, die sie von einem Mandanten erhalten oder in Bezug auf diesen einholen, wenn sie für ihn die 
Rechtslage beurteilen oder ihn in oder im Zusammenhang mit einem Gerichtsverfahren verteidigen oder vertreten, wozu 
auch eine Beratung über das Betreiben oder Vermeiden solcher Verfahren zählt, wobei unerheblich ist, ob diese 
Informationen vor, bei oder nach einem solchen Verfahren empfangen oder eingeholt werden.

Die Ausnahme nach Unterabsatz 1 gilt nicht, wenn die darin genannten Verpflichteten

a) an Geldwäsche, diesbezüglichen Vortaten oder Terrorismusfinanzierung beteiligt sind,

b) Rechtsberatung für die Zwecke der Geldwäsche, der diesbezüglichen Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung erteilen 
oder

c) wissen, dass der Mandant die Rechtsberatung für die Zwecke der Geldwäsche, der diesbezüglichen Vortaten oder der 
Terrorismusfinanzierung in Anspruch nimmt; ob Wissen oder Zweck vorliegen, kann aus objektiven, tatsächlichen 
Umständen abgeleitet werden.

(3) Zusätzlich zu den in Absatz 2 Unterabsatz 2 genannten Situationen können die Mitgliedstaaten, wenn dies aufgrund 
des höheren Risikos der Geldwäsche, der diesbezüglichen Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang 
mit bestimmten Arten von Transaktionen gerechtfertigt ist, beschließen, dass die in Absatz 2 Unterabsatz 1 genannte 
Ausnahme nicht für diese Arten von Transaktionen gilt, und den in jenem Absatz genannten Verpflichteten zusätzliche 
Meldepflichten auferlegen. Die Mitgliedstaaten melden der Kommission alle gemäß dem vorliegenden Absatz 
angenommenen Beschlüsse. Die Kommission übermittelt den anderen Mitgliedstaaten diese Beschlüsse.

Artikel 71

Verzicht auf die Durchführung von Transaktionen

(1) Verpflichtete führen Transaktionen, von denen sie wissen oder vermuten, dass sie mit Erträgen aus kriminellen 
Tätigkeiten oder mit Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen, erst dann durch, wenn sie einen Bericht im Einklang 
mit Artikel 69 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a übermittelt und alle etwaigen weiteren besonderen Anweisungen der 
zentralen Meldestelle oder einer nach dem jeweils geltenden Recht anderen zuständigen Behörde befolgt haben. 
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Verpflichtete können die betreffende Transaktion durchführen, nachdem sie die mit der Durchführung der Transaktion 
verbundenen Risiken bewertet haben, wenn sie innerhalb von drei Arbeitstagen nach Übermittlung des Berichts keine 
gegenteiligen Anweisungen von der zentralen Meldestelle erhalten haben.

(2) Wenn es einem Verpflichteten nicht möglich ist, von der Durchführung einer in Absatz 1 genannten Transaktion 
abzusehen, oder wenn davon abzusehen die Bemühungen um Verfolgung der Begünstigten einer verdächtigen Transaktion 
vereitelt, unterrichtet der Verpflichtete die zentrale Meldestelle unmittelbar nach der Durchführung der Transaktion.

Artikel 72

Weitergabe von Informationen an die zentrale Meldestelle

Geben Verpflichtete bzw. Mitarbeiter oder Direktoren dieser Verpflichteten gemäß den Artikeln 69 und 70 Informationen 
in gutem Glauben an die zentrale Meldestelle weiter, so gilt dies nicht als Verstoß gegen eine vertraglich oder durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften geregelte Beschränkung der Informationsweitergabe und zieht für den Verpflichteten oder 
seine Direktoren oder seine Mitarbeiter keinerlei Haftung nach sich, und zwar auch nicht in Fällen, in denen sie sich der 
zugrunde liegenden kriminellen Tätigkeiten nicht genau bewusst waren, und unabhängig davon, ob tatsächlich eine 
rechtswidrige Handlung begangen wurde.

Artikel 73

Verbot der Informationsweitergabe

(1) Verpflichtete, ihre Direktoren und ihre Mitarbeiter oder Personen in vergleichbaren Positionen, einschließlich 
Vermittler und Vertriebspartner, dürfen weder den betroffenen Kunden noch Dritte davon in Kenntnis setzen, dass die 
Transaktionen oder Tätigkeiten gemäß Artikel 69 bewertet werden oder wurden, dass gemäß den Artikeln 69 oder 70 eine 
Informationsweitergabe stattfindet, stattfinden wird oder stattgefunden hat oder dass eine Analyse in Bezug auf Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung stattfindet oder stattfinden könnte.

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Weitergabe von Informationen an zuständige Behörden und Selbstverwaltungsein-
richtungen in deren Aufsichtsfunktion oder die Weitergabe für Zwecke der Untersuchung und Verfolgung von Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung und sonstiger kriminellen Tätigkeiten.

(3) Abweichend von Absatz 1 dieses Artikels kann eine solche Informationsweitergabe zwischen Verpflichteten 
derselben Gruppe oder zwischen diesen und ihren Zweigstellen und Tochterunternehmen in Drittländern stattfinden, sofern 
sich diese Zweigstellen und Tochterunternehmen gemäß Artikel 16 uneingeschränkt an die Strategien und Verfahren der 
Gruppe — darunter auch an die Verfahren für die Weitergabe von Informationen innerhalb der Gruppe — halten und die 
Strategien und Verfahren der Gruppe die Anforderungen dieser Verordnung erfüllen.

(4) Abweichend von Absatz 1 dieses Artikels kann eine solche Informationsweitergabe zwischen den in Artikel 3 
Nummer 3 Buchstaben a und b genannten Verpflichteten oder Einrichtungen aus Drittländern, in denen dieser Verordnung 
gleichwertige Anforderungen gelten, stattfinden, wenn diese ihre berufliche Tätigkeit als Mitarbeiter oder anderweitig bei 
derselben juristischen Person oder innerhalb einer größeren Struktur ausüben, zu der die Person angehört und die sich in 
gemeinsamem Besitz oder unter gemeinsamer Verwaltung befindet oder unter einer gemeinsamen Compliance-Kontrolle 
steht, wozu beispielsweise Netze oder Personengesellschaften zählen.

(5) Bei den in Artikel 3 Nummern 1 und 2 und Nummer 3 Buchstaben a und b genannten Verpflichteten kann die 
Weitergabe in Fällen, die sich auf dieselbe Transaktion beziehen und an denen zwei oder mehr Verpflichtete beteiligt sind, 
abweichend von Absatz 1 dieses Artikels zwischen den betreffenden Verpflichteten mit Standort in der Union oder mit 
Einrichtungen in einem Drittland stattfinden, in dem dieser Verordnung gleichwertige Anforderungen gelten, sofern sie dem 
Berufsgeheimnis und Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten unterliegen.

(6) Bemühen sich die in Artikel 3 Nummer 3 Buchstaben a und b genannten Verpflichteten, einen Mandanten von einer 
rechtswidrigen Handlung abzuhalten, so gilt dies nicht als Informationsweitergabe im Sinne von Absatz 1 dieses Artikels.

Artikel 74

Schwellenwertbasierte Meldungen von Transaktionen im Zusammenhang mit bestimmten hochwertigen Gütern

(1) Personen, die mit hochwertigen Gütern handeln, melden der zentralen Meldestelle alle Transaktionen im 
Zusammenhang mit dem Verkauf der folgenden hochwertigen Güter, wenn diese Güter für nichtgewerbliche Zwecke 
erworben werden:

a) Kraftfahrzeuge zu einem Preis von mindestens 250 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung;
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b) Wasserfahrzeuge zu einem Preis von mindestens 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung;

c) Luftfahrzeuge zu einem Preis von mindestens 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung.

(2) Kredit- und Finanzinstitute, die Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Verkauf oder der Übertragung von 
Eigentum von den in Absatz 1 genannten Gütern erbringen, melden der zentralen Meldestelle auch alle Transaktionen, die 
sie für ihre Kunden im Zusammenhang mit diesen Gütern ausführen.

(3) Die Meldungen gemäß den Absätzen 1 und 2 erfolgen innerhalb der von der zentralen Meldestelle auferlegten Fristen.

KAPITEL VI

INFORMATIONSAUSTAUSCH

Artikel 75

Informationsaustausch im Rahmen von Partnerschaften für den Informationsaustausch

(1) Mitglieder von Partnerschaften für den Informationsaustausch können im Einklang mit den Grundrechten und den 
gerichtlichen Verfahrensgarantien Informationen untereinander austauschen, wenn dies unbedingt erforderlich ist, um die 
Pflichten nach Kapitel III und Artikel 69 zu erfüllen.

(2) Verpflichtete, die sich an einer Partnerschaft für den Informationsaustausch beteiligen wollen, unterrichten ihre 
jeweiligen Aufsichtsbehörden, die — gegebenenfalls in Absprache untereinander und mit den Behörden, denen die 
Überprüfung der Einhaltung der Verordnung (EU) 2016/679 obliegt — überprüfen, ob die Partnerschaft für den 
Informationsaustausch über Mechanismen verfügt, um die Einhaltung dieses Artikels sicherzustellen, und ob die 
Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 4 Buchstabe h durchgeführt wurde. Die Überprüfung findet vor Beginn der 
Tätigkeiten der Partnerschaft für den Informationsaustausch statt. Gegebenenfalls konsultieren die Aufsichtsbehörden auch 
die zentralen Meldestellen.

Die Verantwortung für die Einhaltung der Anforderungen des Unionsrechts oder des nationalen Rechts verbleibt bei den 
Teilnehmern der Partnerschaft für den Informationsaustausch.

(3) Die im Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch ausgetauschten Informationen beschränken sich 
auf Folgendes:

a) Informationen über den Kunden, einschließlich aller Informationen, die im Zuge der Identifizierung des Kunden und der 
Überprüfung seiner Identität und gegebenenfalls des wirtschaftlichen Eigentümers des Kunden erlangt wurden;

b) Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung oder der gelegentlichen Transaktion 
zwischen dem Kunden und dem Verpflichteten sowie gegebenenfalls die Herkunft des Vermögens und der Gelder des 
Kunden;

c) Informationen über Kundentransaktionen;

d) Informationen über die Faktoren für ein höheres und ein geringeres Risiko im Zusammenhang mit dem Kunden;

e) die Analyse des Verpflichteten in Bezug auf die Risiken im Zusammenhang mit dem Kunden gemäß Artikel 20 Absatz 2;

f) Informationen, die sich gemäß Artikel 77 Absatz 1 im Besitz des Verpflichteten befinden;

g) Informationen über verdächtige Transaktionen gemäß Artikel 69.

Die in Unterabsatz 1 genannten Informationen werden nur insoweit ausgetauscht, als dies für die Durchführung der 
Tätigkeiten der Partnerschaft für den Informationsaustausch erforderlich ist.

(4) Für den Informationsaustausch im Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch gelten die folgenden 
Bedingungen:

a) Verpflichtete führen Aufzeichnungen über jeden Informationsaustausch im Rahmen der Partnerschaft;

b) Verpflichtete dürfen sich nicht ausschließlich auf die im Rahmen der Partnerschaft erhaltenen Informationen verlassen, 
um die Anforderungen dieser Verordnung zu erfüllen;
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c) Verpflichtete ziehen keine Rückschlüsse oder treffen keine Entscheidungen, die sich auf die Geschäftsbeziehung mit dem 
Kunden oder die Ausführung der gelegentlichen Transaktionen für den Kunden auswirken, auf der Grundlage der 
Informationen, die sie von anderen Teilnehmern der Partnerschaft für den Informationsaustausch erhalten haben, ohne 
diese Informationen bewertet zu haben. Alle im Rahmen der Partnerschaft erhaltenen Informationen, die bei einer 
Bewertung verwendet werden, die zu einer Entscheidung über die Verweigerung oder Beendigung einer Geschäfts-
beziehung oder die Ausführung einer gelegentlichen Transaktion führt, werden in die gemäß Artikel 21 Absatz 3 
geführten Aufzeichnungen aufgenommen, und diese Aufzeichnungen enthalten einen Verweis darauf, dass die 
Informationen von einer Partnerschaft für den Informationsaustausch stammen;

d) Verpflichtete führen ihre eigene Bewertung von Transaktionen mit Kundenbeteiligung durch, um zu bewerten, welche 
Transaktionen möglicherweise mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen oder Erträge aus 
kriminellen Tätigkeiten umfassen;

e) Verpflichtete ergreifen geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, einschließlich Maßnahmen zur 
Pseudonymisierung, um ein Maß an Sicherheit und Vertraulichkeit zu gewährleisten, das in einem angemessenen 
Verhältnis zu der Art und dem Umfang der ausgetauschten Informationen steht;

f) der Informationsaustausch darf nur in Bezug auf Kunden erfolgen,

i) deren Verhaltensweise oder Transaktionstätigkeiten mit einem höheren Risiko der Geldwäsche, damit zusammen-
hängender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung verbunden sind, das anhand der gemäß den Artikeln 7 und 8 
der Richtlinie (EU) 2024/1640 durchgeführten Risikobewertung auf Unionsebene und auf nationaler Ebene ermittelt 
wurde;

ii) die sich in einer der in den Artikeln 29, 30, 31 und 36 bis 46 dieser Verordnung aufgeführten Situationen befinden; 
oder

iii) für die die Verpflichteten zusätzliche Informationen einholen müssen, um festzustellen, ob sie mit einem höheren 
Risiko der Geldwäsche, damit zusammenhängender Vortaten oder der Terrorismusfinanzierung verbunden sind;

g) Informationen, die durch den Einsatz von künstlicher Intelligenz, Technologien des maschinellen Lernens oder 
Algorithmen generiert werden, dürfen nur weitergegeben werden, wenn diese Prozesse einer angemessenen 
menschlichen Aufsicht unterliegen;

h) vor der Verarbeitung personenbezogener Daten wird eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Artikel 35 der 
Verordnung (EU) 2016/679 durchgeführt;

i) die zuständigen Behörden, die Mitglieder der Partnerschaft für den Informationsaustausch sind, dürfen Informationen 
nur insoweit einholen, bereitstellen und austauschen, als dies für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach einschlägigem 
Unionsrecht oder nationalem Recht erforderlich ist;

j) beteiligen sich die in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 44 Buchstabe c der vorliegenden Verordnung genannten zuständigen 
Behörden an einer Partnerschaft für den Informationsaustausch, so dürfen sie personenbezogene Daten und operative 
Informationen nur im Einklang mit dem nationalen Recht zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (44) und den geltenden Bestimmungen des nationalen Strafprozessrechts, 
einschließlich erforderlichenfalls einer vorherigen richterlichen Genehmigung oder etwaiger sonstiger nationaler 
Verfahrensgarantien, einholen, bereitstellen oder austauschen;

k) der Austausch von Informationen über verdächtige Transaktionen gemäß Absatz 3 Buchstabe g des vorliegenden 
Artikels erfolgt nur, wenn die zentrale Meldestelle, der die Meldung verdächtiger Transaktionen gemäß den Artikeln 69 
und 70 übermittelt wurde, einer solchen Offenlegung zugestimmt hat.

(5) Die im Rahmen einer Partnerschaft für den Informationsaustausch erhaltenen Informationen werden nicht weiter 
übermittelt, es sei denn,

a) die Informationen werden einem anderen Verpflichteten gemäß Artikel 49 Absatz 1 zur Verfügung gestellt;

b) die Informationen sind gemäß Artikel 69 Absatz 1 in einer Meldung an die zentrale Meldestelle aufzunehmen oder zur 
Beantwortung eines Ersuchens der zentralen Meldestelle bereitzustellen;

c) die Informationen werden der AMLA gemäß Artikel 93 der Verordnung (EU) 2024/1620 übermittelt;
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d) die Informationen werden von Strafverfolgungs- oder Justizbehörden vorbehaltlich etwaiger nach nationalem Recht 
erforderlicher vorheriger Genehmigungen oder sonstiger Verfahrensgarantien angefordert.

(6) Verpflichtete, die sich an Partnerschaften für den Informationsaustausch beteiligen, legen in ihren internen Strategien 
und Verfahren gemäß Artikel 9 Strategien und Verfahren für den Informationsaustausch fest. In diesen Strategien und 
Verfahren

a) wird die Bewertung festgelegt, die zur Bestimmung des Umfangs der auszutauschenden Informationen durchzuführen 
ist, und, sofern dies für die Art der Informationen oder die geltenden gerichtlichen Garantien relevant ist, ein 
differenzierter oder begrenzter Zugang zu Informationen für die Mitglieder der Partnerschaft vorgesehen;

b) werden die Aufgaben und Zuständigkeiten der Beteiligten der Partnerschaft für den Informationsaustausch beschrieben;

c) werden die Risikobewertungen ermittelt, die vom Verpflichteten zu berücksichtigen sind, um Situationen mit höherem 
Risiko zu identifizieren, in denen Informationen ausgetauscht werden können.

Die in Unterabsatz 1 genannten internen Strategien und Verfahren werden vor der Beteiligung an einer Partnerschaft für den 
Informationsaustausch erstellt.

(7) Sofern die Aufsichtsbehörden dies für erforderlich halten, geben die Verpflichteten, die an einer Partnerschaft für den 
Informationsaustausch beteiligt sind, eine unabhängige Prüfung der Funktionsweise dieser Partnerschaft in Auftrag und 
teilen die Ergebnisse den Aufsichtsbehörden mit.

KAPITEL VII

DATENSCHUTZ UND AUFBEWAHRUNG VON AUFZEICHNUNGEN

Artikel 76

Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Soweit zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung unbedingt erforderlich, dürfen Verpflichtete 
die in Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 genannten besonderen Kategorien personenbezogener Daten 
sowie die in Artikel 10 jener Verordnung genannten personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und 
Straftaten verarbeiten, sofern dabei die in den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen 
getroffen sind.

(2) Verpflichtete dürfen die unter Artikel 9 der Verordnung (EU) 2016/679 fallenden Daten verarbeiten, sofern

a) sie ihre Kunden oder angehenden Kunden darüber unterrichten, dass diese Kategorien von Daten verarbeitet werden 
können, um die Anforderungen der vorliegenden Verordnung zu erfüllen;

b) die Daten aus verlässlichen Quellen stammen und zutreffend und auf dem neusten Stand sind;

c) sie keine Entscheidungen treffen, die auf der Grundlage dieser Daten zu verzerrten und diskriminierenden Ergebnissen 
führen würden;

d) sie, insbesondere im Hinblick auf Vertraulichkeit, Maßnahmen mit hohem Sicherheitsstandard gemäß Artikel 32 der 
Verordnung (EU) 2016/679 trifft.

(3) Die Verpflichteten können personenbezogene Daten gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) 2016/679 verarbeiten, 
sofern sie die in Absatz 2 dieses Artikels festgelegten Bedingungen erfüllen und

a) diese personenbezogenen Daten Geldwäsche, damit zusammenhängende Vortaten oder Terrorismusfinanzierung 
betreffen;

b) die Verpflichteten über Verfahren verfügen, die es erlauben, bei der Verarbeitung dieser Daten zwischen Vorwürfen, 
Ermittlungen, Verfahren und Verurteilungen zu unterscheiden, und dem Grundrecht auf ein faires Verfahren, dem Recht 
auf Verteidigung und der Unschuldsvermutung Rechnung tragen.

(4) Personenbezogene Daten dürfen von Verpflichteten auf der Grundlage dieser Verordnung ausschließlich für die 
Zwecke der Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verarbeitet werden und dürfen nicht in einer 
Weise weiterverarbeitet werden, die mit diesen Zwecken unvereinbar ist. Es ist untersagt, personenbezogene Daten auf der 
Grundlage dieser Verordnung für kommerzielle Zwecke zu verarbeiten.
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(5) Verpflichtete können Entscheidungen treffen, die sich aus automatisierten Verfahren, einschließlich Profiling im Sinne 
von Artikel 4 Nummer 4 der Verordnung (EU) 2016/679, oder aus Verfahren ergeben, bei denen Systeme der KI im Sinne 
von Artikel 3 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2024/xxx des Europäischen Parlaments und des Rates (45) zur Anwendung 
kommen, sofern

a) die von solchen Systemen verarbeiteten Daten auf Daten beschränkt sind, die gemäß Kapitel III der vorliegenden 
Verordnung erlangt wurden;

b) alle Entscheidungen in Bezug auf die Aufnahme einer Geschäftsbeziehung mit einem Kunden, die Verweigerung der 
Aufnahme derselben oder die Unterhaltung derselben, auf die Ausführung einer gelegentlichen Transaktion für einen 
Kunden oder die Verweigerung der Ausführung derselben oder auf die Ausweitung oder Einschränkung des Umfangs der 
gemäß Artikel 20 der vorliegenden Verordnung angewandten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden einem sinnvollen 
menschlichen Eingreifen unterliegen, um die Richtigkeit und Angemessenheit dieser Entscheidungen sicherzustellen, und

c) der Kunde eine Erklärung zu der vom Verpflichteten getroffenen Entscheidung erhalten und diese Entscheidung 
anfechten kann, außer in Verbindung mit einer Meldung gemäß Artikel 69 der vorliegenden Verordnung.

Artikel 77

Aufbewahrung von Aufzeichnungen

(1) Die Verpflichteten bewahren die nachstehenden Unterlagen und Informationen auf:

a) eine Kopie der Unterlagen und Informationen, die sie bei Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden nach 
Kapitel III eingeholt haben, einschließlich mithilfe elektronischer Identifikationsmittel erlangter Informationen;

b) eine Aufzeichnung der gemäß Artikel 69 Absatz 2 durchgeführten Bewertung, einschließlich der berücksichtigten 
Informationen und Umstände und der Ergebnisse dieser Bewertung, unabhängig davon, ob diese Bewertung dazu 
führen, dass der zentralen Meldestelle eine Meldung verdächtiger Transaktionen übermittelt wird, und eine Kopie dieser 
Meldungen verdächtiger Transaktionen, soweit vorhanden;

c) die zur Ermittlung von Transaktionen erforderlichen Transaktionsbelege und -aufzeichnungen im Original oder als 
Kopie, wie sie nach nationalem Recht in Gerichtsverfahren verwendet werden können.

d) wenn sie sich an Partnerschaften für den Informationsaustausch gemäß Kapitel VI beteiligen, Kopien der im Rahmen 
dieser Partnerschaften erlangten Unterlagen und Informationen und Aufzeichnungen über jeden Informationsaustausch.

Die Verpflichteten stellen sicher, dass die gemäß diesem Artikel aufbewahrten Unterlagen, Informationen und 
Aufzeichnungen nicht unkenntlich gemacht werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 können Verpflichtete beschließen, statt der Aufbewahrung von Kopien nur die Fundstellen 
dieser Informationen festzuhalten, sofern Art und Methode dieses Festhaltens sicherstellen, dass die Verpflichteten den 
zuständigen Behörden die Informationen umgehend liefern und diese nicht modifiziert oder geändert werden können.

Machen Verpflichtete von der in Unterabsatz 1 genannten Ausnahme Gebrauch, so legen sie in ihren nach Artikel 9 
aufgestellten internen Verfahren die Kategorien von Informationen fest, bei denen sie anstelle einer Kopie oder eines 
Originals die Fundstelle festhalten, sowie die Verfahren, nach denen die Informationen in diesem Fall abgerufen werden, 
damit sie den zuständigen Behörden auf Verlangen vorgelegt werden können.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen werden fünf Jahre lang aufbewahrt, und zwar ab dem Tag der 
Beendigung der Geschäftsbeziehung oder ab dem Tag der Ausführung der gelegentlichen Transaktion bzw. ab dem Tag der 
Verweigerung der Aufnahme einer Geschäftsbeziehung oder der Verweigerung der Ausführung einer gelegentlichen 
Transaktion. Unbeschadet der Aufbewahrungsfristen für Daten, die für die Zwecke anderer Rechtsakte der Union oder 
nationaler Rechtsvorschriften im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 erhoben werden, löschen die Verpflichteten 
personenbezogene Daten nach Ablauf der fünfjährigen Aufbewahrungsfrist.

Die zuständigen Behörden können von Fall zu Fall eine weitere Aufbewahrung der in Unterabsatz 1 genannten 
Informationen verlangen, sofern diese Aufbewahrung für die Verhinderung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung erforderlich ist. Die Frist für diese weitere Aufbewahrung darf einen Zeitraum 
von fünf Jahren nicht überschreiten.
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(4) Ist am 10. Juli 2027 in einem Mitgliedstaat ein Gerichtsverfahren anhängig, das die Verhinderung, Aufdeckung, 
Ermittlung oder Verfolgung von mutmaßlicher Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung betrifft, und besitzt ein 
Verpflichteter Informationen oder Unterlagen, die mit diesem anhängigen Verfahren zusammenhängen, so darf er diese 
Informationen oder Unterlagen ab dem 10. Juli 2027 fünf Jahre lang aufbewahren.

Die Mitgliedstaaten können unbeschadet ihrer Beweisregelungen im nationalen Strafrecht, die auf laufende strafrechtliche 
Ermittlungen und Gerichtsverfahren Anwendung finden, die Aufbewahrung dieser Informationen oder Unterlagen für 
weitere fünf Jahre gestatten oder vorschreiben, sofern die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit dieser weiteren 
Aufbewahrung für die Verhinderung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung mutmaßlicher Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung festgestellt wurden.

Artikel 78

Zurverfügungstellung von Aufzeichnungen an die zuständigen Behörden

Verpflichtete verfügen über Systeme, die es ihnen ermöglichen, über sichere Kommunikationskanäle und auf eine Art und 
Weise, die die vertrauliche Behandlung der Anfragen voll und ganz sicherstellt, im Einklang mit nationalem Recht auf 
Anfragen ihrer zentralen Meldestelle oder anderer zuständiger Behörden vollumfänglich und rasch Auskunft darüber zu 
erteilen, ob sie mit bestimmten Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten oder während eines Zeitraums von fünf 
Jahren vor der Anfrage unterhalten haben, und welcher Art diese Geschäftsbeziehung ist.

KAPITEL VIII

MAẞNAHMEN ZUR MINDERUNG DES RISIKOS BEI ANONYMEN INSTRUMENTEN

Artikel 79

Anonyme Konten und Inhaberaktien sowie Bezugsscheine für Inhaberaktien

(1) Kreditinstitute, Finanzinstitute und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen dürfen weder anonyme Bank- und 
Zahlungskonten, anonyme Sparbücher, anonyme Schließfächer oder anonyme Kryptowertekonten noch sonstige Konten 
führen, die es in anderer Weise ermöglichen, den Inhaber des betreffenden Kundenkontos zu anonymisieren oder 
Transaktionen zu anonymisieren oder in hohem Maß zu verschleiern, auch durch anonymitätsverstärkende 
Kryptowährungen.

Bei bestehenden anonymen Bank- oder Zahlungskonten, anonymen Sparbüchern, anonymen von Kredit- oder 
Finanzinstituten gehaltenen Schließfächern oder Kryptowertekonten werden vor jedweder Nutzung dieser Konten, 
Sparbücher oder Schließfächer in Bezug auf die Inhaber und Begünstigten Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden 
durchgeführt.

(2) Treten Kreditinstitute und Finanzinstitute als Acquirer im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
2015/751 des Europäischen Parlaments und des Rates (46) auf, so akzeptieren sie keine Zahlungen, die mit in Drittländern 
ausgegebenen anonymen Guthabenkarten vorgenommen werden, es sei denn, die von der Kommission gemäß Artikel 28 
der vorliegenden Verordnung erlassenen technischen Regulierungsstandards lassen dies bei nachweislich geringem Risiko 
zu.

(3) Unternehmen dürfen keine Inhaberaktien ausgeben und müssen bis zum 10. Juli 2029 alle vorhandenen 
Inhaberaktien in Namensaktien umwandeln, sie im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 909/2014 immobilisieren oder sie bei einem Finanzinstitut hinterlegen. Unternehmen, deren Wertpapiere an einem 
geregelten Markt notiert sind oder deren Aktien als intermediär verwahrte Aktien ausgegeben werden, entweder durch 
Immobilisierung im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 der genannten Verordnung oder durch direkte Ausgabe in 
dematerialisierter Form im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 derselben Verordnung, dürfen jedoch neue 
Inhaberaktien ausgeben und bestehende Inhaberaktien beibehalten. Bei bestehenden Inhaberaktien, die bis zum 10. Juli 
2029 nicht umgewandelt, immobilisiert oder hinterlegt wurden, werden alle mit diesen Aktien verbundenen Stimmrechte 
und Rechte auf Ausschüttungen automatisch bis zu ihrer Umwandlung, Immobilisierung oder Hinterlegung ausgesetzt. Alle 
diese Aktien, die bis zum 10. Juli 2030 nicht umgewandelt, immobilisiert oder hinterlegt wurden, werden gelöscht, was zu 
einer Verringerung des Aktienkapitals in entsprechender Höhe führt.

Unternehmen dürfen keine Bezugsscheine für nicht intermediär verwahrte Inhaberaktien ausgeben.
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Artikel 80

Begrenzung Barzahlungen großer Beträge für Güter oder Dienstleistungen

(1) Personen, die mit Gütern handeln oder Dienstleistungen erbringen, dürfen Barzahlungen nur in Höhe von maximal 
10 000 EUR oder dem entsprechenden Gegenwert in der nationalen oder einer Fremdwährung entgegennehmen oder 
vornehmen, unabhängig davon, ob die Transaktion in einem einzigen Vorgang oder in mehreren Vorgängen, zwischen 
denen eine Verbindung zu bestehen scheint, getätigt wird.

(2) Nach Anhörung der Europäischen Zentralbank gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Entscheidung 98/415/EG des Rates (47) 
dürfen die Mitgliedstaaten niedrigere Obergrenzen festlegen. Diese sind der Kommission innerhalb von drei Monaten nach 
ihrer Einführung auf nationaler Ebene mitzuteilen.

(3) Bestehen auf nationaler Ebene bereits Obergrenzen, die unter der in Absatz 1 festgelegten Obergrenze liegen, so 
behalten diese ihre Gültigkeit. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Obergrenzen bis zum 10. Oktober 2024 mit.

(4) Die in Absatz 1 genannte Obergrenze gilt nicht für

a) Zahlungen zwischen natürlichen Personen, die nicht in ihrer beruflichen Eigenschaft handeln;

b) Zahlungen oder Einlagen, die in den Räumlichkeiten von Kreditinstituten, E-Geld-Emittenten im Sinne von Artikel 2 
Nummer 3 der Richtlinie 2009/110/EG und Zahlungsdienstleistern im Sinne von Artikel 4 Nummer 11 der Richtlinie 
(EU) 2015/2366 vorgenommen werden.

In Unterabsatz 1 Buchstabe b genannte Zahlungen oder Einlagen, die über die Obergrenze hinausgehen, werden der 
zentralen Meldestelle innerhalb der von ihr festgelegten Fristen gemeldet.

(5) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass gegen natürliche oder juristische Personen, bei denen der Verdacht besteht, 
dass sie in ihrer beruflichen Eigenschaft gegen die in Absatz 1 festgesetzte Obergrenze oder eine von einem Mitgliedstaat 
beschlossene niedrigere Obergrenze verstoßen, angemessene Maßnahmen eingeleitet werden, wozu auch die Verhängung 
von Sanktionen zählen.

(6) Die Gesamthöhe der Sanktionen wird gemäß den einschlägigen Bestimmungen der nationalen Rechtsvorschriften in 
einer Weise berechnet, die sicherstellt, dass das Ergebnis in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des Verstoßes steht 
und so wirkungsvoll von weiteren Verstößen gleicher Art abschreckt.

(7) Sind Geldbeträge im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366, mit Ausnahme von Banknoten 
und Münzen, aufgrund höherer Gewalt auf nationaler Ebene nicht mehr als Zahlungsmittel verfügbar, so können die 
Mitgliedstaaten die Anwendung von Absatz 1 oder erforderlichenfalls Absatz 2 des vorliegenden Artikels vorübergehend 
aussetzen und unterrichten die Kommission unverzüglich darüber. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission ferner 
über die voraussichtliche Dauer der Nichtverfügbarkeit von Geldbeträgen im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie 
(EU) 2015/2366, mit Ausnahme von Banknoten und Münzen, als Zahlungsmittel sowie über die von den Mitgliedstaaten 
ergriffenen Maßnahmen zur Wiederherstellung ihrer Verfügbarkeit unterrichtet.

Gelangt die Kommission auf der Grundlage der von dem Mitgliedstaat übermittelten Informationen zu der Auffassung, dass 
die Aussetzung der Anwendung von Absatz 1 oder gegebenenfalls Absatz 2 nicht durch einen Fall höherer Gewalt 
gerechtfertigt ist, so erlässt sie einen an diesen Mitgliedstaat gerichteten Beschluss, in dem sie die sofortige Aufhebung dieser 
Aussetzung beantragt.
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KAPITEL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

ABSCHNITT 1

Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen und der EUStA

Artikel 81

Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen und der EUStA

(1) Im Einklang mit Artikel 24 der Verordnung (EU) 2017/1939 übermittelt jede zentrale Meldestelle der EUStA 
unverzüglich die Ergebnisse ihrer Analysen und alle zusätzlichen einschlägigen Informationen, wenn ein berechtigter Grund 
zu der Annahme besteht, dass Geldwäsche oder sonstige kriminelle Tätigkeiten begangen werden oder begangen wurden, 
für die die EUStA ihre Zuständigkeit gemäß Artikel 22 und Artikel 25 Absätze 2 und 3 der genannten Verordnung ausüben 
könnte.

Die AMLA arbeitet bis zum 10. Juli 2026 in Absprache mit der EUStA Entwürfe technischer Durchführungsstandards aus 
und legt sie der Kommission zur Annahme vor. In diesen Entwürfen technischer Durchführungsstandards wird das Format 
festgelegt, das von den zentralen Meldestellen für den Bericht von Informationen an die EUStA zu verwenden ist.

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes genannten technischen 
Standards im Einklang mit Artikel 53 der Verordnung (EU) 2024/1620 anzunehmen.

(2) Die zentralen Meldestellen beantworten Auskunftsersuchen der EUStA im Zusammenhang mit Geldwäsche und 
sonstigen kriminellen Tätigkeiten gemäß Absatz 1.

(3) Die zentralen Meldestellen und die EUStA können die Ergebnisse strategischer Analysen, einschließlich Typologien 
und Risikoindikatoren, austauschen, wenn sich diese Analysen auf Geldwäsche und andere kriminelle Tätigkeiten gemäß 
Absatz 1 beziehen.

Artikel 82

Auskunftsersuchen an die EUStA

(1) Die EUStA beantwortet begründete Auskunftsersuchen einer zentralen Meldestelle unverzüglich, wenn diese 
Informationen für die Wahrnehmung der Aufgaben der zentralen Meldestelle gemäß Kapitel III der Richtlinie (EU) 
2024/1640 erforderlich sind.

(2) Die EUStA kann die Bereitstellung der in Absatz 1 gennannten Informationen aufschieben oder ablehnen, wenn es 
wahrscheinlich ist, dass diese Bereitstellung den ordnungsgemäßen Ablauf und die Vertraulichkeit einer laufenden 
Untersuchung beeinträchtigen würde. Die EUStA teilt der ersuchenden zentralen Meldestelle unter Angabe der Gründe 
rechtzeitig mit, ob die Bereitstellung solcher Informationen aufgeschoben oder abgelehnt wird.

ABSCHNITT 2

Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen und dem OLAF

Artikel 83

Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen und dem OLAF

(1) Gemäß Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (48) übermittelt jede zentrale Meldestelle dem OLAF unverzüglich die Ergebnisse ihrer Analysen und alle zusätzlichen 
einschlägigen Informationen, wenn ein berechtigter Grund zu der Annahme besteht, dass Betrug, Korruption oder sonstige 
rechtswidrige Handlungen zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union begangen werden oder begangen wurden, für 
die das OLAF seine Zuständigkeit gemäß Artikel 8 der genannten Verordnung ausüben könnte.
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(2) Die zentralen Meldestellen reagieren rechtzeitig auf Auskunftsersuchen des OLAF in Bezug auf Betrug, Korruption 
oder sonstige rechtswidrige Handlungen gemäß Absatz 1.

(3) Die zentralen Meldestellen und das OLAF können die Ergebnisse strategischer Analysen, einschließlich Typologien 
und Risikoindikatoren, austauschen, wenn sich diese Analysen auf Betrug, Korruption oder sonstige rechtswidrige 
Handlungen gemäß Absatz 1 beziehen.

Artikel 84

Auskunftsersuchen an das OLAF

(1) Das OLAF beantwortet begründete Auskunftsersuchen einer zentralen Meldestelle rechtzeitig, wenn diese 
Informationen für die Wahrnehmung der Aufgaben der zentralen Meldestelle gemäß Kapitel III der Richtlinie (EU) 
2024/1640 erforderlich sind.

(2) Das OLAF kann die Bereitstellung der in Absatz1 genannten Informationen aufschieben oder ablehnen, wenn es 
wahrscheinlich ist, dass sich diese Bereitstellung negativ auf eine laufende Untersuchung auswirken würde. Das OLAF teilt 
der ersuchenden zentralen Meldestelle unter Angabe der Gründe rechtzeitig mit, wenn die Bereitstellung solcher 
Informationen aufgeschoben oder abgelehnt wird.

ABSCHNITT 3

Sonstige Bestimmungen

Artikel 85

Ausübung der Befugnisübertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass der in den Artikeln 29, 30, 31, 34, 43, 52 und 68 genannten delegierten Rechtsakte wird der 
Kommission ab dem 9. Juli 2024 auf unbestimmte Zeit übertragen.

(3) Die Befugnisübertragung gemäß den Artikeln 29, 30, 31, 34, 43, 52 und 68 kann vom Europäischen Parlament oder 
vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die 
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss nicht berührt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß den Artikeln 29, 30, 31 oder 34 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder 
das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von einem Monat nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament 
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um einen Monat verlängert.

(7) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß den Artikeln 43, 52 oder 68 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament 
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um drei Monate verlängert.
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Artikel 86

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird vom Ausschuss zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
unterstützt, der durch Artikel 34 der Verordnung (EU) 2023/1113 eingesetzt wurde. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im 
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 87

Überprüfung

Bis zum 10. Juli 2032 und danach alle drei Jahre überprüft die Kommission die Anwendung dieser Verordnung und legt 
dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht vor.

Die erste Überprüfung enthält eine Bewertung

a) der nationalen Systeme für die Meldung von Verdachtsfällen gemäß Artikel 69 sowie Hindernisse und Möglichkeiten für 
die Einrichtung eines einheitlichen Meldesystems auf Unionsebene;

b) der Angemessenheit des Rahmens für die Transparenz bei wirtschaftlichem Eigentum zur Minderung der Risiken im 
Zusammenhang mit juristischen Personen und Rechtsvereinbarungen.

Artikel 88

Berichte

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 10. Juli 2030 Berichte vor, in denen sie die 
Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit von Folgendem beurteilt:

a) der Herabsetzung des für die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentümers von juristischen Personen durch 
Eigentumsbeteiligung geltenden Schwellenwerts von 25 %;

b) der Ausweitung des Anwendungsbereichs der hochwertigen Güter auf hochwertige Kleidungsstücke und Bekleidungszu-
behör;

c) der Ausweitung des Anwendungsbereichs der schwellenwertbasierten Offenlegungen nach Artikel 74 auf den Verkauf 
anderer Güter, der Einführung harmonisierter Formate für die Meldung dieser Transaktionen auf der Grundlage des 
Nutzens dieser Meldungen für die zentralen Meldestellen und der Ausweitung des Umfangs der von Personen, die 
handeln, in Freihandelszonen erhobenen Informationen;

d) der Anpassung der Obergrenze Barzahlungen über große Beträge.

Artikel 89

Beziehung zur Richtlinie (EU) 2015/849

Bezugnahmen auf die Richtlinie (EU) 2015/849 gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und auf die 
Richtlinie (EU) 2024/1640 und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang VI der vorliegenden Verordnung zu 
lesen.

Artikel 90

Inkrafttreten und Geltungsbeginn

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 10. Juli 2027 mit Ausnahme für in Artikel 3 Ziffer 3 Buchstaben n und o genannten Verpflichteten, für die 
sie ab dem 10. Juli 2029 gilt.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 31. Mai 2024.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Die Präsidentin

R. METSOLA

Im Namen des Rates

Die Präsidentin

H. LAHBIB
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ANHANG I

Indikative Liste der Risikovariablen

Die nachstehende Liste ist eine nicht erschöpfende Aufzählung von Risikovariablen, die die Verpflichteten bei ihrer 
Risikobewertung nach Artikel 10 und bei der Ermittlung des Umfangs der nach Artikel 20 anzuwendenden 
Sorgfaltsmaßnahmen gegenüber Kunden zu berücksichtigen haben:

a) Kundenrisikovariablen:

i) geschäftliche oder berufliche Tätigkeit des Kunden und seines wirtschaftlichen Eigentümers,

ii) Ruf des Kunden und seines wirtschaftlichen Eigentümers,

iii) Art und Verhalten des Kunden und seines wirtschaftlichen Eigentümers,

iv) Rechtsräume, in denen der Kunde und sein wirtschaftlicher Eigentümer ansässig sind,

v) Rechtsräume, in denen sich der Hauptgeschäftssitz des Kunden und seines wirtschaftlichen Eigentümers des Kunden 
befinden,

vi) Rechtsräume, zu denen der Kunde und sein wirtschaftlicher Eigentümer relevante persönliche Verbindungen haben.

b) Produkt-, Dienstleistungs- oder Transaktionsrisikovariablen

i) Zweck eines Kontos oder einer Beziehung,

ii) Regelmäßigkeit oder Dauer der Geschäftsbeziehung,

iii) Höhe der von einem Kunden eingezahlten Vermögenswerte oder Umfang der durchgeführten Transaktionen,

iv) mit den jeweiligen Produkten, Dienstleistungen oder Transaktionen verbundenes Maß an Transparenz oder 
Intransparenz,

v) Komplexität der jeweiligen Produkte, Dienstleistungen oder Transaktionen,

vi) Wert oder Umfang der jeweiligen Produkte, Dienstleistungen oder Transaktionen

c) Vertriebskanalrisikovariablen

i) Ausmaß der Abwicklung einer Geschäftsbeziehung ohne persönlichen Kontakt,

ii) Präsenz von Kundenwerbern oder Vermittlern, auf die der Kunde zurückgreifen könnte, und Art der Beziehung 
zwischen diesen und dem Kunden.

d) Risikovariable bei Lebensversicherungen und anderen Versicherungen mit Anlagezweck:

i) Höhe des vom Begünstigten der Versicherungspolice ausgehenden Risikos.

DE ABl. L vom 19.6.2024

98/111 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1624/oj

#RV0305
St

a
nd

: 1
3.

07
.2

02
6



ANHANG II

Faktoren für ein geringeres Risiko

Die nachstehende Liste ist eine nicht erschöpfende Aufzählung der Faktoren und möglichen Anzeichen für ein potenziell 
geringeres Risiko im Sinne von Artikel 20:

(1) Faktoren beim Kundenrisiko:

a) öffentliche, an einer Börse notierte Unternehmen, die (aufgrund von Börsenordnungen oder von Gesetzes wegen 
oder aufgrund durchsetzbarer Instrumente) Offenlegungspflichten unterliegen, die Anforderungen an die 
Gewährleistung einer angemessenen Transparenz hinsichtlich des wirtschaftlichen Eigentümers auferlegen,

b) öffentliche Verwaltungen oder Unternehmen,

c) Kunden mit Wohnsitz in geografischen Gebieten mit geringerem Risiko nach Nummer 3.

(2) Faktoren beim Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions- oder Vertriebskanalrisiko:

a) Lebensversicherungspolicen mit niedriger Prämie,

b) Versicherungspolicen für Rentenversicherungsverträge, sofern die Verträge weder eine Rückkaufklausel enthalten 
noch als Sicherheit für Darlehen dienen können,

c) Rentensysteme und Pensionspläne beziehungsweise ähnliche Systeme, die den Mitarbeitern Altersversorgungsleis-
tungen bieten, wobei die Beiträge vom Gehalt abgezogen werden und die Regeln des Systems es den Begünstigten 
nicht gestatten, ihre Rechte zu übertragen,

d) Finanzprodukte oder -dienste, die bestimmten Kunden angemessen definierte und begrenzte Dienstleistungen mit 
dem Ziel der Einbindung in das Finanzsystem („financial inclusion“) anbieten,

e) Produkte, bei denen die Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung durch andere Faktoren wie etwa 
Beschränkungen der elektronischen Geldbörse oder die Transparenz der Eigentumsverhältnisse gesteuert werden 
(z. B. bestimmten Arten von E-Geld).

(3) Faktoren beim geografischen Risiko — Registrierung, Niederlassung, Wohnsitz in:

a) Mitgliedstaaten,

b) Drittländern mit gut funktionierenden Systemen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung,

c) Drittländern, in denen Korruption und andere kriminelle Tätigkeiten laut glaubwürdigen Quellen schwach 
ausgeprägt sind,

d) Drittländern, deren Anforderungen an die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung laut 
glaubwürdigen Quellen (z. B. gegenseitige Evaluierungen, detaillierte Bewertungsberichte oder veröffentlichte 
Follow-up-Berichte) den überarbeiteten FATF-Empfehlungen entsprechen und die diese Anforderungen wirksam 
umsetzen.
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ANHANG III

Faktoren für ein erhöhtes Risiko

Die nachstehende Liste ist eine nicht erschöpfende Aufzählung von Faktoren und möglichen Anzeichen für ein potenziell 
erhöhtes Risiko im Sinne von Artikel 20:

(1) Faktoren beim Kundenrisiko:

a) außergewöhnliche Umstände der Geschäftsbeziehung oder der gelegentlichen Transaktion,

b) Kunden, die in geografischen Gebieten mit erhöhtem Risiko im Sinne von Nummer 3 ansässig sind,

c) juristische Personen oder Rechtsvereinbarungen, die als Instrumente für die private Vermögensverwaltung dienen,

d) Gesellschaften mit nominellen Anteilseignern oder als Inhaberpapieren emittierten Aktien,

e) bargeldintensive Unternehmen,

f) angesichts der Art der Geschäftstätigkeit als ungewöhnlich oder übermäßig kompliziert erscheinende Eigentums-
struktur des Unternehmens,

g) Kunden, die Drittstaatsangehörige sind und gegen eine Investition jeglicher Art, insbesondere auch gegen 
Vermögenstransfers, gegen den Erwerb oder die Anmietung von Immobilien, gegen Anlagen in Staatsanleihen, gegen 
die Beteiligung an Gesellschaften, gegen eine Schenkung oder eine gemeinnützige Stiftung und gegen Beiträge zum 
Staatshaushalt, Aufenthaltsrechte in einem Mitgliedstaat erwerben wollen,

h) Kunden, bei denen es sich um eine juristische Person oder eine Rechtsvereinbarung handelt, die in einem Land 
gegründet oder errichtet wurde, in dem sie keine tatsächliche wirtschaftliche Tätigkeit, substantielle wirtschaftliche 
Präsenz oder offensichtliche wirtschaftliche Beweggründe hat,

i) Kunden, die unmittelbar oder mittelbar im Eigentum einer oder mehrerer der Einrichtungen oder Rechtsverein-
barungen gemäß Buchstaben h stehen.

(2) Faktoren beim Produkt-, Dienstleistungs-, Transaktions- oder Vertriebskanalrisiko:

a) Banken mit Privatkundengeschäft,

b) Produkte oder Transaktionen, die Anonymität begünstigen könnten,

c) Eingang von Zahlungen unbekannter oder nicht verbundener Dritter,

d) neue Produkte und neue Geschäftsmodelle einschließlich neuer Vertriebsmechanismen sowie Nutzung neuer oder in 
der Entwicklung begriffener Technologien für neue oder bereits bestehende Produkte,

e) Transaktionen in Bezug auf Öl, Waffen, Edelmetalle oder Edelsteine, Tabakerzeugnisse, Kulturgüter und andere 
Artikel von archäologischer, historischer, kultureller oder religiöser Bedeutung oder von außergewöhnlichem 
wissenschaftlichen Wert sowie Elfenbein und geschützte Arten.

(3) Faktoren beim geografischen Risiko:

a) Drittländer, die unter verstärkter Beobachtung stehen oder bei denen die FATF anderweitig Mängel in den Systemen 
zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung festgestellt hat,

b) Drittländer, die laut glaubwürdigen Quellen/anerkannten Verfahren (z. B. gegenseitige Evaluierungen, detaillierte 
Bewertungsberichte oder veröffentlichte Follow-up-Berichte) nicht über wirksame Systeme zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung verfügen,

c) Drittländer, in denen Korruption oder andere kriminelle Tätigkeiten laut glaubwürdigen Quellen/anerkannten 
Verfahren signifikant ausgeprägt sind,
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d) Drittländer, gegen die beispielsweise die Union oder die Vereinten Nationen Sanktionen, Embargos oder ähnliche 
Maßnahmen verhängt hat/haben,

e) Drittländer, die terroristische Aktivitäten finanziell oder anderweitig unterstützen oder in denen bekannte 
terroristische Organisationen aktiv sind,

f) Drittländer, die durch glaubwürdige Quellen oder anerkannte Verfahren als Länder eingestuft wurden, die 
Finanzgeheimnisse ermöglichen, und zwar durch:

i) Hindernisse für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit anderen Ländern,

ii) strenge Rechtsvorschriften über das Geschäfts- oder Bankgeheimnis, die Institute und ihre Mitarbeiter daran 
hindern, den zuständigen Behörden Kundeninformationen zur Verfügung zu stellen, auch durch Geldbußen und 
Sanktionen,

iii) unzureichende Kontrolle der Gründung von juristischen Personen oder der Errichtung von Rechtsverein-
barungen, oder

iv) die fehlende Verpflichtung, Angaben zum wirtschaftlichen Eigentümer in einer zentralen Datenbank oder einem 
Zentralregister zu erfassen oder zu speichern.
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ANHANG IV

Liste der hochwertigen Güter nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 54:

1. Schmuck, Gold- und Silberschmiedewaren im Wert von mehr als 10 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung,

2. Uhren im Wert von mehr als 10 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung,

3. Kraftfahrzeuge zu einem Preis von mehr als 250 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung,

4. Luftfahrzeuge zu einem Preis von mehr als 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung,

5. Wasserfahrzeuge zu einem Preis von mehr als 7 500 000 EUR oder dem Gegenwert in Landeswährung.
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ANHANG V

Die in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 55 genannten Edelmetalle:

a) Gold

b) Silber

c) Platin

d) Iridium

e) Osmium

f) Palladium

g) Rhodium

h) Rhutenium

Die in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 55 genannten Edelsteine:

a) Diamant

b) Rubin

c) Saphir

d) Smaragd
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ANHANG VI

Entsprechungstabelle

Richtlinie (EU) 2015/849 Richtlinie (EU) 2024/1640 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Absatz 1 — —

Artikel 1 Absatz 2 — —

Artikel 1 Absatz 3 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1

Artikel 1 Absatz 4 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1

Artikel 1 Absatz 5 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 2

Artikel 1 Absatz 6 — Artikel 2 Absatz 1 Nummern 1 und 2

Artikel 2 Absatz 1 — Artikel 3

Artikel 2 Absatz 2 — Artikel 4

Artikel 2 Absatz 3 — Artikel 6 Absatz 1

Artikel 2 Absatz 4 — Artikel 6 Absatz 2

Artikel 2 Absatz 5 — Artikel 6 Absatz 3

Artikel 2 Absatz 6 — Artikel 6 Absatz 4

Artikel 2 Absatz 7 — Artikel 6 Absatz 5

Artikel 2 Absatz 8 — Artikel 7

Artikel 2 Absatz 9 — Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 6 Ab-
satz 6

Artikel 3, Nummer 1 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 5

Artikel 3, Nummer 2 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 6

Artikel 3, Nummer 3 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4

Artikel 3, Nummer 4 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3

Artikel 3, Nummer 5 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 47

Artikel 3, Nummer 6 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 28

Artikel 3, Nummer 6 Buchstabe a — Artikel 51 bis 55

Artikel 3, Nummer 6 Buchstabe b — Artikel 58

Artikel 3, Nummer 6 Buchstabe c — Artikel 57

Artikel 3, Nummer 7 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 11

Artikel 3, Nummer 8 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 22

Artikel 3, Nummer 9 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 34 und 
Artikel 2 Absatz 2
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Artikel 3, Nummer 10 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 35 und 
Artikel 2 Absatz 5

Artikel 3, Nummer 11 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 36

Artikel 3, Nummer 12 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 40

Artikel 3, Nummer 13 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 19

Artikel 3, Nummer 14 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 12

Artikel 3, Nummer 15 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 41

Artikel 3, Nummer 16 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 17

Artikel 3, Nummer 17 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 23

Artikel 3, Nummer 18 — Artikel 2 Absatz 1 Nummer 7

Artikel 3, Nummer 19 — —

Artikel 4 Artikel 3 —

Artikel 5 — —

Artikel 6 Artikel 7 —

Artikel 7 Artikel 8 —

Artikel 8 Absatz 1 — Artikel 10 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 2 — Artikel 10 Absatz 2 und Absatz 3

Artikel 8 Absatz 3 — Artikel 9 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 4 — Artikel 9 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 5 — Artikel 9 Absatz 2 und Absatz 3

Artikel 9 — Artikel 29

Artikel 10 Absatz 1 — Artikel 79 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 2 — Artikel 79 Absatz 3

Artikel 11 — Artikel 19 Absätze 1, 2 und 5

Artikel 12 — Artikel 19 Absatz 7 und Artikel 79 
Absatz 2

Artikel 13 Absatz 1 — Artikel 20 Absatz 1

Artikel 13 Absatz 2 — Artikel 20 Absatz 2

Artikel 13 Absatz 3 — Artikel 20 Absatz 2

Artikel 13 Absatz 4 — Artikel 20 Absatz 4

Artikel 13 Absatz 5 — Artikel 47

Artikel 13 Absatz 6 — Artikel 22 Absatz 4
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Artikel 14 Absatz 1 — Artikel 23 Absätze 1 und 4

Artikel 14 Absatz 2 — Artikel 23 Absatz 2

Artikel 14 Absatz 3 — Artikel 23 Absatz 3

Artikel 14 Absatz 4 — Artikel 21 Absätze 1 und 2

Artikel 14 Absatz 5 — Artikel 26 Absatz 2 und Absatz 3

Artikel 15 — Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 2 und 
Artikel 33

Artikel 16 — Artikel 33 Absatz 1

Artikel 17 — —

Artikel 18 Absatz 1 — Artikel 34 Absätze 1 und 8

Artikel 18 Absatz 2 — Artikel 34 Absatz 2

Artikel 18 Absatz 3 — Artikel 34 Absatz 3

Artikel 18 Absatz 4 — —

Artikel 18a Absatz 1 — Artikel 29 Absatz 4

Artikel 18a Absatz 2 — Artikel 29 Absätze 5 und 6 und 
Artikel 35, Buchstabe a

Artikel 18a Absatz 3 — Artikel 29 Absatz 5 und 6 und 
Artikel 35, Buchstabe b

Artikel 18a Absatz 4 — —

Artikel 18a Absatz 5 — Artikel 29 Absatz 6

Artikel 19 — Artikel 36

Artikel 20 — Artikel 9 Absatz 2, Artikel 20 Absatz 1 
und Artikel 42 Absatz 1

Artikel 20 Buchstabe a — Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer iii 
und Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe g

Artikel 20 Buchstabe b — Artikel 42 Absatz 1

Artikel 20a — Artikel 43

Artikel 21 — Artikel 44

Artikel 22 — Artikel 45

Artikel 23 — Artikel 46

Artikel 24 — Artikel 39

Artikel 25 — Artikel 48 Absatz 1

Artikel 26 — Artikel 48
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Artikel 27 — Artikel 49

Artikel 28 — Artikel 48 Absatz 3

Artikel 29 — —

Artikel 30 Absatz 1 — Artikel 63 Absatz 1, Absatz 2 Unterab-
satz 2 und Absatz 4 sowie Artikel 68

Artikel 30 Absatz 2 — Artikel 63 Absatz 5

Artikel 30 Absatz 3 Artikel 10 Absatz 1 —

Artikel 30 Absatz 4 Artikel 10 Absatz 7 und 10 Artikel 24

Artikel 30 Absatz 5 Unterabsatz 1 Artikel 11 und Artikel 12 Absatz 2 —

Artikel 30 Absatz 5 Unterabsatz 2 Artikel 12 Absatz 1 —

Artikel 30 Absatz 5 Unterabsatz 3 — —

Artikel 30 Absatz 5a Artikel 11 Absatz 4 und Artikel 13 
Absatz 12

—

Artikel 30 Absatz 6 Artikel 11 Absätze 1, 2 und 3 —

Artikel 30 Absatz 7 Artikel 61 Absatz 2 —

Artikel 30 Absatz 8 — Artikel 22 Absatz 7

Artikel 30 Absatz 9 Artikel 15 —

Artikel 30 Absatz 10 Artikel 10 Absatz 19 und Absatz 20 —

Artikel 31 Absatz 1 — Artikel 58, Artikel 64 Absatz 1 und 
Artikel 68

Artikel 31 Absatz 2 — Artikel 64 Absatz 3

Artikel 31 Absatz 3 — Artikel 64 Absatz 5

Artikel 31 Absatz 3a Artikel 10 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 67

Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz 1 Artikel 11 und Artikel 12 Absatz 2 —

Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz 2 Artikel 12 Absatz 1 —

Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz 3 — —

Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz 4 Artikel 11 Absatz 2 —

Artikel 31 Absatz 4a Artikel 11 Absatz 4 und 13 Absatz 12 —

Artikel 31 Absatz 5 Artikel 10 Absätze 7 und 10 Artikel 24

Artikel 31 Absatz 6 — Artikel 22 Absatz 7

Artikel 31 Absatz 7 Artikel 61 Absatz 2 —

Artikel 31 Absatz 7a Artikel 15 —
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Artikel 31 Absatz 9 Artikel 10 Absätze 19 und 20 —

Artikel 31 Absatz 10 — Artikel 58 Absatz 4

Artikel 31a Artikel 17 Absatz 1 —

Artikel 32 Absatz 1 Artikel 19 Absatz 1 —

Artikel 32 Absatz 2 Artikel 62 Absatz 1 —

Artikel 32 Absatz 3 Artikel 19 Absatz 2, Absatz 3 Unter-
absatz 1, Absätze 4 und 5

—

Artikel 32 Absatz 4 Artikel 21 Absatz 1 und Artikel 22 
Absatz 1 Unterabsatz

—

Artikel 32 Absatz 5 Artikel 22 Absatz 1 Unterabsatz 2 —

Artikel 32 Absatz 6 Artikel 22 Absatz 2 —

Artikel 32 Absatz 7 Artikel 24 Absatz 1 —

Artikel 32 Absatz 8 Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 2 —

Artikel 32 Absatz 9 Artikel 21 Absatz 4 —

Artikel 32a Absatz 1 Artikel 16 Absatz 1 —

Artikel 32a Absatz 2 Artikel 16 Absatz 2 —

Artikel 32a Absatz 3 Artikel 16 Absatz 3 —

Artikel 32a Absatz 4 Artikel 16 Absatz 5 —

Artikel 32b Artikel 18 —

Artikel 33 Absatz 1 — Artikel 69 Absatz 1

Artikel 33 Absatz 2 — Artikel 69 Absatz 6

Artikel 34 Absatz 1 — Artikel 70 Absatz 1

Artikel 34 Absatz 2 — Artikel 70 Absatz 2

Artikel 34 Absatz 3 Artikel 40 Absatz 5 —

Artikel 35 — Artikel 71

Artikel 36 Artikel 42 —

Artikel 37 — Artikel 72

Artikel 38 Artikel 60 Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 4 und 
Absatz 4, Artikel 14 und Artikel 69 
Absatz 7

Artikel 39 — Artikel 73

Artikel 40 — Artikel 77
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Richtlinie (EU) 2015/849 Richtlinie (EU) 2024/1640 Vorliegende Verordnung

Artikel 41 — Artikel 76

Artikel 42 — Artikel 78

Artikel 43 — —

Artikel 44 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 1 —

Artikel 44 Absatz 2 Artikel 9 Absatz 2 —

Artikel 44 Absatz 3 — —

Artikel 44 Absatz 4 Artikel 9 Absätze 3 und 6 —

Artikel 45 Absatz 1 — Artikel 16 Absatz 1

Artikel 45 Absatz 2 — Artikel 8 Absatz 3, 4 und 5

Artikel 45 Absatz 3 — Artikel 17 Absatz 1

Artikel 45 Absatz 4 Artikel 48 —

Artikel 45 Absatz 5 — Artikel 17 Absatz 2

Artikel 45 Absatz 6 — Artikel 17 Absatz 3

Artikel 45 Absatz 7 — Artikel 17 Absatz 4

Artikel 45 Absatz 8 — Artikel 16 Absatz 3

Artikel 45 Absatz 9 Artikel 41 Absatz 1 —

Artikel 45 Absatz 10 Artikel 41 Absatz 2 —

Artikel 45 Absatz 11 Artikel 41 Absatz 3 —

Artikel 46 Absatz 1 — Artikel 12 und 15

Artikel 46 Absatz 2 Artikel 39 Absatz 2 —

Artikel 46 Absatz 3 Artikel 28 Absatz 1 —

Artikel 46 Absatz 4 — Artikel 11 Absatz 1

Artikel 47 Absatz 1 Artikel 4 Absätze 1 und 2 —

Artikel 47 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 1 —

Artikel 47 Absatz 3 Artikel 6 Absatz 2 —

Artikel 48 Absatz 1 Artikel 37 Absatz 1 —

Artikel 48 Absatz 1a Artikel 37 Absatz 5 und Artikel 62 
Absatz 1

—

Artikel 48 Absatz 2 Artikel 37 Absätze 2 und 6 —

Artikel 48 Absatz 3 Artikel 37 Absatz 7 —
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Artikel 48 Absatz 4 Artikel 37 Absatz 1 Unterabsatz 1, 
Artikel 46 und Artikel 54 Absatz 4

—

Artikel 48 Absatz 5 Artikel 46 Absätze 2 und 3 sowie 
Artikel 47

—

Artikel 48 Absatz 6 Artikel 40 Absatz 1 —

Artikel 48 Absatz 7 Artikel 40 Absatz 2 —

Artikel 48 Absatz 8 Artikel 40 Absatz 4 —

Artikel 48 Absatz 9 Artikel 37 Absatz 3 —

Artikel 48 Absatz 10 Artikel 40 Absatz 3 —

Artikel 49 Artikel 61 Absatz 1 —

Artikel 50 Artikel 63 —

Artikel 50a Artikel 61 Absatz 3 —

Artikel 51 — —

Artikel 52 Artikel 29 —

Artikel 53 Artikel 31 —

Artikel 54 Artikel 33 —

Artikel 55 Artikel 34 —

Artikel 56 Artikel 30 Absätze 2 und 3 —

Artikel 57 Artikel 35 —

Artikel 57a Absatz 1 Artikel 67 Absatz 1 —

Artikel 57a Absatz 2 Artikel 67 Absatz 2 —

Artikel 57a Absatz 3 Artikel 67 Absatz 3 —

Artikel 57a Absatz 4 Artikel 44, Artikel 46 Absatz 1 und 
Artikel 47 Absatz 1

—

Artikel 57a Absatz 5 Artikel 51 —

Artikel 57b Artikel 68 —

Artikel 58 Absatz 1 Artikel 53 Absatz 1 —

Artikel 58 Absatz 2 Artikel 53 Absatz 2 und 3 —

Artikel 58 Absatz 3 Artikel 53 Absatz 4 —

Artikel 58 Absatz 4 — —

Artikel 58 Absatz 5 Artikel 53 Absatz 5 —

Artikel 59 Absatz 1 Artikel 55 Absatz 1 —

Artikel 59 Absatz 2 Artikel 55 Absatz 2 und Artikel 56 
Absätze 2 und 3

—

Artikel 59 Absatz 3 Artikel 55 Absatz 3 —

Artikel 59 Absatz 4 Artikel 55 Absatz 4 —
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Artikel 60 Absatz 1 Artikel 58 Absatz 1, Absatz 2 Unter-
absatz 1 und Absatz 3

—

Artikel 60 Absatz 2 Artikel 58 Absatz 2 Unterabsatz 3 —

Artikel 60 Absatz 3 Artikel 58 Absatz 4 —

Artikel 60 Absatz 4 Artikel 53 Absatz 6 —

Artikel 60 Absatz 5 Artikel 53 Absatz 7 —

Artikel 60 Absatz 6 Artikel 53 Absatz 8 —

Artikel 61 Artikel 60 —

Artikel 62 Absatz 1 Artikel 59 Absatz 1 —

Artikel 62 Absatz 2 Artikel 6 Absatz 6 —

Artikel 62 Absatz 3 Artikel 59 Absatz 2 —

Artikel 63 — —

Artikel 64 — Artikel 85

Artikel 64a Artikel 72 Artikel 86

Artikel 65 — —

Artikel 66 — —

Artikel 67 — —

Artikel 68 — —

Artikel 69 — —

Anhang I — Anhang I

Anhang II — Anhang II

Anhang III — Anhang III

Anhang IV — —
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5/1 Kommission für Qualitätskontrolle: Hinweis zur Grundgesamtheit von 
Qualitätskontrollen

Stand: 06.05.2025 (7 Seiten)
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5/2 Kommission für Qualitätskontrolle:
Hinweis zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamtheit für die Prüfung 
der Auftragsabwicklung

Stand: 19.06.2024 (4 Seiten)

A 
WIRTSCHAFTSPRÜFERKAMMER 
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öffentlichen Rechts 
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Hinweis zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamtheit 

für die Prüfung der Auftragsabwicklung 

A. Vorbemerkung

B. Pflicht zur Prüfung der Vollständigkeit der Grundgesamtheit

C. Prüfungsvorgehen bei der Beurteilung der Vollständigkeit der Siegelliste

1. Vorläufige Risikoeinschätzung und Aufbauprüfung

2. Aussagebezogene Prüfungshandlungen

3. Vollständigkeitserklärung

4. Berichterstattung
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6 Urteil Bundesgerichtshof vom 11.12.2025

Stand: 11.12.2025 (1 Seiten)

Download der
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